10.

11.

12.

13.

14.

15.

Bekanntgabe
einer 6ffentlichen Sitzung

Am Dienstag, 20.02.2024, um 17:30 Uhr
findet im Rathaus, Sitzungssaal,
die 44. Sitzung des Stadtrates mit folgender Tagesordnung statt:

Burgerfrageviertelstunde
Bericht des Oberbirgermeisters
Anfragen aus dem Stadtrat

Verabschiedung der Stadtrate Hans-Peter Mattausch und David Schiepek

ErschlieBung Tiny-Haus-Siedlung Campingplatz
- Information aktueller Planungsstand

Neubau Bricke "Am Stauferwall”
- Information u. Vergabe Ingenieurleistungen

Freiwillige Feuerwehr Hellenbach - Bestatigung des Kommandanten und Stellvertretenden
Kommandanten

Resolution zum Erhalt des Dinkelsbihler Krankenhauses
Entwicklung Jugendherberge

Anderung der Richtlinie zur Vergabe von Finanzmitteln aus dem o6ffentlich-privaten
Projektfonds im Bund-Lander-Stadtebauférderprogramm "Lebendige Zentren"

Bebauungsplan "Segringen - Schellenheckfeld West" Verfahrensumstellung nach § 13 b
BauGB

28. Anderung des Flachennutzungsplanes im Parallelverfahren mit dem
vorhabenbezogenen Bebauungsplan ,PV-Freiflachenanlage Rauhe Alp” - Billigung des
Vorentwurfes und friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit

vorhabenbezogener Bebauungsplan ,PV-Freiflachenanlage Rauhe Alp“ — Billigung des
Vorentwurfes und friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit

Bebauungsplan Tiny-Haus Wohngebiet ,An der Krottenklinge“ — Abwagung zur
frihzeitigen Offentlichkeits- /Behordenbeteiligung, Billigung und 6ffentl. Auslegung

ErschlieBung Tiny-Haus-Siedlung Krottenklinge
- Information u. Vergabe Ingenieurleistungen

23. Flachennutzungsplananderung fur den Bereich ,Gaisfeld IV — BA 2“ —Abwéagung —
Billigung — 6ffentliche Auslegung

Bebauungsplan ,Gaisfeld IV — BA 2° mit integriertem Grinordnungsplan — Abwéagung zur
frihzeitigen Offentlichkeits-/Behdrdenbeteiligung, Billigung und o6ffentl. Auslegung

Umbau und Sanierung des Gebaudes Schreinersgasse 5 (Flur-Nr. 376) Gemarkung
Dinkelsbinhl

Genehmigung der Niederschrift vom 24.01.2024

AnschlieRend findet eine nichtéffentliche Sitzung statt.

Dinkelsbuhl, 14.02.2024
Christoph Hammer
Oberbirgermeister



Sitzu?vorlage Stadtrat 6ffentlich

am 20.02.2024

Vorlagen-Nr.: 3/011/2024

Berichterstatter: Pfau, Melanie

Betreff: ErschlieBung Tiny-Haus-Siedlung Campingplatz

- Information aktueller Planungsstand

Sachverhaltsdarstellung:
Die Stadt Dinkelsbuihl beabsichtigt das ca. 2.009 m2 grol3e, stadtische Grundstiick mit der FI. Nr.
2903, Am Sandbuck, Dinkelsbuhl fir eine Tiny-Haus-Siedlung zu erschlie3en.

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 27.07.2022 der vorgelegten Planung des Architekturbiros
Heppner zur Kenntnis genommen und die Verwaltung beauftragt, die weiteren Schritte zur Um-
setzung des Vorhaben einzuleiten.

Zwischenzeitlich wurde das Ingenieurbiiro Hartfelder mit den ErschlielBungsarbeiten beauftragt.
Dabei wurde die Anordnung der Gebaude nochmals Uberarbeitet und entsprechend den 6rtlichen
Gegebenheiten (Hanglage) angepasst. Die aktuelle Planung sieht acht Grundstiicke vor, die von
den Bauherren mit einem Wohn- und einem Technikgebaude zu bebauen sind. Die Abmessun-
gen werden mit ca. 10,00m x 4,50m fir das Wohngebaude sowie ca. 3,00m x 3,00m fir das
Technikgebaude vorgegeben. Aufgrund der Stidhanglage der Grundstiicke bietet die gewahlte
Pultdachform eine optimale Méglichkeit fiir die Installation einer Photovoltaikanlage. Der zur Ver-
figung stehende Strom kann dann fir den Betrieb einer Luftwdrmepumpe herangezogen wer-
den. Im Bereich der gepflasterten Zufahrt werden acht Parkplatze angeordnet. Die Grundstiicke
konnen nur fulRlaufig erreicht werden. Dazu entsteht ein zwei Meter breiter, mit sickerfahigem
Pflaster hergestellter FuBweg. Zusatzlich wird ein Zugang zum Campingplatz geschaffen, der es
den Bewohnern der Tiny-Haus-Siedlung ermdglicht den Aralsee als Bademdoglichkeit zu nutzen.

Die Ableitung von Oberflachen- und Schmutzwasser erfolgt Giber den Campingplatz. In jedes
Grundstlick werden die Versorgungsleitungen Strom, Wasser und Telefon sowie der Regen- und
Schmutzwasserkanal vorverlegt. Innerhalb des Tiny-Haus-Areals wird ein Trennsystem vorgese-
hen. Das anfallende Regenwasser wird durch ein vorgeschaltetes Rigolensystem gesammelt und
gedrosselt abgeleitet. Das anfallende Schmutz- und Regenwasser wird dann an der Grund-
stiicksgrenze zusammengefiihrt und an den Mischwasserkanal des angrenzenden Campingplat-
zes angeschlossen. Jedes Grundstiick erhélt zudem eine Regenwasserzisterne fur den Eigen-
verbrauch.

Das IB Hartfelder erstellt derzeit die Ausschreibung fur die Erschlieungsarbeiten, sodass ein
Baubeginn im zweiten Quartal 2024 realistisch erscheint.

Die ermittelten Gesamtkosten belaufen sich auf ca. 550.000 EUR (inkl. MwSt.). In vorgenanntem
Betrag sind samtliche ErschlieBungskosten fir Strom, Wasser, Telefon und Hausanschlisse be-
reits eingerechnet.

Die Vergabe der Bauleistungen erfolgt im Ubrigen durch separate Beschlussvorlagen zu gege-
bener Zeit.

Im stadtischen Haushalt sind Mittel fir das Haushaltsjahr 2024 einzuplanen.

Haushaltsrechtliche Vermerke:
1. Die Gesamtausgaben der Malinahme/Vergabe betragen 550.000€
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2. Haushaltsmittel vorhanden: ja/nein 550.000€ bei HSt.:

3. Die uber-/au3erplanméfige Ausgaben in Hohe von 0,00 € werden gedeckt durch:
- Einsparungen bei HSt.:
- Mehreinnahmen bei HSt.:
- Veranschlagung im Nachtragshaushalt 20

Vorschlag zum Beschluss:

Mit der Vorgehensweise besteht Einverstandnis. Der vorgelegten Planung des Ingenieurbiiros
Hartfelder wird zugestimmt. Die erforderlichen Mittel sind im Haushaltsentwurf fir das 2024 vor-
gesehen.
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Sitz@vorlage Stadtrat 6ffentlich

am 20.02.2024

Vorlagen-Nr.: 3/016/2024

Berichterstatter: Pfau, Melanie

Betreff: Neubau Brucke "Am Stauferwall”

- Information u. Vergabe Ingenieurleistungen

Sachverhaltsdarstellung:

Die bestehende Spannbetonbriicke aus Fertigteilen und Ortbeton ,,Am Stauferwall“ aus dem
Jahre 1963 entspricht nicht mehr den heutigen Sicherheitsanforderungen. Die Briicke ist ver-
braucht und nicht mehr ausreichend standsicher. Wie bekannt, ist sie seit vielen Jahren nur
noch eingeschrankt nutzungsfahig. Die Briickenbreite wurde zur Belastungsreduzierung einge-
engt. Ein Ersatzneubau ist unvermeidbar.

Aufgrund der anstehenden Bahnreaktivierung der Strecke Nordlingen-Dombuhl erachtet die Ver-
waltung eine Erneuerung vor diesem Zeitpunkt als sinnvoll und dringend erforderlich. Folglich ist
ein Baubeginn fir Anfang 2025 geplant. Hinzu kommt, dass das Staatliche Bauamt Ansbach mit
einem Ersatzneubau der Briicke in der Bechhofener Stral3e 2026 beginnen wird, insofern die
Arbeiten an der hiesigen Stauferwallbriicke noch im Jahr 2025 fertiggestellt werden mussen.

Zusatzlich soll in diesem Zusammenhang neben der verbesserten ErschlieBung des Gewerbe-
und Industriegebietes fir den Radverkehr ein Lickenschluss der Radwegeanbindung zwischen
der Dinkelsbihler Altstadt und der Hesselbergregion und damit an das Uberortliche Radwegenetz
sowie die Anbindung an das Erholungsgebiet ,Mutschach® erfolgen. Nach dem stadtischen Ful3-
und Radwegekonzept fuhrt diese Verbindung kinftig tber die neue Stauferwallbriicke, die aus
diesem Grund mit einer Geh- und Radwegbreite von 2,50m ausgefihrt wird. Das Gelander erhalt,
nach dem heutigen Sicherheitsniveau, eine Hoéhe von 1,30m. Aufgrund der zeitlich aufeinander-
folgenden BaumaRRnahmen kann die Realisierung des Radwegekonzeptes nicht zeitgleich mit
dem Bau der Stauferwallbriicke erfolgen. Die Umsetzung ist fur das Jahr 2027 geplant.

Das Ingenieurbiro Diethei aus Nérdlingen hat bereits die Vorplanung (Leistungsphase 1 und 2)
fur das Bruckenbauwerk ausgearbeitet. Eine entsprechende Beauftragung im Rahmen eines
Ingenieurvertrages fand bereits im Jahre 2016 statt. Die Planung sieht eine Dreifeldbricke mit
einem Stahlbetonuberbau auf einem Stahlbetonunterbau vor. Der Stahlbetonbau wird als Voll-
platte ausgefuhrt. Entscheidend fur die Wahl dieser Konstruktion ist die festgesetzte lichte
Durchfahrtshéhe von OK Gleis bis UK Uberbau von = 5,30m.

Die ermittelten Gesamtkosten fiir den Brickenneubau auf Grundlage der Kostenschéatzung be-
laufen sich auf ca. 2.400.000 € (inkl. MwSt.). Die Forderfahigkeit des Neubaus der Stauferwall-
briicke nach Art. 2 BayGVFG wird von der Regierung von Mittelfranken in Hohe von ca. 60% in
Aussicht gestellt. Die Fordersatz fur die Umsetzung des Radwegekonzeptes betragt aktuell ca.
75%.

Im Hinblick auf die Dringlichkeit wurde das Ingenieurbiro Diethei indessen ebenfalls fir die Leis-
tungsphase 3 und 4 Entwurfs- und Genehmigungsplanung (Objekt- und Tragwerksplanung) be-
auftragt; der Ingenieurvertrag aus 2016 wurde entsprechend fortgeschrieben.

Fur die nun weiteren anstehenden Planungsleistungen fir den Brickenneubau schlagt die Ver-
waltung vor, wiederum das Ingenieurbiro Diethei zu beauftragen.

Die Vergabe der Bauleistungen erfolgt im Ubrigen durch separate Beschlussvorlagen zu gege-
bener Zeit.
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Im stadtischen Haushalt sind Mittel fir das Haushaltsjahr 2024 und 2025 entsprechend einzupla-
nen.

Haushaltsrechtliche Vermerke:
1. Die Gesamtausgaben der Mallnahme/Vergabe betragen 2.400.000,00 €
2. Haushaltsmittel vorhanden: ja/nein 2024 200.000,00 €

2025 2.200.000,00 € bei HSt.:
3. Die uber-/aul3erplanméafige Ausgaben in Héhe von 0,00 € werden gedeckt durch:
- Einsparungen bei HSt.:
- Mehreinnahmen bei HSt.:
- Veranschlagung im Nachtragshaushalt 20

Vorschlag zum Beschluss:

Mit der Vorgehensweise besteht Einverstandnis. Der vorgelegten Planung wird zugestimmt. Das
Ingenieurbiro Diethei aus Nordlingen wird aufbauend auf den Ingenieurvertrag vom 08.12.2016
mit allen weiteren Leistungsphasen stufenweise beauftragt. Die erforderlichen Mittel sind im
Haushaltsentwurf fur das Jahr 2024 und 2025 vorgesehen.

Die Verwaltung wird beauftragt, die weiteren Schritte zur Umsetzung des Radwegekonzeptes
einzuleiten (insbesondere Vergabe Architektenplanung samt Ausschreibung).
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Sitzﬁvorlage Stadtrat 6ffentlich

am 20.02.2024

Vorlagen-Nr.: 1/004/2024

Berichterstatter: Ehrmann, Steffen

Betreff: Freiwillige Feuerwehr Hellenbach - Bestatigung des

Kommandanten und Stellvertretenden Kommandanten

Sachverhaltsdarstellung:
Am 13.01.2024 wurden nach Art. 8 Abs. 2 Satz 1 Bayerisches Feuerwehrgesetz (BayFwG) Wah-
len bei der Freiwilligen Feuerwehr Hellenbach durchgefihrt.

Dies fuihrte zu folgendem Ergebnis:

Herr Steffen Karl, Hellenbach 21, 91550 Dinkelsbiihl, wurde am 13.01.2024 zum Kommandanten
der Freiwilligen Feuerwehr Hellenbach gewahlt. Gleichzeitig erfolgte die Wahl von Herrn Ralf
Zieher, Hellenbach 15, 91550 Dinkelsbihl, zum Stellvertreter des Kommandanten.

Gemal’ Art. 8 Abs. 4 BayFwG bediirfen die Gewahlten jeweils der Bestatigung durch die Stadt
Dinkelsbuhl im Benehmen mit dem Kreisbrandrat. Die Bestéatigung ist zu versagen, wenn ein
Gewabhlter fachlich, gesundheitlich oder aus sonstigen wichtigen Griinden ungeeignet ist. Die
Bestéatigung der Kommandanten und ihrer Stellvertreter ist kein Geschaft der laufenden Verwal-
tung ohne grundsatzliche Bedeutung nach Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 der Gemeindeordnung fur
den Freistaat Bayern (GO) - zustandig ist deshalb der Stadtrat.

Die Auflagen des Kreisbrandrates sind einzuhalten.

Vorschlag zum Beschluss:

Herr Steffen Karl und Herr Ralf Zieher werden unter Bertcksichtigung der vom Kreisbrandrat
vorgeschlagenen Auflagen als Kommandant bzw. stellvertretender Kommandant der Freiwilligen
Feuerwehr Hellenbach bestatigt.
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Situ5vorlage

Stadtrat 6ffentlich

am 20.02.2024
Vorlagen-Nr.: RA/004/2024
Berichterstatter: Isabell Oertel

Betreff:

Sachverhaltsdarstellung:

Resolution zum Erhalt des Dinkelsbuler Krankenhauses

Derzeit laufen Beratungen innerhalb des Klinikverbundes ANregiomed, wie durch Umstrukturie-
rungen dringend notwendige Einsparungen erzielt werden kénnen. Die Berichterstattung und
Interviews in den Medien lassen befiirchten, dass es Uberlegungen gibt, nicht mehr am Dinkels-
bihler Krankenhaus als einem Grund- und Regelversorger mit 24/7- Notfallaufnahme, Intensiv-
station und stroke-unit festzuhalten.

Auch der Stadtrat von Dinkelsbihl méchte seiner Sorge mit der zu verabschiedenden Resolution
Ausdruck verleihen und sich fir den Erhalt des Dinkelsblhler Krankenhauses als einem ,vollwer-
tigen Krankenhaus* einsetzen.

Vorschlag zum Beschluss:

Der Stadtrat beschlief3t die anliegende Resolution.
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| I |
Resolution des Stadtrats der Grof3en Kreisstadt Dinkelsbiihl

Mit grof3er Sorge beobachten wir, dass innerhalb des Klinikverbunds ANregiomed der Erhalt
des Krankenhauses in Dinkelsbhl (und Rothenburg) auf den Priifstand gestellt wird.

Wir verkennen nicht, dass die Rahmenbedingungen auf Bundes- und Landesebene extrem
schwierig sind und dass die Notwendigkeit zur Reduzierung eines fiir 2024 erwarteten
Defizits von 32 Mio € Verénderungen erfordert.

Wir fordern trotzdem, dass gerade die Krankenh&user im landlichen Raum gestarkt werden
bzw. als Hauser der Grund- und Regelversorgung erhalten bleiben.

Nach den SchlieBungen der Krankenhauser in Wassertriidingen und Feuchtwangen ist das
Dinkelsbuhler Krankenhaus die einzige Klinik, die neben der Stadt auch den Altlandkreis
Dinkelsbuhl und die angrenzenden Ortschaften versorgen kann. Dazu gehért auch eine
standig verflgbare Notfallbereitschaft. Es kann nicht angehen, dass durch deren SchlieRung
oder Einschrénkung in Dinkelsbihl nur noch eine zeitlich begrenzte Moglichkeit fur Notérzte
besteht, die Klinik anzufahren. Wir brauchen dafir auch die Operationsséle und die
Anéasthesie!

Mehr als 14.000 Unterschriften zum Erhalt der Krankenh&user in Dinkelsbihl und
Rothenburg wurden innerhalb eines Monats gesammelt. Dieses Anliegen unterstiitzen wir
als Stadtrat nachdrtcklich.

Wir fordern alle auf, die am Entscheidungsprozess beteiligt sind, sich fiir den Erhalt der
Krankenhdauser in Dinkelsbihl und Rothenburg als vollwertige Krankenh&éuser einzusetzen!
Der landliche Raum ist in der medizinischen Versorgung ohnehin benachteiligt.
Schlielungen oder Leistungseinschrankungen gefahrden Leben und Gesundheit der
Menschen, die weit entfernt von gré3eren Stadten wie Ansbach, Nirnberg oder Wirzburg
wohnen.



Sitzu@vorlage Stadtrat 6ffentlich

am 20.02.2024

Vorlagen-Nr.: 2/007/2024
Berichterstatter: Wegert, Walter

Betreff: Entwicklung Jugendherberge

Sachverhaltsdarstellung:
Der Bericht erfolgt in der Sitzung.

Vorschlag zum Beschluss:
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Sitzu n?vorlage Stadtrat 6ffentlich

am 20.02.2024

Vorlagen-Nr.: 2/009/2024

Berichterstatter: Lechler, Simone

Betreff: Anderung der Richtlinie zur Vergabe von Finanzmitteln aus dem

offentlich-privaten Projektfonds im Bund-L&nder-
Stadtebauférderprogramm "Lebendige Zentren"

Sachverhaltsdarstellung:

Im Oktober 2019 richtete die Grof3e Kreisstadt Dinkelsbihl einen offentlich-privaten Projektfonds
ein. Durch diesen kénnen investive, investitionsvorbereitende und nicht-investive Mal3hahmen im
Sanierungsgebiet gefordert werden. Die Férderung setzt sich aus 50 % privaten Mitteln und 50 %
offentlichen Mitteln zusammen. Ziel ist es unter anderem, Eigeninitiative und Standortverantwor-
tung der privaten Akteure zu fordern, die Attraktivitat der Innenstadt zu erhéhen und gemeinsam
lokal Verantwortung zu tbernehmen.

Die vorhandene Richtlinie soll nun ersetzt werden.

In der bisherigen Version (Stadtratsbheschluss vom 17.11.2020, Vorlage 2/071/2020) war die For-
derung von nicht-investiven MaRnahmen (z.B. Marketingaktionen, Offentlichkeits-arbeit) nur aus
dem privaten Teil der Mittel moglich.

Die neue Richtlinie sieht vor, dass nicht-investive Malnahmen mit einer 50%igen Beteiligung aus
offentlichen Mitteln férderfahig sind - analog zu investiven und investitionsvorbereitenden Maf3-
nahmen.

Eine Abstimmung mit der Regierung von Mittelfranken, SG Stadtebau ist erfolgt.

Vorschlag zum Beschluss:

Der neuen Richtlinie wird zugestimmt.
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Richtlinie der GroBen Kreisstadt Dinkelsbiihl zur Vergabe von Finanzmitteln aus dem o6ffentlich-
privaten Projektfonds im Bund-Lander-Stadtebauférderungsprogramm
»,Lebendige Zentren — Erhalt und Entwicklung der Orts- und Stadtkerne”

1. Aufgabe und Ziel des Projektfonds

Flr das Sanierungsgebiet , Altstadt-Wornitzvorstadt-Campus” (siehe Anlage 1) wurde im Jahr 2019
ein Projektfonds eingerichtet.

Um den innerortlichen Standort zu erhalten sind gemeinsame Anstrengungen der 6ffentlichen
Hand, Immobilieneigentiimer, Gewerbetreibenden und engagierten Biirgern Voraussetzungen fiir
eine positive Stadtentwicklung.

Aufgabe des Projektfonds ist die anteilige Férderung von Projekten, Aktionen und MaBnahmen, die
in sich abgeschlossen sind und aus lokalem Engagement heraus entwickelt werden. Die Projekte
missen den Zielen des Stadtentwicklungskonzeptes (ISEK) und der Stadtebauforderung dienlich
sein.

Folgende Ziele werden insbesondere angestrebt:

e  Aktivierung privaten Engagements und privater Finanzmittel zur Funktionsstarkung und zum
Erhalt der Innenstadt Dinkelsbihls

e  Starkung der Stadtkultur

e  Aufwertung des Stadtbildes und des Standortes Innenstadt

e Erhoéhung der Wohn- und Aufenthaltsqualitat

e Schaffung von Identitat und Imagebildung

e Aufwertung und Belebung des Einzelhandels-, Gastronomie- und Dienstleistungsstandortes

e Zusammenarbeit unterschiedlicher Akteure in der Innenstadt

e  Bewusstsein und Wertschatzung fir die Innenstadt in der Bevolkerung

2. Foérdergrundsatze

Der Gesamtetat des Projektfonds wird von der Stadt Dinkelsbiihl in Abstimmung mit der Regierung
von Mittelfranken jahrlich festgelegt.
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Der Fonds finanziert sich in der Regel bis zu 50 v. H. aus Mitteln der Stadtebauférderung (von Bund,
Landern und Gemeinden) und mindestens zu 50 v. H. aus privaten Mitteln (Wirtschaft, Immobilien-
und Standortgemeinschaften, Privatleuten oder zusitzlicher Mittel der Gemeinde). Anderungen oder
Ausnahmen dieser Regelung orientieren sich an der jeweiligen Verwaltungsvereinbarung Stadte-
bauférderung (aktuell VV Stadtebauforderung 2023/2024 vom 21.03.2023 / 04.07.2023, Teil 2, Art. 9).
Voraussetzung fiir die Bereitstellung der jahrlichen 6ffentlichen Mittel ist, dass private Mittel in glei-
cher Hohe eingebracht werden.

Die Gewdhrung von Finanzmitteln durch die GroRe Kreisstadt Dinkelsbiihl ist eine freiwillige Leistung.
Ein Rechtsanspruch von Antragsstellerinnen und Antragsstellern auf Férderung besteht nicht.

Fiir MaBRnahmen deren Kosten die Hohe von 35.000 € (iberschreiten, sollte bereits im Vorjahr eine
Kurzinformation erfolgen.

Ein lokales Steuerungsgremium entscheidet tiber die Verwendung der Fondsmittel und die Umsetzung
der MaRnahmen.

3. Fordergegenstand

Die zur Verflugung stehenden Mittel kdnnen fiir investive, investitionsvorbereitende und nicht-inves-
tive Mallnahmen eingesetzt werden, wobei eine vorrangige Ausrichtung des Projektfonds auf nicht-
investive MaBnahmen mit der Forderinitiative nicht vereinbar ist. Aus diesem Grund muss den Forder-
mitteln, die fiir nicht-investive MalRnahmen bereitgestellt werden, in der jahrlichen Gesamtabrech-
nung des Projektfonds ein ebenso hoher Anteil an Férdermitteln fiir investive und investitionsvorbe-
reitende/-begleitende MaRnahmen gegenliberstehen.

investive MaBBnahmen schaffen Werte, die langerfristig im Fordergebiet verbleiben und dort einen
Nutzen stiften. Sie sind in der Regel baulich oder anderweitig materieller Natur.
Beispiele: - Moblierung oder Beschilderung im 6ffentlichen Raum

- Kunst im 6ffentlichen Raum

- Anschaffung von Geraten zur Nutzung lokaler Projekte

- Bepflanzungen, Gemeinschaftsgarten, Griinanlagen

- Spielgerate

investitionsvorbereitende und —begleitende MalRnahmen stehen in Bezug zu investiven MaRnah-
men. Sie kdnnen ihnen zeitlich vorangestellt sein oder in zeitlichem Zusammenhang mit ihnen ste-
hen.
Beispiele: - Erarbeitung von Analysen / Konzepten fir investive MaRnahmen

- Bewohner- / Birgerbeteiligung

- Durchfiihrung von Wettbewerben

nicht-investive MaBnahmen sind alle weiteren Vorhaben, die nicht den oben beschriebenen Katego-
rien entsprechen. Meist handelt es sich um temporare oder einmalige Aktionen und Aktivitaten fur
die Gebietsentwicklung.
Beispiele: - Durchfiihrung von Marketingaktionen

- Veranstaltungen

- Bereitstellung von Bildungsangeboten

- Offentlichkeitsarbeit
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4. Fordervoraussetzungen

Uber eine mégliche Férderung kann das Steuerungsgremium nur abstimmen, wenn folgende Voraus-
setzungen erfillt sind:

Die MalRnahme

- liegt innerhalb des Sanierungsgebietes , Altstadt-Wornitzvorstadt-Campus” (vgl. Anlage 1).
- dient dem Allgemeinwohl und steht in Einklang mit den in Ziffer 1 definierten Zielen.

- dient nicht der Gewinnerzielung.

- wurde noch nicht begonnen.

- erhdlt keine anderweitige Landes- oder EU- Férderung (Verbot der Doppelforderung).

- st technisch umsetzbar.

- halt die gesetzlichen Vorschriften ein.

Von der Forderung ausgeschlossen sind laufende Betriebs- und Sachkosten des Antragsstellers, regu-
lare Personalkosten und jegliche Kosten die nicht in Zusammenhang mit der MaRnahme stehen.

5. Art und Hohe der Forderung

Maximal 50% der anerkannten, férderfahigen Kosten werden bezuschusst, der Restbetrag ist von den
Antragsstellern zu tragen.

Die Fordermittel werden in Form eines nachtraglichen Zuschusses gewahrt.

Zuschussfahig sind die tatsachlich angefallenen, nachgewiesenen und von der GroRRen Kreisstadt Din-
kelsbihl als forderfahig anerkannten Kosten fiir die bewilligte MaRRnahme. Die Férderung ist fir die
beantragten Malnahmen zweckgebunden und wirtschaftlich zu verwenden.

6. Antragsberechtigte / Antragstellung

Antragsberechtigt sind alle natiirlichen oder juristischen Personen.

Antrdge konnen ganzjahrig mit dem dafir vorgesehenen Formular ,Antrag auf Férderung durch den
offentlich-privaten Projektfonds” gestellt werden. Das Formular steht auf der Homepage der GroRen
Kreisstadt Dinkelsbiihl zum Download bereit oder kann im Rathaus, Abt. Finanzen in Papierform abge-
holt werden. Einzureichen ist der Antrag im Rathaus, Segringer Str. 30, 91550 Dinkelsbuhl.

Die Antrage werden in der Reihenfolge ihres Eingangs bearbeitet.

Der Antrag und dessen Anlagen miissen mindestens folgende Informationen enthalten:
e Angaben zum Antragsteller (Name, Institution, Adresse, Kontaktdaten, Bankverbindung)
e Beschreibung der geplanten MaRnahme(n) sowie des Nutzens und der zu erwartenden Effekte
e Raumliche Zuordnung der MalRnahme
e Plane/ Skizzen / Bildbeispiele zur geplanten MaRnahme (vor allem bei investiven MaBRnahmen)
e Geplanter Durchfiihrungszeitraum
e Kosten der geplanten MaRnahme (Kostenschatzungen bzw. Angebote)
Ab 2.500 € brutto sind 2 Vergleichsangebote anzufiigen.
e Finanzierungsiibersicht mit Nachweis iber Ko-Finanzierung (privater Anteil)
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Antrage sind in der Regel mindestens einen Monat vor dem geplanten MaRnahmenbeginn einzu-
reichen.
Die Anforderung weiterer Unterlagen bzw. Anlagen bleiben im Einzelfall vorbehalten.

Gegebenenfalls erforderliche Genehmigungen oder Gestattungen werden von der Zustandigkeit des
Steuerungsgremiums nicht erfasst und sind erforderlichenfalls gesondert einzuholen

7. Steuerungsgremium
Das lokale Gremium fiir Dinkelsbiihl setzt sich aus Vertretern der folgenden Gruppierungen zusam-
men:

o Politik: jeweils ein Vertreter der Fraktionen des Stadtrats und Oberbilrgermeister

o Verwaltung: jeweils ein Mitarbeiter der Finanzabteilung und des Stadtbauamtes

e Citymarketing: 1. und 2. Vorsitzender und Citymanager/in

e Stadtheimatpfleger

e Biirgervertretung: jeweils ein Mitglied Forum Zukunft Dinkelsbihl e.V. und Pro Altstadt Din-

kelsbiihl e. V. sowie der Seniorenbeauftragte der Stadt Dinkelsbuhl
e Vertreter von Handel und Gewerbe: jeweils ein Vertreter des IHK-Gremiums Dinkelsbihl und
der Organisation ,,Vielfalt Stadt”

8. Antragsbewertung/-genehmigung

Die Stadtverwaltung prift den Antrag bezlglich Vollstandigkeit und Forderfahigkeit und legt diesen,
falls die Kriterien erfillt sind, dem Steuerungsgremium zum Beschluss vor.

Das Steuerungsgremium (vgl. 7.) tritt bei vorliegenden Antragen in der Regel vierteljahrlich zusammen
und entscheidet mit der einfachen Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder lber die
Vergabe der Mittel und die Durchfiihrung der MaRnahmen.

In Ausnahmefallen, wie z.B. kurzfristige Umsetzung, Pandemie, bereits vorbesprochene Antrage, u. a.
ist es moglich den Beschluss im Umlaufverfahren einzuholen. Hier ist die einfache Mehrheit aller Gre-
miumsmitglieder zur Zustimmung notig.

Ein Rechtsanspruch auf Gewahrung der Mittel aus dem Projektfonds besteht nicht.

Fir die Bewertung von Antragen werden, neben der Erfiillung der Fordervoraussetzungen (vgl. 4.),
insbesondere folgende Kriterien herangezogen:
o Nachhaltige Entwicklung: Die MaRnahme muss eine nachweisbare nachhaltige Entwick-
lung/Verbesserung innerhalb des Sanierungsgebiets bewirken.
e Imagebildung: Die Malnahme fordert das Image und die Identifikation mit der Stadt.

Nach dem Beschluss im Gremium erhalt der Antragssteller eine Mitteilung Uber diesen. Erst im An-
schluss daran kann mit der MaBnahme begonnen werden.
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9. Vergaberechtlichen Vorschriften

Die vergaberechtlichen Vorschriften sind einzuhalten.

10. Mittelgewdhrung und Abrechnung

Die Abrechnung muss innerhalb eines Zeitraumes von zwei Monaten nach Abschluss der MalRnahme
vorgenommen werden.

Die Auszahlung des Zuschusses erfolgt in der Regel nach Durchfiihrung der MalRnahme und Prifung
des Verwendungsnachweises. Die Vorlage erhilt der Antragssteller im Rathaus, Abt. Finanzen. Ist eine
vom Entscheidungsgremium ausgewdhlte MaRnahme ohne eine teilweise Vorfinanzierung nicht
durchfihrbar, kann im Ausnahmefall auch eine teilweise Vorfinanzierung aus dem Projektfonds bean-
tragt werden.

Als Grundlage fir die Auszahlung sind folgende Unterlagen notwendig:
e Ein Bericht tiber die MaBnahme mit mindestens einem Foto
e Belege der Offentlichkeitsarbeit (z. B. Presseinformationen)
e FEine vollstidndige Kosten- und Finanzierungsubersicht (Einnahmen/Ausgaben)
e Alle Originalrechnungen zu den Ausgaben

Treuhander der Mittel und Verwalter des Fonds ist die Stadt Dinkelsbdihl.

Auf die Forderung besteht kein Rechtsanspruch. Bei VerstoR gegen die Forderrichtlinie behalt sich die
GroRe Kreisstadt das Recht auf Kiirzung / Wegfall der Forderung vor.

11.Inkrafttreten
Diese Richtlinie tritt durch den Stadtratsbeschluss vom 20.02.2024 in Kraft und setzt die vorherige
Richtlinie auBer Kraft.

Dinkelsbuhl,

Dr. Christoph Hammer
Oberbirgermeister

Seite5von 5



Sitzu8vorlage Stadtrat 6ffentlich

am 20.02.2024

Vorlagen-Nr.: 3/010/2024

Berichterstatter: Staufinger, Jonas

Betreff: Bebauungsplan "Segringen - Schellenheckfeld West"

Verfahrensumstellung nach § 13 b BauGB

Sachverhaltsdarstellung:

Nach dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 18.07.2023 (Az. 4 CN 3.22) konnten ver-
einfachte Bauleitplanverfahren nach 8§ 13 b BauGB nicht mehr durchgefuihrt werden.

Der Stadtrat hat daraufhin in seiner Sitzung am 20.09.2023 beschlossen, das laufende Verfahren
~Segringen - Schellenheckfeld West* in das Regelverfahren Gberzuleiten, da bisher nur ein Auf-
stellungsbeschluss erfolgt war.

Nun wurde mit Wirkung zum 01.01.2024 eine ,Reparaturregelung® zu § 13 b BauGB verklindet. §
215 a BauGB schafft nun Rechtsklarheit. Er regelt, dass die Gemeinden eine sog. umweltrechtli-
che Vorprifung durchfiihren mussen. Falls diese Vorprifung Anhaltspunkte fur erhebliche Um-
weltauswirkungen ergibt, und nur dann, muss eine vollstandige Umweltprifung durchgefiihrt
werden. Die sonstigen Erleichterungen des vereinfachten Verfahrens wie der Verzicht auf die
frihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung und das Absehen des Gebots der Entwicklung des Bebau-
ungsplans aus dem Flachennutzungsplan bleiben bestehen. Die Neuregelung halt den Mehrauf-
wand fur die betroffenen Gemeinden so gering wie nach dem Europarecht méglich.

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 24.01.2024 die Durchfiihrung einer umweltrechtlichen Vor-
prufung des Einzelfalls gemaf? § 215 a Abs. 3 BauGB beschlossen.

Das Plangebiet wurde durch das Planungsbiiro TB Markert hinsichtlich natur- und artenschutz-

rechtlicher Belange geprift. Das Gutachten liegt dem Stadtrat zur Beschlussfassung vor. Anzei-
chen fir erhebliche Umweltauswirkungen wurden nicht festgestellt. Es ist daher rechtlich zulas-

sig, wieder in das § 13 b BauGB-Verfahren zurlickzukehren.

Vorschlag zum Beschluss:

Das Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplans ,Segringen — Schellenheckfeld West* wird
gemaR § 215 a Abs. 1, 3 BauGB im beschleunigten Verfahren nach § 13 b BauGB in der bis zum
Ablauf des 31.12 2023 geltenden Fassung weitergefinhrt.

Der Bebauungsplan hat voraussichtlich keine erhebliche Umweltauswirkungen im Sinn des 8§ 215
a Abs. 3 Satz 1 BauGB.
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Sitz@vorlage Stadtrat 6ffentlich

am 20.02.2024

Vorlagen-Nr.: 3/013/2024

Berichterstatter: Staufinger, Jonas

Betreff: 28. Anderung des Flachennutzungsplanes im Parallelverfahren

mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan ,,PV-
Freiflachenanlage Rauhe Alp, - Billigung des Vorentwurfes und
frihzeigite Beteiligung der Offentlichkeit

Sachverhaltsdarstellung:

In der Stadtratssitzung am 18.05.2022 wurde ein genereller Aufstellungsbeschluss fiir die Ande-
rung des Flachennutzungsplanes im Parallelverfahren mit dem vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan ,PV-Freiflachenanlage Rauhe Alp* gefasst.

Bebauungspléane sind grundsatzlich und gemaf? 8 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flachennutzungs-
plan zu entwickeln. Nachdem das Vorhaben und entsprechend der Vorentwurf des vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplans mit dem rechtswirksamen Flachennutzungsplan nicht stimmig ist, be-
darf es einer Flachennutzungsplananderung. Diese 28. Anderung des Flachennutzungsplanes
der Stadt Dinkelsbuhl erfolgt somit geméaf 8 8 Abs. 3 BauGB im Parallelverfahren mit dem vor-
habenbezogenen Bebauungsplan ,PV-Freiflachenanlage Rauhe Alp“.

Geplant ist die Darstellung Sonderbauflache gemaf § 1 Abs. 1 Nr. 4 BauNVO mit der Zweckbe-
stimmung ,Freiflachen-Photovoltaikanlage®. Derzeit stellt der rechtskraftige Flachennutzungsplan
der Stadt Dinkelsbiihl im Bereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes fur die Sonderbau-
flache ,PV-Freiflachenanlage Rauhe Alp“ eine Flache flr die Landwirtschaft dar.

Der Bereich der Anderung entspricht dabei dem Geltungsbereich des parallel aufgestellten, vor-
habenbezogenen Bebauungsplanes.

—— T i = R TR T

Abbildung 1: links: derzeit wirksamer Flachennutzuﬁgsplan, rechts: 28. Anderung des Flachennutzungsplanes

Die Planung wurde an das Planungsburo Godts (Kirchheim am Ries) vergeben. Das Planungsbu-
ro hat nun den im Anhang ersichtlichen Vorentwurf zur 28. Anderung des Flachennutzungsplanes
erstellt.
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Anlagen:
AL - 01 — Vorentwurf der 28. Flachennutzungsplan-Anderung in der Fassung vom 20.02.2024

Vorschlag zum Beschluss:

Der Stadtrat billigt den Vorentwurf der 28. Anderung des Flachennutzungsplanes in der Fassung
vom 20.02.2024 im Parallelverfahren mit dem Bebauungsplan ,PV-Freiflachenanlage Rauhe Alp®
und beschlie3t die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB, sowie die
Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB und
die Beteiligung der Nachbargemeinden (vgl. 8 2 Abs. 2 BauGB).

Der Anderungsbereich des Flachennutzungsplanes entspricht dem Geltungsbereich des vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes ,PV-Freiflachenanlage Rauhe Alp®.

Die Verwaltung wird beauftragt den Aufstellungsbeschluss nach § 2 Abs.1 BauGB ortsublich be-
kannt zu machen. Die Unterrichtung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 1 BauGB erfolgt friihzeitig
durch ortstibliche Bekanntmachung in der Zeitung und durch die Veréffentlichung der Bekannt-
machung auf der Homepage der Stadt Dinkelsbunhl (Internetadresse:
www.dinkelsbuehl.de/deutsch/alle/stadt-dinkelsbuehl/bauleitplanverfahren/).

Die Unterrichtung der Behérden und sonstigen Trager offentlicher Belange gemalR § 4 Abs. 1
BauGB wird vom Planungsbuiro durchgefuhrt.
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BEGRUNDUNG

Planungsanlass

Im Zuge der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ,PV-Freiflachenanlage
Rauhe Alp“ Gmkg. Neustadtlein ist eine Teilanderung des Flachennutzungsplanes mit
Landschaftsplan der Stadt Dinkelsbihl erforderlich. Die bisherige Flachennutzungsplanung
sieht dort ,Flachen fiir die Landwirtschaft” vor. !

Die bisherigen Darstellungen werden in den betroffenen Bereichen im Wesentlichen in ein
sonstiges Sondergebiet mit Zweckbestimmung ,Freiflachen-Photovoltaikanlage® und Griinflache
geandert.

Die 28. Anderung des Flachennutzungsplanes wird im Parallelverfahren mit der Aufstellung des
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ,PV-Freiflachenanlage Rauhe Alp“ Gmkg. Neustadtlein
im Sinne von § 8 Abs. 3 S. 1 BauGB vorgenommen.

Lage des Plangebietes / Bestand

Das Plangebiet liegt stidwestlich des Stadtteils Neustadtlein.
Der Geltungsbereich erstreckt sich iber intensiv genutzte Acker- und Grinlandflachen.

Raumordnung und Landesplanung
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GemalR Strukturkarte des LEPs liegt die Stadt Dinkelsbiihl im allgemeinen landlichen Raum und
innerhalb einer Kreisregion mit besonderem Handlungsbedarf. Dinkelsbihl ist weiterhin als
Mittelzentrum eingestulft.

Weitere planzeichnerische Zielsetzungen sind nicht zu entnehmen.

@ \Mittelzentrum

1 |:| Region

1 STADT DINKELSBUHL (2002), Flachennutzungsplan mit Landschaftsplan, Verfasser: Team 4 Landschafts+Ortsplanung,
Nirnberg
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Das LEP weist die Folgenden Ziele (Z) bzw. Grundsatze (G) fiir das Plangebiet auf:

1.1.3 Ressourcen schonen

(G) Der Ressourcenverbrauch soll in allen Landesteilen vermindert und auf ein dem Prinzip der
Nachhaltigkeit verpflichtetes Maf3 reduziert werden. Unvermeidbare Eingriffe sollen
ressourcenschonend erfolgen.

1.3.1 Klimaschutz

(G) Den Anforderungen des Klimaschutzes soll Rechnung getragen werden, insbesondere
durch [...]

- die verstarkte ErschlieBung, Nutzung und Speicherung erneuerbarer Energien [...]

6.1 Um- und Ausbau der Energieinfrastruktur

(Z) Die Versorgung der Bevdlkerung und Wirtschaft mit Energie ist durch den im Uberragenden
offentlichen Interesse liegenden und der &ffentlichen Sicherheit dienenden Um- und Ausbau der
Energieinfrastruktur sicherzustellen und hat klimaschonend zu erfolgen. Zur Energieinfrastruktur
gehdren insbesondere

- Anlagen der Energieerzeugung und -umwandlung,

- Energienetze sowie

- Energiespeicher.

6.2 Erneuerbare Energien

6.2.1 Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien

(Z) Erneuerbare Energien sind dezentral in allen Teilrdumen verstéarkt zu erschlieBen und zu
nutzen.

(G) Es sollen ausreichende Moglichkeiten der Speicherung erneuerbarer Energien geschaffen
werden. [...]

6.2.3 Photovoltaik

(G) Freiflachen-Photovoltaikanlagen sollen vorzugsweise auf vorbelasteten Standorten realisiert
werden. An geeigneten Standorten soll auf eine Vereinbarkeit der Erzeugung von Solarstrom
mit anderen Nutzungen dieser Flachen, insbesondere der landwirtschaftlichen Produktion sowie
der Windenergienutzung, hingewirkt werden.

Beriicksichtigung der Ziele und Grundséatze des LEPs:

Die Planung erfolgt dahingehend ressourcenschonend (LEP 1.1.3 G), dass die Solarmodule
aufgestandert werden. So wird die Ressource Grund und Boden von flachenhaften Eingriffen
durch Versiegelung wirksam verschont. Es erfolgt kein irreversibler Verlust der
landwirtschaftlichen Nutzflache. Prinzipiell sorgt zudem die Nutzung erneuerbarer Energien
(LEP 1.3.1 G) dafir, dass andere Ressourcen (bspw. fossile Energietrager) nicht beansprucht
werden mussen.

Der Stadt Dinkelsbiihl ist es zudem ein wichtiges Anliegen erneuerbare Energien auszubauen,
sodass der vorliegende Bebauungsplan einen Teil dazu beitragen soll (LEP 6.1 G & 6.2.1 Z).
Um den Erfordernissen der Energiewende und der Zielsetzungen auf Landes-, Bundes- und
EU-Ebene nachzukommen, missen auch Flachen in landwirtschaftlich benachteiligten
Gebieten im notwendigen Mafe zur Verfligung gestellt werden. Dem kommt der vorliegende
Bebauungsplan nach, da sich das Plangebiet in einem nach § 3 Nr. 7 Buchst. a EEG23
benachteiligten Gebiet befindet? (LEP 6.2.3 B).

Mit der festgesetzten Rickbauverpflichtung und Nachfolgenutzung sowie im Hinblick auf die nur
punktuellen Eingriffe wird der landwirtschaftlich genutzte Boden zudem geschont und steht
nach dem Rickbau der Anlage wieder der landwirtschaftlichen Nutzung zur Verfiigung.

2 Bayerische Staatsregierung: Energie-Atlas Bayern, Zugriff am 28.01.2024
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Gemal Strukturkarte des Regionalplans der Region Westmittelfranken (RP) 3 (im Folgenden
kurz: RP) liegt die Stadt Dinkelsbihl im Iandlichen Teilraum, dessen Entwicklung nachhaltig
gestarkt werden soll sowie an einer Einwicklungsachse von Uberregionaler Bedeutung
(Bundesstralie B25). Zudem ist Dinkelsbiihl als Mittelzentrum eingestuft.

Weitere planzeichnerische Zielsetzungen sind nicht zu entnehmen.

Dem Erlauterungstext zum RP sind die folgenden, auf das Plangebiet anwendbaren Ziele und
Grundsétze zu entnehmen:

5.4 Land- und Forstwirtschaft

5.4.2 Landwirtschaft

5.4.2.2 (G) In Gebieten mit ungtinstigen Erzeugungsbedingungen ist es von besonderer
Bedeutung, die Voraussetzungen und Rahmenbedingungen fiir eine Weiterbewirtschaftung
dieser Flachen, auch im Sinne der Erhaltung einer intakten Kulturlandschaft, zu verbessern.
Dies gilt insbesondere fur die mittel- bis flachgriindigen Lagen in Teilen [...] des
Mittelfrankischen Beckens [...]

6. Energieversorgung

6.2 Erneuerbare Energien

6.2.1 Ausbau der Nutzung erneuerbare Energien

(G) In der Region ist anzustreben, erneuerbare Energien, wie insbesondere Windkraft, direkte
und indirekte Sonnenenergienutzung sowie Biomasse, im Rahmen der jeweiligen
naturrdumlichen Gegebenheiten der Regionsteile verstarkt zu erschlieRen und zu nutzen,
sofern den Vorhaben 6ffentliche Belange nicht entgegenstehen.

6.2.3 Solarenergie
6.2.3.1 (G) Das Nutzungspotenzial der Solarenergie fir die Warme- und Stromversorgung soll
in den hierfiir geeigneten Bereichen innerhalb der Region soweit méglich genutzt werden.

6.2.3.2 (G) Bei der Errichtung von Freiflachen-Solaranlagen soll eine flachensparende Nutzung,
wie insb. die Mehrfachnutzung von Flache, angestrebt werden. Dabei sind die Belange des
Orts- und Landschaftsbilds sowie des Naturhaushaltes zu bericksichtigen.

3 REGIONALER PLANUNGSVERBAND WESTMITTELFRANKEN: Regionalplan der Region Westmittelfranken, verbindlich erklart
am 14.10.1987, letztmals gedndert am 16.09.2022
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6.2.3.3 (G) Freiflachen-Solaranlagen sollen in der Region i.d.R. an vorbelasteten Standorten
errichtet werden.

6.2.3.4 (Z) Freiflachen-Solaranlagen sind au3erhalb der regionsweit bedeutsamen
e schutzwirdigen Taler sowie
e landschaftspragenden Gelanderiicken
zu errichten.

6.2.3.5 (G) Es ist anzustreben, dass im regionalen Maf3stab hochwertige Boden nicht
flachenhaft der Landwirtschaft durch Freiflachen-Solaranlagen entzogen werden.

Beriicksichtigung/Wiirdigung der iibergeordneten Planungsziele

Bericksichtigung der Ziele und Grundsatze des Regionalplanes:

Die unter 2.1 stehenden Erlauterungen zu den Zielen und Grundsatzen des
Landesentwicklungsprogrammes in puncto erneuerbare Energien sind sinngemaf auch auf die
Ziele und Grundsatze des Regionalplanes der Region Westmittelfranken anwendbar.

Zu5.4.2.2 (G):

Die Flache ist intensiv als Griinland genutzt. Eine Erzeugung von Nahrungsmitteln wie beim
Ackerbau findet auf der Flache hingegen nicht statt. Die Fldche nimmt somit keine wertgebende
Rolle in der landwirtschaftlichen Produktion ein, sodass die Stadt Dinkelsbiihl den Belang der
Versorgungssicherheit der Bevolkerung mit Energie hoher gewichtet (vgl. § 2 EEG —
Uberragendes offentliches Interesse), als den Erhalt der landwirtschaftlichen Griinlandnutzung
in diesem Bereich.

Zu 6.2.3.1 (G):

Der Bereich wird als geeignet angesehen, da es sich um eine Flache ohne besondere
landschaftliche Eigenart handelt (Intensivgriinland), die sich zudem in einem nach § 3 Nr. 7
Buchst. a EEG23 benachteiligten Gebiet befindet (vgl. Punkt A 2.1 zu LEP-Grundsatz 6.2.3).
Zudem sind keine Schutzgebiete / Schutzausweisungen verzeichnet. Auch schutzwiirdige Taler
und landschaftspragende Gelanderticken (gem. Begriindung zu RP8 6.2.3.4 (Z) liegen nicht
vor.

Zu 6.2.3.2 (G):
Eine Mehrfachnutzung der bisher als Intensivgriinland genutzten Flache ist weiterhin gegeben,
da die Zwischenbereiche unversiegelt und mit Pflanzenbewuchs belassen werden.

Zu 6.2.3.3 (G):

Ein vorbelasteter Standort geman der Auslegung / Begriindung des Regionalplanes zu 6.2.3.3.
(G) liegt am Plangebiet nicht vor. Eine Vorbelastung/Geeignetheit im Sinne des LEP (vgl. Punkt
A 2.1 zu LEP-Grundsatz 6.2.3) ist jedoch mit der Lage im benachteiligten Gebiet gegeben. So
wurde im Sinne dieser ,Soll*-Formulierung, die einen Ermessensspielraum zugesteht, unter
Abwagung aller fur- und widerstreitenden Belangen dem Ausbau erneuerbarer Energien
grélReres Gewicht beigemessen (auch im Sinne von § 2 EEG) und der Faktor der Vorbelastung
demgegenuber zurtickgestellt.

Zu 6.2.3.4 (2):

Schutzwurdige Taler und landschaftsprdgende Gelanderticken (gem. Begriindung zu RP8
6.2.3.4 (Z) liegen nicht vor. Aussagen zur Auswirkung auf das Landschaftsbild kdnnen dem
Umweltbericht enthommen werden.

Zu 6.2.3.5 (G):

Unter Abwagung aller fur- und widerstreitenden Belange wird am vorliegenden Standort dem
Ausbau erneuerbarer Energien groReres Gewicht beigemessen (auch im Sinne von § 2 EEG)
als der Erhaltung der landwirtschaftlichen Nutzung auf den betreffenden Flachen. Diese geht
zudem nicht ganzlich verloren, da weiterhin unter den Modulen eine Grinlandnutzung mdéglich
ist. Die Anlage wird zudem bodenschonend errichtet, sodass nach deren Nutzungsaufgabe und
Ruckbau die Flache auch wieder ungehindert landwirtschaftlich genutzt werden kann.

ErschlieBung

Der Anderungsbereich wird den vorhandenen, 6ffentlich gewidmeten Wirtschaftsweg auf FI.-Nr.
452 bzw. 536 Gemarkung Neustadtlein erschlossen.

Vorentwurf vom 20.02.2024 FNP-LP-Dinkelsbuehl-28AE-Rauhe-Alp-240220b.docx
Planungsbiro Godts



GroRe Kreisstadt Dinkelsbiihl, 28. Anderung des Flachennutzungsplanes Seite 7 von 11

UMWELTBERICHT

Allgemeines

Seit der am 20.07.2004 in Kraft getretenen Anderung des Baugesetzbuches muss bei der
Aufstellung von Bauleitplanen gemaf § 2 Abs. 4 BauGB fiir die Belange des Umweltschutzes
nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB zwingend eine Umweltprifung durchgefiihrt werden. Dabei sind
die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen zu ermitteln und in einem
Umweltbericht zu beschreiben und zu bewerten. Der Umweltbericht bildet gemaR § 2a BauGB
einen gesonderten Teil der Begrindung.

Zusammenfassende Beschreibung und Bewertung der
schutzgutbezogenen Auswirkungen

Der Flachennutzungsplan selbst als vorbereitender Bauleitplan ermdglicht noch keinen Eingriff
in die Schutzgiiter der Umwelt. Erst im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung entsteht
Baurecht fur das entsprechende Vorhaben und die dafiir notwendigen Eingriffe. Insofern
werden die Auswirkungen auf die Schutzgiiter der Umwelt nachfolgend Uberschlagig im Hinblick
darauf beurteilt, dass das Vorhaben, welches die Flachennutzungsplanédnderung auslést, zur
Umsetzung gelangt.

Schutzgut Mensch

Die Flache wird intensiv landwirtschaftlich als Griinland genutzt. Die umliegenden Flachen
werden ebenfalls Uberwiegend landwirtschaftlich genutzt. Siidlich grenzen Waldbereiche an.
Insgesamt weist das Plangebiet selbst aufgrund seiner intensiven Nutzung und der ebenfalls
intensiv genutzten Umgebung keine Funktion bzgl. der Naherholung flr die Bilirger von
Dinkelsbihl auf. Eine Flachennutzungsplananderung zu Gunsten der Ermdéglichung
erneuerbarer Energien lasst im Hinblick auf den Bedarf der Versorgung der Bevdlkerung mit
Energie als Uberragendes o6ffentliches Interesse (vgl. LEP 6.1.1 Z), die durch den Menschen
nachhaltig gepragte Kulturlandschaft und die nur bedingte Erholungseignung keine erheblichen
Auswirkungen erkennen.

Schutzgut Tiere und Pflanzen

Im Plangebiet befinden sich keinerlei Schutzgebiete. Es umfasst eine landwirtschaftlich intensiv
genutzte Grinlandflache ohne nennenswerte Arten- oder Strukturvielfalt. Aufgrund der
Uberwiegend offenen Kulturlandschaft im Umfeld ist anzunehmen, dass das Plangebiet und
seine Umgebung fiir Vogel des Offenlandes als Lebensraum von Bedeutung sind, da diese
Arten gut einsehbare, stdrungsarme Landschaften bendtigen.

Es wurde daher flr den parallel aufgestellten vorhabenbezogenen Bebauungsplan in
Kombination mit einer Kartierung die Betroffenheit von Arten untersucht.

Es zeigt sich, dass die Feldlerche mit zwei Revieren vertreten ist, welche durch die Planung
betroffen sind. Hierfir werden Ersatzlebensrdume bereitgestellt, welche sich im Raumlich-
funktionalen Zusammenhang befinden. Fir weitere planungsrelevante Arten (Reptilien,
Amphibien, Sdugetiere, Schmetterlinge usw.) ist hingegen keine Betroffenheit anzunehmen.
Auf der Anlagenflache selbst sind keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut zu
erwarten, da die Nutzung extensiviert wird und waldnahe Bereiche aufgewertet werden. Somit
ist unter Berlcksichtigung der ArtenschutzmaRnahmen und weiterer VermeidungsmafRnahmen
davon auszugehen, dass keine erheblichen Auswirkungen bestehen.

Schutzgut Boden

Bei der vorgesehenen Anderung der Nutzungsart in ein sonstiges Sondergebiet kommt es nur
kleinrdumig Bodenbeanspruchungen, da aufgrund der aufgestanderten Unterkonstruktion der
Module in nur sehr begrenztem Ausmaf auf den Boden eingewirkt wird.

Unter und Zwischen den Modulen bleibt weiterhin Griinlandbewuchs bestehen, sodass
Veranderung des Bodens insgesamt nur marginal stattfinden. Die zu erwartenden
Auswirkungen sind als gering und nicht erheblich einzuschéatzen.

Vorentwurf vom 20.02.2024 FNP-LP-Dinkelsbuehl-28AE-Rauhe-Alp-240220b.docx
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Schutzgut Wasser

Wasserschutzgebiete oder Oberflachengewasser sind nicht vorhanden und daher nicht
betroffen. Die Zwischenbereiche bleiben unversiegelt und werden weiterhin als Griinland
genutzt. Anfallendes Niederschlagswasser kann somit auch weiterhin auf den Boden gelangen
und breitflachig versickern. Das Schutzgut ist daher nicht erheblich betroffen.

Schutzgut Klima und Luft

Das Plangebiet ist eine landwirtschaftliche Flache und somit als Kaltluftproduzent einzustufen.
Ein Kaltluftabfluss wiirde nur durch die Errichtung von Barrieren behindert werden. Da bei
Vorhabenumsetzung die Module jedoch aufgestandert werden, ist keine Behinderung des
Kaltluftabflusses zu erwarten. Durch die Uberschirmung von Teilflachen ergibt sich vielmehr
eine Differenzierung beschatteter und besonnter Flachen.

Die Luftschicht Gber den Modulen wird voraussichtlich starker als zuvor erwarmt, was sich auf
die kleinklimatische Situation auswirken kann. Die Kapazitat der Module als Warmespeicher ist
allerdings gering, sodass sie sich ausbleibender Sonneneinstrahlung schnell wieder abkiihlen.
Die nachtliche Kaltluftproduktionsleistung der Flache verringert sich somit durch die
Uberschirmung mit Photovoltaikmodulen nur geringfuigig.

Die Erzeugung von Solarenergie verringert grundséatzlich den Bedarf an fossilen Energietragern
und tragt somit langfristig zu einer Verringerung von CO2-Emissionen und zum Klimaschutz bei.
Fir das Schutzgut Klima und Luft sind Auswirkungen von geringer Erheblichkeit zu erwarten.

Schutzgut Landschaft

Der Bereich der Flachennutzungsplananderung weist landschaftlich keine wertgebende
Funktion auf, da es an strukturgebenden Elementen und einer heterogenen Auspragung
mangelt. Wertgebende Strukturen entfallen durch die Bebauung somit nicht. Das vorhandene
Gelanderelief tragt zudem dazu bei, dass nur ein Teil der betreffenden Flache in Erscheinung
tritt. Optische Wirkungen sind aufgrund der Topografie potenziell aus 6stlicher Blickrichtung zu
erwarten, wobei jedoch das Gelanderelief in der weiteren Umgebung dazu beitragt, dass die
geplante Anlage aus groReren Entfernung nicht mehr unmittelbar einzusehen ist. Da die Module
zudem im Rahmen des parallel aufgestellten Bebauungsplanes in ihrer Héhe begrenzt werden
und von ihnen keine markante Wirkung wie von Gebauden ausgeht, werden die Auswirkungen
als vertretbar angesehen. Fir das Schutzgut Landschaft sind keine erheblichen Auswirkungen
zu erwarten.

Schutzgut Sach- und Kulturgiter
Im Umfeld der Flachennutzungsplanénderung befinden sich keine Bodendenkmale. Nachteilige
Auswirkungen auf das Schutzgut Sach- und Kulturgiiter sind somit nicht zu erwarten.

Aussagen zur Umweltvertraglichkeit

Die Anderung des Flachennutzungsplanes lasst keine erheblichen Umweltauswirkungen auf die
nach Anlage 1 BauGB zu prifenden Schutzgiiter erkennen, da die Eingriffsschwere auf die
Schutzgiiter der Umwelt insgesamt als gering bzw. nicht erheblich zu bewerten ist. Die
Umweltvertraglichkeit der Flachennutzungsplandnderung ist somit gegeben.

Weitere Ausfiihrungen sind dem Umweltbericht des genannten Bebauungsplans zu entnehmen.

Vorentwurf vom 20.02.2024 FNP-LP-Dinkelsbuehl-28AE-Rauhe-Alp-240220b.docx
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C FLACHENNUTZUNGSPLAN — BESTAND UND ANDERUNG

. \ 7 o , Wi
Abbildung 1: Auszug aus dem wirksamen Fléchennutzungsplan (links) und Darstellung der 28.
Anderung (rechts)

Flachen fur Wald i Sonstiges Sondergebiet,
"Freiflachen-Photovoltaikanlage"

Flachen fiir Landwirtschaft 11T Griinflache

., Freizuhaltende Talraume

Vorentwurf vom 20.02.2024

Dinkelsbuhl, den............ Kirchheimam Ries,den...........
Dr. Christoph Hammer Dipl.-Ing. Joost Godts
Oberbilrgermeister (Siegel) Planungsbiro Godts

Vorentwurf vom 20.02.2024 FNP-LP-Dinkelsbuehl-28AE-Rauhe-Alp-240220b.docx
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VERFAHRENSVERMERKE

Aufstellungsbeschluss

Der Stadtrat Dinkelsbiihl hat gem. §2 Abs.1 Baugesetzbuch (BauBG) in der 6ffentlichen Sitzung
vom 18.05.2022 beschlossen, den Flachennutzungsplan im Parallelverfahren mit der
Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ,PV-Freiflachenanlage Rauhe Alp*
Gmkg. Neustadtlein zu andern. Der Aufstellungsbeschluss wurde am............ ortsublich
bekannt gemacht.

Beteiligung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB

Die friihzeitige Unterrichtung der Offentlichkeit ber die allgemeinen Ziele und Zwecke und die
voraussichtlichen Auswirkungen der Planung in der Fassung vom 20.02.2024 gem. § 3 Abs. 1
BauGB hatin der Zeitvom ............ bis einschlieBlich............ stattgefunden.
Ort und Zeit der Auslegungwurdeam ............ ortsublich bekannt gemacht.

Gleichzeitig wurde die Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange
gem. § 4 Abs. 1 BauGB durchgefihrt.

Billigungs- und Auslegungsbeschluss
Der Stadtrat Dinkelsbihl hatam............ den Entwurf der Flachennutzungsplananderung

inder Fassungvom............ und die Beteiligung nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB
beschlossen.

Beteiligung nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB

Der Entwurf der Flachennutzungsplananderung in der Fassungvom . ......... sowie die zum
Auslegungszeitpunkt vorliegenden umweltbezogenen Informationen wurden gem. §3 Abs.2
BauGB in der Zeitvom............ bis einschlieBlich............ offentlich ausgelegt.
Ort und Zeit der Auslegungwurdeam........... ortsliblich bekannt gemacht und darauf
hingewiesen, dass Anregungen wahrend der Auslegungsfrist vorgebracht werden kénnen.

Gleichzeitig wurde die Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager Offentlicher Belange
gem. §4 Abs.2 BauGB durchgeflihrt.

Feststellungsbeschluss

Nach der abschlieRenden Behandlung der Anregungen stellt der Stadtrat die
Fladchennutzungsplanénderung in der Fassungvom . ......... , zuletzt gedandert am
........... in seiner Sitzungam ..............durch Beschluss fest.

Dinkelsbuhl, den............

Dr. Christoph Hammer, Oberbiirgermeister (Siegel)

Vorentwurf vom 20.02.2024 FNP-LP-Dinkelsbuehl-28AE-Rauhe-Alp-240220b.docx
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Aufgestellt / Ausgefertigt

Es wird bestétigt, dass der Inhalt dieser Flachennutzungsplananderung durch Zeichnung,
Farbe, Schrift und Text mit dem hierzu ergangenen Feststellungsbeschluss des Stadtrates vom
............ Ubereinstimmt und dass die fir die Rechtswirksamkeit malgebenden
Verfahrensvorschriften beachtet wurden.

Dinkelsbuhl, den............

Dr. Christoph Hammer, Oberbiirgermeister (Siegel)

Genehmigung
Die Regierung von Mittelfranken hat die 28. Fldchennutzungsplananderung mit Bescheid

I 1770 ] 2 gem. §6 Abs.1 BauGB genehmigt

Ansbach,den............... (Siegel)

Wirksamwerden

Die Genehmigung gem. §6 Abs.5 BauGBwurdeam ..................... ortsublich
bekannt gemacht. Auf die Rechtsfolgen der §§ 214 und 215 BauGB wurde hingewiesen.

Mit der Bekanntmachung wird die Flachennutzungsplanénderung wirksam.

Die Flachennutzungsplananderung wird seit diesem Tage zu den Ublichen Dienststunden im
Rathaus der grof3en Kreisstadt Dinkelsbiihl zur Einsicht bereitgehalten und iber dessen Inhalt
auf Verlangen Auskunft gegeben.

Dinkelsbuhl, den............

Dr. Christoph Hammer, Oberbiirgermeister (Siegel)
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Sitzuflsv@e Stadtrat 6ffentlich

am 20.02.2024

Vorlagen-Nr.: 3/012/2024

Berichterstatter: Staufinger, Jonas

Betreff: vorhabenbezogener Bebauungsplan ,PV-Freiflachenanlage

Rauhe Alp, — Billigung des Vorentwurfes und frihzeigite
Beteiligung der Offentlichkeit

Sachverhaltsdarstellung:

In der Stadtratssitzung am 18.05.2022 wurde ein genereller Aufstellungsbeschluss fur den ge-
planten vorhabenbezogenen Bebauungsplan mit der parallelen 28. Anderung des Flachennut-
zungsplanes gefasst.

Der Vorhabentrager plant die Errichtung einer PV Freiflachenanlage auf FI.-Nr. 541 Gemarkung
Neustadtlein, sudlich von Neustadtlein bzw. siiddstlich von Radwang. Das Plangebiet hat eine
GroRRe von ca. 2,19 ha, wovon ca. 1,76 ha mit Photovoltaik-Modulen tberstellt werden sollen.

Der rdumliche Geltungsbereich ist wie folgt umgrenzt:

e im Norden durch die FI.-Nr. 542 (Wirtschaftsweg)

im Osten durch die Fl.-Nrn. 542 und 536 (jeweils Wirtschaftsweq)
im Suden durch die Fl.-Nr. 540 (Wirtschaftsweg)

im Westen durch die FI.-Nr. 541/1 (Acker)

—
GEOBASISDATEN © BAY.VERMESSUNGSVERWALTUNG

Abbildung 1: Ubersichtslageplan, M1:10000

Die Planung wurde an das Planungsbuiro Godts (Kirchheim am Ries) vergeben. Das Planungsbu-
ro hat nun den im Anhang ersichtlichen Vorentwurf vom vorhabenbezogenen Bebauungsplan
.PV-Freiflachenanlage Rauhe Alp“ erstellt.

Der Vorentwurf ist der Anlage zu entnehmen. Dieser wurde bereits vorabgestimmt, sodass nun
die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB, sowie die Beteiligung der
Behotrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gem. 8 4 Abs. 1 BauGB und die Beteiligung
der Nachbargemeinden (vgl. 8 2 Abs. 2 BauGB) durchgefiihrt werden kann.
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Anlagen:

AL — 01 — Vorentwurf des vorhabenbez. Bebauungsplanes - ,PV-Freiflachenanlage Rauhe Alp“ in
der Fassung vom 20.02.2024
AL — 02 — Vorentwurf der textlichen Festsetzungen in der Fassung vom 20.02.2024

Folgende Dokumente konnen auf3erdem entweder im Stadtbauamt eingesehen bzw. von dort
angefordert werden:

e Vorentwurf der Begriindung
e Vorentwurf des Umweltberichtes

e Vorentwurf des Fachgutachtens (Artenschutz) samt Mal3nahmenblatt von Dipl.-
Landschaftsplanerin Katharina Jittner

Haushaltsrechtliche Vermerke:

Vorschlag zum Beschluss:

Der Stadtrat billigt den Vorentwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ,PV-
Freiflachenanlage Rauhe Alp* in der Fassung vom 20.02.2024 und beschlief3t die friihzeitige Be-
teiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB, sowie die Beteiligung der Behorden und
sonstigen Trager offentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB und die Beteiligung der Nachbar-
gemeinden (vgl. 8 2 Abs. 2 BauGB).

Der vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ,PV-Freiflachenanlage Rauhe Alp“ und die 28. Ande-
rung des Flachennutzungsplanes werden im Parallelverfahren gefiihrt.

Die Verwaltung wird beauftragt den Aufstellungsbeschluss nach § 2 Abs.1 BauGB ortsublich be-
kannt zu machen. Die Unterrichtung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 1 BauGB erfolgt friihzeitig
durch ortstibliche Bekanntmachung in der Zeitung und durch die Veréffentlichung der Bekannt-
machung auf der Homepage der Stadt Dinkelsbinhl (Internetadresse:
www.dinkelsbuehl.de/deutsch/alle/stadt-dinkelsbuehl/bauleitplanverfahren/).

Die Unterrichtung der Behérden und sonstigen Trager offentlicher Belange gemafd § 4 Abs. 1
BauGB wird vom Planungshbiro durchgefuhrt.

Seite 2 von 2


http://www.dinkelsbuehl.de/deutsch/alle/stadt-dinkelsbuehl/bauleitplanverfahren/

O 10 SWD ..

STADTWERKE DINKELSBUHL

VORHABENBEZOGENER
BEBAUUNGSPLAN
"PV-FREIFLACHENANLAGE
RAUHE ALP"

GMKG. NEUSTADTLEIN

A) PLANZEICHNUNG

SOWIE VORHABEN- UND
ERSCHLIESSUNGSPLAN

B) TEXTLICHE
FESTSETZUNGEN

C) BEGRUNDUNG
D) UMWELTBERICHT

E) FACHGUTACHTEN

Vorentwurf vom 20.02.2024

DINKELSBUHL

NEUSTADLEIN
< Rauhe Alp

VERFASSER PLANUNGSBURO GODTS

Hauptburo/Postanschrift:
J O O S ] Rémerstralle 6,
73467 Kirchheim am Ries
Telefon 07362/9205-17
E-Mail info@godts.de

Zweigstelle/Donau-Ries
S@ID T S Hauptstra3e 70, 86641 Rain
Stadtplanung * Landschaftsplanung * Umweltplanung

BEARBEITUNG: Dipl.-Ing. Joost Godts
B. Sc. Beate Herz



ZEICHENERKLARUNG FUR FESTSETZUNGEN

ART DER BAULICHEN NUTZUNG

Sonstiges Sondergebiet gemaf § 11 BauNVO
Zweckbestimmung "Freiflachen-Photovoltaikanlage" (SO PV)

MAR DER BAULICHEN NUTZUNG (59 Abs. 1, Nr. 1 BauGB + § 16-21 BauNvO)

Photovoltaikmodule maximale Hohe 3,0 m GRZ 0,6 Grundflachenzahl
(2.5 PlanzV)

Trafostation maximale Hohe 3,0 m

BAUWEISE, BAUGRENZEN

(§ 9 Abs. 1 BauGB, + §§ 22+23 BauNVO)

Baugrenze
- Uberbaubare Grundstlicksflache
<— 1 nicht Gberbaubare Grundstiicksflache

SCHUTZ, PFLEGE UND ENTWICKLUNG VON NATUR UND LANDSCHAFT

] private Grunflache
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)
Nutzungsschablone fir:

Art der
baulichen Nutzung

Grundflachenzahl | g6

SONSTIGE PLANZEICHEN

BEKANNTMACHUNGSVERMERK In-Kratt-Treten

bereichs des Bebauungsplans

L J § 9 Abs. 7 BauGB
||

75 98 75 VermaRungslinie in m

r|i|1 Grenze des raumlichen Geltungs-
% moglicher Zaunverlauf (ohne Sockel)

HINWEISE / NACHRICHTLICHE UBERNAHMEN

bestehende Flurstiicke S o Gelandemodell aus DGM 5 Meter
541 mit Nummer -’ Hohenlinien in Meter tiber
Normalhdhen-Null (NHN)

Hinweis: Der Satzungstext enthilt weitere Festsetzungen

Der Satzungsbeschluss wurdeam . ........... ortsublich bekannt gemacht.
Mit der Bekanntmachung tritt der vorhabenbezogene Bebauungsplan in Kraft.
Auf die Rechtsfolgen der §§ 44, 214 und 215 BauGB wurde hingewiesen.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan samt all seiner in der Praambel aufgefihrten
Bestandteile und beigefligten Dokumente sowie zusammenfassender Erklarung nach
§ 10 Abs. 4 BauGB wird seit diesem Tage zu den ublichen Dienststunden im Rathaus
der Stadt Dinkelsbuhl zur Einsicht bereitgehalten und Gber dessen Inhalt auf
Verlangen Auskunft gegeben.

Dinkelsbihl,den ... ........

Dr. Christoph Hammer, Oberblirgermeister (Siegel)
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PRAAMBEL

Die Stadt Dinkelsbuihl erlasst aufgrund des § 2 Abs.1 und der §§ 9, 10 und 12 des
Baugesetzbuches (BauGB, i.d.F. der Bek. vom 03.11.2017 (BGBI. | S. 3634), zul. geéndert
durch Art. 3 des Gesetzes vom 20.12.2023 (BGBI. 2023 | Nr. 394)), Art. 81 der Bayerischen
Bauordnung (BayBO, i.d.F. der Bek. vom 14.08.2007 (GVBI. S. 588, BayRS 2132-1-B), zul.
geandert durch Gesetz vom 23.06.2023 (GVBI. S. 250), durch § 4 des Gesetzes vom
07.07.2023 (GVBI. S. 327) und durch Art. 13a Abs. 2 des Gesetzes vom 24.07.2023 (GVBI. S.
371)) und Art. 23 der Gemeindeordnung fir den Freistaat Bayern (GO, i.d.F. der Bek. vom
22.08.1998 (GVBI. S. 796, BayRS 2020-1-1-1), zul. geandert durch die §§ 2, 3 des Gesetzes
vom 24.07.2023 (GVBI. S. 385, 586)) den vorhabenbezogenen Bebauungsplan ,,PV-
Freiflachenanlage Rauhe Alp*“ als Satzung.

Inhalt des Bebauungsplanes
Die Planzeichnung hat nur im Zusammenhang mit den Festsetzungen des Textteils Gultigkeit.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan in der Fassung vom 20.02.2024, zuletzt geandert am
................ besteht aus
A) Planzeichnung
e Planbereich 1, Planzeichnung
e Vorhaben- und ErschlieRungsplan
B) Textliche Festsetzungen mit Verfahrensvermerken

Beigefiigt ist
C) Begrindung
D) Umweltbericht

sowie:

- Relevanzpriifung zum Umfang der artenschutzrechtlichen Untersuchungen und
naturschutzfachliche Angaben zur speziellen artenschutzrechtlichen Prifung (saP) zum
vorhabenbezogenen Bebauungsplan PV Freiflachenanlage Rauhe Alp*“ Gmkg.
Neustadtlein, Dinkelsbiihl, Stand 11.11.2022, Verfasserin: Dipl. Landschaftsplanerin
Katharina Juttner

- MaRnahmenblatt: Planexterne AusgleichsmaRnahme — CEF Malinahme zum
vorhabenbezogenen Bebauungsplan PV Freiflachenanlage Rauhe Alp*“ Gmkag.
Neustadtlein®, Dinkelsbihl, Stand 14.10.2023, Verfasserin: Dipl. Landschaftsplanerin
Katharina Juttner

Der Durchfiihrungsvertrag ist ebenfalls rechtsverbindlicher Bestandteil des Bebauungsplanes.

Rechtsgrundlagen

Far den Geltungsbereich gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO, i.d.F. der Bek. vom
21.11.2017 (BGBI. | S. 3786), zul. geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023
(BGBI. 2023 | Nr. 176)).

Des Weiteren gelten nachfolgende Rechtsgrundlagen, sofern die nachfolgenden Festsetzungen
oder die kommunalen Satzungen nichts anderes bestimmen.

a) Baugesetzbuch (BauGB)

b) Planzeichenverordnung (PlanzV)

c) Bayerische Bauordnung (BayBO)

In-Kraft-Treten

Dieser Bebauungsplan tritt mit seiner ortstblichen Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 BauGB in
Kraft.

Vorentwurf vom 20.02.2024 vBP-PV-Rauhe-Alp-240220b-B_TextFest.docx
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Textliche Festsetzungen
In Ergénzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt:

21

3.1

3.2

PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

Geltungsbereich
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Der Geltungsbereich des Plangebietes umfasst die Flurnummer 541 Gemarkung Neustadtlein
(Vorhabenstandort) und eine Teilflache der Flurnummer 613 Gemarkung Neustadtlein (CEF-
Maflnahme).

Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 1 - 11 BauNVO)

§ 11 BauNVO - sonstiges Sondergebiet, Zweckbestimmung: Freiflichen-
Photovoltaikanlage

Im Geltungsbereich wird ein sonstiges Sondergebiet nach § 11 Abs. 2 BauNVO mit der
Zweckbestimmung ,Freiflachen-Photovoltaikanlage® zur Nutzung der Sonnenenergie
festgesetzt.

Im Sondergebiet sind ausschlieRlich folgende Nutzungen zulassig

e Solarmodule in aufgestanderter, statischer Ausfiihrung

o Betriebsgebaude, die der Zweckbestimmung des Sondergebietes dienen

e Anlagen zur Uberwachung der Solarpark (z.B. Kameramasten 0.3.)

MaR der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 21 BauNVO)

Grundflachenzahl

Die maximal zuléssige Grundflachenzahl (GRZ) betragt 0,6.
Dies beinhaltet die Uberschirmung der Flache durch Solarmodule in senkrechter Projektion
sowie die dazugehorigen baulichen Anlagen.

Hohe der baulichen Anlagen

(§ 16 Abs. 3 BauNVvO)

Es werden folgende maximalen Gesamthéhen festgesetzt:

e Solarmodule dirfen maximal 3,0 m hoch sein, gemessen ab dem bestehenden Gelande am
jeweiligen Modul (= unterer Bezugspunkt). Sie miissen an der zum Gelande geneigten
Kante eine Bodenfreiheit von mind. 80 cm aufweisen.

¢ Nebenanlagen dirfen nicht héher als 3,0 m sein.

Die Oberkante ihres Rohfulbodens (= unterer Bezugspunkt) muss mindestens 25 cm und
maximal 50 cm Uber dem natirlichen Gelande am jeweiligen Gebaude liegen.

Uberbaubare Fliche

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)
Die Errichtung von Solarmodulen sowie von Betriebs- und Versorgungsgebauden, wie z.B.
Trafostationen, Ubergabestationen, Wechselrichter ist nur innerhalb der Baugrenze zulassig.

Gelandegestaltung

Das Gelande darf insgesamt in seiner natiirlichen Gestalt nicht verandert werden.

Das vorhandene Landschaftsrelief ist zu erhalten. Abgrabungen und Aufschittungen sind
ausnahmsweise bis zu einer max. Héhenabweichung von 50 cm vom natirlichen Gelande und
nur im Bereich der Betriebsgebaude zulassig. Ubergange zwischen Aufflllungen und
Abgrabungen und der natirlichen Gelandeoberflache sind als Boschungen herzustellen.

Vorentwurf vom 20.02.2024 vBP-PV-Rauhe-Alp-240220b-B_TextFest.docx
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Grunordnung

(§9 Abs.1 Nr. 10 BauGB)

Die im Plan dargestellten privaten Griinflachen innerhalb der Einfriedung sowie die
Zwischenbereiche der Solarmodule sind unversiegelt mit Pflanzenbewuchs zu belassen und
extensiv mittels Mahd oder Beweidung zu pflegen.

Der Einsatz von jeglicher Art der Diingung und chemischen Pflanzenschutzmitteln ist
unzulassig.

Die die planzeichnerisch dargestellte Griinflache auf3erhalb der Einfriedung ist als solche zu
erhalten und wie nachfolgend beschrieben aufzuwerten:

Schritt 1: Flichenvorbereitung

o sofortiger Verzicht auf Pflanzenschutzmittel und Diingung jeglicher Art

e Flache zunachst moglichst tief abmahen

¢ Anschlielend Bodenvorbereitung durch frasen, grubbern oder ein anderweitiges Verfahren
zur Offnung der Grasnarbe (nicht pfliigen bzw. kein Griinlandumbruch!)

e Das im Boden vorhandene Samendepot aufkeimen lassen (ca. 5-7 Tage). Der Vorgang der
Bodenbearbeitung ist zu wiederholen und ein méglichst feinkriimeliges Saatbett ist
herzustellen.

¢ Anschliellend Mahdgutiibertragung (oder sonstiges Beerntungsverfahren) im Sommer

sowie ein weiteres Mal im Herbst von einer geeigneten Spenderflache aus der Umgebung;

die Flache ist zuvor abzustimmen mit der Unteren Naturschutzbehdrde

o alternativ Einsaat der Flache im Frihjahr (Mitte Marz — Mitte Mai) oder Herbst (Anfang
September — Mitte Oktober) mit einer geeigneten Saatgutmischung (Krauteranteil mind.
30%) aus autochthonem/einheimischen Saatgut fir frische Wiesenstandorte der
Herkunftsregion 12 ,Frankisches Hiigelland“ und Anwalzen des Saatgutes

Hitze und Trockenphasen von mehr als einer Woche sind unbedingt zu vermeiden,

andernfalls ist aktiv zu bewassern

Schritt 2: Pflege

e im ersten Jahr nach Mahdgutiibertragung/Ansaat ist ein Schrépfschnitt Mitte bis Ende April
durchzufiihren (15-20cm tber dem Boden), um unerwiinschte Arten zu unterdriicken und
eingesaten Arten die Etablierung zu erleichtern

¢ weitergehende Pflege ab dem Folgejahr Uiber eine 2-schiirige Mahd (erster Schnitt ab
15.06., zweiter Schnitt ab September) mit Mahdgutabtransport

e das Wenden des Mahdgutes ist zulassig

e alternativ ist die Pflege Uber eine extensive Beweidung zulassig. Das Beweidungsregime ist
einvernehmlich mit der Unteren Naturschutzbehérde abzustimmen

e Bei erkennbarer Dominanz unerwinschter Arten (z.B. Neophyten) oder einer deutlichen
Graserdominanz ist es anzuraten, die Flache nochmals zu frasen und eine nochmalige
Mahdgutiibertragung oder Nachsaat durchzufihren.

Hinweise:
e Die Flache darf nicht zu Lagerzwecken genutzt werden

Vorentwurf vom 20.02.2024 vBP-PV-Rauhe-Alp-240220b-B_TextFest.docx
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7.1

7.11

7.2

Artenschutzrechtliche Vermeidungs-, Minderungs- und CEF-MaRnahmen

(gemanl MaRnahmenbeschreibung der Relevanzpriifung zum Umfang der artenschutzrechtlichen Untersuchungen und
naturschutzfachliche Angaben zur speziellen artenschutzrechtlichen Priifung (saP) zum vorhabenbezogenen
Bebauungsplan ,PV Freiflachenanlage Rauhe Alp“ Gmkg. Neustadtlein, Dinkelsbihl, Stand 11.11.2022, Verfasserin:
Dipl. Landschaftsplanerin Katharina Jittner sowie MaRnahmenblatt: Planexterne Ausgleichsmalinahme — CEF
MaRnahme zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan ,PV Freiflachenanlage Rauhe Alp“ Gmkg. Neustadtlein,
Dinkelsbiihl, Stand 14.10.2023, Verfasserin: Dipl. Landschaftsplanerin Katharina Jittner)

Vermeidungs- und MinderungsmaBnahmen

Avifauna

Die Baufeldfreiraumung darf zum Schutz der Feldlerche nicht wahrend der Brut- und
Aufzuchtzeit der Jungvdgel zwischen Anfang Marz bis Ende September vorgenommen werden.

Alternativ kann bei Baubeginn in dieser Zeit durch Vergramung ab Mitte Februar eine
Ansiedlung verhindert werden. Dies kann durch regelmafRliges Grubbern der Flache in
mindestens 10-tdgigen Zeitabstanden als auch durch das Stellen von mind. 2 m hohen Stangen
mit 1,5 m langen Flatterbandern in einem 25 m Raster innerhalb des Baufensters geschehen.

Die Pflanzung hoher Hecken zur Eingriinung der geplanten Anlage sollte vermieden werden,
mittelhohe Hecken mindern den Druck der Kulissenwirkung auf die benachbarten
Feldlerchenreviere.

Die Planflachen sollten moglichst extensiv bewirtschaftet werden, um das Nahrungsangebot fiir
Brutvogel zu fordern.

Lurche

Die Baufeldfreimachung sollte auRerhalb der Wanderzeiten der Lurche zwischen Méarz und
Oktober (in diesem Zeitraum nicht) erfolgen. Aufierdem sollte das Entstehen tieferer
Fahrspuren im Zuge der Bauausfiihrung, die als Laichplatze genutzt werden kénnten,
vermieden werden.

CEF-MaRnahmen

Durch die Umsetzung der Planung und die damit einhergehenden Auswirkungen sind im
Rahmen der Kartierungen durch Dipl. Landschaftsplanerin Katharina Jittner zwei Reviere der
Feldlerche festgestellt worden, welche durch die Wirkung des Vorhabens betroffen sind. Fir
diese Reviere sind geeignete Lebensraumstrukturen im raumlich-funktionalen Zusammenhang
zu schaffen (sog. CEF-MaRnahmen), in die die Art ausweichen kann.

Es wird daher auf einer Teilflache der FI.-Nr. 613, Gemarkung Neustadtlein die nachfolgende
MaRnahme ergriffen, die ein neues Lebensraumangebot fiir die Feldlerche schafft bzw.
bestehende Lebensraumbedingungen optimiert. Die Lage der MalRnahme ist dem o.g.
MaRnahmenblatt zu entnehmen.

Die Flache ist diesem Bebauungsplan gem. §9 Abs.1a BauGB zugeordnet.

Anlage einer Ackerbrache:
Auf den Einsatz von Diingemitteln und die Bekdmpfung von Unkraut wird im Bereich der
MafRnahmenflache verzichtet, ebenso auf mechanische Unkrautbekdmpfung und Kalkung.

Die MafRnahmenflache wird mit einer standortspezifischen Saatmischung autochthoner Herkunft
angesat. Hierfur ist eine reduzierte Saatgutmenge (max. 50 — 70 % der regularen
Saatgutmenge) zu verwenden, um einen liickigen Bestand mit Rohbodenstellen zu entwickeln.

Mahd und Bodenbearbeitung erfolgen nicht zwischen dem 15.03. und 01.07. eines Jahres.

Jahrlich ist abschnittswiese ein Drittel der CEF-Flache im Frihjahr (vor dem 15.03.)
umzubrechen. Die Flache sollte daher in drei Abschnitte eingeteilt werden und wie folgt
bewirtschaftet werden:

- 1. Jahr nach Herstellung: Umbrechen erstes Drittel

- 2. Jahr nach Herstellung: Umbrechen zweites Drittel

- 3. Jahr nach Herstellung: Umbrechen drittes Drittel

- 4. Jahr nach Herstellung: Umbrechen erstes Drittel etc.

Vorentwurf vom 20.02.2024 vBP-PV-Rauhe-Alp-240220b-B_TextFest.docx
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7.3

10

Sollte das Artenpotenzial der Blihflache im Laufe der Jahre verarmen ist die Flache ggf. neu
mit autochthonem Saatgut anzusaen. Dies ist mit der Unteren Naturschutzbehérde
abzustimmen.

Umsetzung und dingliche Sicherung der CEF-MaBnahmen

Die CEF-Maflinahmen mussen hergestellt und wirksam sein, bevor im Planbereich 1 ein Eingriff
stattfindet. Die MaBnahme ist aufrecht zu erhalten, solange der Eingriff wirkt.

Die dingliche Sicherung der CEF-MaRRnahme sowie deren Umsetzung gehen zu Lasten des
Vorhabentragers und erfolgen mittels Grundbucheintrag.

MaBnahmen zur Uberwachung (Monitoringkonzept)

Der Vorhabentrager hat die Verpflichtung, die fiir den Betrieb geltenden Anforderungen

einzuhalten.

Ergéanzend sind zur Vermeidung von Umweltauswirkungen folgende Aspekte zu beachten:

e Pflege und Unterhaltung der Solarmodule innerhalb der Anlage (nach Erfordernis)

e Erfolgskontrolle sowie Pflege und Unterhaltung der CEF-MalRnahmen

o Sollten die vorgesehenen CEF-Maflinahmen nicht oder nicht vollstandig realisiert

werden kénnen, so sind in entsprechendem Umfang andere Malinahmen umzusetzen.
Dies ist einvernehmlich mit der Unteren Naturschutzbehérde abzustimmen.

Auf die Nebenbestimmungen (Auflagen) zum Genehmigungsbescheid wird hingewiesen.

Versorgungsleitungen / Leitungsrechte
Alle im Baugebiet neu hinzukommenden Versorgungsleitungen sind unterirdisch zu verlegen.

Ruckbauverpflichtung und Nachfolgenutzung

(§ 9 Abs .2 Nr. 2 BauGB)

Der Bebauungsplan verliert 36 Monate nach der dauerhaften Aufgabe der zuldssigen Nutzung
seine Rechtsgliltigkeit. Die hierdurch entstehende Riickbauverpflichtung tritt damit in Kraft.

Als Nachfolgenutzung, im Falle des Eintritts der Rickbauverpflichtung, wird landwirtschaftliche
Nutzung (z.B. Acker oder Grlnland) festgesetzt.

Nach der dauerhaften Aufgabe und damit verbundenen Riickbauverpflichtung der Anlage in den
urspriinglichen Zustand der Nutzung entfallt auch die Verpflichtung zur Aufrechterhaltung der
CEF-Mafinahme. Nach Entfall der Verpflichtungen darf die Flache wieder wie vor der
MaRnahme genutzt werden.
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2.2

ORTLICHE BAUVORSCHRIFTEN (BayBO)

Abstandsflachen
Bei der Bemessung der Abstandsflachen gelten die Vorschriften des Art. 6 der BayBO.

Gestaltung der baulichen Anlagen und Freiflachen
(Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO)

Gestaltung der Dacher

Fir Betriebsgebaude sind Satteldacher mit einer Dachneigung von 6 bis 30° sowie Flachdacher
mit einer Dachneigung von 0° bis 6°zulassig.

Werbeanlagen und AuBenbeleuchtung

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 2 BayBO)

Es werden Werbeanlagen grundsatzlich zugelassen, jedoch auf eine maximale Flache von

5,0 m? sowie den Zufahrtsbereich beschrankt. Fahnenmasten sowie elektrische Werbeanlagen
sind explizit ausgeschlossen.

Fir eine eventuell bendtigte AulRenbeleuchtung sind energiesparende und gleichzeitig
insektenschonende Lampen mit nach unten gerichtetem Lichtkegel zu verwenden.

Einfriedungen

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 5 BayBO)

Einfriedungen sind in Form von Maschendraht- oder Stahlgitterzaunen bis max. 2,50 m Hohe
ohne Sockel und nur innerhalb der dargestellten Sondergebietsflache zulassig. Ein
Ubersteigschutz in Form von Stacheldraht am oberen Zaunende ist zuldssig.

Die Einzaunung der Anlage ist so zu gestalten, dass sie fiir Kleintiere keine Barrierewirkung
entfaltet. Dies kann durch einen angemessenen Bodenabstand (mindestens 15 cm im Mittel)
des Zaunes oder ausreichende MaschengrofRen im bodennahen Bereich gewahrleistet werden.
Der Einsatz von Stacheldraht im bodennahen Bereich ist unzulassig.

Die Flache fir CEF-MaRnahmen darf nicht eingefriedet werden.

Vorentwurf vom 20.02.2024 vBP-PV-Rauhe-Alp-240220b-B_TextFest.docx
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HINWEISE

Altablagerungen / Altstandorte / Altlastbereiche

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass Béden mit von Natur aus erhéhten
Schadstoffgehalten (geogene Bodenbelastungen) vorliegen, welche zu zusatzlichen Kosten bei
der Verwertung/Entsorgung flihren konnen. Es wird daher empfohlen vorsorglich
Bodenuntersuchungen durchzufiihren. Das Landratsamt ist von festgestellten geogenen
Bodenbelastungen in Kenntnis zu setzen.

Sollten bei den Aushubarbeiten organoleptische Auffalligkeiten des Bodens festgestellt werden,
die auf eine schadliche Bodenveranderung oder Altlast hindeuten, ist unverziglich die
zustandige Bodenschutzbehdrde (Kreisverwaltungsbehodrde) zu benachrichtigen
(Mitteilungspflichten gem. Art. 1 und 12 Abs. 2 BayBodSchG).

Denkmalschutz

Bei allen Bodeneingriffen im Planungsgebiet muss damit gerechnet werden, dass man auf
Bodendenkmale stof3t. Der betroffene Personenkreis (Eigentimer oder Besitzer des
Grundstlicks sowie Unternehmer und Leiter der Arbeiten) ist schriftlich auf die gesetzlichen
Vorschriften zum Auffinden von Bodendenkmalen nach Art. 8 des Denkmalschutzgesetzes
hinzuweisen: Alle Beobachtungen und Funde (unter anderem auffallige Bodenverfarbungen,
Holzreste, Mauern, Metallgegensténde, Steingerate, Scherben und Knochen) miissen
unverziglich, d.h. ohne schuldhaftes Zégern, der Unteren Denkmalschutzbehdrde oder dem
Bayerischen Landesamt fiir Denkmalpflege, AuRenstelle Schwaben der Abt. Vor- und
Frihgeschichte, Am Klosterberg 8, 86672 Thierhaupten, Tel. 08271/8157-0, Telefax
08271/8157-50, mitgeteilt werden. Die aufgefundenen Gegenstande und der Fundort sind bis
zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige unverandert zu belassen, wenn nicht die Untere
Denkmalschutzbehotrde die Gegenstande freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.

Eigentiimer, dinglich Verfligungsberechtigte und unmittelbare Besitzer eines Grundstiickes, auf
dem Bodendenkmale gefunden werden, kénnen verpflichtet werden, die notwendigen
MaRnahmen zur sachgemafRen Bergung des Fundgegenstandes sowie zur Klarung der
Fundumstande und zur Sicherung weiterer auf dem Grundstlick vorhandener Bodendenkmale
zu dulden.

Aufgefundene Gegenstande sind dem Bayerischen Landesamt fiir Denkmalpflege oder einer
Denkmalschutzbehoérde unverziiglich zur Aufbewahrung zu Gbergeben, wenn die Gefahr ihres
Abhandenkommens besteht.

Art. 8 Abs. 1 Denkmalschutzgesetz (BayDSchG)

Wer Bodendenkmaler auffindet, ist verpflichtet, dies unverziiglich der Unteren
Denkmalschutzbehorde oder dem Landesamt fiir Denkmalpflege anzuzeigen.

Zur Anzeige verpflichtet sind auch der Eigentiimer und der Besitzer des Grundstlicks sowie der
Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund gefiihrt haben.

Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die Gbrigen.

Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund gefiihrt haben, auf Grund eines
Arbeitsverhaltnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der
Arbeiten befreit.

Art. 8 Abs. 2 Denkmalschutzgesetz (BayDSchG)

Die aufgefundenen Gegenstande und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach
der Anzeige unverandert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehdérde die
Gegenstande vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.
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Wasserwirtschaftliche Belange

Die Verwendung wassergefahrdender Stoffe im Betriebsgebaude (z.B. Trafostation) ist vom
Landratsamt Ansbach, fachkundige Stelle, zu beurteilen. Entsprechend bauliche Vorkehrungen
sind je nach Bedarf zu treffen (z.B. wasserdichte Wanne, etc.).

Im Falle einer Beeintrachtigung z. B. durch Rammung der Unterkonstruktion bzw. Beseitigung
von Sammlern und Drainagen ist eine ordnungsgemafe Ableitung sicherzustellen.

Schutz vor Uberflutungen infolge von Starkregen:

Infolge von Starkregenereignissen kénnen im Bereich des Bebauungsplans Uberflutungen
auftreten. Um Schaden zu vermeiden, sind bauliche Vorsorgemafinahmen zu treffen, die
Schaden durch oberflachlich abflieRendes Wasser dauerhaft verhindern.

Der Abschluss einer Elementarschadensversicherung wird empfohlen.

Immissionen

Durch die Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen Flachen kann es zu
Staubentwicklungen kommen. Der Staub kann sich auf den Kollektoren niederschlagen und ggf.
zu LeistungseinbufRen fihren. Die Staubemissionen und —Immissionen sind durch den/die
Anlagenbetreiber und deren Rechtsnachfolger uneingeschrankt und unentgeltlich zu dulden.

Versorgungsleitungen

Innerhalb des Schutzstreifens sowohl von bestehenden als auch neu hinzukommenden
Leitungen dirfen Baulichkeiten nicht erstellt, leitungsgefahrdende Verrichtungen nicht
vorgenommen, Anpflanzungen und Anlagen nicht gehalten werden, durch welche der Bestand
oder der Betrieb der Versorgungsleitung beeintrachtigt oder gefahrdet wird.

Die Lage und Schutzabstande von Leitungen sind bei den Versorgungstragern rechtzeitig vor
MaRnahmen-/Baubeginn zu erfragen. Sollte dieser Mindestabstand im Einzelfall unterschritten
werden, sind nach dem Verursacherprinzip Schutzmaflnahmen fiir die Leitungen erforderlich.

Der Trafostandort ist vom Vorhabentrager einvernehmlich mit dem Netzbetreiber/
Energieversorger abzustimmen.

Nachbarrecht
Das Nachbarrecht ist beziiglich der erforderlichen Grenzabsténde in allen Fallen zu beachten.
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VERFAHRENSVERMERKE

Aufstellungsbeschluss

Der Stadtrat Dinkelsbiihl hat gem. § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der &ffentlichen
Sitzung am 18.05.2022 die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ,PV-
Freiflachenanlage Rauhe Alp“ beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am
............. ortsublich bekannt gemacht.

Beteiligung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB

Die Stadt Dinkelsbiihl hat die Offentlichkeit tiber die allgemeinen Ziele und Zwecke und die
voraussichtlichen Auswirkungen der Planung in der Fassung vom 20.02.2024 gemaf § 3 Abs. 1

BauGB unterrichtet und ihnen in der Zeitvom ............ bis einschlieBlich............
Gelegenheit zur AuRerung und Erdrterung gegeben.
Ort und Zeit der Auslegungwurdeam ............ ortsublich bekannt gemacht.

Gleichzeitig wurde die Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
gem. § 4 Abs. 1 BauGB durchgefihrt.

Billigungs- und Auslegungsbeschluss

Der Stadtrat Dinkelsbihl hatam ............. den Entwurf des Bebauungsplanes in der
Fassungvom............. gebilligt und die Beteiligung nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2
BauGB beschlossen.

Beteiligung nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB

Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes in der Fassungvom .. ...........

wurde gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeitvom .. ........... bis einschlieBlich...........
zur Einsicht 6ffentlich ausgelegt.
Ort und Zeit der Auslegungwurdeam ............. ortsiiblich bekannt gemacht und darauf

hingewiesen, dass Anregungen wahrend der Auslegungsfrist vorgebracht werden konnen. Die
zum Auslegungszeitpunkt vorliegenden umweltbezogenen Informationen wurden mit ausgelegt.

Gleichzeitig wurde die Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager Offentlicher Belange
gem. § 4 Abs. 2 BauGB durchgefihrt.

Durchfiihrungsvertrag

Der Durchfiihrungsvertragwurde am ... .......... von den Vertragspartnern unterzeichnet.

Satzungsbeschluss
Der Stadtrat Dinkelsbihl hat den vorhabenbezogenen Bebauungsplan ,,PV-Freiflachenanlage

Rauhe Alp“ in der Fassungvom . ............ , zuletzt geandertam ............. nach
Prifung der Bedenken und Anregungen zum Verfahren nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB
in seiner Sitzungam . ............ als Satzung gem. § 10 Abs. 1 BauGB beschlossen.

Dinkelsbuhl,den.............

Dr. Christoph Hammer, 1. Birgermeister (Siegel)
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Aufgestellt / Ausgefertigt

Es wird bestétigt, dass der Inhalt dieses vorhabenbezogenen Bebauungsplanes mit seinen
Festsetzungen durch Zeichnung, Farbe, Schrift und Text mit dem hierzu ergangenen
Satzungsbeschluss des Stadtratesvom ............. Ubereinstimmt und dass die fir die
Rechtswirksamkeit malRgebenden Verfahrensvorschriften beachtet wurden.

Dinkelsbuhl,den.............

Dr. Christoph Hammer, Oberbirgermeister (Siegel)
In-Kraft-Treten
Der Satzungsbeschluss wurdeam ............ ortsublich bekannt gemacht.

Mit der Bekanntmachung tritt der vorhabenbezogene Bebauungsplan in Kraft.
Auf die Rechtsfolgen der §§ 44, 214 und 215 BauGB wurde hingewiesen.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan samt all seiner in der Praambel aufgefihrten
Bestandteile und beigefligten Dokumente sowie zusammenfassender Erklarung nach § 10
Abs. 4 BauGB wird seit diesem Tage zu den ublichen Dienststunden im Rathaus der Stadt
Dinkelsbuhl zur Einsicht bereitgehalten und tber dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft
gegeben.

Dinkelsbuhl, den.............

Dr. Christoph Hammer, Oberbiirgermeister (Siegel)
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Sitzuflsvﬂige Stadtrat 6ffentlich
am

20.02.2024
Vorlagen-Nr.: 3/019/2024
Berichterstatter: Staufinger, Jonas
Betreff: Bebauungsplan Tiny-Haus Wohngebiet ,An der Krottenklinge, —

Abwagung zur friihzeitigen Offentlichkeits- /Behordebeteiligung,
Billigung und 6ffentl. Auslegung

Sachverhaltsdarstellung:

Der Stadtrat der Grof3en Kreisstadt Dinkelsbihl hat in seiner Sitzung am 21.09.2022 die
Aufstellung eines Bebauungsplanes Tiny-Haus-Wohngebiet im beschleunigten Verfahren nach §
13 b BauGB beschlossen. Nachdem das Bundesverwaltungsgericht mit einem Beschluss vom
18.07.2023 (AZ 4 CN 3.22) festgestellt hat, dass Freiflachen aufl3erhalb des Siedlungsbereichs
einer Gemeinde nicht im beschleunigten Verfahren nach § 13 b Satz 1 BauGB ohne Umweltpru-
fung Uberplant werden durfen, hat der Stadtrat am 20.09.2023 beschlossen, das Bebauungs-
planverfahren in einem Regelverfahren durchzufiihren und hat in Folge dessen am 18.10.2023
auch eine (24.) Flachennutzungsplananderung aufgestellt.

Das Urteil des Gerichtes liel3 jedoch viele Fragen zur weiteren Vorgehensweise fur nach § 13b
BauGB begonnene Verfahren offen, sodass zwischenzeitlich mit Wirkung zum 01.01.2024 eine
Reparaturregelung in Form des § 215a BauGB erlassen wurde. Hiervon machte der Stadtrat Ge-
brauch und beschloss in seiner Sitzung am 24.01.2024 die Rickfliihrung des Bebauungsplanes in
das Verfahren nach § 13b BauGB in der bis zum Ablauf des 31.12.2023 geltenden Fassung. Das
Verfahren wird nun nach den Mal3gaben des § 215a BauGB fortgefiihrt.

Eine Fortfiihrung der 24. Flachennutzungsplanédnderung im Parallelverfahren ist nicht mehr erfor-
derlich. Die Berichtigung stellt einen redaktionellen Vorgang dar, auf den die Vorschriften Gber
die Aufstellung von Bauleitplanen keine Anwendung finden. Sie erfolgt ohne Offentlichkeits- und
Behdrdenbeteiligung, beinhaltet keinen Umweltbericht und bedarf nicht der Genehmigung.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst Teilflachen der FI.-Nrn. 2194 und 2195 Ge-

markung Dinkelsbihl. Er hat eine Grdl3e von ca. 0,86 ha und ist wie folgt umgrenzt:

e im Norden durch die FI.-Nr. 2196 (Acker)

e im Osten durch die FI.-Nr. 2434/1 (Larrieder Stral3e)

e im SlUden durch die FIL.-Nrn. 2141, 2141, 2143, 2149, 2150, 2151, 2152, 2153, 2154, 2155,
2170, 2171, 2172, 2173, 2174, 2175, 2176, 2177, 2178, 2179 (jeweils Dauerkleingéarten)

e im Westen im durch die FI.-Nr. 2195 (Teilflache, Griinland)
jeweils Gemarkung Dinkelsbuhl

Mit der Ausarbeitung des Bebauungsplanes wurde das Planungsbiiro Godts (Kirchheim am Ries)
beauftragt.

Die Lage des Plangebietes ist dem nachstehenden Ubersichtslageplan (nicht maRstablich) zu
entnehmen.

Seite 1 von 3



[ IOy,
oaT1ar 1o
. oiEolEs]| A
Plangebiet e
9 )
=
o O BE =
52 5 = =g
)
’ﬁq = 7 L = o\ = =lll=
S\NORD ) —Te |2 <] & =
SEEE ) 2
1l (=] =\ = =gl 5] 5 ;o @ga
PR\ = = T Q,’:' 8 S
k Sup2H B g EDl:IlNKELSBUHL %S@ AT\
N Q d
0 250 500m S\ %

_—
GEOBASISDATEN © BAY.VERMESSUNGSVERWALTUNG

Der Stadtrat der GroRRen Kreisstadt Dinkelsbihl hat am 21.11.2023 in 6ffentlicher Sitzung nicht
nur den Vorentwurf zum Bebauungsplan i.d.F. vom 21.11.2023 gebilligt, sondern auch die Durch-
fuhrung der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB sowie die Beteili-
gung der Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 und auch die Be-
teiligung der Nachbargemeinden (vgl. 8 2 Abs. 2 BauGB) beschlossen.

Die Unterrichtung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte am 02.12.2023 durch orts-
Ubliche Bekanntmachung in der Zeitung (FLZ). Sodann wurde die Unterrichtung der Behdrden
durch das Planungsbiro (Behérdenbeteiligung gemaR § 4 Abs. 1 BauGB) vorgenommen. Im
Ubrigen konnte die Offentlichkeit die Bekanntmachung auch auf der Homepage der Stadt Din-
kelsbuhl (www.dinkelsbuehl.de/deutsch/alle/stadt-dinkelsbuehl/bauleitplanverfahren/) zusammen
mit dem Vorentwurf des Bebauungsplanes einsehen.

Die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit sowie die Behdrdenbeteiligung und die Beteiligung
der sonstigen Trager oOffentlicher Belange haben in der Zeit vom 11. Dezember 2023 bis ein-
schlieBlich 12. Januar 2024 stattgefunden. Wahrend der Auslegungsfrist wurden Einwendungen
und Hinweise von Seiten der beteiligten Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
vorgetragen.

Die Anlage 01 ist Bestandteil des Stadtratsbeschlusses. Hinweise, Anderungsvorschlage und
Einwendungen von den Behdorden und Tragern 6ffentlicher Belange wurden im Ubrigen allesamt
fristgerecht vorgetragen — (s. dazu die Anlage 01) - die Antwort des Stadtrates zu jedem Einwand
ist in der rechten Spalte enthalten. Von den Birgern kamen keine Rickmeldungen.

Die Bebauungsplanunterlagen sind auch im Hinblick auf die Ruckfiihrung in das Verfahren nach
§ 13b BauGB aktualisiert worden und liegen jetzt in der Fassung vom 20.02.2024 vor. Damit der
Planentwurf mit den textlichen Festsetzungen, der Begriindung, der Vorprifung des Einzelfalls
nach Anlage 2 BauGB, das Avifaunistische Gutachten, der Fachbeitrag zur speziellen arten-
schutzrechtlichen Prufung der offentlichen Auslegung zugefiihrt werden kann, bedarf aul3erdem
der gegeniber dem Vorentwurf vom 21.11.2023 geanderte Bebauungsplan-Entwurf der Billigung
durch den Stadtrat.

Anlagen:

AL - 01 - Abwagungsvorlage (Gegeniberstellung der eingegangenen Stellungnahmen mit
dazugehdérigem Abwéagungsvorschlag) zum Bebauungsplan

AL — 02 - Entwurf des Bebauungsplanes Tiny-Haus-Wohngebiet ,,An der Krottenklinge®

AL — 03 - Entwurf der textlichen Festsetzungen
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Folgende Dokumente konnen auf3erdem entweder im Stadtbauamt eingesehen bzw. von dort
angefordert werden:

Entwurf der Begriindung

Entwurf der Vorprufung des Einzelfalls nach Anlage 2 BauGB
Avifaunistisches Gutachten

Fachbeitrag zur speziellen artenschutzrechtlichen Prifung

Vorschlag zum Beschluss:

Abwagung

Der Stadtrat stimmt den formulierten Beschlussvorschlagen It. der Abwagung in der Anlage 01
als Erklarung der Stadt gegentuber den Einwendungen der Behorden und sonstigen Tragern 6f-
fentlicher Belange im Rahmen der Abwégung zu. Der Stadtrat kommt unter Beriicksichtigung
aller planungsrelevanten Umstande zu dem Ergebnis, dass die bei der frihzeitigen 6ffentlichen
Auslegung gegenuber dem Plan-Vorentwurf zum Bebauungsplan ,Tiny-Haus Wohngebiet an der
Krottenklinge“ vorgebrachten Einwendungen und Bedenken hinreichend gewdrdigt, sowie ge-
genseitig und untereinander abgewogen wurden. Die schutzwirdigen Interessen der Betroffenen
wurden in einen gerechten Ausgleich und in ein ausgewogenes Verhaltnis zu den Allgemeininte-
ressen gebracht. Die It. der Anlage 01 beschriebenen Stellungnahmen sind die Antwort des
Stadtrates auf die Hinweise, Bedenken, Anregungen und Einwendungen der Behérden und sons-
tigen Trager oOffentlicher Belange im Rahmen der friihzeitigen Offentlichkeits- und Behérdenbetei-
ligung — und damit Bestandteil des vorliegenden Beschlusses.

Billigung
Der Stadtrat Dinkelsbihl billigt den Entwurf zum Bebauungsplan ,Tiny-Haus Wohngebiet an der
Krottenklinge® (Anlage 02) in der Fassung vom 20.02.2024

Offentliche Auslegung

Der Stadtrat beschlief3t, die o6ffentliche Auslegung (8 3 Abs. 2 BauGB) mit gleichzeitiger Beteili-
gung der Behoérden und der sonstigen Trager 6ffentlicher Belange (8 4 Abs. 2 BauGB) fir den
Bebauungsplan ,Tiny-Haus Wohngebiet an der Krottenklinge“ durchzufihren.

Die ¢ffentliche Auslegung erfolgt durch ortsiibliche Bekanntmachung in der Zeitung und
durch die Veroffentlichung der Bekanntmachung auf der Homepage der Stadt Dinkels-
bihl. Die Planunterlagen kdnnen im Rathaus bzw. im Stadtbauamt eingesehen werden.
Aber auch auf der Internetseite der Stadt Dinkelsbihl kénnen sowohl der Planentwurf mit
den textlichen Festsetzung, der Begriindung, der Vorprifung des Einzelfalls nach Anlage
2 BauGB, das Avifaunistische Gutachten, der Fachbeitrag zur speziellen artenschutz-
rechtlichen Prifung, die Abwagung des Stadtrates zu den Stellungnahmen der Behdrden
und sonstigen Trager offentlicher Belange

jew. als pdf-Dokument wahrend der Auslegungszeit eingesehen werden (Internetadresse:
www.dinkelsbuehl.de/deutsch/alle/stadt-dinkelsbuehl/bauleitplanverfahren/). Die  Bekanntma-
chung enthéalt Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfiigbar sind.

Die Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange sowie die Nachbargemeinden sind zeit-
gleich von den gefassten Beschlissen zu unterrichten und tber Ort und Dauer der 6ffentlichen
Auslegung zu informieren (Behordenbeteiligung).
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mGioRe Kreisstadt Dinkelsbihl, Sitzungsvorlage zum Bebauungsplan Tiny-Haus-Wohngebiet ,An der Krottenklinge”

@P . .Ibff]ntliche Sitzung) GroRe Kreisstadt Dinkelsbuhl
auung - aus-Wohngebiet ,,An der Krottenklinge”

Von folgenden beteiligten Behdrden und sonstigen Tragern offentlicher Belange kam im Rahmen der Beteiligung
nach § 4 Abs. 1 BauGB eine Riickmeldung:
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Nr. |Trager offentlicher Belange Schreiben | Eingang Anregungen
ohne | mit
1 Regierung von Mittelfranken 12.01.2024 | 12.01.2024 X
2 Regionaler Planungsverband Westmittelfranken 09.01.2024 | 09.01.2024 X
3 Landratsamt Ansbach, SG 41 Bauamt -- -- -- --
4 Landratsamt Ansbach, SG 42 Immissions- und Naturschutzrecht -- -- - -
5 Landratsamt Ansbach, SG 43 Wasserrecht -- -- -- --
6a |Landratsamt Ansbach, SG 44 Immissionsschutz 19.12.2023 | 10.01.2024 X
6b |Landratsamt Ansbach, SG 44 Techn. Umweltschutz 19.12.2023 | 10.01.2024 X
7 Landratsamt Ansbach, SG 31 Kreisbrandrat 24.12.2023 | 24.12.2023 X
8 Landratsamt Ansbach, SG 23 Abfallwirtschaft 13.12.2023 | 13.12.2023 X
9 Landratsamt Ansbach, SG 32 Abfallrecht 29.12.2023 | 29.12.2023 X
10 |Landratsamt Ansbach, SG 72 Gesundheitsamt -- -- -- --
11 |ABV Zweckverband zur Abfallbeseitigung - - -- --
12 |Wasserwirtschaftsamt Ansbach 09.01.2024 | 09.01.2024 X
13 |Amt fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten Ansbach 22.12.2023 | 22.12.2023 X
14 |Amt fir Landliche Entwicklung Mittelfranken 05.12.2023 | 05.12.2023
15 |Bayerisches Landesamt fir Denkmalpflege - -- -- --
16 |Bayer. Bauernverband 12.01.2024 | 12.01.2024 X
17 |Kreisheimatpfleger - -- -- --
18 |Amt fir Digitalisierung, Breitband und Vermessung 07.12.2023 | 07.12.2023 X
19 |Stadtwerke Dinkelsbihl -- -- -- --
20 |Fernwasserversorgung Franken 06.12.2023 | 06.12.2023 X
21 |N-ERGIE Netz GmbH 07.12.2023|07.12.2023| X
22 |Deutsche Telekom Technik GmbH 13.12.2023 | 13.12.2023 X
23 |M-Net Telekommunikations GmbH -- -- - -
24 |[INEXIO GmbH 04.12.2023104.12.2023| X
25 |Handwerkskammer fiir Mittelfranken 12.01.2024 | 12.01.2024 X
26 |Industrie- und Handelskammer Nurnberg fiir Mittelfranken 05.01.2024 | 05.01.2024 X
27 |Bundesamt fiir Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen |12.12.2023 | 12.12.2023| X
der Bundeswehr
28 |Bund Naturschutz in Bayern e.V. 12.01.2024 | 12.01.2024 X
29 |Landesbund fir Vogelschutz in Bayern e.V., Kreisgruppe -- -- -- --
Ansbach
30 |Stadt Feuchtwangen -- -- -- --
31 |Markt Schopfloch -- -- -- --
32 |Markt Darrwangen -- -- -- --
33 |Gemeinde Fichtenau - - - -
34 |Gemeinde KreRberg -- -- -- --
35 |Gemeinde Langfurth -- -- -- --
36 |Gemeinde Ménchsroth - - -- --
37 |Gemeinde Wilburgstetten - - - -
38 |Gemeinde Wittelshofen - - -- --
39 |Gemeinde Wort - - -- --

Insgesamt haben wahrend der Beteiligung 13 Behdrden bzw. Trager offentlicher Belange Hinweise oder
Anregungen vorgebracht.

Von den Biirgern kam im Rahmen der friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB keine
Ruckmeldung.
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1 Regierung von Mittelfranken, Schreiben vom 12.01.2024

Stellungnahme

Wiirdigung und Beschluss der Gemeinde

die GroRe Kreisstadt Dinkelsbiihl plant die Aufstellung
des Bebauungsplanes ,An der Krottenklinge® mit
einem Geltungsbereich von ca. 0,87 ha zur
Ausweisung eines reinen Wohngebietes (WR) im
Nordwesten des Hauptortes. Vorgesehen sind 22
kleine Bauplatze fir ortsfeste Tiny Houses zur
Dauerwohnnutzung mit Erstwohnsitz. An der dstlichen
Zufahrt (Larrieder StralRe) ist eine zentrale
Stellplatzanlage vorgesehen. Das Plangebiet ist Teil
einer Flache, die im wirksamen Fladchennutzungsplan
als Grunflache mit der Zweckbestimmung
Dauerkleingarten dargestellt ist und grenzt im Siiden
an Dauerkleingarten an. Im Parallelverfahren wird im
Flachennutzungsplan eine Wohnbauflache geplant.

Einschlagige Erfordernisse der Raumordnung

Die Begrundung berlcksichtigt noch nicht die letzte
Fortschreibung des Landesentwicklungsprogramm
Bayern (Stand: 01.06.2023) und sollte diesbezlglich
redaktionell Gberarbeitet werden. Folgende Ziele und
Grundsétze daraus sind flr die Planung relevant:

LEP 1.1.1 Gleichwertige Lebens- und
Arbeitsbedingungen

(Z) In allen Teilrdumen sind gleichwertige Lebens- und
Arbeitsbedingungen mit moglichst hoher Qualitat zu
schaffen oder zu erhalten. Die Starken und Potenziale
der Teilrdume sind weiter zu entwickeln.

(G) Hierfir sollen insbesondere die Grundlagen fir
eine bedarfsgerechte Bereitstellung und Sicherung von
Arbeitsplatzen, Wohnraum sowie Einrichtungen der
Daseinsvorsorge und zur Versorgung mit Gltern und
Dienstleistungen, wo zur Sicherung der Versorgung
erforderlich auch digital, geschaffen oder erhalten
werden.

LEP 1.1.3 Ressourcen schonen

(G) Der Ressourcenverbrauch soll in allen
Landesteilen vermindert und auf ein dem Prinzip der
Nachhaltigkeit verpflichtetes MaR reduziert werden.
Unvermeidbare Eingriffe sollen ressourcenschonend
erfolgen.

(G) Bei der Inanspruchnahme von Flachen sollen
Mehrfachnutzungen, die eine nachhaltige und
sparsame Flachennutzung ermdglichen, verfolgt
werden.

LEP 1.2.1 Raumlichen Auswirkungen begegnen
(G) Die raumstrukturellen Voraussetzungen fiir eine
raumlich mdglichst ausgewogene
Bevdlkerungsentwicklung des Landes und seiner
Teilrdume sollen geschaffen werden.

(Z) Der demographische Wandel ist bei allen
raumbedeutsamen Planungen und Mafinahmen,
insbesondere bei der Daseinsvorsorge und der
Siedlungsentwicklung, zu beachten.

LEP 1.2.2 Abwanderung vermindern und
Verdrangung vermeiden (Abs. 3)

(G) Bei der Ausweisung von Bauland soll auf die
Sicherstellung eines ausreichenden Wohnangebots fir

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Sachstandswiedergabe wird zur Kenntnis
genommen.

Die Begrindung wird wie angeregt dahingehend
Uberarbeitet, dass Bezug auf den aktuellen Stand des
Landesentwicklungsprogrammes genommen wird.
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einkommensschwachere, weniger beguterte
Bevdlkerungsgruppen durch entsprechende Modelle
zur Erhaltung und Stabilisierung gewachsener
Bevolkerungs- und Sozialstrukturen hingewirkt werden.

LEP 1.2.6 Funktionsfahigkeit der
Siedlungsstrukturen

(G) Die Funktionsfahigkeit der Siedlungsstrukturen
einschliellich der Versorgungs- und
Entsorgungsinfrastrukturen soll unter Bertcksichtigung
der kunftigen Bevolkerungsentwicklung und der
O6konomischen Tragfahigkeit erhalten bleiben.

LEP 2.2.5 Entwicklung und Ordnung des

landlichen Raums

(G) Der landliche Raum soll so entwickelt und

geordnet werden, dass

- er seine Funktion als eigenstandiger Lebens- und
Arbeitsraum nachhaltig sichern und weiter
entwickeln kann,

- die Daseinsvorsorge in Umfang und Qualitat
gesichert und die erforderliche Infrastruktur
weiterentwickelt wird,

- seine Bewohner mit allen zentral6rtlichen
Einrichtungen in zumutbarer Erreichbarkeit
moglichst auch mit 6ffentlichen und nicht
motorisierten Verkehrsmitteln versorgt sind,

- er seine eigenstandige, gewachsene Siedlungs-,
Freiraum- und Wirtschaftsstruktur bewahren und
weiterentwickeln kann und

- er seine landschaftliche und kulturelle Vielfalt
sichern kann.

LEP 3.1.1 Integrierte Siedlungsentwicklung und
Harmonisierungsgebot (Abs. 1 und 2)

(G) Die Ausweisung von Bauflachen soll an einer
nachhaltigen und bedarfsorientierten
Siedlungsentwicklung unter besonderer
Berlcksichtigung des demographischen Wandels und
seiner Folgen, den Mobilitdtsanforderungen, der
Schonung der natiirlichen Ressourcen und der
Starkung der zusammenhangenden Landschaftsraume
ausgerichtet werden.

(G) Flachen- und energiesparende Siedlungs- und
Erschliefungsformen sollen unter Berticksichtigung
der ortsspezifischen Gegebenheiten angewendet
werden.

LEP 3.1.2 Abgestimmte Siedlungs- und
Mobilitatsentwicklung (Abs. 2)

(G) Die Ausweisung neuer Siedlungsflachen soll
vorhandene oder zu schaffende Anschlisse an das
offentliche Verkehrsnetz bertcksichtigen.

LEP 3.2 Innenentwicklung vor AuBenentwicklung
(Z) In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen
Potenziale der Innenentwicklung vorrangig zu nutzen.
Ausnahmen sind zuldssig, wenn Potenziale der
Innenentwicklung begriindet nicht zur Verfligung
stehen.

LEP 3.3 Vermeidung von Zersiedelung —
Anbindegebot
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(G) Eine Zersiedelung der Landschaft und eine
ungegliederte, insbesondere bandartige
Siedlungsstruktur sollen vermieden werden.
(Z) Neue Siedlungsflachen sind mdglichst in
Anbindung an geeignete Siedlungseinheiten
auszuweisen. (...)

RP (8) 2.2.2.3 Landlicher Teilraum, dessen
Entwicklung nachhaltig gestarkt werden soll

Die Mittelbereiche [...] Dinkelsbuhl [...] sollen in ihrer
Struktur zur Verbesserung der Lebens- und
Arbeitsbedingungen nachhaltig gestarkt werden. Ihnen
soll bei Planungen und MalRnahmen zur Starkung des
l&andlichen Raumes der Vorrang eingerdumt werden.

RP (8) 3.1.1 Siedlungswesen

In allen Gemeinden Westmittelfrankens soll sich die
Siedlungstatigkeit in der Regel im Rahmen einer
organischen Entwicklung vollziehen.

RP (8) 3.2.1 Wohnungswesen
Insbesondere in den Zentralen Orten soll [...] in
ausreichendem Umfang Bauland bereitgestellt werden.

Bewertung aus landesplanerischer Sicht

Das Plankonzept der Tiny Houses stellt eine Antwort
auf sinkende HaushaltsgroRen (vgl. LEP 1.2.1 (G)) dar
und bietet einkommensschwacheren
Bevdlkerungsgruppen die Moglichkeit zum Erwerb von
Wohneigentum (vgl. LEP 1.2.2 (G)).

Es kann geeignet sein, Ressourcen und Flache zu
schonen (vgl. LEP 1.1.3 (G) und LEP 3.1.1 Abs. 2 (G)),
wenn die Grundstlicke kompakt, der
Erschliefungsaufwand und Energiebedarf moglichst
geringgehalten werden. Unter diesen
Voraussetzungen, die wir als hinreichend erfiillt
ansehen, stehen Tiny Houses auch nicht in Konflikt mit
der Tragfahigkeit der Ver- und
Entsorgungsinfrastrukturen (vgl. LEP 1.2.6 (G)).

Wenngleich die Begriindung keine explizite Ermittlung
eines Bedarfs an Wohnbauflachen fiir das Stadtgebiet
enthalt, kann der Bedarf fir die Ausweisung des 0,9 ha
grofden Wohngebietes (vgl. LEP 3.1.1 (G) anhand der
stattgefundenen und prognostizierten
Bevdlkerungsvorausberechnung und unter
Beriicksichtigung der (soweit dargelegt) fehlenden
Potenziale der Innenentwicklung grundséatzlich
nachvollzogen werden.

Das Baugebiet liegt im Einzugsgebiet von Haltestellen
des offentlichen Personennahverkehrs (vgl. LEP 3.1.2
Abs. 2 (G)).

Alternativstandorte im planerischen Innenbereich
stehen laut Begriindung nicht zur Verfigung (vgl. LEP
3.2 (2)). Die genannten Argumente beziehen sich
dabei eher auf klassische Bauliicken oder
Nachverdichtungspotenziale. Aus landesplanerischer
Sicht ist eine Auseinandersetzung mit den im
wirksamen Flachennutzungsplan dargestellten
Wohnbauflachen zu erganzen. Zwischen Klinikum und
Crailsheimer StralRe im Nordwesten der Kernstadt sind
noch ca. 7 ha Wohnbauflachen nicht iberplant.

Das angrenzende Kleingartengebiet ist zum
dauernden oder mindestens regelmafig
voriibergehenden Aufenthalt von Menschen bestimmt,

Der Stadtrat schlieRt sich der Einschatzung der
Regierung von Mittelfranken an.

Kenntnisnahme.

Die Begriindung wird unter Punkt A 2.4 wie folgt
erganzt:

»,Ebenso erfolgte ein Abgleich der noch nicht beplanten
Wohnbauentwicklungsflachen im Fldchennutzungsplan
mit den im Eigentum der Stadt befindlichen
Grundstiicke.

Nicht (berplant sind bislang die
Wohnbauentwicklungsfidchen im Siidwesten und im

BP-An_der_Krottenklinge-Abwaegung-240220a.docx



Grof3e Kreisstadt Dinkelsbuhl, Sitzungsvorlage zum Bebauungsplan Tiny-Haus-Wohngebiet ,An der Krottenklinge”

Seite 5 von 18

stellt somit eine Siedlungsflache dar bzw. ist Teil des
gesamten Siedlungskdrpers der Kernstadt.
Kleingartengebiete sind nicht per se geeignet fiir eine
Anbindung weiterer Siedlungsflachen, insbesondere
wenn sie selbst isoliert liegen. Vorliegend liegt das
Kleingartengebiet jedoch am Stadtrand und stellt aus
landesplanerischer Sicht eine geeignete
Siedlungseinheit fir eine Anbindung der Planung dar
(vgl. LEP 3.3 Abs. 2 (2)).

Einwendungen aus landesplanerischer Sicht werden
nur dann nicht erhoben, wenn Potenziale der
Innenentwicklung begriindet nicht zur Verfligung
stehen. Hierzu sollten explizit auch die im wirksamen
Flachennutzungsplan dargestellten Wohnbauflachen
untersucht und das Ergebnis dieser Untersuchung
dokumentiert werden.

Nordwesten der Stadt. Diese befinden sich jedoch in
Privateigentum, sodass hierauf kein Zugriff besteht.
Eine Uberplanung dieser Fldchen soll daher nicht
erfolgen, da die Eigentumsverhéltnisse eine
Realisierung nicht zulassen.

Der bestehende Bedarf soll daher an vorliegender
Stelle gedeckt werden, da hier eine
Flachenverfiigbarkeit gegeben ist.”

Abstimmungsergebnis: dafir: .....

dagegen: .....

6a Landratsamt Ansbach, SG 44 Immissionsschutz, Schreiben vom 19.12.2023
Stellungnahme Wiirdigung und Beschluss der Gemeinde
Sachstand Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stadt Dinkelsbiihl plant tiber die Aufstellung des
Bebauungsplans ,An der Krottenklinge“ die
Ausweisung eines Tiny Haus Wohngebietes.

Der Geltungsbereich umfasst 8.686 m?.

Nordlich des Planungsgebietes in ca. 140 m Abstand
verlauft die Staatsstralle 2218.

Stellungnahme
In der vorliegenden Planung, insbesondere in der

Begriindung zum Bebauungsplan, fehlt eine
Abhandlung Gber moégliche Auswirkung des
Verkehrslarms der Staatsstralle 2218 auf das
Plangebiet.

Auf die DIN 18005 - Schallschutz im Stadtebau wird
verwiesen.

Die DIN 18005 Bbl. 1: 2023-07 gibt in Tabelle 1
Orientierungswerte fir den Beurteilungspegel von
Verkehrslarm auf das Baugebiet an.

Baugebiet Verkehrslarm (Lr dB(A)
tags nachts
Allg. Wohngebiet (WA) | 55 45

Es ist zu prifen, ob der vorliegende Abstand zur
Staatsstralie 2218 bezogen auf die durchschnittliche
tagliche Verkehrsstarke ausreichend ist, um ein
konfliktfreies Miteinander von Wohnen und
StralRennutzung zu gewabhrleisten.

Sollten die Orientierungswerte, gerade zur
empfindlichen Nachtzeit, nicht eingehalten werden
kénnen, so sind erforderliche Mallnahmen zum Schutz
der Wohngebdude zu ermitteln und in den
Planungsvorgaben verbindlich festzulegen.

Rechtsgrundlage
§ 50 BImSchG
§ 1BauGB

Zwischen Plangebiet und Staatsstralle befindet sich
eine Kuppenlage. Das Plangebiet liegt auf der
straBenabgewandten Seite dieser Kuppe und wird
dadurch merklich abgeschirmt. Zudem gibt die DIN
18005 fir Wohngebiete Vorsorgeabstande zu
Landesstralen ab 150m an. Dabei handelt es sich
jedoch lediglich um Orientierungswerte, von denen
durchaus auch abgewichen werden kann.

Mit der derzeit nur geringfligig kiirzeren Entfernung
von ca. 140 m in Verbindung mit der Topografie im
Planungsumfeld ist nach Ansicht des Stadtrates kein
erheblicher Larmkonflikt gegeben, der
SchallschutzmaRnahmen erfordern wiirde.

Punkt D der Begriindung wird wie folgt erganzt:
.Verkehrsldrm
Nérdlich des Plangebietes in ca. 140 m
Entfernung verléuft die Staatsstral3e 2218.
Ggf. kann es im Tagesverlauf zu
Schallimmissionen durch den téglichen
Verkehr kommen. Zwischen Plangebiet und
Staatsstral3e befindet sich jedoch eine
Kuppenlage. Das Plangebiet liegt auf der
strallenabgewandten Seite dieser Kuppe und
wird dadurch merklich abgeschirmt. Die
verbleibenden Ladrmeinwirkungen sind damit
als nicht (ber die Mal3en hoch zu bewerten
und werden daher als vertretbar erachtet.”

Abstimmungsergebnis: dafir: .....

dagegen: .....
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Landratsamt Ansbach, SG 44 Techn. Umweltschutz, Schreiben vom 19.12.2023

Stellungnahme

Wiirdigung und Beschluss der Gemeinde

Die Stadt Dinkelsbuihl plant die Aufstellung und
Ausweisung des Tiny-Haus-Wohngebiets ,An der
Krottenklinge" auf Teilflachen des Flurstiicke 2194 und
2195 der Gemarkung Dinkelsbihl.

Der Geltungsbereich umfasst eine Grofie von
insgesamt 8.686 m>.

Im rechtsgiiltigen Flachennutzungsplan (FNP) der
Stadt Dinkelsbdihl ist fir den Geltungsbereich ein
Bereich fir Dauerkleingarten vorgesehen.

Aus diesem Grund ist eine Anderung des FNP zu
einem reinen Wohngebiet und dazugehdrige
Grunflachen erforderlich, die im Parallelverfahren i.S.
des § 8 Abs. 3 S. 1 BauGB vorgenommen werden soll.

Aus naturschutzfachlicher und -rechtlicher Sicht wird
zum vorliegenden Vorentwurf zur FNP-Anderung und
zur Aufstellung des Bebauungsplans mit den
Unterlagen vom Stand 21.11.2023 wie folgt Stellung
genommen:

Schutzgebietskulisse:

Schutzgebiete im Sinne des § 20 BNatSchG sowie
gemal § 30 BNatSchG i. V. m Art. 23 BayNatSchG
gesetzlich geschitzte oder auch in der
Biotopkartierung Bayern erfasste Biotope sind im
geplanten Geltungsbereich nicht vorhanden. Gebiete
von gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH- oder SPA-
Gebiet) werden durch die geplante Aufstellung des
Bebauungsplans ebenfalls nicht beriihrt oder
beeintrachtigt.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Sachstandswiedergabe wird zur Kenntnis
genommen.

Kenntnisnahme.

Umweltbericht und Eingriffsregelung:

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung wird im
Kapitel E der Begrindung abgearbeitet.

Es wird ein Kompensationsbedarf von 9.384 WP
ermittelt. Die Kompensation soll auf der
Okokontofléache der Stadt Dinkelsbiihl Flurnummer
2390 der Gemarkung Dinkelsbuihl stattfinden.

Mit der Bilanzierung des Eingriffs sowie der
Abbuchung vom Okokonto bestehen von Seiten der
Unteren Naturschutzbehdrde Einverstandnis.

Die Kompensationsflache ist durch die
satzungsgebende Stadt Merkendorf zur Eintragung in
das Okoflachenkataster an das Bayerische Landesamt
fur Umwelt (LfU) zu melden.

Der Stadtrat hat am 24.01.2024 beschlossen, den
Bebauungsplan wieder in ein Verfahren nach § 13b
BauGB zu lberfuhren. Der Aufstellungsbeschluss
hierzu wurde bereits am 21.09.2022 ordnungsgeman
gefasst. Es folgte zunachst am 20.09.2023 die
Uberfiihrung in ein Regelverfahren aufgrund des
Urteils des Bundesverwaltungsgerichtes Leipzig vom
18.07.2023 (BVerwG 4 CN 3.22). Das Gerichtsurteil
lieR jedoch viele Fragen zur weiteren Vorgehensweise
fur derartige Bauleitplanverfahren offen.

Nachdem nun zu den verschiedenen Fallgestaltungen
und Fragestellungen in diesem Zusammenhang eine
Reparaturregelung in das BauGB aufgenommen
wurde, welche die verschiedenen Optionen zur
Beendigung von derlei Verfahren vorgibt, mdchte die
Stadt hiervon Gebrauch machen und das Verfahren
nach § 13b BauGB fortfiihren/abschlieRen. Die
Voraussetzungen hierfiir werden als gegeben
angesehen, denn:

Die naturschutzfachlichen Belange sind trotz der
Verfahrensart bereits von Anfang an in die Planung mit
einbezogen worden. So fand eine Kartierung statt, die
die Auswirkungen auf planungsrelevante Arten
untersucht hat mit dem Ergebnis, dass keine
artenschutzrechtlichen Konfliktlagen zu ermessen
sind.

Das Plangebiet wurde auf ein Vorhandensein von
Schutzgebieten oder amtlich kartierten Biotopen
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Uberprift. Auch in dieser Hinsicht ergibt sich keine
Betroffenheit.
Zudem handelt es sich bei dem Uberplanten Standort
um intensiv genutztes Griinland ohne besondere
Arten- oder Strukturvielfalt. Auch das Umfeld der
Planung ist deutlich durch den Menschen vorgepragt.
Der Umweltbericht geht hierauf entsprechend ein.
In Bezug auf die geplante Nutzungsintensitat, die
grunordnerischen Festsetzungen im Plangebiet und
den bereits geringwertigen Ausgangszustand kénnen
daher keine erheblichen Beeintrachtigungen ermessen
werden. Die bisherige Kompensationsflache entfallt
damit.
Die Begrindung des Bebauungsplanes wird
diesbezlglich aktualisiert, in dem das Kapitel
,Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung” entfallt und
stattdessen ein Punkt A 5 ,Wahl des Verfahrens* wie
folgt erganzt wird:
»,Die vorliegende Planung wird als
Bebauungsplan fiir die Einbeziehung von
AuBBenbereichsfldchen in das beschleunigte
Verfahren gemél3 § 13b BauGB aufgestellt.
Dieses Verfahren erméglicht die Zuldssigkeit
von Wohnnutzungen auf Fldchen, die sich an
im Zusammenhang bebaute Ortsteile
anschliel3en, wenn dabei eine zulédssige
Grundfldche im Sinne des § 13a Abs. 1 Satz 2
BauGB von 10.000 m? nicht iberschritten wird.

Vorpriifung entsprechend § 13b BauGB i.V.m.
§ 13a Abs. 1 BauGB:

Die Gesamitflache des Bebauungsplanes
betrégt 8.686 m?. Die in diesem
Bebauungsplan festgesetzte ,zuldssige
Grundfldche“gem. § 19 Abs. 2 BauNVO kann
somit in der Folge den Grenzwert von 10.000
m? nicht erreichen.

Durch den Bebauungsplan wird keine
Zuléssigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht
zur Durchfiihrung einer
Umweltvertraglichkeitspriifung nach dem
Gesetz (ber die Umweltvertraglichkeit oder
nach Landesrecht unterliegen, begriindet, da
es sich um ein reines Wohngebiet mit im
allgemeinen ruhiger Charakteristik in einem
moderaten Ausmal3 handelt.

Das Planungsziel sind MaBnahmen der
stadtebaulich vertrdglichen Gestaltung, die
keine Anhaltspunkte fiir eine Beeintrdchtigung
derin § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB
genannten Schutzgliter ergeben.

Néhere Ausfiihrungen hierzu kénnen dem
Umweltbericht entnommen werden.

In Summe ergeben sich aufgrund der
Kleinrdumigkeit des Plangebietes und der
Geringwertigkeit des Bestands keine
erheblichen
Beeintrachtigungen/Umweltauswirkungen.

Die Aufstellung dieses Bebauungsplanes
erfolgt somit im beschleunigten Verfahren fiir
die Einbeziehung von Au8enbereichsfldchen
nach § 13bi.V.m. § 13a BauGB.
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Die Durchfiihrung der Umweltpriifung kommt
entsprechend § 13bi.V.m. § 13a Abs. 3 Nr. 1
BauGB nicht zur Anwendung. Die
Eingriffsregelung kommt entsprechend § 13b
i.V.m. § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB nicht zur
Anwendung.“

Der Punkt ,Naturschutzrechtlicher Ausgleich® in den
textlichen Festsetzungen entfallt ersatzlos.

Griinordnung (Kapitel 4.2.8 der Begriindung)

e Offentliche Grunflachen (Ziffer B.7.2):
Im Norden ist zur Eingriinung eine Schnitthecke
auf einer offentlichen Grinflache
vorgesehen. Diese soll aus mind. drei Arten der
Artenliste fiir die Pflanzung von Strauchern fiir die
Heckenpflanzung bestehen.

Aus naturschutzfachlicher Sicht sollte die Hecke
nicht als Schnitthecke sondern als

freiwachsende Hecke angelegt werden. Solche
Hecken bieten Tierarten wie Végel einen besseren
Lebensraum.

Des Weiteren sind schmale Griinstreifen um die
Verkehrsflachen und Parkflachen vorgesehen. Fir
diese Flachen werden im Entwurf jedoch keine
Festsetzungen getroffen.

Hier wiirde es sich aus naturschutzfachlicher Sicht
sehr anbieten, krautreiche und insektenfreundliche
Bliinstreifen anzulegen. Um solche bliitenreichen
Flédchen zu schaffen sollten diese mit einer
autochthonen Saatgutmischung (ohne Kultursorten
wie z.B. Sonnenblume, Buchweizen, Ringelblume,
etc.) mit einem Kréuteranteil von mind. 30 %
angesét werden. Um den Bliitenreichtum
dauerhaft zu erhalten ist eine extensive Pflege der
Fléachen in Form einer ein- bis zweischiirige Mahd
mit Mahdzeitpunkt nach dem 15.06. notwendig.
Das Méhgut ist abzutransportieren. Ein Mulchen
oder Diingen sowie der Einsatz von
Pflanzenschutzmitteln ist auf den Fldchen nicht
erlaubt.

Eine Eingrinung in Richtung Norden ist durch die
Hecke gegeben. Eine Eingrinung in Richtung
Osten ist durch Pflanzung von Einzelbdumen an
den Parkflachen geplant.
Allerdings fehlt eine Eingriinung des Wohngebiets
in Richtung Westen. Die Hecke ist daher noch auf
der westlichen Seite fortzufiihren. Alternativ kann
auch eine Baumreihe an der Westseite fiir eine
Eingriinung festgesetzt werden.

e Privates Pflanzgebot (Ziffer B.7.3):
Auf den privaten Grundstlicken ist ein Strauch zu
pflanzen, aulRerdem ein Baum gem. Artenliste,
wenn dies in der Parzelle im Bebauungsplan
dargestellt ist.

Hiermit besteht Einverstandnis.

o Artenlisten (Ziffer B.7.2):
Mit den vorgeschlagenen Artenlisten und den
Mindestqualitdten unter Ziffer 7.4 in den

Die angedachte Auslegung der Planung sowie die
Platzverhaltnisse vor Ort lassen eine freiwachsende
Hecke nicht zu. Die grinordnerischen Vorgaben sollen
diesbezuglich nicht gedndert werden. Aufgrund der
vielen Grinstrukturen im Bereich der angrenzenden
Kleingartenanlage bestehen zudem ausreichende
Lebensraumstrukturen fiir die heimische Fauna.

Fur die Verkehrsgrinflachen sollen keine Vorgaben
zur Anlage und Ausgestaltung gemacht werden, da
hier eine zweckorientierte Nutzung und Pflege
vordergrindig ist.

Westlich bestehen bereits weitere planerische
Uberlegungen, sodass an dieser Seite keine
PflanzmaRnahmen vorgesehen wurden.

Ein Aufstellungsbeschluss fiir die westlich gelegene
Flache hierfiir wurde vom Stadtrat am 22.03.2023
gefasst.

Kenntnisnahme.

Kenntnisnahme.
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Festsetzungen besteht von Seiten der unteren
Naturschutzbehérde Einverstandnis.

e Unzuldssigkeit von Einfriedungen Ziffer (C.3)
Das Verbot von Einfriedungen wird begrii3t. Damit
wird das Wohngebiet durchgéngig fiir Kleintiere
gestaltet.

Folgende griinordnerische Festsetzungen sind aus

naturschutzfachlicher und -rechtlicher Sicht in den

Festsetzungen zu ergénzen:

e Vorgarten bzw. nicht Uberbaute Flachen sind zu
begriinen und gartnerisch zu gestalten. Die Anlage
von Schottergarten ist verboten.

e Bei der Beleuchtung unter Ziffer C.4 ist zu
erganzen, dass flr eine insektenfreundliche
Beleuchtung LED-Lampen mit einer
Farbtemperatur von max. 3.000 K, besser noch
2.700 K, zu verwenden sind.

o Wahrend der Aktivitatszeit von Fledermdusen, also
von April bis Oktober, erfolgen keine Bauarbeiten
in der Da@mmerung oder in der Nacht.

Artenschutzrechtliche und -fachliche Belange

Fur die Betrachtung der artenschutzrechtlichen
Belange liegt der Begrindung zum Bebauungsplan ein
avifaunistsiche Gutachten sowie ein Fachbeitrag zur
speziellen artenschutzrechtlichen Prifung (saP) des
Planungsbiros GODTS mit Stand vom Dezember
21.11.2023 bei.

Das gutachterliche Fazit fihrt zu dem Ergebnis, dass
keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestadnde nach
§ 44 BNatSchG durch die Umsetzung des
Bebauungsplanes verletzt werden.

Mit dem avifaunistsiche Gutachten und der saP
besteht von Seiten der Unteren Naturschutzbehérde
Einverstandnis.

Fazit

Aus oben genannten Griinden besteht noch
geringfuigiger Ergdnzungsbedarf hinsichtlich der
grunordnerischen Festsetzungen. Unter der
Voraussetzung, dass die oben aufgefiihrten Punkte
Uberarbeitet und erganzt werden, bestehen gegen die
Aufstellung des Bebauungsplans ,An der
Krottenklinge" und die 24. Anderung des
Flachennutzungsplans naturschutzfachlichen und -
rechtlichen Einwande durch die Untere
Naturschutzbehdrde.

Nach Abschluss des Verfahrens bitten wir um
Zusendung des rechtsgiiltigen Bebauungsplanes (inkl.
Umweltbericht, Griinordnungsplan, etc.) fiir unsere
Unterlagen.

Kenntnisnahme.

Eine Festsetzung zum Ausschluss von Schottergarten
soll nicht erfolgen, da das Maf der baulichen Nutzung
bereits konkret durch zulassige Grundflachen
vorgegeben ist und im Umkehrschluss dartber
hinausgehende Beanspruchungen nicht zulassig sind.

Punkt C 4 der textlichen Festsetzungen wird wie
angeregt konkretisiert.

GemalR den Ergebnissen des Fachbeitrags zur
speziellen artenschutzrechtlichen Prifung ist eine
Betroffenheit von Fledermausen nicht anzunehmen,
sodass hierzu auch keine Maflnahmen/Vorgaben
festgesetzt werden sollen. Erwartungsgemaf werden
die Bauarbeiten bei Tageslicht stattfinden.

Kenntnisnahme.

Kenntnisnahme. Es wird auf die Abwagung der
vorstehenden Punkte verwiesen.

Die Verwaltung wird beauftragt, dem Sachgebiet 44
den rechtskraftigen Bebauungsplan zu Gbermitteln.

Abstimmungsergebnis: dafir: ..... dagegen: .....
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8 Landratsamt Ansbach, SG 23 Abfallwirtschaft, Schreiben vom 13.12.2023

Stellungnahme

Wiirdigung und Beschluss der Gemeinde

|. Aktenvermerk:
Das Sachgebiet Abfallwirtschaft méchte Bedenken
bezlglich des Bebauungsplanes anmelden.

Wenn eine Stralenbreite von 5,50 m eingehalten wird,
gibt es keine Bedenken fur die Durchfahrt von
Mullfahrzeugen bzgl. des entgegenkommenden
Verkehrs. Fir die anzulegenden Strafden ist jedoch nur
eine StralRenbreite von 3,50 m vorgesehen. Ich
empfehle diese Strallken mit einem absoluten
Halteverbot auszuweisen, denn ein mdgliches
parkendes Fahrzeug behindert den ausweichenden
Verkehr und letztendlich auch die ungehinderte
Durchfahrt eines Mllfahrzeugs. Eine empfohlene
Mindestbreite wird mit 5,50m angesetzt.

Auf Grund der Straflenbreite von 3,50 m kann eine
Anfahrt der Grundstlicke durch die Miillfahrzeuge und
die damit verbundene Leerung der Behalter der
Anwohner nicht von vornherein gewahrleistet werden.
Es besteht daher die Moglichkeit, dass die Zufahrt der
Mullfahrzeuge nicht sichergestellt werden kann und die
Anwohner ihre Tonnen zur Leerung an die
nachstmagliche offentliche Verkehrsflache bringen
mussten.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Das verkehrliche Konzept sieht vor, dass im
Plangebiet der Fahrverkehr auf ein notwendiges
Minimum zum Be- und Entladen der Fahrzeuge
beschrankt wird und die Stellplatze im &stlichen
Bereich gebiindelt werden.

Ein Begegnungsverkehr ist hierbei nicht vorgesehen.

Gemal RASt06 gilt: Fahrbahnen missen als
Anliegerstrafien oder -wege fiir die Durchfahrt ohne
Begegnungsverkehr bei geradem Straflenverlauf fir
die Vorwartsfahrt eine Breite von 3,50 m haben, bei
eingeschranktem Platzangebot mindestens jedoch 3,0
m. Daher wird eine Breite von 3,50 m als ausreichend
erachtet.

Eine entsprechende Beschilderung soll im Zuge der
Ausfliihrung der ErschlieBung bertcksichtigt werden.

Die Begrundung wird diesbezuglich erganzt.

Abstimmungsergebnis: dafir: .....

dagegen: .....

9 Landratsamt Ansbach, SG 32 Abfallrecht, Schreiben vom 29.12.2023

Stellungnahme

Wiirdigung und Beschluss der Gemeinde

danke fir Ihre Beteiligung. Wir haben dazu folgende
Auflagen und Hinweise:

1. Die bei stattfindenden Bau- und Aushubarbeiten
im o.g. Baugebiet bzw. der genannten Flurnummer
entstehenden gefahrlichen und nicht gefahrlichen
Bau- und Abbruchabfélle sowie Baumischabfalle
sind nach einzelnen Fraktionen (Abfallschlisseln)
zu trennen und durch zugelassene Firmen einer
ordnungsgemafen und schadlosen Verwertung
oder Beseitigung zuzuflhren.

2. Bodenaushub mit lediglich geogen Belastungen
(z.B. mit Zuordnungswerten von BM 0 bis BM 1
nach Ersatzbaustoffverordnung) ist grundsatzlich
am Anfall-Ort im Rahmen von
Gelandemodellierungen ressourcenschonend zu
verwenden. Bauschutt ist ebenfalls zu verwerten.
Bodenmaterial muss vor dem Einbau an anderen
Standorten grundsatzlich auf seine
Schadstofffreiheit hin chemisch untersucht
werden, sofern nicht die Ausnahmetatbestande
der Nr. 4.1 des in den Hinweisen genannten LfU-
Merkblatts vorliegen. Insbesondere muss es frei
von Bauschutt, Baustellenabfallen, Ziegelbruch,
Mineraldlriickstanden, Chemikalien oder sonstigen
Abfallen oder Schadstoffen sein. Zur Bestimmung
der Schadstofffreiheit des Materials die
einschlagigen Analyseverfahren durchzufiihren.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Zu1.:

Die ordnungsgemafe und schadlose Verwertung des
anfallenden Erdaushubs soll im Zuge der
Ausfluihrungs-/ErschlieBungsplanung beriicksichtigt
werden.

Zu2.:

Kenntnisnahme. Dies betrifft die Ausfiihrungsplanung
und ist von den ausfiihrenden Firmen bzw. Bauherren
eigenverantwortlich zu beachten.

In den Bebauungsplan sollen hierzu keine
Erganzungen aufgenommen werden.

Grundsatzliche Hinweise zum Umgang mit
vorhandenem Boden bereits in den textlichen
Festsetzungen unter Punkt D 2.
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3. Die Lagerung von Bauabfallen wahrend der
Baumafinahme hat grundséatzlich entweder in
Containern/Mulden oder auf befestigter Flache, die
den wasserwirtschaftlichen Vorgaben entspricht zu
erfolgen. Das Abbruchmaterial ist in diesem Fall
regelmaRig mit Folie abzudecken um
Auswaschungen von Schadstoffen aus dem
Abbruchmaterial durch Niederschlage zu
vermeiden. Die Zwischenlagerung von Bauabfallen
(Boden und Bauschutt) sowie die Entsorgung hat
nach den einschlagigen Vorgaben zu erfolgen und
ist erst nach vorheriger Zustimmung durch das
Landratsamt, SG 32, Teilsachgebiet Abfallrecht
zulassig. Das Material ist vorher grundsétzlich zu
untersuchen und je nach Belastungsgrad einer
ordnungsgemafen und schadlosen Verwertung
bzw. Beseitigung zuzufiihren. Teerhaltige
Bauabfalle (gefahrliche Abfalle) sind in
zugelassene Behaltnisse zu verbringen und
umgehend Uber eine zugelassene Anlage zu
entsorgen.

4. Zum Schutz vor unerlaubten Ablagerungen ist das
Gelande aulerhalb der Betriebszeiten fiur Dritte
unzuganglich zu machen. An den Zufahrtswegen
sind Hinweistafeln anzubringen, die das Betreten
fur Unbefugte und das unerlaubte Ablagern bzw.
Verfillen von Materialien auf dem Gelande
verbieten. Unberechtigte Ablagerungen von Dritten
im Betriebsgelande sind zu entfernen und
ordnungsgemal zu entsorgen (§ 28 KrWG, Art. 26
ff. BayAbfG). Das Landratsamt ist hiertiber zu
unterrichten. Bei Verdacht auf Umweltdelikten ist
bei der zustandigen Polizeidienststelle Anzeige zu
erstatten.

5. Sofern sich im Umgriff des geplanten
Bebauungsplanes Altlasten befinden (z.B. Asbest)
bzw. solche anhand von kontaminierten Bdden
festgestellt werden, missen diese vor einer
Behandlung und Entsorgung nach
bodenschutzrechtlichen Bestimmungen untersucht
werden. AushubmafRnahmen sind in diesem Fall
gutachterlich durch einen geeigneten
Sachverstandigen (§ 18 BBodSchV) begleiten zu
lassen. Nach Vorliegen der
Untersuchungsergebnisse Uber Menge, Belastung
etc. sind diese dem Landratsamt, Sachgebiet 32,
Teilsachgebiet Abfallrecht in Berichtsform
vorzulegen. Eine Verwertung oder Beseitigung des
Materials ist erst nach Zustimmung des
Wasserwirtschaftsamtes Ansbach und des
Landratsamtes zulassig.

Hinweise:

Die Auflagen beruhen auf Vorgaben der §§ 3 ff. i.V.m.
§§ 47 ff. des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrwG)
sowie Regelungen der Bundesbodenschutzverordnung
(BBodSchV), Nachweis-, und
Gewerbeabfallverordnung (§§ 9, 14 KrWG, §§ 3, 12 ff.
Gewerbeabfallverordnung — GewAbfV -),
Ersatzbaustoffverordnung (EBV) sowie weiterer
untergesetzlicher Regelungen.

Zu 3.:
sh. Abwagung zum vorstehenden Punkt

Zud4.:

Schutzvorkehrungen im Zuge der Bauausfiihrung sind
nicht Gegenstand dieses Bauleitplanverfahrens,
sodass hierzu keine Festsetzungen getroffen werden
sollen. Uber derartige Vorkehrungen wird die Stadt vor
Beginn der ErschlieBungsarbeiten gesondert
beraten/entscheiden.

Zu 5.: Unter Punkt D 1 der textlichen Festsetzungen
besteht bereits ein Hinweis darauf, wie sich zu
verhalten ist, sollten Altlasten oder schadliche
Bodenveranderungen aufgefunden werden.

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Diese betreffen jedoch nicht bauleitplanerische
Aspekte sondern die spatere Bauausfiihrung und alle
damit verbundenen Maflinahmen.
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Vor Entsorgung von nicht gefahrlichen und
gefahrlichen Abfalleni. S. d. des § 3 Abs. 5, § 48
KrWG i.V.m. § 3 der Verordnung Uber das
Europaische Abfallverzeichnis (Abfallverzeichnis-
Verordnung - AVV -) — zu gefahrlichen Abfallen zahlen
neben Alt- bzw. Betriebsélen (AVV 13 02 06*) von
Baumaschinen, insbesondere auch (nicht
abschlieRend), Aufsaug- und Filtermaterialien
(einschlieBlich Filter a.n.g.) die durch gefahrliche Stoffe
verunreinigt sind’ gem. AVV 15 02 02* sowie
teerhaltiger StralRenaufbruch — ist sicherzustellen, dass
das Entsorgungsnachweis- und Begleitscheinverfahren
gemaR § 50 KrWG i. V. m. §§ 2 ff. der Verordnung
Uber die Nachweisfiihrung (Nachweisverordnung -
NachwV-) ordnungsgemaf’ durchgefiihrt wird. Dabei ist
zu beachten, dass gefahrliche Abfalle zur Beseitigung
grundsétzlich der Uberlassungspflicht an den
offentlich-rechtlichen Entsorgungstrager unterliegt (§
17 KrwWG).

Bei der Entsorgung bzw. Verwertung von Bauholz und
Paletten sind die sich aus den jeweiligen
Altholzkategorien des § 2 der Altholzverordnung
(AltholzV) ergebenden Voraussetzungen einzuhalten.
Bei der Beférderung gefahrlicher Abfalle (z.B.
teerhaltige und asbesthaltige Materialien) sind die
Bestimmungen des § 54 Kr'WG zu beachten. Seitens
der Abfallerzeuger ist sicherzustellen, dass die mit der
jeweiligen Abfallentsorgung betrauten Unternehmen
Uber die notwendige Fachkunde und Befugnis zur
Beférderung bzw. Annahme der im Betrieb anfallenden
Abfallarten verfligen und dies dokumentiert wird (§ 12
Abs. 2 GewAbfV). Die Beférderung nicht gefahrlicher
Abfalle unterliegt generell der Anzeigepflicht des § 53
Krwa.

Die Vorlage entsprechender Unterlagen beruht auf den
§§ 47 ff. KrWG i.V.m. §§ 1 ff. NachwV (sog.
Registerpflichten).

Eine Wiederverwertung von mineralischen Abfallen
(Bauschutt/Erdaushub) ist grundséatzlich erst nach
vorheriger Behandlung durch einen dafiir
zugelassenen Recyclingbetrieb und anschlielender
Beprobung/ Untersuchung (auch ,insitu“, s. Nr. 4.3 und
Nr. 4.6 des LfU- Merkblatts ,Beprobung von Boden
und Bauschutt*
https://www.bestellen.bayern.de/application/
applstarter?APPL=eshop&DIR=eshop&ACTION
xSETVAL(artdtl.htm, APGXxNODENR:14987,AAR
TxNR:Ifu_abfall_00220,AARTXNODENR:346105,
USERxBODYURL:artdtl.htm,KATALOG:
StMUG,AKATXNAME:StMUG,ALLE:x)=X

zulassig. Bei Bodenmaterial fiir Gelandeauffillungen
sind die einschlagigen Vorgaben der EBV zu
beriicksichtigen und umzusetzen. Dabei darf das
verwendete Bodenmaterial die Zuordnungswerte BM 0
grundséatzlich nicht tberschreiten (s. dazu auch
Auflagen Nr. 2). Es ist vor Verwertung grundsatzlich
die Zustimmung des Landratsamtes Ansbach,
Sachgebiet 32, Teilsachgebiet Abfallrecht einzuholen.
Hinsichtlich von Bau- und Abbruchabfallen (z. B.
Bauschutt, Baumischabfélle mit Bestandteilen von
Metall, Kunststoff und Holz) wird darauf hingewiesen,
diese gemall § 3 Abs. 6, 8§ 9, § 14 KrWG und §§ 1 ff.
GewAbfV nach einzelnen Fraktionen (Abfallschlisseln)
zu trennen und einer ordnungsgemaflen Verwertung
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oder Beseitigung zuzufiihren (Trennungs- u.
Sortiergebot).

Beim Umgang mit Abfallen generell zu beachten sind
die Grundsatze der §§ 6, 7 ff. KrWG (,Verwertung vor
Beseitigung‘). Die jeweils aktuell gliltigen Fassungen
des Kreislaufwirtschaftsgesetzes und abfallrechtlichen
Verordnungen sind zu beachten; sie sind im Internet
verfigbar.

Abstimmungsergebnis: dafir: .....

12

dagegen: .....

Wasserwirtschaftsamt Ansbach, Schreiben vom 09.01.2024

Stellungnahme

Wiirdigung und Beschluss der Gemeinde

zu der o. g. Bauleitplanung nimmt das
Wasserwirtschaftsamt als Trager 6ffentlicher Belange
zu den wasserwirtschaftlich relevanten Punkten wie
folgt Stellung:

Versiegelung
Im Sinne der Grundwasserneubildung ist die

Versiegelung von Flachen auf ein Mindestmal zu
beschranken. Zur Forderung des lokalen
Wasserkreislaufes begriifien wir die
wasserdurchlassige Gestaltung der Stellplatze und
Zufahrten im 6stlichen Geltungsbereich.

Abwasserbeseitigung

Eine ordnungsgemafie Abwasserbeseitigung fiir das
Schmutz- und Niederschlagswasser

ist in einer Entwasserungsplanung aufzuzeigen.
GemalR § 55 Abs. 2 WHG soll Niederschlagswasser
vorrangig ortsnah versickert werden.
Niederschlagswasser, welches nicht versickert oder
dezentral vor Ort zurlickgehalten werden kann, ist in
ein Oberflachengewasser einzuleiten. Flachen fiir
Rickhaltemalnahmen sind im Bebauungsplan
darzustellen.

Die Entwasserungsplanung ist vorab mit dem
Wasserwirtschaftsamt Ansbach abzustimmen.
Ferner weisen wir auf die Arbeits-/Merkblattreine DWA
A/M 102 hin.

Ausgleichsflache FINr. 2390

Dem Wasserwirtschaftsamt ist eine Drainage auf dem
Flurstiick bekannt. Bei genaueren Informationen
kénnen Sie sich gerne an uns wenden.

Gegen den Bebauungsplan sowie der
Flachennutzungsplananderung bestehen keine
grundlegenden wasserwirtschaftlichen Bedenken,
wenn obigen Ausfiihrungen beriicksichtigt werden.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Kenntnisnahme.

Die ErschlieBungsplanung baut auf dem
Bebauungsplan auf. Dabei wird auf eine
ordnungsgemalie Ver- und Entsorgung geachtet. Ob
dabei die Mdglichkeit einer
Niederschlagswasserversickerung besteht, wird
geprtiift.

Die Verwaltung wird beauftragt, das mit der
Erschliefungsplanung beauftragte Biro darauf
hinzuweisen, dass dieses die Planung mit dem
Wasserwirtschaftsamt Ansbach abstimmt.

Kenntnisnahme. Aufgrund der Riickfiihrung des
Bebauungsplanes in das Verfahren nach § 13b BauGB
wird keine Ausgleichsflache mehr festgesetzt.

Kenntnisnahme. Die Ausflihrungen werden als
hinreichend berlcksichtigt angesehen.

Abstimmungsergebnis: dafir: .....

dagegen: .....
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13 Amt fur Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten, Schreiben vom 22.12.2023

Stellungnahme

Wiirdigung und Beschluss der Gemeinde

hiermit geben wir die Stellungnahme auf Grundlage
des Formblattes ab.

Punkt: 2.5 ,Sonstige fachliche Informationen und
Empfehlungen aus der eigenen Zustandigkeit zu dem
0.g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit
Begriindung und ggf. Rechtsgrundlage.”

Auf Nachbargrundstiicken sind die Art. 47 - 52 des
Ausfliihrungsgesetzes zum Burgerlichen Gesetzbuch
(AGBGB) zu beachten. Danach ist bei Pflanzung von
Baumen, Strauchern, Hecken, Weinstdcken und
Hopfenstdcken ein Abstand von 2,0 m zur Grenze des
Grundstiicks einzuhalten, wenn die Pflanzen héher als
2,0 m werden. Fir Pflanzen mit einer Hohe bis zu 2,0
m ist ein Abstand von 0,5 m ausreichend. Gegenlber
landwirtschaftlichen Grundstiicken ist mit Baumen von
mehr als 2,0 m Hohe ein Abstand von 4,0 m
einzuhalten. Das Nachbarschaftsrecht ist auch bei der
Bepflanzung im Norden des Plangebietes angrenzend
zur landwirtschaftlichen Flache zu beachten.

Ansonsten bestehen von Seiten des Amtes fir
Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten Ansbach keine
Einwande gegen den oben genannten Bebauungsplan
mit paralleler Anderung des Flachennutzungsplanes.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die vorgesehene Heckenpflanzung im Norden wird
eine Hohe von 2,0 m nicht Uberschreiten (vgl. textliche
Festsetzungen Punkt B 7.2: max. 1,50 m). Die
Wahrung der Grenzabsténde nach AGBGB ist damit
gegeben.

Abstimmungsergebnis: dafir: .....

dagegen: .....

16 Bayerischer Bauernverband, Schreiben vom 12.01.2024

Stellungnahme

Wiirdigung und Beschluss der Gemeinde

Gegen die Planungen werden unsererseits keine
grundsatzlichen Bedenken erhoben. Wir bitten aber
folgendes zu beachten:

1. Mit den Bewirtschaftern und Pachtern sind
entsprechende Vereinbarungen beziglich einer
maoglichen Restlaufzeit von Pachtvertragen zu
treffen, sofern sich diese nicht im Eigentum den
Planungstragers befinden.

2. Emissionen, vor allem Staub, Geruch und Larm,
die durch eine ordnungsgemalle
landwirtschaftliche Nutzung der angrenzenden
Flachen entstehen und sich nachteilig auf das
Baugebiet auswirken konnten, sind unbedingt zu
dulden. Die gilt auch fiir unaufschiebbare
Erntearbeiten bei Nacht oder an Wochenenden.

3.  Wir weisen daraufhin, dass sicherzustellen ist,
dass wahrend der erforderlichen
ErschlieungsmalRnahmen und auch hinterher die
Zufahrten zu den angrenzenden
landwirtschaftlichen Grundstiicken und den
verbleibenden Restgrundstiicken uneingeschrankt
moglich sein muss. Uber baustellenbedingte
Zufahrtssperrungen sind die Anlieger vorher zu
informieren.

4. Drainagen und Vorfluter im Planungsbereich,
muissen weiterhin in ihrer Funktionsfahigkeit
erhalten bleiben. Das Oberflichenwasser muss im

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Zu 1.
Die Verwaltung wird beauftragt dies zu Prifen und ggdf.
erforderliche Schritte einzuleiten.

Zu2.:

Auf eine Duldung landwirtschaftlicher Immissionen
wird bereits unter Punkt D 6 der textlichen
Festsetzungen hingewiesen.

Zu 3.

Die angrenzenden landwirtschaftlichen Grundstlicke
sind weiterhin ungehindert erreichbar, sei es Uber
vorhandene Wirtschaftswege oder Uiber bestehende
direkte Zufahrten (z.B. in der Larrieder Stralie).

Zud4.:
Auf die Sicherstellung einer ordnungsgemafen
Ableitung im Falle von Beeintrachtigungen von

BP-An_der_Krottenklinge-Abwaegung-240220a.docx
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Randstreifen wirksam abgefangen werden.

5. Den Unterlagen ist zu entnehmen, dass eine
Randbegrinung sowie im Rahmen der
AusgleichsmaRnahmen und Hecken eingeplant
sind. Um kiinftige Nachbarschaftsstreitigkeiten zu
vermeiden, empfehlen wir als Abstand zwischen
Bepflanzungen und angrenzenden
landwirtschaftlichen Grundstiicken 4 Meter
einzuhalten.

Um Beachtung wird gebeten. Fiir weitere Riickfragen
stehen wir gerne zur Verfligung.

Drainagen und Sammlern wird in den textlichen
Festsetzungen unter Punkt D 5.1 bereits hingewiesen.

Zu 5.

Die vorgesehene Heckenpflanzung im Norden wird
eine Hohe von 2,0 m nicht Uberschreiten (vgl. textliche
Festsetzungen Punkt B 7.2: max. 1,50 m). Die
Wahrung der Grenzabstande nach AGBGB (hier: 50
cm) ist damit gegeben.

Aufgrund der Riickflihrung des Bebauungsplanes in
das Verfahren nach § 13b BauGB wird keine
Ausgleichsflache mehr festgesetzt.

Abstimmungsergebnis: dafir: .....

18

dagegen: .....

Amt fiir Digitalisierung, Breitband und Vermessung, Schreiben vom 07.12.2023

Stellungnahme

Wiirdigung und Beschluss der Gemeinde

hiermit nehmen wir Stellung zu o. g. Bebauungsplan

und weisen auf die folgenden Punkte hin:

e Fir eine reibungslose katastertechnische
Bearbeitung waére es sinnvoll, spatestens bis zur
Zerlegung der Flurstlcke einen Beschluss Uber die
Vergabe der Strallennamen und Hausnummern zu
fassen.

e Mit Blick auf eine zukunftsfahige
Breitbandversorgung wird vorsorglich darauf
hingewiesen, dass gem. § 146 (2)
Telekommunikationsgesetz unter bestimmten
Umsténden eine bedarfsgerechte Mitverlegung
passiver Netzinfrastruktur (z. B. Leerrohre) fur ein
Netz mit sehr hoher Kapazitat sicherzustellen ist.

Fir weitere Auskiinfte stehen wir lhnen gerne zur

Verfligung.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Verwaltung wird beauftragt, die Hausnummern und
StraRennamen rechtzeitig mitzuteilen.

Die Verwaltung wird beauftragt, das mit der
Erschlieffungsplanung beauftragte Biiro hieriiber in
Kenntnis zu setzen, mit der Bitte dies bei den
Planungen zu beachten.

Abstimmungsergebnis: dafir: .....

20

dagegen: .....

Fernwasserversorgung Franken, Schreiben vom 06.12.2023

Stellungnahme

Wiirdigung und Beschluss der Gemeinde

die Uberpriifung lhrer Anfrage hat ergeben, dass Ihre
geplante MaRnahme keine Anlagen der
Fernwasserversorgung Franken beruhrt.

Wir méchten Sie im Zuge dieses Schreibens aber
darauf aufmerksam machen, dass fiur die Erweiterung
des Ortsnetzes im Zuge der Baugebietserschlielfung
zur Sicherung einer auch zukuinftig druck- und
mengenmalig ausreichenden Wasserversorgung eine
hydraulische Berechnung und dementsprechende
Leitungsdimensionierung durchgefiihrt werden sollte.
Bitte achten Sie in diesem Zusammenhang auch auf
eine ausreichende Loschwasserbereitstellung nach
DVGW-Arbeitsblatt W 405, vom Februar 2008.

Falls sich durch die geplante Bebauung ein hdherer
Wasserbedarf ergeben sollte und Sie Kunde bei uns
sind, bitten wir Sie, sich rechtzeitig mit uns in
Verbindung zu setzen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Verwaltung wird beauftragt, das mit der
Erschliefungsplanung beauftragte Biiro hieriiber in
Kenntnis zu setzen, mit der Bitte dies bei den
Planungen zu beachten.

Kenntnisnahme.
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Sollten Probleme bei der Ubermittlung der Unterlagen
auftreten, so wenden Sie sich bitte an die Mitarbeiter
der Planauskunft.

Fir weitere Riickfragen stehen wir gerne zur
Verfligung.

Abstimmungsergebnis: dafir: .....

dagegen: .....

22 Deutsche Telekom Technik GmbH, Schreiben vom 13.12.2023

Stellungnahme

Wiirdigung und Beschluss der Gemeinde

Im Planbereich befinden sich
Telekommunikationslinien der Telekom. Die Belange
der Telekom - z. B. das Eigentum der Telekom, die
ungestorte Nutzung ihres Netzes sowie ihre
Vermogensinteressen — sind betroffen.

Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen TK-
Linien miUssen weiterhin gewahrleistet bleiben.

Fir zukinftige Erweiterung des
Telekommunikationsnetzes sind in allen
Verkehrswegen geeignete und ausreichende Trassen
fur die Unterbringung der Telekommunikationslinien
der Telekom vorzusehen.

Wir bitten Sie, die Ihnen Uberlassene Planunterlage
nur fir interne Zwecke zu benutzen und nicht an Dritte
weiterzugeben.

Wir werden zum B-Plan ,An der Krottenklinge® noch
detaillierte Stellungnahme abgeben. Bei
Planungsanderungen bitten wir uns erneut zu
beteiligen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Verwaltung wird beauftragt, das mit der
Erschliefungsplanung beauftragte Biiro tiber den
bestehenden Leitungsverlauf in Kenntnis zu setzen,
mit der Bitte diesen bei den Planungen zu beachten.
Im Zuge eines Spartengesprachs und entsprechend
der Begrindung unter Punkt ,Ver- und Entsorgung®
werden die Versorgungstrager — so auch die Deutsche
Telekom Technik GmbH- rechtzeitig im Vorfeld
informiert.

T .

Auszug aus dem Beigefligten Plan

-3t

Abstimmungsergebnis: dafir: .....

dagegen: .....

BP-An_der_Krottenklinge-Abwaegung-240220a.docx



Grof3e Kreisstadt Dinkelsbuhl, Sitzungsvorlage zum Bebauungsplan Tiny-Haus-Wohngebiet ,An der Krottenklinge”

26

Seite 17 von 18

Industrie- und Handelskammer, Schreiben vom 05.01.2024

Stellungnahme

Wiirdigung und Beschluss der Gemeinde

nach Prifung der Unterlagen und Riicksprache mit
unserem zustandigen IHK-Gremium diirfen wir Ihnen
mitteilen, dass seitens der IHK Nirnberg fiir
Mittelfranken in ihrer Rolle als Vertreterin der
gesamtwirtschaftlichen Interessen grundsatzlich keine
Einwédnde gegen die 0.g. Aufstellung bestehen.

Durch die Ausweisung als Reines Wohngebiet sehen
wir momentan keine Einschrankungen gewerblicher
Interessen. Das Gebiet schlief3t im Siiden und Osten
an bestehende Wohnbebauung und grenzt an
landwirtschaftliche Nutzflache.

Die IHK tritt fir optimale Standortbedingungen ein.
Dazu gehort ein ausreichendes Angebot von Wohnen,
Arbeiten, Dienstleistungen sowie sozialen
Einrichtungen. Die Planung berlcksichtigt die
Nachfrage nach einer ausschlieRlichen Bebauung
durch Tiny-Hauser, die als Sonderform der
Einzelhduser gelten. Dabei werden die Bedirfnisse
derer bertcksichtigt, die bewusst einen reduzierten
Lebensstil pflegen und infolgedessen einen
entsprechend kleinen Wohnraumbedarf haben. Ferner
kann es die Attraktivitat des Wirtschaftsstandortes
steigern.

Um auch in Zukunft noch ausreichend Flache fiir
Gewerbe, Wohnen und andere Nutzungen zur
Verfligung zu haben, bitten wir in den
Bebauungsplanen Festsetzungen zu treffen, die einen
zukunftsfahigen und verantwortungsvollen Umgang mit
der Ressource Flache sicherstellen. Die IHK vertritt
gemaR den Zielen des LEP in ihren Positionen (IHK-
Eckpunktepapier zur Flachenentwicklung) die
Forderung nach Innen- vor Auf3enentwicklung.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Der Begriindung ist zu entnehmen, dass sich die Stadt
im Vorfeld der Planung mit den Mdglichkeiten der
Innenentwicklung auseinandergesetzt hat, um den
Flachenverbrauch gering zu halten. Im Ergebnis
stehen keine ausreichenden oder geeigneten Flachen
zur Verflgung. Insofern erfolgte die Planung am
vorliegenden Standort. Die Flacheninanspruchnahme
wird dabei bereits durch geeignete Festsetzungen, wie
z.B. zur zulassigen Grundflache auf ein notwendiges
Mal begrenzt.

Abstimmungsergebnis: dafir: .....

dagegen: .....
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BUND Naturschutz in Bayern e.V., Schreiben vom 12.01.2024

Stellungnahme

Wiirdigung und Beschluss der Gemeinde

Der Bund Naturschutz sieht die geplante
Tinyhaussiedlung kritisch und lehnt sie in dieser
Gréfenordnung ab.

Die Stadt Dinkelsbiihl begriindet die Notwendigkeit mit
der hohen Nachfrage nach Wohnraum. Es ist aber
anzumerken, dass eine Siedlung, die auf rund 10 TSD
Quadratmeter Wohnraum fir circa 30 Personen bietet
der Anforderung der Nachhaltigkeit nur bedingt gerecht
wird.

Auflerdem ist zu beflirchten, dass die Siedlung mit der
Zeit einen erheblichen Anteil an Ferienwohnungen
haben wird. Um dem entgegenzuwirken, halten wir es
fur absolut notwendig, dass Grundstiicke nur an
Personen mit Erstwohnsitz in Dinkelsbulhl, die auch
selbst einziehen, verkauft werden. Es sollte dafiir
auRerdem eine Mindestfrist von 10 Jahren festgelegt
werden. Wenn diese Kriterien eingehalten werden,
dirfte auch die Nachfrage bei weiter nicht so hoch wie
behauptet sein, wobei anzumerken ist, dass die Stadt
Dinkelsbuhl diese Nachfrage nicht im Detail nachweist.

Bei einer reduzierten Planung wére aullerdem ein
deutlich bessere Begriinung Richtung Osten und
Norden moglich.

Eine bereits seit langerem genehmigte, kleinere
Tinyhaussiedlung neben dem Campingplatz, die von
der Lage her eigentlich sehr gut passt, ist bisher nicht
realisiert worden.

Ebenso ist anzumerken, dass die Siedlung an dieser
Stelle falsche platziert ist. Sie zerstort den flieRenden
Ubergang der Stadt in die Landschaft, der durch die
Schrebergarten hergestellt wird.

Der deutlich zunehmende Autoverkehr wird auferdem
den Charakter dieser Anlage erheblich verandern, die
An- und Abfahrt zur Larrieder StralRe ist an dieser
Stelle ebenfalls nicht optimal gel6st, auch der
Schallschutz zur Nordtangente ist aus unserer Sicht
problematisch.

Diese Stellungnahme gilt auch vollinhaltlich fir die
Anderung des Flachennutzungsplanes im
Parallelverfahren.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Das Plankonzept der Tiny Houses stellt eine Antwort
auf sinkende HaushaltsgroRen (vgl. LEP 1.2.1 (G)) dar
und bietet einkommensschwacheren
Bevolkerungsgruppen die Moglichkeit zum Erwerb von
Wohneigentum (vgl. LEP 1.2.2 (G)).

Es kann geeignet sein, Ressourcen und Flache zu
schonen (vgl. LEP 1.1.3 (G) und LEP 3.1.1 Abs. 2
(G)), wenn die Grundstiicke wie im vorliegenden Fall
kompakt, der Erschliefungsaufwand und
Energiebedarf mdglichst geringgehalten werden.

GemalR den textlichen Festsetzungen sind
ausschlieRlich Wohngebaude zuldssig, nicht jedoch
Beherbergungsbetriebe. Um dies zu bekraftigen,
beabsichtigt die Stadt zusatzlich in die notariellen
Kaufvertrage einen Passus zum Erstwohnsitz
aufzunehmen (vgl. textliche Festsetzungen Punkt D 8).

Die griinordnerischen MaRnahmen werden als
ausreichend erachtet im Hinblick auf die
PlangebietsgrofRe, die Flachenverfligbarkeit und das
Maf der baulichen Nutzung.

Fir den besagten Bereich ist derzeit die ErschlieBung
noch nicht abschlieRend aufgeplant und befindet sich
in Abstimmung. Sobald dies erfolgt und die
Erschlieung realisiert ist, wird die Stadt iber
Einzelbaugenehmigungen eine Bebauung zulassen.

Das angrenzende Kleingartengebiet ist zum
dauernden oder mindestens regelmafig
voriibergehenden Aufenthalt von Menschen bestimmt,
stellt somit eine Siedlungsflache dar bzw. ist Teil des
gesamten Siedlungskdrpers der Kernstadt.
Kleingartengebiete sind nicht per se geeignet fiir eine
Anbindung weiterer Siedlungsflachen, insbesondere
wenn sie selbst isoliert liegen. Vorliegend liegt das
Kleingartengebiet jedoch am Stadtrand und stellt aus
landesplanerischer Sicht eine geeignete
Siedlungseinheit fiir eine Anbindung der Planung dar.
Die Lage wird daher als stadtebaulich vertraglich
erachtet.

Pro Parzelle ist ein Stellplatz im Plangebiet
vorgesehen. Daruber hinaus bestehen keine Bereiche,
die weitere Pkw-Mengen aufnehmen kénnten. Daher
wird kein GbermaRig hohes Verkehrsaufkommen
erwartet.

Abstimmungsergebnis: dafir: .....

dagegen: .....
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PRAAMBEL

Die GrolRe Kreisstadt Dinkelsbihl erlasst aufgrund der §§ 2, 9, 10 und 13b des
Baugesetzbuches (BauGB, i.d.F. der Bek. vom 03.11.2017 (BGBI. | S. 3634), zul. geandert
durch Art. 3 des Gesetzes vom 20.12.2023 (BGBI. 2023 | Nr. 394)), Art. 81 der Bayerischen
Bauordnung (BayBO, i.d.F. der Bek. vom 14.08.2007 (GVBI. S. 588, BayRS 2132-1-B), zul.
geandert durch Gesetz vom 23.06.2023 (GVBI. S. 250), durch § 4 des Gesetzes vom
07.07.2023 (GVBI. S. 327) und durch Art. 13a Abs. 2 des Gesetzes vom 24.07.2023 (GVBI. S.
371)) und Art. 23 der Gemeindeordnung fir den Freistaat Bayern (GO, i.d.F. der Bek. vom
22.08.1998 (GVBI. S. 796, BayRS 2020-1-1-1), zul. gedndert durch die §§ 2, 3 des Gesetzes
vom 24.07.2023 (GVBI. S. 385, 586)) den Bebauungsplan Tiny-Haus-Wohngebiet ,An der
Krottenklinge* als Satzung.

Bestandteile des Bebauungsplanes

Der Bebauungsplan Tiny-Haus-Wohngebiet ,,An der Krottenklinge® in der Fassung vom
20.02.2024, zuletzt gedndertam........... besteht aus

A) Planbereich 1, Planzeichnung

B) Textliche Festsetzungen mit Verfahrensvermerken

Beigefiigt ist

C) Begriindung

D) Umweltbericht

E) Avifaunistisches Gutachten

F) Fachbeitrag zur speziellen artenschutzrechtlichen Priifung

Rechtsgrundlagen

Far den Geltungsbereich gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO, i.d.F. der Bek. vom
21.11.2017 (BGBI. | S. 3786), zul. gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023
(BGBI. 2023 | Nr. 176)).

Des Weiteren gelten nachfolgende Rechtsgrundlagen, sofern die nachfolgenden Festsetzungen
oder die kommunalen Satzungen nichts anderes bestimmen.

a) Baugesetzbuch (BauGB)

b) Planzeichenverordnung (PlanzV)

c) Bayerische Bauordnung (BayBO)

In-Kraft-Treten

Dieser Bebauungsplan tritt mit seiner ortstblichen Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 BauGB in
Kraft.
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Textliche Festsetzungen

In Ergéanzung der Planzeichnung wird Folgendes festgesetzt:

21

3.1

3.2

3.3

3.4

PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

Geltungsbereich

(§ 9 Abs. 7 BauGB)
Der Geltungsbereich umfasst die Flurnummern 2194 (TF) und 2195 (TF) Gemarkung
Dinkelsbuhl (TF=Teilflache).

Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 1 - 11 BauNVO)

§ 3 BauNVO - Reine Wohngebiete (WR)

Der in der Planzeichnung mit ,WR" gekennzeichnete Bereich wird als Reines Wohngebiet im
Sinne des § 3 BauNVO festgesetzt.

Zulassig sind Wohngebaude.

Nutzungen nach § 3 Abs. 2 Nr. 2 und Ausnahmen nach §3 Abs. 3 BauNVO sind nicht
zugelassen.

MaR der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 21 BauNVO)

Grundflachenzahl / Grundflache
Die maximal zulassige Grundflachenzahl betragt 0,50.

Die zulassige Grundflache im Sinne § 19 Abs. 2 BauNVO betragt
e fiir das Hauptgebaude 45 m? (4,5 m x 10,0 m)
e fiir die Terrasse am Hauptgeb&aude 18 m? (6,0 m x 3,0 m)

Die zulassige Grundflache im Sinne von § 19 Abs. 4 BauNVO betragt
e flir das Nebengebaude betragt 9 m? (3,0 m x 3,0 m)
e fiir ein Hochbeet betragt 3 m?

Geschossflache

Die zulassige Geschossflache betragt pro Bauparzelle 45 m? (4,5 m x 10,0 m) fiir das
Hauptgebaude und 9 m? (3,0 m x 3,0 m) fiir das Nebengebaude.

Zahl der Vollgeschosse

(§ 16 Abs. 3 BauNVO)
Die Zahl der Vollgeschosse wird auf maximal eins beschrankt.
Kellergeschosse sind unzulassig.

Wandhohe / Hohe der Hauptgebaude

(§ 16 Abs. 3 BauNVO)

Die zulassige Wandhohe, gemessen an der traufseitigen AulRenkante der AuRenwand als
Abstand zwischen dem unteren Bezugspunkt (siehe Punkt 3.4) und dem Schnittpunkt der Wand
mit der Dachhaut (= oberer Bezugspunkt), darf maximal 5,50 m betragen.
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3.5

7.1

7.2

Unterer Bezugspunkt / Hohenlage der Hauptgebaude

(§ 18 BauNVvO)

Die Oberkante des EG-RFB (Erdgeschoss-Rohfuf3boden) ist der untere Bezugspunkt und darf
am hochsten natirlichen Gelandepunkt am Gebaude nicht mehr als 50 cm Uber dem
natirlichen Gelande liegen.

Bauweise, Zahl der Wohneinheiten
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 6 BauGB), siehe Eintragungen in der Planzeichnung.

Es sind Einzelhduser in offener Bauweise (§ 22 Abs. 2 BauNVO) mit maximal einer
Wohneinheit zulassig.

Uberbaubare Grundstiicksflachen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Die Errichtung von baulichen Anlagen (ausgenommen Hochbeete) ist mittels Baulinien geregelt,
an welchen gebaut werden muss. Ein Vor- oder Zurlicktreten des Gebaudes von dieser Linie ist
nicht zulassig.

Versorgungsleitungen
Samtliche Versorgungsleitungen im Baugebiet sind unterirdisch zu verlegen.

Grunordnung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

Allgemein

Fir die Pflanzung von Hochstdmmen ist mindestens ein Pfahl-Dreibock (2,5m lange Pfahle) mit
Lattenrahmen bestehend aus drei Verstrebungen (mit jeweils 50cm Lange) und Kokosstrick-
Bindegut zu verwenden. Baumbindungen dirfen die Entwicklung des Baumes nicht behindern
und sind mindestens jahrlich zu kontrollieren.

Die zu pflanzenden Baume/Gehdlze sind:

¢ bei Ausfall innerhalb eines Jahres gleichartig und gleichwertig nachzupflanzen
bei Uberwachsen auszuméahen

bei Trockenheit ausreichend zu wassern

bei Erfordernis wirksam vor Verbiss zu schiitzen

dauerhaft zu pflegen und zu erhalten.

Pflanzgebot auf den 6ffentlichen Griinflachen

Die Bepflanzung ist gemafR Planzeichnung im Bereich der offentlichen Grinflache mit
Laubbaumhochstammen, mit Strauchern und im nérdlichen Streifen mit einer maximal 1,50 m
hohen Schnitthecke durchzufiihren.

Im Bereich der Hecke im Norden sind mindestens drei verschiedene Arten aus der Artenliste zu
wahlen. Stadtklimavertragliche Sorten der genannten Arten sind zulassig. Die Arten sind zu
gleichen Teilen und gemischt zu pflanzen.

Die Bepflanzung ist von der Stadt in der ersten Vegetationsruhe nach Beginn der
Baugebietserschlieffung durchzufiihren. Die Ersatz-Pflanzung z.B. bei Ausfall, hat
entsprechend der Artenliste innerhalb eines Jahres zu erfolgen.
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7.3

7.4

Private Grundstiicke

Auf den privaten Grundstlicken ist gemaR Planzeichnung ein Strauch zu pflanzen, der eine
Hohe und Breite von 2,0 m nicht Gberschreiten darf. Die Art ist frei wahlbar.

Wenn auf den Parzellen eine Baumpflanzung dargestellt ist, ist diese gemaR Artenliste
vorzunehmen.

Die Bepflanzung ist von der Stadt in der ersten Vegetationsruhe nach Abschluss der
Baugebietserschlielfung durchzufiihren. Die Ersatz-Pflanzung z.B. bei Ausfall, hat
entsprechend der Artenliste innerhalb eines Jahres durch die Bauherrschaft bzw. den
Grundstlickseigner zu erfolgen.

Die dargestellte Lage der Pflanzungen ist verbindlich.

Artenlisten

Mittelkronige Baume (Baume 2. Ordnung)

Mindestpflanzqualitdt: Hochstamm (H), 3x verpflanzt, Stammumfang 14-16cm in 1m Héhe
Acer campestre Feld-Ahorn

Betula pendula Hange-Birke
Carpinus betulus Hain-Buche
Juglans regia Walnuss
Prunus avium Vogel-Kirsche
Salix caprea Sal-Weide
Sorbus aria Mehlbeere
Sorbus aucuparia Eberesche

Sowie Obstbaume regionaltypisch-bewahrter Sorten (Hochstamm, Stammumfang mind. 7cm)

Kleinkronige Baume (Baume 3. Ordnung)
Mindestpflanzqualitdt: Hochstamm (H), 3xv, Stammumfang 10-12cm in 1m Hoéhe

Cornus mas Kornelkirsche
Malus silvestris Wildapfel
Sorbus aucuparia Eberesche (kleinkronige Sorten)

Straucher fiir die Heckenpflanzung
Mindestpflanzqualitat: 2xv, 60-100 cm hoch:

Carpinus betulus Hain-Buche

Corylus avellana Haselnuss

Crataegus monogyna Eingriffeliger WeilRdorn

Ligustrum vulgare Gewdhnlicher Liguster

Rosa arvensis Feld-Rose
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1.1

1.2

1.3

14

ORTLICHE BAUVORSCHRIFTEN

Gestaltung der baulichen Anlagen und Freiflachen
(Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO)

Gestaltung der Dacher aller Gebaude einschlieBlich Garagen und Nebengebaude
Zulassig sind Flachdacher.

Die Flachdacher sind extensiv zu begriinen (mind. 6 cm Substratschicht).
Dachaufbauten sind unzulassig (ausgenommen Kamine/Beluftungseinrichtungen u.a.).

Erneuerbare Energien

Photovoltaikanlagen sind parallel zur AuRenwandflache anzubringen/zulassig und diirfen nicht
mehr als 25 cm von der AuRenwandflache hervortreten.

Gestaltung der Gebaude

Die Gebaude sind Holzbauweise auszufiihren und ausschlief3lich mit einer Holzverschalung zu
versehen. Fur die Gebaudeaulienflachen sind ausschlielich Lasuren in den Holzténen Sipo,
Larche und Kiefer sowie farblose Anstriche zum Zweck des Witterungsschutzes zulassig.

Eine Begriinung der GebaudeauRenflachen mit Kletterpflanzen ist auf maximal 20 % der
Auflenwandflache zulassig.
Es dirfen nur folgende Arten verwendet werden:

Clematis vitalba Waldrebe
Lonicera-Arten Geilschlinge
Rosa spec. Rosen

Gestaltung der unbebauten Flachen

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 5 BayBO)

Veranderungen des natirlichen Gelandeverlaufs (Aufschittungen und Abgrabungen) sind nur
bis zu einem Maf} von max. 0,50 m Hohe bzw. Tiefe zulassig.

Entlang den Grundstiicksgrenzen ist ein hdhengleicher Gelandelibergang zwingend
herzustellen.

Zuwegungen sind gemaf Planzeichnung und in nicht versiegelter Bauweise auszufiihren. Die
Materialwahl ist im Einvernehmen mit dem Stadtbauamt zu treffen.

Hochbeete sind mit Holz zu verkleiden/auszufiihren.

Mullbehalter sind im Haupt- oder Nebengebaude unterzubringen.

Stellplatzrichtzahlen / Anforderungen an Stellplatze

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 4 BayBO)
Pro Bauplatz ist ein Stellplatz im Geltungsbereich vorgesehen. Weitere Stellplatze sowie
Garagen und Carports sind auf den Grundstiicken nicht zugelassen.

Einfriedungen

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 5 BayBO)
Einfriedungen sind generell unzulassig.

Beleuchtung

Fir die StralRen- und Aufienbeleuchtung sind energiesparende und gleichzeitig
insektenschonende Lampen (mit einer Farbtemperatur von max. 3.000 K, besser noch 2.700 K)
mit nach unten gerichtetem Lichtkegel zu verwenden.

Unzulassig sind Anlagen mit bewegtem Licht.
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HINWEISE

Altablagerungen / Altstandorte / Altlastbereiche

Im Plangebiet sind keine Altlasten bekannt. Bei Erdarbeiten ist generell darauf zu achten, ob
evil. kiinstliche Aufflllungen, Altablagerungen o. &. angetroffen werden. In diesem Fall ist
umgehend die zustandige Behorde zu informieren.

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass Béden mit von Natur aus erhéhten
Schadstoffgehalten (geogene Bodenbelastungen) vorliegen, welche zu zusatzlichen Kosten bei
der Verwertung/Entsorgung flihren kdnnen. Es wird empfohlen, vorsorglich
Bodenuntersuchungen durchzufiihren. Das Landratsamt ist von festgestellten geogenen
Bodenbelastungen in Kenntnis zu setzen.

Sollten bei den Aushubarbeiten organoleptische Auffalligkeiten des Bodens festgestellt werden,
die auf eine schadliche Bodenveranderung oder Altlast hindeuten, ist unverziglich die
zustandige Bodenschutzbehodrde (Kreisverwaltungsbehorde) zu benachrichtigen
(Mitteilungspflichten gem. Art. 1, 12 Abs. 2 BayBodSchG).

Bodenschutz

Mit § 12 der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) in Verbindung mit der
DIN 19 731 bestehen Normen, die den Umgang mit kulturfahigem Boden regeln. Im Zuge der
weiteren Planung und Ausfiihrung werden folgende Hinweise zum Schutz des Bodens
beachtet:

e Sicherung und Lagerung von Boden: Die Sicherung von Béden erfolgt moglichst nur bei
trockenen bis schwach feuchten Bodenverhaltnissen. Kulturfahiger Boden wird mittels
bodenschonender Verfahren gesichert und in Mieten gelagert.

e Rickbau bauzeitlich beanspruchter Fldchen: Von bauzeitlich beanspruchten Flachen
werden ortsfremde Materialien entfernt. Verdichtungen des Unterbodens werden gelockert,
um die Wasserdurchlassigkeit des Untergrundes zu gewahrleisten. Der Oberboden wird
maoglichst am gleichen Standort sowie im Regelfall in der urspriinglichen Machtigkeit wieder
aufgetragen.

Mutterboden ist nach § 202 BauGB in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vergeudung und
Vernichtung zu schiitzen. Uberschiissiger Mutterboden (Oberboden) oder geeigneter
Unterboden sind méglichst nach den Vorgaben des § 12 BBodSchV zu verwerten. Es wird
empfohlen, hierfir von einem geeigneten Fachbiiro ein Verwertungskonzept erstellen zu
lassen.

Der belebte Oberboden und ggf. kulturfahige Unterboden sind zu schonen, getrennt
abzutragen, fachgerecht zwischenzulagern, vor Verdichtung zu schiitzen und moglichst wieder
seiner Nutzung zuzuflhren.

Bei Erd- und Tiefbauarbeiten sind zum Schutz des Bodens vor physikalischen und stofflichen
Beeintrachtigungen sowie zur Verwertung des Bodenmaterials die Vorgaben der DIN 18915
und DIN 19731 zu berucksichtigen.

Das Befahren von Boden ist bei ungiinstigen Boden- und Witterungsverhaltnissen moglichst zu
vermeiden. Ansonsten sind SchutzmalRnahmen entsprechend DIN 18915 zu treffen.

Es wird empfohlen, entsprechend DIN 19639, die BaumafRnahme in der Planungs- und
Ausfuhrungsphase von einer qualifizierten bodenkundlichen Baubegleitung beaufsichtigen zu
lassen.

Zulieferung von Bodenmaterial: Soll Bodenmaterial i. S. d. § 12 BBodSchV zur Herstellung
einer durchwurzelbaren Bodenschicht verwendet werden, sind die Anforderung des § 12
BBodSchV einzuhalten.

Die Ausbringung von Bodenaushub auf landwirtschaftlichen Flachen ist vorher der Unteren
Naturschutzbehdrde anzuzeigen.
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Denkmalschutz

Bei allen Bodeneingriffen im Planungsgebiet muss damit gerechnet werden, dass man auf
Bodendenkmale stof3t. Der betroffene Personenkreis (Eigentimer oder Besitzer des
Grundstlicks sowie Unternehmer und Leiter der Arbeiten) ist schriftlich auf die gesetzlichen
Vorschriften zum Auffinden von Bodendenkmalen nach Art. 8 des Denkmalschutzgesetzes
hinzuweisen: Alle Beobachtungen und Funde (unter anderem auffallige Bodenverfarbungen,
Holzreste, Mauern, Metallgegensténde, Steingerate, Scherben und Knochen) miissen
unverziglich, d.h. ohne schuldhaftes Zégern, der Unteren Denkmalschutzbehdrde oder dem
Bayerischen Landesamt fir Denkmalpflege, Auf3enstelle Schwaben der Abt. Vor- und
Frihgeschichte, Am Klosterberg 8, 86672 Thierhaupten, Tel. 08271/8157-0, Telefax
08271/8157-50, mitgeteilt werden. Die aufgefundenen Gegenstande und der Fundort sind bis
zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige unverandert zu belassen, wenn nicht die Untere
Denkmalschutzbehotrde die Gegenstande freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.

Eigentiimer, dinglich Verfligungsberechtigte und unmittelbare Besitzer eines Grundstiickes, auf
dem Bodendenkmaler gefunden werden, kénnen verpflichtet werden, die notwendigen
MaRnahmen zur sachgemaflen Bergung des Fundgegenstandes sowie zur Klarung der
Fundumstande und zur Sicherung weiterer auf dem Grundstlick vorhandener Bodendenkmaler
zu dulden.

Aufgefundene Gegenstande sind dem Bayerischen Landesamt fiir Denkmalpflege oder einer
Denkmalschutzbehoérde unverziiglich zur Aufbewahrung zu Gibergeben, wenn die Gefahr ihres
Abhandenkommens besteht.

Art. 8 Abs. 1 DSchG:

Wer Bodendenkmaler auffindet, ist verpflichtet, dies unverziiglich der Unteren
Denkmalschutzbehtrde oder dem Landesamt flir Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige
verpflichtet sind auch der Eigentiimer und der Besitzer des Grundstticks, sowie der
Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geflihrt haben. Die Anzeige eines
der Verpflichteten befreit die Gibrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund
gefuhrt haben, aufgrund eines Arbeitsverhaltnisses teil, so wird er durch Anzeige an den
Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit.

Art. 8 Abs. 2 DSchG:

Die aufgefundenen Gegenstande und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach
der Anzeige unverandert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehdrde die
Gegenstande vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.

Zu verstandigen ist das Bayer. Landesamt f. Denkmalpflege, Dienststelle Thierhaupten,
Klosterberg 8, 86672 Thierhaupten, Tel. 08271/8157-38; Fax 08271/8157-50; e-Mail:
DST_Thierhaupten@pblfd.bayern.de oder die zustandige Untere Denkmalschutzbehdrde.

Brandschutz

Auf die Bestimmungen der BayBO hinsichtlich des Brandschutzes wird besonders hingewiesen.
Das Hydrantennetz ist nach dem Merkblatt des ehemaligen Bayerischen Landesamtes fiir
Wasserwirtschaft bzw. nach den technischen Regeln des Deutschen Vereins des Gas- und
Wasserfaches auszubauen.

Der Léschwasserbedarf ist nach dem Arbeitsblatt W405 des Deutschen Vereins des Gas- und
Wasserfaches zu ermitteln und sicherzustellen.

Die Feuerwehrzufahrt ist fir Fahrzeuge bis 16t Gesamtgewicht auszulegen und ausreichende
Rettungswege sind sicherzustellen. Die DIN 14090 ,Flachen fiir die Feuerwehr auf
Grundstiicken® ist zu beachten.
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5.1

5.2

5.3

Wasserwirtschaftliche Belange

Drainagen

Im Falle einer Beeintrachtigung z. B. durch Wurzeln von Gehdlzpflanzungen bzw. Beseitigung
von Sammlern und Drainagen ist eine ordnungsgemafe Ableitung sicherzustellen.
Die Einleitung von Grundwasser in die Kanalisation ist verboten.

Grundwasser / Schichtenwasser

Bei den Parzellen kann anstehendes Grundwasser nicht ausgeschlossen werden. Je nach
Hoéhenlage der kiinftigen Baukorper sind gegebenenfalls entsprechende bauliche Vorkehrungen
zu treffen (z.B. wasserdichte Wanne, etc).

Es wird den Bauherren empfohlen die Baugrundverhaltnisse vor der Planung der
baulichen MaRnahmen ndher zu erkunden.

Fir die Grundwasserabsenkung im Rahmen einer Bauwasserhaltung ist eine gesonderte
wasserrechtliche Erlaubnis beim zustandigen Landratsamt Ansbach zu beantragen.

Sind im Rahmen von Bauvorhaben Malinahmen geplant, die in das Grundwasser eingreifen
(z.B. Grundwasserabsenkungen durch Bauwasserhaltung, Herstellen von Griindungspfahlen
oder Bodenankern mittels Injektionen), so ist rechtzeitig vor deren Durchfiihrung mit der
Kreisverwaltungsbehoérde beziiglich der Erforderlichkeit einer wasserrechtlichen Erlaubnis
Kontakt aufzunehmen. Eine Beweissicherung bei einer Bauwasserhaltung zur Abwehr
unberechtigter Anspriiche Dritter wird empfohlen.

Niederschlagswasserbeseitigung

Grundsatzlich ist fir eine gezielte Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser oder
eine Einleitung in oberirdische Gewasser (Gewasserbenutzungen) eine wasserrechtliche
Erlaubnis durch die Kreisverwaltungsbehoérde erforderlich. Hierauf kann verzichtet werden,
wenn bei Einleitungen in oberirdische Gewasser die Voraussetzungen des Gemeingebrauchs
nach § 25 WHG in Verbindung mit Art. 18 Abs. 1 Nr. 2 BayWG mit TRENOG (Technische
Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in oberirdische
Gewasser) und bei Einleitung in das Grundwasser (Versickerung) die Voraussetzungen der
erlaubnisfreien Benutzung im Sinne der NWFreiV mit TRENGW (Technische Regeln fir das
zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser) erfiillt
sind.

Verschmutztes Niederschlagswasser ist aus Griinden des Gewasserschutzes zu sammeln und
schadlos durch Ableiten in die Schmutz- bzw. Mischwasserkanalisation zu beseitigen.
Insbesondere trifft dies zu flr Niederschlagswasser bei Flachen, auf denen mit
wassergefahrdenden Stoffen umgegangen wird bzw. auf denen ein solcher Umgang nicht
auszuschliel3en ist oder auf denen sonstige gewasserschadliche Nutzungen stattfinden.

Zur Klarung der Behandlungsbedurftigkeit des Niederschlagswassers, also der Feststellung, ob
verschmutztes oder unverschmutztes Niederschlagswasser vorliegt, wird die Anwendung des
Merkblattes DWA-M 153 "Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser" der
Deutschen Vereinigung flr Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall (DWA) empfohlen. Auf das
Arbeitsblatt DWA-A 138 der DWA wird hingewiesen (,Planung, Bau und Betrieb von Anlagen
zur Versickerung von Niederschlagswasser").

Um einer Abflussverscharfung entgegenzuwirken, sind entsprechende RiickhaltemalRinahmen
vorzusehen. Hierzu eignen sich z.B.:

o Niederschlagswasserversickerung

e Okologisch gestaltete Riickhalteteiche

e Regenwasserzisterne mit Uberlauf
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5.4

Schutz vor Uberflutungen infolge von Starkregen

Infolge von Starkniederschlagen kann wild abflieRendes Wasser zu Beeintrachtigungen fiihren.
Die Entwasserungseinrichtungen sind so auszulegen, dass wild abflieRendes Wasser schadlos
abgefiihrt werden kann.

Zum Schutz der einzelnen Gebaude vor o. g. wild abflieRendem Wasser sind vom Bauherrn
eigenverantwortlich Objektschutzmalinahmen vorzusehen, wobei das anfallende Wasser
dadurch nicht auf andere Grundstiicke abgeleitet werden darf. Offnungen in den Geb&uden sind
so zu gestalten, dass wild abflieRendes Wasser nicht eindringen kann.

Der Abschluss einer Elementarschadensversicherung wird empfohlen.

Immissionen

Landwirtschaft

Bedingt durch die I1andliche Lage und die damit verbundene unmittelbare Nachbarschaft von
landwirtschaftlich genutzten Agrarflachen und Betrieben sind Larm-, Staub- und
Geruchsimmissionen zu erwarten. Diese Immissionen sind ortstblich und von den Anliegern
(Eigentimer oder Mieter) zu dulden. Dies gilt ebenfalls fir die Immissionen, die durch
landwirtschaftlichen Fahrverkehr verursacht werden.

Grunordnung
Das Nachbarrecht ist beziiglich der erforderlichen Grenzabsténde in allen Fallen zu beachten.

Kaufvertrag

In die notariellen Kaufvertrage sind Regelungen aufzunehmen bezgl.
Material, Farbauswahl, Bauausfiihrung

Grundstiicksgestaltung

Umgang mit Niederschlagswasser

zulassiger Energieversorgung

Zuordnung Stellplatz

Erstwohnsitz
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VERFAHRENSVERMERKE

Aufstellungsbeschluss

Der Stadtrat der grof3en Kreisstadt Dinkelsbiihl hat gem. § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in
der offentlichen Sitzung vom 21.09.2022 die Aufstellung des Bebauungsplanes im
beschleunigten Verfahren gem. § 13b i.V.m. § 13a BauGB beschlossen. Der
Aufstellungsbeschluss wurde am 02.12.2023 ortstblich bekannt gemacht.

Beschluss zur Anderung des Verfahrens

Da aufgrund des Urteils des Bundesverwaltungsgerichts vom 18.07.2023 (BVerwG 4 CN 3.22)
der § 13b BauGB fiir unvereinbar mit Unionsrecht erklart wurde, sind nach § 13b BauGB
gestartete Bauleitplanverfahren in ein Regelverfahren zu Gberfiihren. Hierzu hat der Stadtrat der
Stadt Dinkelsbuhl in seiner Sitzung am 18.10.2023 einen entsprechenden Beschluss gefasst.

Beteiligung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB

Die grofe Kreisstadt Dinkelsbihl hat die Offentlichkeit tiber die allgemeinen Ziele und Zwecke
und die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung in der Fassung vom 21.11.2023 gemaf
§ 3 Abs. 1 BauGB unterrichtet und ihnen in der Zeit vom 11.12.2023 bis einschlieBlich
12.01.2024 Gelegenheit zur AuBerung und Erérterung gegeben.

Ort und Zeit der Auslegung wurde am 02.12.2023 ortsiiblich bekannt gemacht.

Gleichzeitig wurde die Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
gem. § 4 Abs. 1 BauGB durchgefihrt.

Beschluss zur Anderung des Verfahrens

Der aufgrund des Urteils des Bundesverwaltungsgerichts vom 18.07.2023 (BVerwG 4 CN 3.22)
vom Verfahren nach § 13b BauGB in ein Regelverfahren tiberfiihrte Bebauungsplan wird mit
Beschluss des Stadtrates der grof3en Kreisstadt Dinkelsbiihl vom 24.01.2024 aufgrund der
zwischenzeitlich erlassenen Reparaturregelung des § 215a BauGB wieder in das urspriinglich
nach § 13b eingeleitete Verfahren Uberfihrt.

Billigungs- und Auslegungsbeschluss

Der Stadtrat der grof3en Kreisstadt Dinkelsbihl hat am 20.02.2024 den Entwurf des
Bebauungsplanes in der Fassung vom 20.02.2024 gebilligt und die Beteiligung nach § 3 Abs. 2
und § 4 Abs. 2 BauGB beschlossen.

Beteiligung nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB
Der Stadtrat der grof3en Kreisstadt Dinkelsbiihl hat in der Sitzung vom 20.02.2024 den Entwurf

gebilligt. Der Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassungvom .. .......... wurde gem. § 3
Abs. 2 BauGB in der Zeitvom .. .......... bis einschlieBlich............ zur Einsicht
offentlich ausgelegt.

Ort und Zeit der Auslegung wurdenam............ ortsiiblich bekannt gemacht und darauf

hingewiesen, dass Anregungen wahrend der Auslegungsfrist vorgebracht werden kénnen.

Gleichzeitig wurde die Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
gem. § 4 Abs. 2 BauGB durchgefihrt.
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Satzungsbeschluss
Der Stadtrat der grof3en Kreisstadt Dinkelsbiihl hat den Bebauungsplan in der Fassung vom

............ , zuletzt gedndertam ............ nach Prifung der Bedenken und
Anregungen zum Verfahren nach § 3 Abs. 2 BauGB bzw. § 4 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung
am ....eeiiaea als Satzung gem. § 10 Abs. 1 BauGB beschlossen.

Dinkelsbthl,den.............

Dr. Christoph Hammer, Oberbiirgermeister (Siegel)

Aufgestellt / Ausgefertigt

Es wird bestétigt, dass der Inhalt dieses Bebauungsplanes mit seinen Festsetzungen durch
Zeichnung, Farbe, Schrift und Text mit dem hierzu ergangenen Satzungsbeschluss des
Stadtratesvom ............ Ubereinstimmt und dass die fir die Rechtswirksamkeit
maRgebenden Verfahrensvorschriften beachtet wurden.

Dinkelsbuhl,den.............

Dr. Christoph Hammer, Oberbiirgermeister (Siegel)

In-Kraft-Treten

Der Satzungsbeschluss wurdeam........... ortsublich bekannt gemacht.

Mit der Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan in Kraft.

Auf die Rechtsfolgen der §§ 44, 214 und 215 BauGB wurde hingewiesen.

Der Bebauungsplan samt all seiner in der Prdambel aufgefiihrten Bestandteile und beigefiigten
Dokumente wird seit diesem Tage zu den Ublichen Dienststunden im Rathaus der grof3en
Kreisstadt Dinkelsbiihl zur Einsicht bereitgehalten und tber dessen Inhalt auf Verlangen
Auskunft gegeben.

Dinkelsbuhl,den.............

Dr. Christoph Hammer, Oberbirgermeister (Siegel)
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Sitzuflsv?ge Stadtrat 6ffentlich

am 20.02.2024

Vorlagen-Nr.: 3/015/2024

Berichterstatter: Pfau, Melanie

Betreff: ErschlieBung Tiny-Haus-Siedlung Krottenklinge

- Information u. Vergabe Ingenieurleistungen

Sachverhaltsdarstellung:

Die Stadt Dinkelsbuhl plant die ErschlieBung einer ca. 7.670 m2 grofl3en Flache des stadtischen
Grundstlickes mit der FI. Nr. 2195, ,Lange Klinge“, Gemarkung Dinkelsbuhl fir eine Tiny-Haus-
Siedlung.

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 21.11.2023 dem Vorentwurf des Bebauungsplanes Tiny-
Haus-Wohngebiet ,An der Krottenklinge® zugestimmt. Daraufhin wurde die Verwaltung beauftragt
die frihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung in die Wege zu leiten.

Zwischenzeitlich wurde das Ingenieurbiiro WipflerPLAN aus Nordlingen mit der Planung fiir die
ErschlieBungsarbeiten der Leistungsphasen 1 und 2 (Grundlagenermittlung, Vorplanung) beauf-
tragt. Diese Planung sieht ein Trennsystem vor. Die Ableitung des Oberflachenwassers erfolgt
Uber den in der Larrieder Stral3e bereits vorhandenen Regenwasserkanal. Das Schmutzwasser
wird im Bereich des Tiny-Haus-Areals im freien Gefélle einem Pumpschacht zugefiihrt. Von dort
aus muss das Abwasser in eine neu erstellte, ca. 250m lange Druckleitung, einem vorhandenen
Schmutzwasserschacht in der Larrieder Stral3e gepumpt werden.

In jedes Grundstiick werden die Versorgungsleitungen Strom, Wasser und Telefon sowie der
Regen- und Schmutzwasserkanal vorverlegt. Es werden bereits im Grundstiick Regenriickhalte-
zisternen vorgesehen, die eine gewisse Wassermenge fur die Eigennutzung vorhalten, die restli-
che Wassermenge wird gedrosselt abgeleitet.

Die Wohngebéaude erhalten eine Pultdachform, die eine optimale Méglichkeit fir die Installation
einer Photovoltaikanlage sicherstellt. Der zur Verfigung stehende Strom kann dann fiir den Be-
trieb einer Luftwarmepumpe herangezogen werden.

Die Zufahrt in die Tiny-Haus-Siedlung erfolgt entlang der anliegenden Gartengrundstiicke mit
einer Einbahnverkehrsregelung. Der StralRenbelag wird in asphaltierter Bauweise hergestellt.
Aufgrund der Hanglage erscheint diese Oberflachenbefestigung als auf3erst sinnvoll. Jedem
Grundsttick wird ein entsprechender Parkplatz, der mit Rasengittersteinen gepflastert wird, zuge-
teilt.

Das Buro WipflerPLAN hat seine Arbeiten im Rahmen der Leistungsphasen 1 und 2 (Grundla-
genermittlung, Vorplanung) nun abgeschlossen. Die Beauftragung wurde stufenweise vergeben,
d.h. um nun mit den weiteren ErschlieBungsplanungen fortsetzen zu kbnnen, muss die Beauftra-
gung der weiteren Leistungsphasen stufenweise erfolgen. Die Kosten fiir die anstehenden Leis-
tungsphasen 3 und 4 (Entwurfs- u. Genehmigungsplanung) betragen ca. 30.000 €.

Die ermittelten Kosten des gesamten Projekts belaufen sich auf ca. 2.400.000 € (inkl. MwSt.). In
vorgenanntem Betrag sind s&mtliche ErschlieRungskosten fur Strom, Wasser und Hausanschlis-
se bereits enthalten.

Die Vergabe der Bauleistungen erfolgt im Ubrigen durch separate Beschlussvorlagen zu gege-
bener Zeit.

Im stadtischen Haushalt sind Mittel fir das Haushaltsjahr 2024 einzuplanen.
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Haushaltsrechtliche Vermerke:
1. Die Gesamtausgaben der Mal3nahme/Vergabe betragen 2.400.000,00 €

2. Haushaltsmittel vorhanden: ja/nein 2.400.000,00 € bei HSt.:
3. Die uber-/au3erplanméafige Ausgaben in Héhe von 0,00 € werden gedeckt durch:
- Einsparungen bei HSt.:

- Mehreinnahmen bei HSt.
- Veranschlagung im Nachtragshaushalt 20

Vorschlag zum Beschluss:

Mit der Vorgehensweise besteht Einverstandnis. Der vorgelegten Planung wird zugestimmt. Das
Ingenieurbtro WipflerPLAN wird aufbauend auf den Ingenieurvertrag vom 13.06.2023 mit allen
weiteren Leistungsphasen stufenweise beauftragt. Die erforderlichen Mittel sind im Haushalts-
entwurf fur das Jahr 2024 vorgesehen.
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Sitzuflsv@ge Stadtrat 6ffentlich

am 20.02.2024

Vorlagen-Nr.: 3/018/2024

Berichterstatter: Staufinger, Jonas

Betreff: 23. Flachennutzungsplananderung fir den Bereich ,Gaisfeld IV —

BA 2, —Abwéagung — Billigung — 6ffentliche Auslegung

Sachverhaltsdarstellung:
Der Stadtrat hat in seiner Sitzung vom 21.06.2023 die 23. Anderung des Flachennutzungsplanes

beschlossen.

Der Flachennutzungsplan ist als der vorbereitende Bauleitplan gem. 8 8 Abs. 2 BauGB die
Grundlage, aus dem sich Bebauungsplane zu entwickeln haben. Nachdem das Vorhaben und
entsprechend der Bebauungsplan mit dem rechtswirksamen Flachennutzungsplan nicht stimmig
ist, bedarf es einer Flachennutzungsplananderung. Diese 23. Anderung des Flachennutzungs-
planes der Stadt Dinkelsbiihl erfolgt gemaR § 8 Abs. 3 BauGB im Parallelverfahren zum Bebau-
ungsplan ,Gaisfeld IV — BA 2

Die 23. Anderung des Flachennutzungsplanes weist als kiinftige Art der Nutzung im Plangebiet
= Wohnbauflache (W) gemaf § 1 Abs. 1 Ziff. 1 BauNVO

= gemischte Bauflachen (M) gemaR § 1 Abs. 1 Ziff. 2 BauNVO

= Sonderbauflache (S) gemal? § 1 Abs. 1 Ziff. 4 BauNVO

aus. Der raumliche Geltungsbereich der 23. Flachennutzungsplandnderung umfasst die folgen-
den Flurstiicke der Gmkg. Dinkelsbihl: 1888, 1889, 1890, 1891, 1892, 1893, 1894, 1895,
1879/53 sowie Teilflachen der Flurstiicke 1887, 1896/15, 1886/3 und 1879/27. Der Geltungsbe-
reich der 23. Flachennutzungsplanédnderung betragt im Gaisfeld IV im 2. Bauabschnitt 12,7 ha.
zzgl. Ausgleichsmalinahmen. Der Geltungsbereich der 23. Flachennutzungsplandnderung deckt
sich mit dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes ,Gaisfeld IV — BA 2°.

Der Stadtrat der GroRRen Kreisstadt Dinkelsbiihl hat am 21.06.2023 in 6ffentlicher Sitzung nicht
nur den Vorentwurf der 23. Anderung des Flachennutzungsplanes i.d.F. vom 21.06.2023 gebilligt,
sondern auch die Durchfuhrung der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1
BauGB sowie die Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager offentlicher Belange gem. § 4
Abs. 1 und auch die Beteiligung der Nachbargemeinden (vgl. § 2 Abs. 2 BauGB) beschlossen.

Die Unterrichtung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte am 13.07.2023 durch orts-
Ubliche Bekanntmachung in der Zeitung (FLZ). Sodann wurde die Unterrichtung der Behdrden
durch das Planungsbiro (Behérdenbeteiligung gemanR § 4 Abs. 1 BauGB) vorgenommen. Im
Ubrigen konnte die Offentlichkeit die Bekanntmachung auch auf der Homepage der Stadt Din-
kelsbuhl (www.dinkelsbuehl.de/deutsch/alle/stadt-dinkelsbuehl/bauleitplanverfahren/) zusammen
mit dem Vorentwurf zur 23. FlAchennutzungsplananderung, samt Begriindung und Umweltbericht
einsehen.

Die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit sowie die Behdrdenbeteiligung und die Beteiligung
der sonstigen Trager oOffentlicher Belange haben in der Zeit vom 17. Juli 2023 bis einschliel3lich
18. August 2023 stattgefunden. Wahrend der Auslegungsfrist wurden Einwendungen aus der
Burgerschaft, aber auch Einwendungen und Hinweise von Seiten der beteiligten Behérden und
sonstigen Trager Offentlicher Belange vorgetragen (s. dazu die Anlage 01) — die Antwort des
Stadtrates zu jedem Einwand ist direkt darunter enthalten.

Die Anlage 01 ist Bestandteil des Stadtratsbeschlusses. Hinweise, Anderungsvorschlage und
Einwendungen von der Offentlichkeit, den Behérden und den Trager offentlicher Belange wurden
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im Ubrigen allesamt fristgerecht vorgetragen — s. dazu die Anlage 01, mit der Antwort des Stadt-
rates jew. direkt darunter.

Der Planentwurf und die Begriindung mit Umweltbericht zur 23. Flachennutzungsplananderung
liegen jetzt in der Fassung vom 20.02.2024 vor. Damit der Plan-Entwurf, sowie die Begriindung
und ein Umweltbericht jew. in der Fassung vom 20.02.2024 der 6ffentlichen Auslegung zugefiihrt
werden kénnen, bedarf der Planentwurf der Billigung durch den Stadtrat.

Auszug 23. Flachennutzungsplananderung (Planentwurf i.d.F. vom 20.02.2024) - Planung:

Auszug 16. FNP-Anderung

(h0);

— rechtswirksam 23.10.2019 Auszug 23. FNP-Anderung — Planung — Entw. 20.02.2024
) oF g ; d ‘

-

......

Anlagen:
AL — 01 — Abwagung_Stellungnahmen

AL — 02 — 23te-FNP-And_Planentwurf_v. 20.02.2024

Folgende Dokumente kénnen auf3erdem im Stadtbauamt eingesehen bzw. von dort ange-
fordert werden:

e  Begrindung mit Umweltbericht_vom_20.02.2024

Vorschlag zum Beschluss:

Abwagung
Der Stadtrat stimmt den formulierten Beschlussvorschlagen It. der Abwagung (Anlage 01) als

Erklarung der Stadt gegeniiber den Einwendungen aus der Offentlichkeit, den Behorden und den
sonstigen Tragern offentlicher Belange im Rahmen der Abwagung zu. Der Stadtrat kommt unter
Berlicksichtigung aller planungsrelevanten Umstéande zu dem Ergebnis, dass die bei der friihzei-
tigen offentlichen Auslegung gegeniiber dem Plan-Vorentwurf zur 23. Flachennutzungsplanénde-
rung vorgebrachten Einwendungen und Bedenken hinreichend gewirdigt, sowie gegenseitig und
untereinander abgewogen wurden. Die schutzwirdigen Interessen der Betroffenen wurden in
einen gerechten Ausgleich und in ein ausgewogenes Verhaltnis zu den Allgemeininteressen ge-
bracht. Die It. der Anlagen 01 beschriebenen Stellungnahmen sind die Antwort des Stadtrates auf
die Hinweise, Bedenken, Anregungen und Einwendungen der Offentlichkeit und der Behorden
und sonstigen Trager offentlicher Belange im Rahmen der friihzeitigen Offentlichkeits- und Be-
hdrdenbeteiligung — und damit Bestandteil des vorliegenden Beschlusses.
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Billigung )
Der Stadtrat Dinkelsbahl billigt den Entwurf der 23. Anderung des Flachennutzungsplanes mit
integriertem Landschaftsplan zur Darstellung einer Wohnbachflache, einer gemischten Bauflache

und einer Sonderbauflache (Anlage 02) in der Fassung vom 20.02.2024.

Offentliche Auslegung
Der Stadtrat beschlief3t, die 6ffentliche Auslegung (8 3 Abs. 2 BauGB) mit gleichzeitiger Beteili-
gung der Behdrden und sonstiger Trager 6ffentlicher Belange (8 4 Abs. 2 BauGB) sowie die Be-
teiligung der Nachbargemeinden (8§ 2 Abs. 2 BauGB) fiir die 23. Anderung des Flachennutzungs-
planes durchzufihren.

Uber die 6ffentliche Auslegung wird durch ortsiibliche Bekanntmachung in der Zeitung und durch
die Veroffentlichung der Bekanntmachung auf der Homepage der Stadt Dinkelsbihl informiert.
Der Planentwurf als auch die Begriindung und der Umweltbericht, die Abwagung des Stadtrates
zu den Stellungnahmen der Offentlichkeit und der Behorden und sonstigen Trager offentlicher
Belange sowie vorliegende umweltbezogene Stellungnahmen konnen im Ubrigen wahrend der
Auslegungszeit von einem Monat nicht nur im Rathaus, sondern auch auf der Internetseite der
Stadt Dinkelsbahl unter www.dinkelsbuehl.de/deutsch/alle/stadt-
dinkelsbuehl/bauleitplanverfahren/ eingesehen werden.

Die Behorden und sonstigen Trager o6ffentlicher Belange sowie die Nachbargemeinden sind zeit-
gleich von den gefassten Beschllissen zu unterrichten und tber Ort und Dauer der 6ffentlichen
Auslegung zu informieren (Behordenbeteiligung).
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"n TBMARKERT

O ] 3 Stadtplaner - Landschaftsarchitekten

Stadt Dinkelsbiihl

Bebauungsplan "Gaisfeld IV Bauabschnitt 11“ mit Griinordnungsplan und 23. Anderung des Flachennut-
zungsplans

Ergebnis der Offentlichen Auslegung gemaR § 3 Abs. 1 BauGB (17.07.2023 bis 18.08.2023) und der Be-
hérdenbeteiligung gemaR § 4 Abs. 1 BauGB der Zeit vom 17.07.2023 bis 18.08.2023.

Aus der Offentlichkeit wurden folgende Stellungnahmen eingereicht.
1. Einwender 01

Bereits in unserem Schreiben vom 13.04.2018 hatten wir fristgerecht Einspruch gegen den Bebauungs-
plan vom 21.03.2018 eingelegt.

Mit diesem Schreiben legen wir erneut fristgerecht Einspruch gegen die Anderungen des Vorent-
wurfs/Bebauungsplanes ,Gaisfeld IV Bauabschnitt 2 “ vom 21.06.2023 ein.

Als direkt angrenzende Anwohner des Gaisfeld Ill, sind wir unmittelbar vom Bebauungsplan betroffen
und widersprechen diesem daher mit folgender Begriindung:

1.1 Anderung der WH max. auf 8,5 m (im ersten Bebauungsplan war dies 6,5 WH mit 2 Wohneinhei-
ten):

Wir fordern die Hohe der baulichen Anlage im WA9 (via Wandhéhe) auf 6,5 WH max. zu begrenzen. Nur
so ist ein einheitliches positives Erscheinungsbild gewahrleistet und es kommt zu keiner Beeintrachti-
gung (Stérung der Privatsphare, Beschattung Grundstlick, Beschattung fir Photovoltaik) fir die angren-
zenden Bewohner (betrifft Grundsttick 1896/13/11/10/5). Ebenso wird durch die Begrenzung auf 6,5
WH max. die Moglichkeit genommen, eine vollwertige Dachgeschosswohnung zu errichten. Dies wurde
bereits auch im Gaisfeld 111 so umgesetzt (mit 7 Wohneinheiten) was als Negativbeispiel zu nennen ist.

Erlduterungen vom Planungsbiiro zu 1.1:

Nach geltender Rechtsprechung wird durch die Regelungen zum Abstandsflachenrecht das Gebot der
nachbarlichen Riicksichtnahme konkretisiert. In Art. 6 der Bay. Bauordnung ist grundsatzlich abschlie-
Rend geregelt, was Nachbarn an raumlicher Nahe von baulichen Anlagen hinzunehmen haben. Der Ein-
wand des Nachbarn hinsichtlich einer nicht zumutbaren Beeintrachtigung seines Grundstlicks, liegt dem-
nach nicht vor.

Die Heraufsetzung der Traufhohe ermoglicht meist ein drittes VollgeschoR. Da die maximal zulassige An-
zahl der Wohneinheiten in der Entwurfsfassung nicht mehr enthalten ist, ist der Bau von Mehrfamilien-
hausern moglich.
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Beschlussvorschlag zu 1.1:
Die Bedenken werden nicht geteilt.

Die Einhaltung der Abstandsflachen gemaR BayBO wird als ausreichend angesehen, um Beeintrachtigun-
gen zu vermeiden bzw. angemessen zu verringern.

Die im Vorentwurf festgesetzte zuldssige pauschale Wandhohe von 8,5 m fiir die meisten Allgemeinen
Wohngebiete wird im Entwurf durch die alternative Festsetzung einer zuldassigen Traufhdhe von 7,25 m
reduziert.

Die Stadt Dinkelsbiihl méchte im Baugebiet eine moglichst flaichensparende, verdichtete Bebauung errei-
chen. Daher wird der Bau von dreigeschossigen Gebauden ohne Begrenzung der Anzahl der Wohneinhei-
ten, bei denen das Dachgeschoss als Vollgeschoss ausgebildet ist, ermoglicht.

1.2 Anderung der Baugrenze

Im Bebauungsplan von 2018 war ein Grinstreifen von ca. 12 m ausgewiesen, der von der Bebauung frei-
zuhalten war. Im aktuellen Vorentwurf wurde von dieser , Freifliche" Abstand genommen und fehlt
komplett. Eine Bebauung an die Grenze von 3m ist somit moglich.

Dies fuihrt zu einer erheblichen Beeintrachtigung an die angrenzenden Grundstiicke 1896/13/11/10/5.

Wir fordern daher, den Griinstreifen wieder zu bericksichtigen.

Erlduterungen vom Planungsbiiro zu 1.2:

Im Vorentwurf hatte die betreffende Baugrenze einen Abstand von 3,0 m zum Nachbargrundstiick. In
der Entwurfsfassung wurde die Grenze um 3,0 m zurlickgenommen und eine 3,0 m breite Eingriinung
festgesetzt.

Beschlussvorschlag zu 1.2:

Auf die Bedenken wird eingegangen. Der Abstand der Baugrenze wird auf 6,0 m vergroRert und zuséatzlich
eine 3,0 m breite Bepflanzung festgesetzt.

1.3 Anderung der Wohneinheiten

Im Bebauungsplan von 2018 waren max. 2 Wohneinheiten zugelassen. Im aktuellen Vorentwurf wird
hierzu keine Aussage mehr getroffen. Bei einer max. WH von 8,5 und einer offenen Bauweise, ist die
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Bebauung eines Mehrparteienhauses moglich. Auch dies wurde bereits im Gaisfeld Il so umgesetzt, mit
sehr vielen Beeintrachtigungen fir die angrenzenden Nachbarn.

Wir fordern, die Wohneinheiten auf max. 2 Wohneinheiten zu begrenzen bei einer max. WH von 6,5 m.

Erlduterungen vom Planungsbiiro zu 1.3:

Die Einwendung wiederholt im wesentlichen die Bedenken aus Punkt 1.1.

Beschlussvorschlag zu 1.3:
Die Bedenken werden nicht geteilt.

Die Stadt Dinkelsbiihl m6chte im Baugebiet eine moglichst flaichensparende, verdichtete Bebauung errei-
chen. Daher wird in einigen Baufeldern der Bau von dreigeschossigen Gebauden ohne Begrenzung der
Anzahl der Wohneinheiten ermdoglicht.

1.4. Fehlender FuRweg

Im aktuellen Plan fehlt komplett der FuRweg vom Gaisfeld Ill als Verbindung zum Gaisfeld IV. Dies be-
deutet, dass der aktuelle Fulweg im Sven-Helander-Weg dann dort endet. Ist das sinnvoll? Sackgasse !
Der Zugang Uber den FuBweg zum Geisfeld IV muss moglich sein.

Beschlussvorschlag zu 1.4:
Der Anregung wird gefolgt.

Im aktuellen Entwurf ist ein FuBweg zum Gaisfeld Ill am stidostlichen Rand des Geltungsbereichs festge-
setzt.

1.5. Parkplatzsituation

Laut aktuellem Vorentwurf sind Parkbuchten nicht vorgesehen. Auch hier kann man an der Erfahrung im
Gaisfeld lernen, da hier nicht ausreichend Parkmaoglichkeiten vorhanden sind.

Es wird hier willkirlich auf , Spielstralen" geparkt, was weder gepriift noch geahndet wird. Ein Parken
auf diesen StraRen ist jedoch nicht zulassig.

Es wird gebeten, die Einwande bei der Planung zu beriicksichtigen und entsprechende Anderungen am
Bebauungsplan durchzufiihren sowie um ein entsprechendes Feedback.

Beschlussvorschlag zu 1.5:
Der Anregung wird gefolgt.

Innerhalb des Plangebietes wurden 6ffentliche Parkmaoglichkeiten eingeplant. Darliber hinaus wurden in-
nerhalb des Bebauungsplan Baulinien (5,5) festgesetzt. Die Festsetzung der Baulinie dient ebenfalls der
Sicherung von Stauraum/Parkmaoglichkeiten auf dem jeweiligen privaten Grundstuck.

2. Einwender 02

Vielen Dank fiir die Bekanntmachung der Bebauungspldne von Gaisfeld IV Bauabschnitt Il. Leider sehen
wir uns gezwungen, folgende Bedenken beziiglich der vorgelegten Plane an Sie zu richten.

Vorab zur Information: Wir sind xxx, yyy und zzz H. Im Bauabschnitt | von Gaisfeld IV durften wir in der
Oberist-von-Sperreuth-Str. unser Zweifamilienhaus bauen.
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2.1 Wir bitten um Anderung der maximalen Wandhdhe von 8,50 Meter auf 6,50 Metern in WAS.
Dem Planblatt Bebauungsplan ist eine maximale Wandhéhe von 8,50 Metern zu entnehmen.

Besonders im WAS, in welchem ein Flachdach mit max. 2 Stockwerken gefordert wird, sehen wir dies als
nicht notwendig.

Es erscheint uns unnétig, bei Gebauden mit zwei Geschossen und einer tblichen Geschosshoéhe von 2,5
—3m eine Wandhdhe von 8,50 m zuzulassen. Auch uns, in Bauabschnitt | von Gaisfeld IV, war eine maxi-
male Wandhohe von 6,50 m vorgeschrieben. Eine unterschiedliche Hohe von Nachbargebaude, wiirde
sicherlich auch das Erscheinungsbild beeintrachtigen. Da Bauabschnitt Il im Stiden an Abschnitt | grenzt,
sollten die Gebaude dort eher niedriger gestaltet werden, um auch den im Norden gelegenen Gebauden
eine ausreichende Sonneneinstrahlung zu ermdoglichen.

Beschlussvorschlag zu 2.1:
Die Bedenken werden nicht geteilt.

Die Einhaltung der Abstandsflachen gemaR BayBO wird als ausreichend angesehen, um Beeintrachtigun-
gen zu vermeiden bzw. angemessen zu verringern.

Die Stadt Dinkelsbiihl méchte im Baugebiet eine moglichst flaichensparende, verdichtete Bebauung errei-
chen. Daher wird der Bau von dreigeschossigen Gebduden ohne Begrenzung der Anzahl der Wohneinhei-
ten ermoglicht.

2.2 Wir mochten Bedenken hinsichtlich der Parksituation in WAS8 dufRRern.

Dem Planblatt Bebauungsplan ist nur sehr sparlich zu entnehmen, dass auf den Grundstiicken von WAS8
Stellplatze zu errichten sind. Zudem sieht der Bebauungsplan keine Garagen vor, auch nicht aulRerhalb
der Reihenhausgrundstiicke. Die Strallen in Reihenhaussiedlungen ohne Garagen, werden meist als
Parkflache benutzt. Wir sehen es kritisch, dass die Reihenhauser ohne Garagen geplant werden, da
dadurch kein angemessener Platz fiir die sichere Aufbewahrung von Fahrradern vorhanden ist. Zudem
beflirchten wir, dass die StralRe vermehrt als Parkflache genutzt wird, was zu Verkehrsbehinderungen
flihren kann.

Die Integration von Garagen in die zukiinftigen Hauser wiirde den Bewohnern Schutz vor Witterung,
Diebstahl oder Vandalismus bieten. Insgesamt rechnen wir bei 28 Reihenhausern, die von Familien be-
wohnt werden, mit etwa 50 Fahrzeugen und 100 Fahrradern, die auf den dafiir vorgesehenen Stellfla-
chen Platz finden sollten.

Wir bitten daher eindringlich, die genannten Anliegen sorgfaltig zu Giberdenken und den Bebauungsplan
entsprechend anzupassen. Dies ware im Interesse der Lebensqualitat aller Bewohner und einer optima-
len Nutzung des Wohnraums.

Beschlussvorschlag zu 2.2:
Die Bedenken werden nicht geteilt.

Es ist bereits festgesetzt, dass je abgeschlossener Wohneinheit zwei Stellplatze auf dem Grundstiick her-
zustellen sind. Dariber hinaus werden im Entwurf zahlreiche 6ffentliche Parkmoglichkeiten festgesetzt.
Dies wird als ausreichend angesehen.

3. Einwender 03

3.1 Vielen Dank fiir die Bereitstellung der Unterlagen zum oben genannten Verfahren (Vollzug des
Baugesetzbuches (BauGB) Bebauungsplan ,Gaisfeld IV Bauabschnitt 11“ mit integriertem Griinordnungs-
plan Flichennutzungsplan, 23. Anderung im Parallelverfahren gemaR § 8 Abs. 3 BauGB)
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Aufstellungsbeschluss, Bekanntmachung geméaR § 2 Abs. 1 Satz BauGB - Beteiligung der Offentlichkeit
gemal §3 Abs. 1 BauGB, der im Rahmen des Bauleitplanverfahrens fiir die Stadt Dinkelsbihl erstellt
wurde und die damit verbundene Maoglichkeit hierzu Stellung zu nehmen.

Wir haben Bedenken und méchten auf die folgenden Punkte hinweisen, die aus unserer Sicht die nach-
stehend naher erlduternden Méangel aufweisen und regen eine entsprechende Berichtigung an. Sollte
eine Berichtigung lhrerseits als nicht notwendig erachtet werden, so bitten wir darum dies entsprechend
zu begriinden.

Beschlussvorschlag zu 3.1:
Kenntnisnahme. Keine Abwagung erforderlich.

3.2 Verkehrssituation

Durchgang Obrist-von-Sperreuth-Strafie zur StaatsstraRe 2220 Im bisherigen Planungs-Entwurf eines Be-
bauungsplanes , Gaisfeld IV“ vom 21.03.2018 war keine Durchfahrt von der Obrist-von-Sperreuth-Stral3e
auf die StaaststraRRe 2220 vorgesehen. Im aktuellen o.a. Entwurf ist eine entsprechende Durchfahrt of-
fensichtlich vorgesehen, da andernfalls der erforderliche Wendehammer am westlichen Ende der Ob-
rist-von-Sperreuth-StraRe fehlt, auf welchem irrtlimlich abgebogene Fahrzeuge oder Anlieferverkehr si-
cher wenden kdnnten. Eine fir jeglichen Verkehr zugelassene Zu- bzw. Abfahrt von der Obrist-von-Sper-
reuth-StraRe auf die StaatsstraBe 2220 sehen wir als hochst bedenklich an. Die Abfahrt von der Obrist-
von-Sperreuth-Stralle auf die vorgenannte StaatsstralSe ist aufgrund der in Richtung Ellwangen verlaufe-
nen Kurve absolut schlecht einsehbar und birgt daher ein erhebliches Unfallpotenzial. Darliber hinaus
verlauft parallel zur Staatsstralle 2220 ein Fahrradweg. Da hier von Segringen kommend ein steiles Ge-
falle in Richtung Dinkelsbihl besteht, fahren die von Segringen kommenden Fahrradfahrer hier naturge-
maRk sehr schnell Gber die kreuzende Obrist-von-Sperreuth-StraBe. Auch hier sehen wir ein sehr hohes
Unfallpotenzial, da auch hier sowohl von der StaatsstraBe 2220 als auch von der Obrist-von-Sperreuth-
Strale kommend der Radweg sehr schlecht einsehbar ist. Entsprechende Unfallverlaufe wiirden auf-
grund der Beteiligung von Fahrradfahrern hier sogar noch schwerwiegender ausfallen. In diesem Zusam-
menhang haben auch schon Familien aus Segringen insbesondere mit kleinen Kindern uns gegeniber
erhebliche Bedenken/Angste geduRert, da es aktuell schon so ist, dass die Zufahrt von der Obrist-von-
Sperreuth-Stralle auf die StaatsstralRe, obwohl nur fiir den landwirtschaftlichen Verkehr freigegeben,
von PKWs und Baustellenfahrzeuge benutzt wird. Sind somit kleine Kinder auf dem Fahrradweg mit ih-
ren Fahrradern unterwegs und wird die Zufahrt fiir den allgemeinen Verkehr freigegeben, so werden
entsprechende ZusammenstéRe nur schwer vermeidbar sein.

Daruber hinaus ist eine entsprechende Zu- bzw. Abfahrt Gber die Staatsstralle als absolut nicht erforder-
lich anzusehen, da liber den Sidring eine Zufahrt moglich ist.

Aus den zuvor genannten Grinden, appellieren wir an Sie, die Obrist-von-Sperreuth-StralRe -wie es im
vorherigen Entwurf des Bebauungsplans vorgesehen war- als eine RingstraBe vor-zusehen und die Zu-
fahrt zur StaatsstraRBe entweder zu entfernen oder zumindest nur fir den landwirtschaftlichen Verkehr
(falls erforderlich) freizugeben.

Beschlussvorschlag zu 3.2:

Der Anregung wird gefolgt. Es ist kein Anschluss der Obrist-von-Sperreuth-Strafle an die Staatsstrafle 2220
geplant. Die Hauptzufahrt in den Bauabschnitt Il erfolgt vom Slidring aus liber die Zunftreigenstralie.

33 Sonderbaugebiet (Seniorenwohnen)

Lage
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Das im aktuellen Bebauungsplan ausgewiesene Mehrfamilienhaus mit dem Sondergebiet (SO) Zweckbe-
stimmung ,Senioren” hat uns doch sehr tGberrascht, da uns gegeniliber von der Stadt Dinkelsbiihl mehr-
fach die Aussage gemacht wurde, dass auf der gegeniiberliegenden Strallenseite der Obrist-von-Sper-
reuth-StraBe eine Bebauung mit Einzel- oder Kettenhdusern angedacht ist, da mit dem Bauabschnitt 1
des Gaisfeld IV bereits der Bedarf an Mehrfamilienhdusern ausreichend und abschlieRend gedeckt sei.
Auch dass es sich hierbei um ein Sondergebiet handelt, dndert nichts an der Tatsache, dass hier ein
Mehrfamilienhaus errichtet werden soll.

Das Baugebiet Gaisfeld IV Bauabschnitt 2 wurde als reines Wohngebiet angepriesen und vor diesem Hin-
tergrund erfolgte auch die Entscheidung vieler Bauherren (einschlieRlich uns) bei der Auswahl eines
Grundstiickes an der Obrist-von-Sperreuth-Stralle im Bauabschnitt 1.

Beim Bauabschnitt 1 war klar, an welcher Stelle ein Sondergebiet (Kindergarten und Supermarkt) errich-
tet werden wiirde und so konnte jeder Bauherr im Vorfeld entscheiden, ob die Auswahl auf einen Bau-
platz in unmittelbarer Nahe dieser Sondergebiete mit den entsprechenden Konsequenzen (Lautstarke,
viel Verkehr etc.) fallt oder eben nicht.

Den Bauherren aus dem Bauabschnitt 1, die bei einem unverdnderten Inkrafttreten des aktuellen Be-
bauungsplans in unmittelbarer Nahe des Sondergebietes ,,Seniorenwohnen” wohnen wiirden, wiirde
diese Entscheidung jedoch verwehrt werden.

Wir appellieren daher an Sie, den vorherigen Bebauungsplan-Entwurf wieder aufzugreifen und am west-
lichen Ende der Obrist-von-Sperreuth-Stralle eine Ringstralle vorzusehen (s. 0.) und anstatt des Mehrfa-
milienhauses (= Sondergebiet Zweckbestimmung Seniorenwohnen) Einfamilien- bzw. Kettenhauser vor-
zusehen.

Da der Bedarf an einem entsprechenden Sondergebiet (Zweckbestimmung Seniorenwohnen) zweifels-
ohne besteht, schlagen wir stattdessen vor, das Mehrfamilienhaus stidlich der parallel zur Obrist-von-
Sperreuth-Stralle verlaufenen StraRe einzuplanen. Somit wiirde das Sondergebiet ausschlieRlich unmit-
telbar an Grundstiicke aus dem 2. Bauabschnitt angrenzen und jeder Interessent kann bereits vor der
Auswahl eines entsprechenden Grundstlickes entscheiden, ob die unmittelbare Ndhe zu einem entspre-
chenden Sondergebiet in Kauf genommen wird und dies entsprechend bei der Auswahl beriicksichtigen.

Zuldssige Hohe

Dariber hinaus verwundert die beim Sonderbaugebiet Zweckbestimmung Seniorenwohnen zuldssige
Bauhohe von 12 Meter fiir ein 3-geschossiges Haus doch sehr und wird auch nicht als erforderlich ange-
sehen, da auf der gegenliiberliegenden Seite im Bauabschnitt 1 fir ein 2-geschossiges Haus eine maxi-
male Bauhdhe von gerade 6,5m vorgesehen war.

Die 3-geschossigen Mehrfamilienhduser im Bauabschnitt 1 hatten als Vorgabe eine max. Hohe von 10,0
Meter. Diese Hohe wird als verhaltnismallig angesehen und sollte auch hier Gbernommen werden.

Die Dachform sollte ebenfalls als Vorgabe ein FD mit max. 5° erhalten. Dies wirde sich in das Bild der
bisher vorliegenden Bebauung besser einfligen.

Fiir den Anliefer- Betreuungs- und Besucherverkehr sind im derzeitigen Entwurf keine Anzahl an Stell-
platzen ausgewiesen. Vorschlag unsererseits sind min. 2 Stellplatze fir Anlieferungs- und Reinigungsver-
kehr, 5 Stellplatze fiir Betreuungs- und mit 10 Platze fiir Besucher auszuweisen.

Die Grundflachenzahl GRZ ist wie im Bauabschnitt 1 von 0,35 einzuhalten und nicht um fast 20% auf 0,4
oder im Sondergebiet um sogar 60% von 0,5 auf 0,8 unnotigerweise zu erhdhen.

Erlduterungen vom Planungsbiiro zu 3.3:

Das Sondergebiet SO1 wurde liberarbeitet. Entsprechend den Vorgaben des Schallschutz-Gutachters
wurde die Gebadudestellung verandert. Hieraus resultiert, dass entstehende Bebauungen eine Nord-Siid-
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Ausrichtung erhalten werden. Somit riickt die Bebauung von der Obrist-von-Sperreuth-StralRe ab. Dar-
Uber hinaus wurde die Geschossigkeit des entstehenden Baukérpers im SO1 auf zwei Vollgeschosse re-
duziert.
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Beschlussvorschlag zu 3.3:

Den Anregungen wird gefolgt. Das Baufenster des Sondergebietes wird verandert und die maximale An-
zahl der VollgeschoRe auf 2 reduziert.

3.4 My Cube-Elemente— westliche Obrist-von-Sperreuth-Stralle

Die zulassige Hohe von 7 Metern fiir die in der westlichen Obrist-von-Sperreuth-StralRe eingeplanten 2-
geschossigen Hauser wird ebenfalls als (unnétig) zu hoch angesehen. Auf der gegeniiberliegenden Stra-
Renseite wurde im Bauabschnitt 1 eine zuldssige Hohe von maximal 6,5 Metern zugelassen. Um ein ein-
heitliches StraBenbild zu erreichen und um eine Ungleichbehandlung vorzubeugen, wird daher eine zu-
lassige Hohe von 6,5 Metern angeregt.

Dariber hinaus ist unklar, welche Bauweise unter die hier im Bebauungsplan dargestellten ,My-Cube®-
Hauser zu fassen sind. Handelt es sich hier nur um die Bauart (in Modulbauweise) oder sind hierfiir noch
andere Kriterien zwingend? Daneben ist unklar, ob es sich zudem um Kettenhduser handeln muss.

Bei einer derart dichten Bebauung der Obrist-von-Sperreuth-StralRe ist zudem damit zu rechnen, dass
die privaten Stell- und Parkplatze nicht ausreichen werden und daher die Fahrzeuge zudem an der
StralRe geparkt werden. An der Obrist-von-Sperreuth-StraRe sind jedoch keine Parkbuchten vorgesehen,
sodass mit einem Zuparken der ohnehin schmalen Stralle zu rechnen ist.

Bereits im Bauabschnitt 1 stellt sich die Bauweise der Kettenhduser im TG 9 als nicht zielfihrend heraus,
da aufgrund der unterschiedlichen Zeitpunkte des Baubeginns die durchaus sinnvolle Errichtung eines
Kellers als nicht mehr moglich erwiesen hat, wenn das angrenzende Nachbargrundstiick bereits eine Ga-
rage erstellt hatte und diese in die Baugrube zu rutschen drohte bzw. ein Standsicherheitsnachweis auf-
grund des aufgefillten Geldndes nicht erbracht werden konnte. Daher sollte, auch im Sinne der zukiinf-
tigen Bauherren, eine Bebauung mit Ketten- bzw. Reihenhadusern im Plangebiet liberdacht werden.

Erlduterungen vom Planungsbiiro zu 3.4:

Die Wohnbebauung mit ,MyCube“-Elementen wurde von der Obrist-von-Sperreuth-StraRe abgerickt.
Dort sind nun nur lockere Bauformen, die mindestens 5,5 Meter von der StralBe abzurticken sind, zulas-

sig.
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Die maximale Traufhohe wurde nicht gedndert. Es sind zwei Stellplatze pro Wohneinheit festgesetzt.

\\ ;

Beschlussvorschlag zu 3.4:
Der Anregung wird teilweise gefolgt.

Das MyCube-Baugebiet wird verlagert und in der GroRRe reduziert. Die Bedenken hinsichtlich der Stell-
platze werden nicht geteilt.

3.5 Nachweis der Erforderlichkeit

Die Siedlungs- und Verkehrsflachen wachsen in Deutschland seit Jahren ungebremst: 129 Hektar Land
werden derzeit taglich bebaut. Als Familie sehen wir grundsatzlich die Erfordernis und die Aufgabe der
Stadte und Gemeinden, addaquaten Wohnraum durch die Bereitstellung und Entwicklung von Baugrund-
stiicken zu schaffen. Gleichzeitig sehen wir es mit grolRer Sorge, wenn dadurch wertvoller Raum fiir Na-
tur- und Artenschutz verloren geht. Entsprechende Baumalinahmen miissen gut begriindet sein, denn
sie sind immer mit Eingriffen in die Natur, Landschaft und Umwelt verbunden und es muss deshalb hier-
bei zwingend der Natur- und Artenschutz ausreichend berticksichtigt werden.

Zur Deckung des Wohnraumbedarfs sind daher vorrangig vorhandene Wohngebiete funktionsfahig zu
halten und weiterzuentwickeln sowie innerdrtliche Mdéglichkeiten der Wohnraumschaffung auszuschop-
fen. Die Siedlungsentwicklung ist vorrangig am Bestand auszurichten. Dazu sind Méglichkeiten der Ver-
dichtung und Arrondierung zu nutzen, Baullicken und Baulandreserven zu beriicksichtigen sowie Brach-,
Konversions- und Altlastenflachen neuen Nutzungen zuzufiihren.

Allein ein Blick auf das Luftbild von Dinkelsbiihl zeigt zahlreiche nicht bebaute Bauplatze.

Nicht nur im direkt an das geplante Baugebiet anschlieBenden Gebiet, sondern auch in dem Bereich am
Kreuzespan, Schelbuck und Grillenbuck fallen zahlreiche Bauliicken ins Auge.

Diese Nachverdichtung im Innenbereich missen erst abgeschlossen sein, bevor Bauplatze in der Peri-
pherie ausgewiesen werden dirfen.

Beschlussvorschlag zu 3.5:
Der Anregung wird nicht gefolgt.

Die GroRe Kreisstadt Dinkelsbihl erfragt frequentiert bei Eigentlimern von Bauliicken innerhalb des Stadt-
gebietes die Verkaufsbereitschaft. Jedoch mit geringem Erfolg. Nachdem bei der Bauverwaltung in den
letzten Jahren zahlreiche Anfragen eingingen, sieht die Stadt das Baugebiet Gaisfeld IV als sinnvolle Mog-
lichkeit zur Sicherung weiterer Wohnpotenziale.
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3.6 Baugebiete am Bestand ausgerichtet

Die Siedlungsentwicklung muss am Bestand ausgerichtet sein. Das geplante Baugebiet wird an zwei Sei-
ten komplett von landwirtschaftlich extensiv genutzten Flachen umschlossen, zu einem grofRen Teil von
grenzt es an das Naturschutzgebiet (NSG) bzw. Flora-Fauna-Habitat (FFH)-Gebiet ,Walk- und Gaiswei-
her” an. Nur am nordlichen Rand schliel3t es flachig an bebaute Grundstiicke des Bestandes an. Seit der
Ausweisung des Naturschutzgebietes ,,Walk- und Gaisweiher” im Jahre 1984 hat sich das Umfeld stark
verandert, Baugebiet Kreuzespan, Gaisfeld 1, 2 und 3 entstanden in nachster Nahe. Es erfolgte aber kein
aktiver Schutz des NSGs mit wirksamen MaRnahmen. Das NSG hat keinen Puffer, die Grenze verlauft
fast an der Wasserlinie. Dabei handelt es sich nicht um unsere exklusive Einschatzung. Der Manage-
mentplan flir das FFH-Gebiet 7029-371 und das Vogelschutzgebiet 7130-471 "Wornitztal" weist auf Seite
19 ebenfalls explizit auf diesen Sachverhalt hin: ,,In Dinkelsbiihl reicht jlingere Wohnbebauung bis nahe
an die Vogelfreistatte Walk- und Gaisweiher heran. Hierdurch kommt es zu direkten und indirekten Be-
eintrachtigungen durch Stérungen, auch durch mitgefiihrte freilaufende Hunde. Eine weitere Auswei-
tung der Bebauung ist fachlich nicht vertretbar”. Auch dazu duRert sich der Managementplan auf Seite
162: ,Fir die Zwergdommel geeignete Réhrichtbestdnde sind v. a. im NSG Walk-und Gaisweiher (auBer-
halb des SPA) vorhanden, dort dirfte jedoch der groRe Besucherdruck regelmaRige Bruten verhindern.”
Auf Seite 218 gibt es unter dem Punkt 7.8 auch einen Vorschlag zur Anpassung der Gebietsgrenzen, wel-
chen wir gerne aufgreifen wirden.

Mit dem Vorkommen der Knoblauchkrote hat auf der vorgesehenen Flache eine Art, die in der roten
Liste Bayern als stark gefahrdet verzeichnet ist, ihre Heimat. Untersuchungen zeigen, dass in den letzten
20 Jahren viele Vorkommen in Bayern erloschen sind! Umso mehr ist ein Erhalt der noch vorhandenen
Vorkommen erforderlich.

Bei einer Halbierung von Abschnitt 2 mit einer Verlegung des Weges nach oben und einer Renaturierung
der Flachen am Weiher kdnnten zumindest die verbleibenden Flachen weiterhin als Lebensraum erhal-
ten werden. Eine komplette Umsiedlung lehnen wir ab. Es gibt keine Untersuchungen, ob Umsiedlungen
langfristig erfolgreich sind. Ganz im Gegenteil: Ein negatives Beispiel ist der Versuch der Umsiedlung der
Knoblauchkrote vom Gewerbegebiet Ost in extra geschaffene Ausweichquartiere am Gaisweiher ab
2016. Bisher konnte ein Erfolg der MaBnahme fiir die Zielart Knoblauchkrote nicht nachgewiesen wer-
den. Die Spezialisierung der Knoblauchkrote auf bestimmte Lebensrdume macht eine Umsiedlung
grundsatzlich fragwirdig. Hinzu kommt, dass in anderen, potentiell geeigneten Lebensraumen durch die
eingesetzten Tiere ein Verdrangungsprozess der angestammten Population zu befiirchten ware.

Erlduterungen vom Planungsbiiro zu 3.6:

Innerhalb des Verfahrens wurden drei Gutachten durch ein biologisches Biiro erstellt (Natura2000-Ver-
traglichkeitsprifung 2023, spezielle artenschutzrechtliche Priifung 2022 und artenschutzrechtliches
MaRnahmenkonzept). Innerhalb dieser Gutachten wurden Vermeidungsmafnahmen und artenschutz-
rechtliche MaRBnahmen beschrieben. Durch diese MaRnahmen kénnen erhebliche Beeintrachtigungen
der Schutzziele der beiden Natura2000-Gebiete vermieden werden.

Dariiber hinaus hat der Gutachter artenschutzrechtliche MaRnahmen vorgesehen, um ein Eintreffen von
Verbotstatbestanden entsprechend § 44 BNatschG zu verhindern. Die angegebenen MaRnahmen wur-
den innerhalb der vorliegenden Planung festgesetzt.

Beschlussvorschlag zu 3.6:
Die Bedenken werden nicht geteilt.

Eine Beeintrachtigung der angesprochenen Schutzgenbiete wird durch die Festsetzung von entsprechen-
den MaRRnahmen verhindert.
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4. Einwender 04

Vielen Dank fiir die Bereitstellung der Unterlagen zum oben genannten Verfahren und die Mdoglichkeit
dazu Stellung nehmen zu kénnen.

Wir mochten dieses Angebot nutzen und zu einigen Punkten unsere Bedenken, als direkte Nachbarn aus
dem Gaisfeld IV, Bauabschnitt |, dul3ern.

1. Verkehrssituation

2. ,Sonstiges Sondergebiet Zweckbestimmung Senioren”
2.1 Bauhdhe
2.2 Wertminderung unseres Grundsticks
2.3 Standort

3. , My Cube Elemente”
3.1 Bauhohe
3.2 Dichte Bebauung-Parksituation
3.3 Grundflachenzahl

4. Nachverdichtung

Naturschutz

6. Schlussbemerkung

u

Als wir uns 2021 flr unser Grundstiick, Obrist-von-Sperreuth-Str. XX, Gemarkung 1880/ZZ, entschieden
haben, erfolgte dies aufgrund einiger Aspekte, die durch die neu angedachte Planung fiir den Bauab-
schnitt Il nun hinfallig waren.

Beschlussvorschlag:
Kenntnisnahme. Keine Abwagung erforderlich.

4.1. Verkehrssituation

Zum einen mochten wir auf die Verkehrssituation der Obrist-von-Sperreuth-Strafle hinweisen. Damals
wurde uns, auf Nachfrage zugesichert, dass diese Stralle keine DurchgangsstralRe bleiben wird. Es sollte
also keine Anbindung auf die Staatsstrafle 2220 mehr geben. Und dies aus gutem Grund, die Unfallge-
fahr durch den kreuzenden Fahrradweg ist durchaus gegeben. AuRerdem ist die Ausfahrt auf die Staats-
strafle 2220 schlecht einsehbar und somit auch eine unnétige Unfallgefahr. Wie aus den aktuellen Pla-
nen der 23.Anderung ersichtlich, soll diese Zusicherung nun hinfillig sein. Der vorherige Entwurf fiir den
Bauabschnitt Il sah eine Ringstral3e vor, die uns doch sehr viel sinnvoller erscheint.

Zudem wurde die Verlangerung der Obrist-von-Sperreuth-Strale als verkehrsberuhigter Bereich ausge-
wiesen. Erfolgt eine Anbindung an die StaatsstralRe wird sie zu einer DurchgangsstraRe mit hohem Fahr-
zeugaufkommen. Somit wird der Sinn und Zweck eines verkehrsberuhigten Bereichs komplett verfehlt.
An die vorgeschriebene Schrittgeschwindigkeit wird sich kaum jemand halten, eine stindige Uberwa-
chung durch die Polizei oder die Stadt wird unmaoglich sein. Eine Gleichberechtigung von FuBgangern
und Fahrzeugen wird hier deswegen nicht gegeben sein.

4.1 Beschlussvorschlag:

Der Anregung wird gefolgt. Es ist kein Anschluss der Obrist-von-Sperreuth-Strafle an die Staatsstrafle 2220
geplant. Die Hauptzufahrt in den Bauabschnitt Il erfolgt vom Sidring aus liber die ZunftreigenstralSe.
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4.2 »,Sonstiges Sondergebiet Zweckbestimmung Senioren”

Des Weiteren sind wir sehr Gberrumpelt Gber das ausgewiesene Mehrfamilienhaus ,,Sonstiges Sonder-
gebiet Zweckbestimmung Senioren” direkt gegeniiber unseres Grundstiicks.

1. Bauhohe

Zum einen sind wir Uber die Bauhohe von 12m fiir das dreigeschossige Gebaude gestolpert. Unsere Bau-
vorschrift von 6,5m Hohe wurde sehr streng von der Stadt vorgegeben. Wir haben persoénlich den lan-
gen Weg unseres Nachbarn verfolgen kdnnen, eine Sondergenehmigung fiir sein Bauvorhaben bezliglich
der Hohe zu erhalten. Dieses Vorgehen, jetzt, wo das Haus steht, zeichnet sich als blirokratisch unnétige
Hiirde aus. Und durch das neue Bauvorhaben direkt gegeniiber muss es noch mehr hinterfragt werden.
Die Mehrfamilienhduser im Bauabschnitt | diirfen bei 3 Geschossen eine maximale Hohe von 10m ha-
ben. Eine Anpassung im Bauabschnitt Il auf 12m ist nicht nachvollziehbar.

2. Wertminderung unseres Grundstlicks

Die Stadt Dinkelsbiihl gab damals beim Kauf unseres Baugrunds an, dass auf der gegeniiberliegenden
StraBenseite der Obrist-von-Sperreuth-Str. mit einer Bebauung durch Einzel- oder Kettenhduser zu rech-
nen sei. Mit der Annahme der Bauabschnitt Il werde ein reines Wohngebiet, entschieden wir uns fiir den
Kauf des Grundstiicks.

Ein Alternativ-Grundstick, das uns von Frau XXXXX angeboten wurde, in direkter Nachbarschaft zum
Kindergarten lehnten wir damals wegen der daraus resultierenden Konsequenzen (Larm, Verkehr) ab,
obwohl dieses uns von der GrundstiicksgrofRe her mehr zusagte. Durch das geplante Seniorenwohnen in
unmittelbarer Nahe stehen wir und unsere Nachbarn nun vor vollendeten Tatsachen, die zwei Jahre zu-
vor noch nicht absehbar waren.

Wir sehen hier eine deutliche Wertminderung unseres Grundstiicks was wir so nicht akzeptieren wer-
den. Niemand mochte plotzlich ein 12 Meter hohes Gebaude ,,vor der Nase haben”. (Es ware uns ja
nicht einmal moglich die Sicht auf dieses Gebaude mittels einer hohen Hecke zu kaschieren. Da flir uns
die maximale Hohe einer Hecke zur StraRe hin bei maximal 1 Meter liegt.) Erschwerend kommt noch
hinzu, dass ein solch hohes Gebaude uns jegliche Abendsonne verwehren wird.

3. Standort

Natdurlich ist uns bewusst, dass der Bedarf nach diesem Sondergebiet ,,Senioren” in einer Stadt wie Din-
kelsbihl groB ist. Wir mochten Sie jedoch bitten, den Standort dieses Gebdudes noch einmal zu Uber-
denken. Es ware moglich das Mehrfamilienhaus an einem anderen Standort, innerhalb des neuen Bau-
abschnitts zu planen, sodass ausschliefRlich Grundstiicke aus dem Gaisfeld IV Bauabschnitt Il daran gren-
zen. So kdonnen die Bewerber auf die neuen Grundstiicke sich dazu entscheiden, ob sie an ein Sonderge-
biet angrenzend bauen mochten, oder eben nicht.

Durch einen anderen Standort konnte auch die RingstralRe wieder verwirklicht werden.

Beschlussvorschlag zu 4.2:

Den Anregungen wird gefolgt. Das Baufenster des Sondergebietes wird verandert und die maximale An-
zahl der VollgescholRe auf zwei reduziert.
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4.3 My Cube Elemente
Bei den angestrebten MyCube Elementen bleiben einige Fragen offen.
1. Bauhohe

Zum einen verstehen wir auch hier die zuldssige Hohe von 7m nicht. Es ist nicht nachvollziehbar im Bau-
abschnitt | auf die strikte Einhaltung von 6,5m Hohe zu bestehen und somit so manches Bauvorhaben zu
erschweren, um dann, zwei Jahre spater, in der gleichen StraRe (auf der direkt gegeniberliegenden
Seite) eine Hohe von 7m vorzugeben. Ein einheitliches StraBenbild und eine Gleichberechtigung gegen-
Uber den Bauherren sind somit nicht zu erkennen. AuBerdem sind die Details um die Bauart ,,MyCube”
unklar.

2. Dichte Bebauung - Parksituation

Aus dem Planblatt heraus kann man jedoch erkennen, dass es sehr dicht bebaut werden soll. In der Ob-
rist-von-Sperreuth-StraRe sind allerdings keinen ausreichenden Parkmoglichkeiten vorhanden fiir die
vielen Bewohner, die die Stadt Dinkelsbiihl hier noch unterbringen mdchte. Die ohnehin bereits recht
schmale StraRRe wird somit, trotz verkehrsberuhigtem Bereich, hochstwahrscheinlich zugeparkt werden.
Geparkt werden darf im verkehrsberuhigten Bereich aber nur auf gekennzeichneten Parkflachen. Laut
unserem Bebauungsplan ist pro Grundstiick lediglich ein Parkplatz vorgesehen. Eine Erhéhung der An-
zahl wiirde den Sinn eines verkehrsberuhigten Bereichs aber komplett verfehlen.

3. Grundflachenzahl

Wo ist die Idee geblieben eine ,griine Siedlung” zu erschaffen? Ein solches Denken der Stadt Dinkelsbhl
haben wir damals sehr begriRt. Die Vorgabe einer Dachbegriinung auf Flachdachern ist nicht mehr zu
finden. AuBerdem wurde die Grundflachenzahl, entgegen jedem zukunftsorientierten und verniinftigen
Denkens unnoétigerweise erhoht. Gerade in Zeiten der Klimaerwarmung muss dringend der starken Ver-
siegelung entgegengewirkt werden. Man braucht zudem griine Dacher, welche fiir eine Abkihlung der
Umgebungstemperatur sorgen und um die vermehrt auftretenden Sturzregenfille aufzunehmen. Man
braucht groRe Flachen mit heimischen Pflanzen, Hecken, Blumen und Strauchern, welche Lebensraume
fiir eine groRe Vielzahl an Wirbeltieren und Insekten bieten.

All das scheint die Bauart ,,MyCube” nicht zu verwirklichen.

Erlduterungen vom Planungsbiiro zu 4.3:

Wie bereits beschrieben, wird das Baugebiet MyCube verlagert. An der Obrist-von-Sperreuth-Str. ist nun
eine Bebauung mit einer Traufhdhe von 7,25 m vorgesehen. Es sind auch Satteldacher mit einer First-
héhe von 12,0 m bzw. Pultdacher mit einer Hohe von 11,0 m moglich (siehe Abb. Unter Punkt Nr. 1.)

Beschlussvorschlag zu 4.3:

Die Bedenken werden nicht geteilt, es wird jedoch das sog. ,MyCube-Baugebiet” verlagert und in der
Grole reduziert. Das stattdessen vorgesehene Baugebiet sieht allerdings auch eine flaichensparende, ver-
dichtete Bebauung vor. Die Bedenken hinsichtlich der Stellplatze werden nicht geteilt, da hierzu Festset-
zungen enthalten sind.

4.4 Nachverdichtung

Auch muss man sich die Frage stellen, ob nicht schon genligend Wohnungen ohne Griinflache geplant
sind. Es gibt das Bauvorhaben an der alten Brauerei Hauf, die diversen Mehrfamilienhduser im Gaisfeld
IV Bauabschnitt Il sowie die Vielzahl an neuen Wohnungen iber dem neuen Einkaufsmarkt.

Auch die GroRRe des neugeplanten Baugebietes ist nicht nachvollziehbar - gibt es doch im Kreuzesspan
noch geniigend unbebaute Grundstiicke. Eine Nachverdichtung ware hier angebracht.
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Durch den neuen Bebauungsplan ist es fir uns noch mehr unverstandlich, dass uns im Jahr 2020 durch
die Stadt Dinkelsbiihl ein Anbau von ca. 20gm an unser Elternhaus verwehrt wurde, da sich der Anbau
auBerhalb des Baufensters des 40 Jahre alten Bebauungsplanes befunden hatte. Hier ist anzumerken,
dass sich der Anbau auf einem 900gm groRen Grundstiick befunden hatte und die im neuen Bebauungs-
plan vorgeschriebene Grundflachenzahl bei weitem nicht erreicht worden ware.

Beruft man sich auf einen 40 Jahre alten Bebauungsplan, dann sollten auch die Absprachen eines Bebau-
ungsplanes aus den letzten Jahren eingehalten werden!

Beschlussvorschlag zu 4.4:
Die Bedenken werden nicht geteilt

Die Ausweisung des gesamten Baugebietes Gaisfeld IV (BA | und Il) ist bereits seit mehreren Jahren ge-
plant. Innerhalb des aktuell glltigen Flachennutzungsplans sind die Flachen bereits als Erweiterungsfla-
chen festgesetzt.

Die Stadt verfiigt Gber ein Baullickenkataster. Eigentiimer unbebauter Grundstiicke in der Stadt und in
den Ortsteilen werden in unregelmaRigen Zeitabstanden schriftlich kontaktiert und hinsichtlich ihrer Ver-
kaufsbereitschaft befragt. Das Ergebnis war bei allen bisherigen Abfragen mehr als zuriickhaltend. Daher
ergibt sich die Notwendigkeit zur Ausweisung eines neuen Baugebietes.

4.5 Naturschutz

Sadlich des geplanten Baugebiets befindet sich der Gaisweiher, welcher zusammen mit dem Walkweiher
als Naturschutzgebiet und Vogelfreistatte ausgewiesen ist. Am westlichen Ende des Gaisweihers befin-
det sich ein riesiger Schilf- und Rohrrichtbestand, welcher als Brut- und Nahrungshabitat fiir seltene und
streng geschiitzte Arten dient. Bei einer zu nahen Bebauung an diese Schutzzone ist mit dem Verlust die-
ser Arten zu rechnen. Dass diese

Arten dort (noch) vorkommen, konnten wir selbst beobachten. So sind Eisvogel, Blaukehlchen, Wasser-
rallen, Waldwasserlaufer, Flussuferlaufer, Kiebitze, Griinspechte, Zwergtaucher, Beutelmeisen, Rohrwei-
hen und diverse Rohrsdngerarten mit einiger Geduld zu beobachten. Selbst zur Sichtung von Bekassinen,
einem Seeadler und einem Fischadler kam es innerhalb des letzten Jahres. Die hier aufgezahlten Arten
sind nur ein Auszug der Artenvielfalt an Végeln welche dort vorkommen. Die kompletten Bestandslisten
sind im Internet unter www.ornitho.de oder www.ebird.org abzurufen. Hieraus ist ersichtlich, dass bis-
her 167 verschiedene Vogelarten in diesem Naturschutzgebiet nachgewiesen wurden.

Diese Vielfalt gilt es zu erhalten - vor allem in der heutigen Zeit, ist doch das Artensterben neben dem
Klimawandel unsere grofRte Herausforderung fiir die Zukunft.

Auffallig ist aber schon jetzt, dass am Walkweiher aktuell eine gréRere Artenvielfalt herrscht, was ver-
mutlich an der weniger nahen Bebauung und einer besseren Besucherlenkung liegt.

Auch der Verlauf einer StralRe, welche direkt am Gaisweiher verlauft ist ungilinstig.

Auf den Vorschlag des Bund Naturschutzes und dessen beigefligte Skizze wird hiermit noch einmal hin-
gewiesen. So kann auch ein Teil des Lebensraumes der Knoblauchkréte erhalten bleiben und es besteht
eine Pufferzone zwischen dem Naturschutzgebiet und dem Baugebiet.

Der Stadt Dinkelsbiihl ist der Schutzstatus des Gebietes eigentlich auch bewusst, da ein Betreten des
Weges nordlich des Gaisweihers durch ein Hinweisschild verboten ist.

Namentlich genannt werden Gansesager und Purpurreiher. Purpurreiher konnten dort leider schon seit
langem nicht mehr gesichtet werden, Gansesager kommen allerdings in groRer Zahl jedes Jahr im Spath-
erbst/ Winter und nutzen den Gaisweiher und den Walkweiher als Uberwinterungsgebiet.
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Wird dieses neue Baugebiet wie geplant errichtet, muss das Feld weichen. Und damit verschwindet auch
ein groBes Nahrungshabitat fir Greifvogel. Taglich sind Rotmilane, Mausebussarde, Rohrweihen und
Turmfalken zu beobachten, welche dort auf Nahrungssuche sind und dort auch erfolgreich sind. Fehlt
das Nahrungshabitat wird auch auf die Brut verzichtet, obwohl das Naturschutzgebiet dafiir gut geeignet
ist und auch erfolgreich bebritet wird.

Ob geschaffene Ausgleichsflachen von der Vogelwelt angenommen werden ist fraglich. Die gefdhrdeten
Bodenbriiter gelten als standorttreu. Nachweislich briiten in diesem Bereich Feldlerchen.

Weiterhin ist zu beobachten, dass das noch bestehende Feld vor allem in den Abendstunden als Einflug-
schneise fiir Enten- und Gansevogel verwendet wird, welche am Weiher bei der Reichertsmuihle nachti-
gen. Ein hohes Gebaude wie das geplante Seniorenzentrum wird dieses Verhalten enorm stéren bzw.
verhindern, sodass dieser Weiher moglicherweise nicht mehr durch Wasservogel genutzt wird. Auch
hinsichtlich dieses Punktes wird gebeten den Standort des Seniorenheims noch einmal zu Giberdenken.

Erlduterungen vom Planungsbiiro zu 4.5:

Innerhalb des Verfahrens wurden drei Gutachten durch ein biologisches Biiro erstellt (Natura2000-Ver-
traglichkeitspriifung 2023, spezielle artenschutzrechtliche Priifung 2022 und artenschutzrechtliches
MaRnahmenkonzept). Innerhalb dieser Gutachten wurden Vermeidungsmafnahmen und artenschutz-
rechtliche MalRnahmen beschrieben. Durch diese MaBnahmen kdnnen erhebliche Beeintrachtigungen
der Schutzziele der beiden Natura2000-Gebiete vermieden werden.

Dariber hinaus hat der Gutachter artenschutzrechtliche MaBnahmen vorgesehen, um ein Eintreffen von
Verbotstatbestanden entsprechend § 44 BNatschG zu verhindern. Die angegebenen MalRnahmen wur-
den innerhalb der vorliegenden Planung festgesetzt.

Beschlussvorschlag zu 4.5:
Die Bedenken werden nicht geteilt.

Eine Beeintrachtigung der angesprochenen Schutzgenbiete wird durch die Festsetzung von entsprechen-
den MaRnahmen verhindert.

4.6 Schlussbemerkung

Aufgrund der angefiihrten Punkte bitten wir um eine Verkleinerung des geplanten Bauabschnittes I,
eine Ausweisung der Grundsticke ausschlieBlich als Einfamilienhauser, sowie eine andere Positionie-
rung des Seniorenheims.

Beschlussvorschlag zu 4.6:
Kenntnisnahme. Keine Abwagung erforderlich.

5. Einwender 05

Als direkte Anwohner widersprechen wir hiermit fristgerecht der Anderung des vorlaufigen Bebauungs-
plans vom 21.06.2023. Wir haben besonders folgendes Bedenken zu den neuen Beschlissen, welche
sich vom Plan von 2018 teilweise grundlegend unterscheiden: Im Plan von 2018 sollte die Obrist-von-
Sperreuth-Str eine Sackgasse oder Ringstralle werden. Im aktuellen Plan soll nun der BA 2 (iber die
StaatsstraBe St2220 erschlossen werden.

Somit wiirde die StralRe zur Hauptverkehrsstrale flir das gesamte Gaisfeld IV werden. Da wir zwei Klein-
kinder und einen Hund haben, wollten wir auf keinen Fall an einer Durchgangsstralle wohnen. Das Un-
fallrisiko ist hier einfach zu grof8. Laut Bebauungsplan ist eine Abgrenzung des privaten Grundsticks zur
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offentlichen Verkehrsflache nur in einer Hohe von max. 1,0 m zulassig. Eine Hohe die sowohl Kinder als
auch Hunde leicht Gberwinden kdnnen. Im Falle eines erhohten Verkehrsaufkommens aufgrund der
Durchgangsstralie, birgt dies ein massives Gefahrenpotential.

AulRerdem bedeutet das Wohnen an einer HauptverkehrsstraRe auch eine erhéhte Larm- und vor allem
Abgasbelastung zulasten der Gesundheit unserer Kinder. Die Wohnqualitat wird so deutlich abnehmen.

Wir hatten uns flir unseren Bauplatz entschieden, da wir vertraut hatten, dass der Bauabschnitt 2 wie
urspriinglich geplant, gestaltet wird. Es war uns flr unsere Familie besonders wichtig, an einer verkehrs-
beruhigten Stralle zu bauen und zukiinftig unser Leben zu verbringen. Entsprechend sind wir nun ent-
tauscht Gber die Neugestaltung der Bauplane.

Wir fordern Sie daher auf, die Anderung im Bebauungsplan nicht vorzunehmen und am urspriinglichen
Plan festzuhalten.

Beschlussvorschlag zu 5.:

Der Anregung wird gefolgt. Es ist kein Anschluss der Obrist-von-Sperreuth-Strafle an die Staatsstrafle 2220
geplant. Die Hauptzufahrt in den Bauabschnitt Il erfolgt vom Sidring aus (iber die ZunftreigenstralSe.

6. Einwender 06

Zunachst mochten wir uns fiir die Bereitstellung der Unterlagen fiir das obengenannte Verfahren bedan-
ken. Infolge der Bekanntmachung gemaR § 2 Abs. 1 Satz BauGB Beteiligung der Offentlichkeit gemaR §3
Abs. 1 BauGB der im Rahmen des Bauleitplanverfahrens fiir die Stadt Dinkelsbiihl erstellt wurde und die
damit verbundene Modglichkeit, hierzu Stellung zu nehmen mochten wir unsere Bedenken als direkte
betroffene Grundstiickseigentimer (im Bauabschnitt I) duRern und auf nachfolgende Punkte hinweisen
mit der Bitte um Berichtigung bzw. Anpassung.

6.1 Sonderbaugebiet (Seniorenwohnen)

Im aktuellen Bebauungsplan fiir das Gaisfeld IV, Bauabschnitt Il wurde ein 3-stockiges Mehrfamilienhaus
mit Sondergebiet (SO) Zweckbestimmung Seniorenwohnen ausgewiesen was uns sehr liberrascht hat da
von der Stadt Dinkelsbihl mehrfach die Aussage gemacht wurde das auf der Gegenliberliegenden Stra-
Renseite der Obrist-von-Sperreuth-StralRe eine Bebauung mit Einfamilienhdusern geplant sei und der
Bedarf an Mehrfamilienhdusern durch den Bauabschnitt | bereits gedeckt sei. Auch wenn es sich um ein
Sondergebiet (SO) handelt dndert sich nichts an der Tatsache das es sich hierbei um ein Mehrfamilien-
haus handelt.

Der Bauabschnitt Il wurde mehrfach als reines Wohngebiet vorgestellt und angepriesen daher erfolgte
unsere personliche Entscheidung auf das ,,Wort” der Stadt Dinkelsbihl ein Grundstiick am Westlichen
Rande des Bauabschnitts | zu kaufen und uns dort niederzulassen. Es war klar an welcher Stelle im Bau-
abschnitt | ein Sondergebiet ausgewiesen war: ob Supermarkt, Kindergarten oder Mehrfamilienhauser.
So konnte jeder Bauherr selbst entscheiden, ob er in der Nahe von einem Sondergebiet bauen mochte
und sich somit auf die Konsequenzen wie z.B. Lautstdrke oder mehr Verkehr einldsst und diese ertragt
oder nicht.

Uns, als auch unseren Nachbarn wiirde bei unverdandertem Bebauungsplan des Bauabschnitt Il diese
Entscheidung verwehrt bleiben, auch empfinden wir ein bis zu 12 Meter Hohes Gebaude auf der Direkt
gegeniberliegenden StralRenseite als Wertminderung flir unser Haus. Auch bestehet die Tatsache aus
dem fiir uns giiltigen Bebauungsplan das wir keinen Zaun héher als 1 Meter als Sichtschutz anbringen
diirfen, um uns und unsere Privatsphare etwas zu schiitzen auch hatten wir keinen Lichteinfall mehr in
den Abendstunden, was uns in unserer Lebensqualitat deutlich einschrankt.
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Die Dachform sollte ebenfalls als Vorgabe ein FD mit max. 5° erhalten. Mit einer Vorgabe von einer max.
Hohe von 10,0 Meter angelehnt an den Bauabschnitt I. Fiir den Anliefer- Betreuungs- und Besucherver-
kehr sind im derzeitigen Entwurf keine Anzahl an Stellplatzen ausgewiesen.

Vorschlag unsererseits sind min. 2 Stellplatze fiir Anlieferungs- und Reinigungsverkehr, 5 Stellplatze fir
Betreuungs- und mit 10 Platze fiir Besucher auszuweisen.

Wir bitten daher den Bebauungsplan erneut aufzugreifen und am westlichen Ende der Obrist-von-Sper-
reuth-StraRe kein Sondergebiet auszuweisen und anstatt des geplanten Mehrfamilienhauses wie frither
angedacht Einfamilienhduser vorzusehen. Da der Bedarf eines entsprechenden Sondergebiets fiir zweck-
bestimmtes Seniorenwohnen besteht, bitten wir Sie dieses in Stidliche Richtung zu verschieben.

Somit kann jeder neuer Grundstiickseigentiimer selbst entscheiden bzw. auswahlen, ob er die Konse-
guenzen somit in Kauf nimmt oder nicht.

Beschlussvorschlag zu 6.1:

Der Einwendung wird teilweise gefolgt.

Das Baufenster des genannten Sondergebietes wurde verandert. Hieraus resultiert, dass entstehende Be-
bauungen eine Nord-Sid-Ausrichtung erhalten werden. Somit riickt die Bebauung von der Obrist-von-
Sperreuth-StraBe ab. Dariiber hinaus wurde die Geschossigkeit des entstehenden Baukorpers im SO1 auf
zwei Vollgeschosse reduziert.

Stellplatze sind innerhalb des SO1 auszuweisen; dabei ist die Garagen- und Stellplatzverordnung zu be-
ricksichtigen.

6.2 Durchfahrt Obrist-von-Sperreuth-Strale zur Staatsstrale 2220

Im Gegenwartigen Planungsstand des Bauabschnitts Il wurde die Obrist-von- Sperreuth-StraRe (westlich)
als StraRe mit direkter Durchfahrt zur StaatsstraBe 2220 geplant. Wir mochten Sie eindringlichst bitten
diese als Sackgasse mit Wendehammer oder dhnliches auszuweisen, da wir bereits heute einen enormes
Unfallrisiko erkennen.

Wer die Obrist-von-Sperreuth-Stralle in westlicher Richtung verlassen will, Gberquert den parallel zur
StaatsstraRe fiihrenden Fahrradweg, dieser ist durch die Steigung in beide Richtungen schlecht einseh-
bar und bereitet fiir schnell fahrende Fahrradfahrer eine enorme Kollisionsgefahr.

Ebenso ist die Ausfahrt auf die Staatsstrafle 2220 aus unserer Sicht durch die Kuppe von der Reicherts-
miihle herkommend ,Lebensgefahrlich”. Wir beobachten bereits heute viele gefahrliche Ausfahrten be-
sonders von langsameren Verkehrsteilnehmern wie LKWs oder Lieferwagen. Dariiber hinaus ist eine ent-
sprechende Zu- bzw. Abfahrt tiber die StaatsstraRe als absolut nicht erforderlich anzusehen, da tber den
Sidring eine Gefahrlose Zu- bzw. Abfahrt moglich ist.

Aus den zuvor genannten Griinden moéchten wir Sie eindringlichst bitten die Obrist- von-Sperreuth-
Strale in westlicher Richtung als Sackgasse mit Wendehammer oder dhnliches auszuweisen bzw. zu pla-
nen.

Zukinftige Parksituation Obrist-von-Sperreuth-Stralle

Da in der Obrist-von-Sperreuth-Stralle im Bauabschnitt Il eine Vielzahl an ,,My-Cube- Hausern“ entste-
hen sollen méchten wir hierzu anregen 6ffentliche Parkflachen zu schaffen, aufgrund der Vielzahl an
Hausern ist auch mit einem Hohen Aufkommen an Fahrzeugen zu rechnen, zwar muss jedes My-Cube-
Haus bis 50m? 1 Stellplatz nachweisen dennoch halten wir dies aber fir nicht ausreichend. Da gerade
Familien ohne Kinder oder einen ,,2 Personen” Haushalt mit nur einem Fahrzeug im Landlichem Raum
meist nicht auskommt, hinzukommt noch ein PKW-Aufkommen von Besuchern. Das Resultat ware, das
eine Vielzahl von Fahrzeugen auf der StraRe abgestellt werden wiirden und nur eine eingeschrankte Zu-
fahrt (gegeben durch die StraRenbreite) z.B. fiir die Feuerwehr moglich ware.
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Durch die Vorgebrachten Punkte méchten wir Sie bitten Offentlichen Parkraum besonders fiir die ge-
planten My-Cube-Ha&user in der Obrist-von-Sperreuth-Strae zu schaffen.

Beschlussvorschlag zu 6.2:

Der Anregung wird teilweise gefolgt. Es ist kein Anschluss der Obrist-von-Sperreuth-StraRe an die Staats-
strafe 2220 geplant.

Die sog ,,Mycube-Bebauung” wird verlegt. Angrenzend zur Obrist-von-Sperreuth-Strale ist nur eine auf-
gelockerte Bebauung mit Einfamilienhdusern und Doppelhdusern vorzusehen.

6.3 Zulassige Hohe Bebauungsplan, GRZ und Dachformen

Verwundert mussten wir auch die Abweichungen der Gebaude Hohe, GRZ und Dachform des Bebau-
ungsplans von Bauabschnitt | zu Bauabschnitt Il feststellen.

Die 3-geschossigen Mehrfamilienhduser im Bauabschnitt | hatten als Vorgabe eine max. Héhe von 10,0
Meter im Bauabschnitt Il wurde dies auf 12,0 Meter erhoht.

Auch wurde die max. Hohe fiir Einfamilienhduser aufgeweicht von Bauabschnitt | max. 6,5 Meter auf 8,0
Meter im Bauabschnitt II. Auch wurde die maximale Hohe fiir die sogenannten ,My-Cube-Hauser” auf
7,0 Meter gesetzt.

Die Grundflachenzahl GRZ ist wie im Bauabschnitt 1 von 0,35 einzuhalten und nicht um fast 20% auf 0,4
oder im Sondergebiet um sogar 60% von 0,5 auf 0,8 unnotigerweise zu erhéhen.

Das Einheitliche Bild und der Umweltbewusste ,,Griine Gedanke sollte in der Auswahl der Dachformen
und der Begriinung der Dacher weitergefiihrt werden.

Wir bitten wie in den aufgefiihrten Punkten das Einheitliche Bild als auch das Merkmal des Umweltbe-
wussten ,Griinen Gedanken” im Gesamten Gaisfeld 4 fortzuflihren. Wir wiinschen daher auch den Ab-
gleich und um Anpassung der Maximalen Zulassigen Hohe, der Griinflachenzahl (GRZ) als auch die Ein-
heitlichkeit und begonnene Struktur der der Dachformen fortzufiihren und dem Bauabschnitt | anzuglei-
chen.

Insbesondere erbitten wir das Mehrfamilienhaus ,Seniorenwohnen” in der Hohe als auch in der Dach-
form auf Bauabschnitt | (max 10,0 Meter mit FD 0,5) anzupassen.

Beschlussvorschlag zu 6.3:

Den Anregungen wird teilweise gefolgt.

Die maximale Anzahl der VollgescholRe im SO wird auf zwei reduziert.

Die im Vorentwurf festgesetzte zuldssige pauschale Wandhohe von 8,5 m fiir die meisten Allgemeinen
Wohngebiete wird im Entwurf durch die alternative Festsetzung einer zuldssigen Traufhdhe von 7,25 m
reduziert.

Die GroRe Kreisstadt Dinkelsbihl halt im Sinne einer flichensparenden Nutzung an den genannten Grund-
flachenzahlen fest. Dariiber hinaus ist darauf hinzuweisen, dass innerhalb des Bebauungsplans diverse

Vorgaben zur Erhaltung des lokalen Ortsbildes getroffen wurden (z.B. Eingriinung, 6ffentliche Griinfla-
chen, Festsetzungen fiir einheitliche Bebauungen innerhalb der jeweiligen Gebiete).

7. Einwender 07

Stellungnahme: Wie der BUND sind wir der gleichen Meinung, dass die vorgesehene Bebauung eine
starke Beeintrachtigung des gesamten umliegenden Naturschutzgebietes mit all seinen negativen Folgen
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ist. Diese sind bereits vom BN aufgefiihrt. AuRerdem beflirchten wir eine weitere Absenkung des Grund-
wassers, wie es bekannterweise bei jeder baulichen Versiegelung ist.

Die Folge der Grundwasserabsenkung bedeutet eine deutliche Schadigung der Landwirtschaft, der Natur
und damit der Menschen.

Beschlussvorschlag zu 7.:
Die Bedenken werden nicht geteilt.

Im Jahr 2023 wurde durch das biologische Biiro ,silvaea biome institut” eine Natura200-Vertraglichkeits-
prifung durchgefiihrt, die zu dem Ergebnis kam, dass bei Durchflihrung von verschiedenen MaRnahmen
eine Beeintrachtigung der Schutzziele der beiden Natura2000-Gebiete vermieden wird.

8. Einwender 08

Danke fur lhr Bemihen mir bei meinem Besuch im Rathaus den Bebauungsplan Gaisfeld 4 /2 naher zu
bringen. Ich glaube und hoffe, dass die vorliegende Planung in dieser Form nicht ernst gemeint ist.

Da haben Bauherren lhre Wohnzimmer und Terrassen in Richtung Segringen ausgerichtet um griin und
etwas weiter zu sehen. Nun kommt eine Planung die gleich (iber der StraRe eine Reihenhausmauer vor-
sieht. Mit der Bitte diese ganz schlechte Planung zu Gberdenken.

Beschlussvorschlag zu 8.:
Der Einwendung wird teilweise gefolgt.

Die im Vorentwurf festgesetzte zuldssige pauschale Wandhohe von 8,5 m fiir die meisten Allgemeinen
Wohngebiete wird im Entwurf durch die alternative Festsetzung einer zuldassigen Traufhdhe von 7,25 m
reduziert.

Die Wohnbebauung mit ,,MyCube“-Elementen wurde Richtung Siiden ins WA2 verschoben. Angrenzend
zur Obrist-von-Sperreuth-StraRe sind aktuell nur lockere Bauformen die mindestens 5,5 Meter von der
StralBe abzuriicken sind, zuldssig. Die Zulassigkeit von dichteren und flachensparenden Bauformen inner-
halb des Baugebiets Gaisfeld IV wird jedoch vom Stadtrat gewiinscht.

9. Einwender 09

Wir widersprechen fristgerecht der Anderung am in der Betreffzeile genannten vorlaufigen Bebauungs-
plan vom 21.06.2023. Als direkte Anwohner (Obrist-von-Sperreuth-Str. XX; Einzug Frithjahr 2024) sind
wir unmittelbar von der geplanten Anderung betroffen und widersprechen dieser mit folgender Begriin-
dung:

Uns war zwar bekannt, dass das Wohnbaugebiet ,,Gaisfeld IV - Bauabschnitt 2“ Dinkelsbiihl kommen
wird, aber in dieser Form entspricht es nicht dem Plan von 2018. Im Bauamt konnten uns die Plane nicht
naher erldutert werden; Ilhr Mitarbeiter sagte, er wisse selbst zu wenig dartiber. Im Folgenden nun un-
sere Griinde flir den Widerspruch in Form von Bedenken, die bei der Beschlussfassung berticksichtigt
werden missen:

9.1 Hauptbedenken:

Im Plan von 2018 sollte die Obrist-von-Sperreuth-Str. eine Sackgasse oder Ringstralle werden. In der Fas-
sung vom 21.06.2023 ist jetzt geplant, den BA 2 {iber die StaatsstraRe St2220 zu erschlieRen. Hier sehen
wir folgende Probleme:

Das Verkehrsaufkommen auf der Obrist-von-Sperreuth-Str. wiirde sich entsprechend steigern. Dadurch
Unfallschwerpunkt durch den kreuzenden Radweg und generell an der Einmiindung. Die Obrist-von-
Sperreuth-Str. wiirde hierdurch zur Hauptverkehrsstral3e fiir das gesamte Gaisfeld IV, da Autofahrer, die
aus den sudlichen Ortsteilen und aus Fichtenau kommen, die StralRe nehmen um zum Kindergarten und
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zum Einkaufsmarkt zu gelangen. Hohes Unfallrisiko fiir die Kinder der Anwohner. Hohes Larm- und Ab-
gasaufkommen

Dass wir nicht an einer DurchgangsstraBe wohnen, war ein sehr wichtiges Kriterium, warum wir uns ge-
rade fiir diesen Bauplatz entschieden haben.

Dieser jetzige vorlaufige Bebauungsplan von vom 21.06.2023 wiirde durch die gednderte StraRenwid-
mung die Wohnqualitat stark beeintrachtigen und eine deutliche Wertminderung fir unser Haus bedeu-
ten.

Beschlussvorschlag zu 9.1:
Der Anregung wird gefolgt.

Die GroRe Kreisstadt Dinkelsblhl plant keinen Anschluss der Obrist-von-Sperreuth-StraRe an die Staats-
stralle 2220. Die Hauptzufahrt in den Bauabschnitt Il erfolgt vom Siidring aus Gber die Zunftreigenstrale.

9.2 Weitere Bedenken:

Es war nicht bekannt, dass uns gegeniiber eine durchgehende Hauserzeile entsteht, die nach vorlaufi-
gem Bebauungsplan eine Gebdaudehdhe von bis zu 8,5 Meter hat. Unser Haus durfte nur eine Gebaude-
hohe von 6,5 Meter haben. Wir haben keine klare Vorstellung, wie ,,Cube Hauser” aussehen, ob die Hau-
serreihe z.B. von Garagen mit niedrigerer Hohe unterbrochen ist. Hier méchten wir mit der Stadt Din-
kelsblihl zusammen eine gemeinsame L&sung finden.

Topografisch fallt das Geldnde Richtung Segringen ab und darum regen wir an, die Cubehauszeile unten
im Tal zu bauen. Uns gegenliber kénnten dhnliche Einzelgebdude mit Flachdach und einer maximalen
Gebdudehohe von 6,50 Meter gebaut werden, statt unten im Tal. Dann wirden wir nicht auf eine durch-
gehende Wand blicken und fir die Bauplatzverdichtung andert sich wenig.

Der geplante dreistockige Block SO1 war in der vorherigen Planung nicht enthalten und tragt zur weite-
ren Wertminderung der Hauser am westlichen Teil der Obrist-von-Sperreuth-Str. im Bauabschnitt 1 bei.

Beschlussvorschlag zu 9.2:
Die Einwendung wird teilweise gefolgt.

Die Wohnbebauung mit ,,MyCube“-Elementen wurde Richtung Siiden ins WA2 verschoben. Angrenzend
zur Obrist-von-Sperreuth-StraRe sind aktuell nur lockere Bauformen die mindestens 5,5 Meter von der
StralRe abzurlicken sind, zuldssig. Die Zulassigkeit von dichteren und flachensparenden Bauformen inner-
halb des Gaisfeld IV ist durch den Stadtrat gewiinscht.

Die im Vorentwurf festgesetzte zuldssige pauschale Wandhohe von 8,5 m fiir die meisten Allgemeinen
Wohngebiete wird im Entwurf durch die alternative Festsetzung einer zuldssigen Traufhdhe von 7,25 m
reduziert.

In den sonstigen Sondergebieten wurde die Anzahl der Vollgeschosse auf zwei reduziert. Dariiber hinaus
wurde das Baufenster des SO1 verandert, so dass die entstehende Bebauung von der Obrist-von-Sper-
reuth-StraRe abriickt.

9.3 Wir sehen Probleme voraus mit der Parkplatzsituation durch die geplanten Tiny Hauser. Wo
werden z.B. Besucher der Bewohner parken?

Der sudliche Rand des BA 2 liegt zu nah an der Vogelfreistétte.
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AbschlieBend: Wir hatten uns fir unseren Bauplatz entschieden, da wir auf die Stadt Dinkelsbihl ver-
traut hatten, den Bauabschnitt 2 wie 2018 geplant zu gestalten. Das war insgesamt ein sehr wichtiges
Kriterium flr unsere Entscheidung, unter hoher finanzieller Belastung in Bauabschnitt 1 zu bauen.

Entsprechend sehen wir uns nun enttduscht. Wir fordern Sie daher auf, die Entscheidung unter Ber{ick-
sichtigung aller Bedenken noch einmal zu tiberpriifen und die Anderung im Bebauungsplan nicht vorzu-
nehmen.

Beschlussvorschlag zu 9.3:
Der Einwendung wird teilweise gefolgt.

Innerhalb des geplanten Bauabschnittes Gaisfeld IV BA Il wurden 6ffentliche Parkmoglichkeiten erganzt.
Dariber hinaus sind entsprechend der Festsetzungen des Bebauungsplans, Stellpldtze auf den geplanten
Grundstiicken vorzuhalten.

Im Jahr 2023 wurde durch das biologische Biiro ,silvaea biome institut” eine Natura200-Vertraglichkeits-
prifung durchgefiihrt, die zu dem Ergebnis kam, dass unter Berilcksichtigung von MaRnahmen zur Ver-
meidung und Minimierung erhebliche Beeintrachtigungen der Schutzziele der beiden Natura2000-Ge-
biete vermieden werden kdnnen. Darliber hinaus wurde im Jahr 2022 eine spezielle Artenschutzrechtliche
Prafung durchgefihrt. Entsprechend dieser wurden MalRnahmen festgesetzt um negative Effekte auf die
Tier- und Pflanzenwelt zu verhindern und zu verringern. Die beschriebenen MaRnahmen werden in der
vorliegenden Planung umgesetzt (z.B. CEF-Flachen — Verbesserung der ,Vogelfreistatte”).

10. Einwender 10

Es ist zwar schon, wenn sich eine Stadt, wie Dinkelsbihl entwickelt und wachst, bei dem neuen Bebau-
ungsplan, mochte ich aber auf folgendes hinweisen:

1. Die Zufahrt zu den restlichen landwirtschaftlichen Flachen, zwischen Baugebiet Gaisfeld | bis IV und
Gaisweiher, muss auch weiterhin zur Bewirtschaftung mit landwirtschaftlichen GroRgeraten moglich
sein.

2. Die kiinftigen Bewohner des Baugebietes sollten darauf hingewiesen werden, dass landwirtschaftliche
Emissionen zu dulden sind. (z.B. Staubentwicklung bei Bodenbearbeitung, Geruch bei Giilleausbringung,
Lautstarkeentwicklung durch Mahdrescher oder Maishachsler bei der Ernte

3. Uber Baustellenbedingte Sperrungen sind die betroffenen Landwirte rechtzeitig zu informieren.

4. AuBerdem finde ich es schade, dass der Anbau von regionalen landwirtschaftlichen Lebensmitteln, als
geringwertiger Pflanzenbestand gilt. Es ist klar, dass vielfiltige Pflanzen- und Tierwelt, sowie Insekten
wichtig sind, aber regionale Lebensmittelerzeugung, sollte ebenso wichtig sein.

5. Als die Flache vorher noch komplett landwirtschaftlich ,intensiv” genutzt wurde, gab es hier jedenfalls
auch Kiebitze und Feldlerchen. Warum sollen diese Flachen jetzt auf , extensiv’ umgestellt werden?

6. Der Landwirtschaft wird durch das Baugebiet selbst, Flache entzogen und zusatzlich noch durch grof3e
Ausgleichsflachen, die gut mit produktiven Maschinen bearbeitet werden konnten. Fiir Ausgleichsfla-
chen sollten besser mehrere kleinere Flachen und Randbereiche genutzt werden.

Erlduterungen vom Planungsbiiro zu 10.:

Die Zufahrt zu den jeweiligen landwirtschaftlichen Flachen ist in der vorliegenden Planung gesichert. In-
nerhalb der Begriindung sowie auf dem Planblatt wird darauf hingewiesen, dass die Emissionen aus der
Ublichen landwirtschaftlichen Nutzung im Umfeld des Baugebietes zu dulden sind.
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Die Extensivierung der Flachen im Zuge der CEF-Malinahme stellt eine Aufwertung des Lebensraums fiir
betroffene Arten dar und dient somit der Abwendung von Verbotstatbestdnden nach § 44 BNatschG.

Die Erweiterung durch Gaisfeld IV stellt einen Eingriff in die Schutzgiiter entsprechend Abs. 8 Satz 7 §1
BauGB da. Daher gilt es den Eingriff durch geeignete naturschutzfachliche AusgleichsmaRnahmen zu ver-
meiden und auszugleichen. Die hierfiir herangezogenen Flachen missen im Sinne einer naturschutzfach-
lichen Aufwertung ,,aufwertbar” sein und sich im selben Naturraum wie das Plangebiet befinden. Beides
liegt in der vorliegenden Planung vor. Es wird bezweifelt, dass im Gemeindegebiet dem Umfang entspre-
chende ,kleine Flachen und Randbereiche” vorliegen, die entsprechend der gesetzlichen Forderung
auch aufwertbar sind.

Beschlussvorschlag zu 10.:

Den Anregungen zur ErschlieBung der landwirtschaftlichen Flachen und zu Hinweisen auf die landwirt-
schaftlichen Emissionen wird bereits gefolgt.

Die Bedenken hinsichtlich des Entzugs von landwirtschaftlichen Flachen werden geteilt. Dies flihrt jedoch
nicht zu einer Aufgabe der Planung, da die anhaltende Nachfrage von Bauwilligen nicht auf andere Weise
gedeckt werden kann.
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Beteiligung der Nachbargemeinden und der sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
gemal § 4 Abs. 1 BauGB

Folgende Behérden haben sich wahrend der Frist zur Stellungnahme nicht geduBert, sodass von Ein-
verstidndnis mit der Planung ausgegangen werden kann.

. Amt fir Digitalisierung, Breitband und Vermessung
. Bundesanstalt fiir Immobilienaufgaben

. Telekom Deutschland GmbH

. Heimatpfleger DKB

. Landratsamt Ansbach, Fristverlangerung bis 25.08.2023
. Landratsamt Ansbach — Gesundheitsamt —

= Verkehrsverbund

. Stadtwerke Dinkelsbhl

. Verwaltungsgemeinschaft Willburgstetten

. Markt Schopfloch

. Markt Dlrrwangen

. Gemeinde Wittelshofen

. Gemeinde Langfurth

. Stadt Feuchtwangen

. Gemeinde Wort

Folgende Behérden haben der Planung ohne weitere Hinweise und Einwendungen zugestimmt:

=  Amt fir Landliche Entwicklung Mittelfranken, Phillipp-Zorn-StraBe 37, 91822 Ansbach; Schreiben
vom 14.07.2023
Aus der Sicht der Landlichen Entwicklung bestehen gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes
,Gaisfeld IV Bauabschnitt II" mit integriertem Griin-ordnungsplan sowie der 23. Anderung des Fla-
chennutzungsplanes im Parallelverfahren gemaR § 8 Abs. 3 BauGB der GrolRen Kreisstadt Dinkels-
bihl keine Bedenken.
Im Planungsraum ist derzeit ein Verfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz weder geplant noch
anhangig.
Eine weitere Beteiligung des Amtes fiir Landliche Entwicklung Mittelfranken am o.a. Verfahren ist,
soweit sich keine Anderungen im flichenmiRigen Umfang des Planungsgebietes ergeben, nicht
erforderlich. Auf die Mitteilung des Ergebnisses der Wiirdigung dieser Stellungnahme wird ver-
Zichtet.

=  Bundesamt fir Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Referat Infra
13 TOB, Fontainengraben 200, 53123 Bonn; Schreiben vom 24.07.2023
Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage werden Verteidigungsbelange nicht
beeintrachtigt. Es bestehen daher zum angegebenen Vorhaben seitens der Bundeswehr als Trager
offentlicher Belange keine Einwande.

=  Evang.-Luth. Pfarramt Dinkelsbihl, Dr.-Martin-Luther-Str. 4, 91550 Dinkelsbiihl: Schreiben vom
24.07.2023
Von Seiten der Kirchengemeinde Dinkelsbiihl bestehen keine Einwande gegen den Bebauungsplan
»Gaisfeld IV“ mit integriertem Griinordnungsplan

=  Handwerkskammer fir Mittelfranken, Sulzbacher Str. 11-15, 90489 Niirnberg; Schreiben vom
27.07.2023
Wir danken ,lhnen fiir die Beteiligung am Verfahren, Zu den Planungen haben wir keine Ein-
wande.
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=  Immobilien Freistaat Bayern, Kobergerstr. 62, 90408 Niirnberg; Schreiben vom 14.07.2023
Die Immobilien Freistaat Bayern macht zu den oben genannten Verfahren weder Anregungen
noch Einwendungen geltend.

Hinweis: Das Staatliche Bauamt Ansbach ist am oben genannten Verfahren zu beteiligen.

= |HK Ndrnberg fir Mittelfranken, Hauptmarkt 25/27, 90403 Niirnberg; Schreiben vom 07.08.2023
Nach Priifung der Unterlagen und Riicksprache mit unserem zustandigen IHK-Gremium diirfen wir
Ihnen mitteilen, dass seitens der IHK Nirnberg fir Mittelfranken in ihrer Rolle als Vertreterin der
gesamtwirtschaftlichen Interessen grundsatzlich keine Einwande gegen die o0.g. Planung bestehen.

=  Regionaler Planungsverband Westmittelfranken; Schreiben vom 11.08.2023
Der Regionale Planungsverband Westmittelfranken gibt zur hier gegenstandlichen Bauleitplanung
keine eigenstandige Stellungnahme ab und verweist hinsichtlich der raumordnerischen Belange
auf die Stellungnahme der Hoheren Landesplanungsbehorde.

=  Vodafone GmbH, Stidwestpark 15, 90449 Nirnberg, Schreiben vom 04.08.2023
Wir teilen lhnen mit, dass die Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH gegen die von
Ihnen geplante BaumalRnahme keine Einwdnde geltend macht. Im Planbereich befinden sich
keine Telekommunikationsanlagen unseres Unternehmens. Eine Neuverlegung von Telekom-
munikationsanlagen ist unsererseits derzeit nicht geplant.
Eine Ausbauentscheidung trifft Vodafone nach internen Wirtschaftlichkeitskriterien. Dazu erfolgt
eine Bewertung entsprechend lhrer Anfrage zu einem Neubaugebiet. Bei Interesse setzen Sie sich
bitte mit dem Team Neubaugebiete in Verbindung: Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland
GmbH Neubaugebiete KMU, Stidwestpark 15, 90449 Nirnberg, Neubaugebiete.de@voda-
fone.com.
Bitte legen Sie einen ErschlieBungsplan des Gebietes lhrer Kostenanfrage bei.

=  Gemeinde Fichtenau, Hauptstralle 2, 74579 Fichtenau-Wildenstein
Seitens des Gemeinde Fichtenau werden keine Einwendungen gegen die Planung vorgebracht.
Eine weitere Beteiligung der Gemeinde Fichtenau am Verfahren ist nicht erforderlich.

Es folgen Stellungnahmen, fiir die eine Abwagung durch die Gemeinde zu erfolgen hat:

11. Amt fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten Ansbach, Mariusstrafle 26, 81522 Ansbach;
Schreiben vom 28.07.2023

Hiermit geben wir die Stellungnahme auf Grundlage des Formblattes ab.

Punkt: 2.5 ,Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zustandigkeit zu dem
o.g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begriindung und ggf. Rechtsgrundlage."

Aktuell findet eine sehr starke Uberkompensation in Héhe von 570.290 Wertpunkten statt. Durch den
hohen Flachenbedarf aufgrund von CEF und FCS-Flachen geht sehr viel landwirtschaftliche Flache zur
Nahrungsmittelproduktion verloren. Uberschiissige Wertpunkte aus den Verfahren sind in ein Okokonto
zu geben, damit die Wertpunkte flr zukiinftige Mallnahmen zur Verfiigung stehen und nicht erneut
landwirtschaftliche Nutzflache fiir AusgleichsmaBnahmen verbraucht wird.

Die nach dem Nachbarschaftsrecht erforderlichen Grenzabstdnde nach Art 47 und 48 des Bayer. Ausfiih-
rungsgesetzes zum Blrgerlichen Gesetzbuch sind einzuhalten.

Ansonsten bestehen von Seiten des Amtes fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten Ansbach keine
Einwdnde gegen den oben genannten Bebauungsplan mit paralleler Anderung des Flichennutzungspla-
nes.
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Erlduterungen vom Planungsbiiro zu 11.:

Durch die Aufstellung des Bebauungsplans kommt es zu einer Betroffenheit diverser geschiitzter Arten.
Der Umfang der festgesetzten artenschutzrechtlichen MaRnahmen (CEF und FCS) orientiert sich dabei an
den Aussagen der durchgefiihrten saP 2022 sowie des festgesetzten artenschutzrechtlichen MalRnahmen-
katalogs 2023.

Ein Hinweis auf ohnehin geltende gesetzliche Grenzabstadnde ich nicht erforderlich.

Beschlussvorschlag zu 11.:

Der Anregung wird gefolgt. Die GroRe Stadt Dinkelsbihl strebt an, die naturschutzfachlichen Aufwertun-
gen im Zuge der erforderlichen artenschutzrechtlichen MaRnahmen im stadtischen Okokonto anrechnen
zu lassen.

12. Bayerischer Bauernverband, Maximilianstrafle 36, 91522 Ansbach; Schreiben vom 11.08.2023

Mit obigem Schreiben haben Sie uns die gednderten Planungsunterlagen zu o. g. Planungen der Stadt
Dinkelsbihl im Rahmen der Beteiligung Trager 6ffentlicher Belange zur Stellungnahme (bersandt.

Gegen die Planungen werden unsererseits keine grundsatzlichen Bedenken erhoben. Wir bitten aber
folgendes zu beachten:

1. Mit der Erweiterung des Bebauungsplans Gaisfeld IV - 2. Bauabschnitt werden nicht nur 7,4 ha
Landw. Flachen in Bauland umgewandelt, sondern insgesamt 12,75 ha einschlieBlich nur noch be-
grenzt nutzbarer Ausgleichsflachen den wirtschaftenden Betrieben entzogen.

2. Mit den Bewirtschaftern und Pachtern sind entsprechende Vereinbarungen beziiglich einer mogli-
chen Restlaufzeit von Pachtvertragen zu treffen. Gleiches gilt fir die Bewirtschaftung der Aus-
gleichsflachen.

Beschlussvorschlag zu 12.1 und 12.2.:

Den Anregungen wird gefolgt. Die Begriindung wird um entsprechende Angaben erganzt.

3. Unter Punkt B.5.3 Ausgleichsflachen und AusgleichsmalRnahmen ist zu beflirchten und zu kritisie-
ren, dass die studlichen Teile von FL.-Nr 1888 bis 1895 (3,9 ha) und FL.W. 2392 (3,5 ha, Ndhe Kessel-
hof, bisheriger Pachter M. S.) als groRBe landw. Flachen, nur noch extensiv bewirtschaftet werden
sollen und neben dem reinen Baugebiet, zusatzlich der produktiven Landwirtschaft entzogen wer-
den. Fur Ausgleichsflachen sollten zumindest kleinere und unpraktischere Flachen herangezogen
werden.

Beschlussvorschlag zu 12.3.:

Der Anregungen wird nicht gefolgt. Die erforderlichen artenschutzrechtlichen Malnahmen kénnen nicht
auf ,kleineren und unpraktischen” Flachen durchgefiihrt werden.

4. Zusétzliche Reduktion der vom Wohnbaugebiet ausgehenden Zugangsmaoglichkeiten zum Grinweg
Fl.-Nr. 1934 entlang des Gaisweiher-Nordufers, durch Bepflanzung mit dichten Dornenstrauchern.
Dieser Weg ist zumindest so zu erhalten, dass die Anlieger zur Bewirtschaftung der Restflachen zwi-
schen Baugebiet Gaisfeld | bis IV und Gaisweiher, mit landwirtschaftlichen GrofRgerdten zu den je-
weiligen Flachen kommen!

Beschlussvorschlag zu 12.4.:

Die Bedenken werden nicht geteilt. Die Zugdnglichkeit des Weges fiir Bewirtschafter bleibt in jedem Fall
erhalten.
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5. Emissionen, vor allem Staub, Geruch und Larm, die durch eine ordnungsgemaRe landwirtschaftliche
Nutzung der angrenzenden Flachen entstehen und sich nachteilig auf das Baugebiet auswirken
konnten, sind unbedingt zu dulden. Die gilt auch flr unaufschiebbare Erntearbeiten bei Nacht oder
an Wochenenden.

6. Wir weisen darauf hin, dass sicherzustellen ist, dass wahrend der erforderlichen ErschlieBungsmal-
nahmen und auch hinterher die Zufahrten zu den angrenzenden landwirtschaftlichen Grundstiicken
und den verbleibenden Restgrundstiicken uneingeschriankt moglich sein muss. Uber baustellenbe-
dingte Zufahrtssperrungen sind die Anlieger vorher zu informieren.

7. Drainagen und Vorfluter im Planungsbereich, miissen weiterhin in ihrer Funktionsfahigkeit erhalten
bleiben. Das Oberflachenwasser muss im Randstreifen wirksam abgefangen werden.

8. Den Unterlagen ist zu entnehmen, dass eine Randbegriinung sowie im Rahmen der Ausgleichsmal-
nahmen Baume und Hecken eingeplant sind. Um kiinftige Nachbarschaftsstreitigkeiten zu vermei-
den, empfehlen wir als Abstand zwischen Bepflanzungen und angrenzenden landwirtschaftlichen
Grundstiicken 4 Meter einzuhalten.

Beschlussvorschlag zu 12.5. bis 12.8.:
Den Anregungen wird bereits gefolgt.

Innerhalb von Begriindung und Planblatt wird bereits darauf hingewiesen, dass die Emissionen aus der
ordnungsgemalien landwirtschaftlichen Nutzung zu dulden sind. Innerhalb der Begriindung wird auf die
Einhaltung der Grenzabstande nach Art. 47 und 48 des Ausflihrungsgesetzes zum Biirgerlichen Gesetz-
buch hingewiesen. Die Zufahrt zu landwirtschaftlich genutzten Flachen wird durch die vorliegende Pla-
nung nicht beeintrachtigt.

13. Bayerisches Landesamt fiir Denkmalpflege, Hofgraben 4, 80439 Miinchen; Schreiben vom
10.08.2023

Bodendenkmalpflegerische Belange:

Das Plangebiet liegt in unmittelbarer Nahe zur spatmittelalterlichen Landhege der Reichsstadt Dinkels-
bihl (Bodendenkmal D-5-6928-0162). Eine Orientierungshilfe zum derzeit bekannten Denkmalbestand
bietet der 6ffentlich unter http://www.denkmal.bayern.de zugéngliche Bayerische Denkmal-Atlas.

Daher und auch unter Beriicksichtigung der siedlungsgiinstigen Lage des Plangebietes auf einem Siid-
westhang nahe eines flieRenden Gewassers sind hier sowohl vor- und friihgeschichtliche Bodendenkma-
ler als auch Wiistungen des Mittelalters zu vermuten. Letztere sind zahlreich etwa innerhalb der analo-
gen Landhege der Reichstadt Rothenburg 0.d.T. bekannt.

Bodendenkmadler sind gem. Art. 1 BayDSchG in ihrem derzeitigen Zustand vor Ort zu erhalten. Der unge-
storte Erhalt dieser Denkmaler vor Ort besitzt Prioritat. Weitere Planungsschritte sollen diesen Aspekt
bericksichtigen und Bodeneingriffe auf das unabweisbar notwendige Mindestmal’ beschranken. Mit
dem Hinweis auf die Meldepflicht gem. Art. 8 BayDSchG sind daher die Belange der Bodendenkmal-
pflege nicht ausreichend beriicksichtigt. Im Bereich von Bodendenkmalern sowie in Bereichen, wo Bo-
dendenkmaler zu vermuten sind, bediirfen gemaR Art. 7 Abs. 1 BayDSchG Bodeneingriffe aller Art einer
denkmalrechtlichen Erlaubnis.

Nach § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpldne insbesondere die Belange des
Denkmalschutzes und der Denkmalpflege sowie die erhaltenswerten Ortsteile, Stralen und Platze von
geschichtlicher, kiinstlerischer oder stadtebaulicher Bedeutung zu bericksichtigen. Gem. Art. 3
BayDSchG nehmen Gemeinden, .., vor allem im Rahmen der Bauleitplanung auf die Belange des Denk-
malschutzes und der Denkmalpflege, .., angemessen Riicksicht. Art. 83, Abs. 1 BV gilt entsprechend. Die
genannten Bodendenkmaler sind nachrichtlich in der markierten Ausdehnung in den Bebauungsplan zu
Ubernehmen, in der Begriindung aufzufiihren sowie auf die besonderen Schutzbestimmungen
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hinzuweisen (gem. § 5 Abs. 4, § 9 Abs. 6 BauGB) und im zugehdrigen Kartenmaterial ihre Lage und Aus-
dehnung zu kennzeichnen (PlanzV 14.2-3).

Fachliche Hinweise zur Abstimmung kommunaler Planungen mit Belangen der Bodendenkmalpflege ent-
nehmen Sie auch bitte der Broschiire ,,Bodendenkmaler in Bayern. Hinweise fiir die kommunale Bauleit-
planung." (https://www.blfd.bayern.de/mam/abteilungen und aufgaben/bodendenkmalpflege/kommu-
nale bauleitplanung/2018 broschuere kommunale-bauleitplanung.pdf)

Im Falle einer Erlaubniserteilung Gberprift das BLfD nach vorheriger Abstimmung die Denkmalvermu-
tung durch eine archdologisch qualifizierte Voruntersuchung bzw. eine qualifizierte Begleitung des
Oberbodenabtrags fiir private Vorhabentrager, die die Voraussetzungen des § 13 BGB (Verbraucherei-
genschaft) erfillen, sowie fiir Kommunen. Auch eine fachlich besetzte Untere Denkmalschutzbehérde
(Kreis- und Stadtarchaologie) kann die Prifung Gibernehmen. Informationen hierzu finden Sie unter:

200526 blfd denkmalvermutung flyer.pdf (bayern.de)

Sollte nach Abwagung aller Belange im Fall der oben genannten Planung keine Mdglichkeit bestehen,
Bodeneingriffe durch Umplanung vollstdandig oder in groRen Teilen zu vermeiden, miissen im Anschluss
an die Denkmalfeststellung durch das BLfD wissenschaftlich qualifizierte Untersuchungen (u.a. Ausgra-
bungen), Dokumentationen und Bergungen im Auftrag der Vorhabentrager durchgefiihrt werden. Zur
Kostentragung verweisen wir auf Art. 7 Abs. 1 Satz 2 BayDSchG in der Fassung vom 23.06.2023.

Wir bitten Sie folgenden Text in den Festsetzungen, auf dem Lageplan und ggf. in den Umweltbericht zu
Ubernehmen:

Fiir Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes inkl. der Ausgleichsflachen ist
eine denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig, die in einem eigenstandigen
Erlaubnisverfahren bei der zustandigen Unteren Denkmalschutzbehorde zu beantragen ist.

Im Rahmen der Genehmigungsverfahren wird das BLfD die fachlichen Belange der Bodendenkmalpflege
formulieren.

Bitte beachten Sie die folgenden Hinweise:

Ist eine archdologische Ausgrabung nicht zu vermeiden, soll bei der Verwirklichung von Bebauungspla-
nen grundsatzlich vor der Parzellierung die gesamte Planungsflache archaologisch qualifiziert untersucht
werden, um die Kosten fiir den einzelnen Bauwerber zu reduzieren.

Archdologische Ausgrabungen kdnnen abhédngig von Art und Umfang der Bodendenkmaler einen erheb-
lichen Umfang annehmen und missen friihzeitig geplant werden. Hierbei sind Vor- und Nachbereitung
aller erforderlichen wissenschaftlichen Untersuchungen zu beriicksichtigen. Die aktuellen fachlichen
Grundlagen fir Durchfiihrung und Dokumentation archaologischer Ausgrabungen finden Sie unter
/https://www.blfd.bayern.de/mam/information und service/fachanwender/dokuvorgaben april
2020.pdf.

Beschlussvorschlag zu 13.:

Der Anregung wird gefolgt. Das Planblatt wird um eine grafische Darstellung der betroffenen Bodendenk-
maler erganzt.

Das Planblatt sowie die Begriindung werden um den folgenden Hinweis erganzt:

,Fur Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes inkl. der Ausgleichsflachen ist
eine denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig, die in einem eigenstandigen
Erlaubnisverfahren bei der zustandigen Unteren Denkmalschutzbehdrde zu beantragen ist.”
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14. Bund Naturschutz; Kreisgeschiaftsstelle Ansbach; PfarrstraBe 33, 91522 Ansbach; Schreiben vom
03.08.2023

Die aktuelle Planung des Baugebietes , Gaisfeld 4" in Dinkelsbiihl hat erhebliche Auswirkungen auf das
NSG bzw. FFH-Gebiet ,,Walk- und Gaisweiher". Wir als Ortsgruppe des Bund Naturschutz konnen der Pla-
nung deshalb nicht zustimmen.

Seit der Ausweisung des Naturschutzgebietes ,,Walk- und Gaisweiher" im Jahre 1984 hat sich das Umfeld
stark verandert, Baugebiet Kreuzespan, Gaisfeld 1, 2 und 3 entstanden in nachster Nahe. Es erfolgte
aber kein aktiver Schutz des NSGs mit wirksamen Malnahmen. Deshalb teilen wir die nachfolgende Ein-
schatzung des Bebauungsplanes im Abschnitt 10.2 Seite 25 in keiner Weise!

»Sowohl das Naturschutzgebiet als auch die angrenzenden bzw. tlw. Giberlagernden kartierten Biotope
liegen aulRerhalb des Geltungsbereiches und sind von der Planung nicht betroffen."

Das NSG hat keinen Puffer, die Grenze verlauft fast an der Wasserlinie. Dabei handelt es sich nicht um
unsere exklusive Einschatzung. Der Managementplan der Regierung von Mittelfranken fiir das FFH-Ge-
biet 7029-371 und das Vogelschutzgebiet 7130-471 "Wornitztal" weist auf Seite 19 ebenfalls explizit auf
diesen Sachverhalt hin:

»In Dinkelsbihl reicht jiingere Wohnbebauung bis nahe an die Vogelfreistatte Walk- und Gaisweiher
heran. Hierdurch kommt es zu direkten und indirekten Beeintrachtigungen durch Stérungen, auch durch
mitgefiihrte freilaufende Hunde. Eine weitere Ausweitung der Bebauung ist fachlich nicht vertretbar."

Gerade die empfindlichen und seltenen Vogelarten leiden darunter bzw. sind verschwunden. Auch dazu
duBert sich der Managementplan auf Seite 162:

»Fur die Zwergdommel geeignete Rohrichtbestande sind v.a. im NSG Walk-und Gaisweiher (auflerhalb
des SPA) vorhanden, dort diirfte jedoch der groRRe Besucherdruck regelmaRige Bruten verhindern."

Auf Seite 218 gibt es unter dem Punkt 7.8 auch einen Vorschlag zur Anpassung der Gebietsgrenzen:

»Abb. 21: Das Umfeld des Gaisweihers im NSG Walk-und Gaisweiher ist zu eng abgegrenzt. Aufgrund des
storungsempfindlichen Vogelbestandes auch in den benachbarten Teichen sind Pufferflachen erforder-
lich, die auch wirksame Ruhezonen und Besucherlenkung erméglichen."

Dieser Sachverhalt wird durch die jetzt geplante Ausweitung von Gaisfeld IV noch drastisch verstarkt.
Wir fordern deshalb eine Verlegung des Weges am nordlichen Ufer zur Bebauung hin und die Anlage ei-
nes breiten Puffers.

Mit dem Vorkommen der Knoblauchkrote hat auf der vorgesehenen Flache eine Art, die in der roten
Liste Bayern als stark gefahrdet verzeichnet ist, ihre Heimat. Untersuchungen zeigen, dass in den letzten
20 Jahren viele Vorkommen in Bayern erloschen sind! Umso mehr ist ein Erhalt der noch vorhandenen
Vorkommen erforderlich. Bei einer Halbierung von Abschnitt 2 mit einer Verlegung des Weges nach
oben und einer Renaturierung der Flachen am Weiher kdnnten zumindest die verbleibenden Flachen
weiterhin als Lebensraum erhalten werden.

Eine komplette Umsiedlung lehnen wir ab. Es gibt keine Untersuchungen, ob Umsiedlungen langfristig
erfolgreich sind. Ganz im Gegenteil: Ein negatives Beispiel ist der Versuch der Umsiedlung der Knob-
lauchkrote vom Gewerbegebiet Ost in extra geschaffene Ausweichquartiere am Gaisweiher ab 2016. Bis-
her konnte ein Erfolg der MaRnahme fir die Zielart Knoblauchkréte nicht nachgewiesen werden. Die
Spezialisierung der Knoblauchkrote auf bestimmte Lebensraume macht eine Umsiedlung grundsatzlich
fragwiirdig. Hinzu kommt, dass in anderen, potentiell geeigneten Lebensrdumen durch die eingesetzten
Tiere ein Verdrdangungsprozess der angestammten Population zu beflirchten ware.

Der erforderliche 6kologische Ausgleich muss deshalb direkt auf der Flache zwischen Baugebiet und Na-
turschutzgebiet erfolgen. Das NSG sollte weitgehend frei gehalten werden von Stérungen durch Hunde,
Spazierganger, Radfahrer, motorisierten Fahrzeugfiihrern und Stérungen jeglicher Art. Dadurch kénnen
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die genannten AusgleichsmalBnahmen direkt vor Ort umgesetzt und tatsachlich wirksam werden. Nur so
wird das NSG seine Funktion wiedererlangen und langfristig erhalten, wie es auch der Managementplan
der Regierung von Mittelfranken als Ziel formuliert.

Eine weitere Problemstellung die uns wichtig erscheint, ist die Frage der Einleitung von Oberflachenwas-
ser. Es stellt sich die Frage, ob unabhangig von der endgiiltigen Ausdehnung der Baugebiete Gaisfeld |
bis IV wirklich alles getan wird, um die Wasserqualitdt des Gaisweihers bestmoglich zu erhalten. Reifen-
abrieb, Olriickstinde und auch Streusalz (die Verwendung ist zwar im Baugebiet untersagt, eine Kon-
trolle erscheint uns aber als unmoglich und praxisfremd) miissen optimal abgefangen werden. Ob die
technische Gestaltung der Riickhaltebecken ausreicht, bezweifeln wir.

AbschlieBend werfen wir die Frage auf, wie sich eine Planung von ca. 500 weiteren Wohneinheiten mit
dem Ziel der Staatsregierung, den Flachenverbrauch auf 5 Hektar taglich zu begrenzen, vertragt. Auch
die vorrangige Aufgabe einer Intensivierung der Innenentwicklung wird nach unserer Auffassung nicht
intensiv genug vorangetrieben. Der Hinweis auf eine generell starke Nachfrage allein reicht nicht. Wir
sehen die Aufgabe einer Kommune der GroRenordnung Dinkelsbihls primar in der Versorgung der loka-
len Nachfrage und nicht darin, Bauwillige und Investoren aus einem weiten Umkreis anzulocken.

Die Ausweisung des Naturschutzgebietes ,Walk- und Gaisweiher" im Jahr 1984 war ein wegweisender
Schritt flr Dinkelsbihl. Wir bitten eindringlich darum, der seit Jahren fortschreitenden Verschlechterung
des NSGs entgegenzuwirken. Die Ziele des Managementplanes, die wir vollinhaltlich unterstiitzen, mis-
sen in den Vordergrund riicken und umgehend umgesetzt werden. Dazu gehort die deutliche Reduzie-
rung des Bauabschnittes 2 zur Eingriffsminderung und Flachenverbrauchsdampfung. Der lebensraum-
nahe Ausgleich muss direkt zwischen Baugrenze und NSG erfolgen, die jetzt verbleibende Flache reicht
dazu bei weitem nicht aus.

Beschlussvorschlag zu 14.:
Die Bedenken werden nicht geteilt.

Innerhalb des Verfahrens wurden drei Gutachten durch ein biologisches Biiro erstellt (Natura2000-Ver-
traglichkeitsprifung 2023, spezielle artenschutzrechtliche Priifung 2022 und artenschutzrechtliches Mal3-
nahmenkonzept 2023). Innerhalb dieser Gutachten wurden VermeidungsmaBnahmen und artenschutz-
rechtliche MalRnahmen festgesetzt. Diese MaBnahmen konnen nach Auffassung des Gutachters eine Be-
eintrachtigung der Schutzziele der beiden Natura2000-Gebiete verhindern. Dariiber hinaus wurden arten-
schutzrechtliche MaRnahmen festgesetzt, um ein Eintreffen von Verbotstatbestanden entsprechend § 44
BNatschG zu vermeiden. Die angegebenen MaRnahmen wurden innerhalb der vorliegenden Planung fest-
gesetzt.

15. LBV, Pfarrstrale 11, 91522 Ansbach; Schreiben vom 18.08.2023

Vielen Dank fiir die Beteiligung. Bei der Giberplanten Flache handelt es sich um eine Teilfldche des groR-
ten Komplexes an Laichgewdssern und Landlebensraumen fiir die Knoblauchkérte in der Umgebung.
Dieser geht durch fortschreitende Isolierung im Zuge von BaumalRnahmen zunehmend verloren. Insbe-
sondere die Pradation durch Katzen und der wachsende Erholungsdruck durch die ndher riickende Be-
bauung wird kritisch gesehen. Folgende Anmerkungen zum geplanten Baugebiet:

1. Artenschutz

e Essollten alle VermeidungsmalRnahmen aus der artenschutzrechtlichen Priifung mit festgesetzt wer-
den, manche fehlen génzlich oder sind nur als Hinweis zu finden. Zum Beispiel ist auch eine Voraus-
setzung der artenschutzrechtlichen Prifung, dass insektenschonende Beleuchtung im AuRenbereich
verwendet wird (M1). Wir schlagen folgende Formulierung vor:

Flr die AulRen- und StraRenbeleuchtung dirfen keine nachtaktive Fauna stark anlockenden Licht-
guellen verwendet werden. AulRenbeleuchtung darf nur dort erfolgen, wo diese unbedingt notwen-
dig ist. Dort wo Beleuchtung unvermeidbar ist, sind LED-Lampen auf niedriger Hohe mit
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asymmetrischen Reflektoren und nach unten gerichtetem Lichtkegel mit geschlossenem Leuchtkor-
per (kein Eindringen von Insekten moglich) zu verwenden. Eine dauerhafte Beleuchtung der Wege
und Grundstiicke sowie Gebdude ist in der Zeit von April bis Oktober unzulassig. Vegetationsstruktu-
ren wie Hecken oder Baume diirfen nicht beleuchtet werden.

Die VermeidungsmalRnahme M5 der saP sieht die Umsetzung geeigneter Mallnahmen zur Minimie-
rung anthropogener Storreize entlang des Gaisweiher-Nordufers vor. Hierzu zahlt die Einrichtung
eines alternativen, attraktiven FuR- und Radweges im Umfeld des Baugebietes um den Freizeitdruck
auf den nordlich an das NSG angrenzenden Griinweg zu senken. Zusatzlich Reduktion der vom
Wohnbaugebiet ausgehenden Zugangsmoglichkeiten zu diesem Griinweg durch deren Bepflanzung
mit Dornenstraucher. Ein entsprechendes Mallnahmenkonzept fehlt. MaRnahmen wie in BPlan Gais-
feld 11l (z.B. Hinweis fir Grundstiickskdufer auf Betretungsverbot, ..) wurden nicht festgesetzt.

M6 fordert zur Abschirmung von Stérungen die Eingriinung mittels einer zweireihigen, mindestens 5
m breiten, naturnahen Hecke aus heimischen Straucharten und mit einem Anteil von mind. 60%
Dornenstrduchern (z.B. Schlehe, Hundsrose, WeiRdorn). In den vorliegenden Planungen wurde eine
Eingriinung auf 60 % der Grundstiickslange festgesetzt.

M9: Nicht nur bis zum Baubeginn, sondern auch wahrend der Bauphase ist eine Wiedereinwande-
rung von Knoblauchkréten durch allseitige (mobile) Schutzzdune, zu verhindern.

Auch die MaRRnahme M10 sollte mit festgesetzt werden.

M11: Das Verbot des Salzstreuens im Baugebiet, um die Einleitung von Oberflachenabwassern mit
hohem Salzgehalt in den Gaisweiher zu vermeiden, fehlt.

Beschlussvorschlag zu 15.1:

Der Einwendung wird weitgehend gefolgt.

Alle innerhalb des saP formulierten VermeidungsmalRnahmen werden innerhalb des Planblattes festge-
setzt. Die Begriindung zum Bebauungsplan wird entsprechend angepasst.

Die VermeidungsmalRnahme M6 wird geringfligig angepasst. Eine Verpflichtung zum Anpflanzen von
60% Dornenstrauchern wird als nicht notwendig angesehen, da es zu keiner Durchquerung Richtung Su-
den Uber private Grundstiicke kommt. Jedoch wurde die zu bepflanzende Flache der Ortsrandeingri-
nung auf 90 % angehoben.

2. Grinordnung

Der Flachennutzungsplan sah eigentlich einen Griinzug vom sidlich angrenzenden AulRenbereich
bis zum Stidring und tber den Sportplatz bis zum Gringtrtel der Stadtmauer Dinkelsbiihl vor. Die-
ser ware sowohl klimatisch als auch fiir die Erholungsnutzung sinnvoll gewesen. Leider wurden
Teile des Griinzuges bereits in vorherigen Bauleitplanverfahren lberplant. Die Flachen wéaren auch
gut fir MaRnahmen (M5 in der saP) geeignet gewesen.

Es sollten vor allem heimische Baumarten (Feld-Ahorn, verschiedene Arten aus der Gattung der Vo-
gelbeeren (z.B. Echte Mehlbeere, Elsbeere), Trauben-Eiche, Hainbuche), zumindest sollten nur eu-
ropdische Baumarten zur Pflanzung vorgeschlagen werden. Unter den vorgeschlagenen Baumarten
sind viele auRRereuropaische Arten. Diese kdnnen auch negative Auswirkungen auf das Artgeflige
unserer Okosysteme haben, z.B. durch die Einfuhr neuer Schidlinge oder gar Krankheiten, zudem
beherbergen sie viel weniger Tierarten. Insbesondere auf Grund der Nahe zu einem Schutzgebiet
sollten invasive Arten wie die Robinie nicht verwendet werden.

Zur Forderung der Artenvielfalt, insbesondere von Insekten, sollte festgelegt werden, dass mind. 30
% der nicht Gberbauten Grundstlicksflache naturnah anzulegen ist. Die Flache sollte mit heimischen
Strauchern bepflanzt oder mit einer heimischen Blumenwiesensaatgutmischung eingesat werden.
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Beschlussvorschlag zu 15.2:
Der Einwendung wird teilweise gefolgt.

Die Planung wird angepasst. Im Ostlichen Teil des Planungsgebietes ist die Anlage einer grofReren Grinfla-
che vorgesehen, die vorhandene Griinstrukturen in das Baugebiet Gaisfeld BA Il erweitern soll.

Die festgesetzten Gehodlzarten wurden entsprechend lhrer moglichen Standorte gewahlt. Fiir die Durch-
griinung sowie die Ortsrandeingriinung wurden einheimische Arten bevorzugt. Nur entlang von Verkehrs-
wegen (StraRenbdume) wurden standortangepasste und strapazierfahige Geholze (,,GALK-Liste) gewahlt.
An der Wahl der StraRenbdaume wird festgehalten.

16. N-ERGIE Netz GmbH, SandreuthstraRe 21, 90441 Niirnberg, Schreiben vom 18.08.2023

In der Anlage erhalten Sie Bestandspldane der N-ERGIE Netz GmbH im oben genannten Bereich. Diese
Bestandsplane besitzen nur informellen Charakter. Die Bestandsplane enthalten Anlagen der N-ERGIE
Netz GmbH.

Zusatzlich zu den auf den Uberlassenen Planen bekannt gegebenen Anlagen kénnen sich vor Ort weitere
im Eigentum Dritter stehende Anlagen - insbesondere Kabel, Rohre oder Leitungen zum Anschluss von
Erneuerbaren Energieanlagen - befinden, fiir die wir nicht zusténdig sind. Uber diese kénnen wir keine
Auskunft geben und diese sind deshalb auch nicht im Planwerk dokumentiert. Hierfiir ist der jeweilige
Anlagenbetreiber zustandig. Die ErschlieBung und Versorgung des Baugebietes erfolgt durch die Stadt-
werke Dinkelsbiihl.

Der Bereich der Ausgleichsflache Fl. Nr. 314, Gmkg. Waldhauslein wird von unserer 20 kV-Freileitung
Uberquert. Fir die Leitungstrasse besteht ein Bewuchsbeschrankungsbereich von beidseitig 20,00 m ab
Leitungsachse. Innerhalb dieses Bereiches diirfen nur Gehdlze mit einer max. Wuchshéhe von 4,50 m
gepflanzt werden. Zu einer Bepflanzung auBerhalb dieses Bereiches erheben wir keine Einwande.

Wir bitten Sie die vorher genannten Punkte in die Begriindung mit aufzunehmen und zu veranlassen,
dass wir bei allen 6ffentlichen und privaten Planungen und Bauvorhaben wie z.B. StralRen- und Kanal-
bauarbeiten, Baumpflanzungen etc. rechtzeitig in den Verfahrensablauf eingebunden werden.

Gegen die 23. Anderung des Flachennutzungsplanes bestehen keine Einwénde seitens unseres Unter-
nehmens.

Anlage: Bestandsplanunterlagen

Beschlussvorschlag zu 16.:
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Keine Abwagung erforderlich.
Es kommt nicht zur Pflanzung von Gehélzen im Schutzbereich, die eine Hohe von 4,5 m erreichen werden.

17. Landratsamt Ansbach, Crailsheimstrafle 1, 91522 Ansbach, Schreiben vom 25.08.2023
Anlagen:

1 Stellungnahme — Abfallwirtschaft —

1 Stellungnahme — Offentlicher Personennahverkehr —

1 Stellungnahme — Technischer Immissionsschutz

1 Stellungnahme — Untere Naturschutzbehérde

Das Landratsamt Ansbach nimmt zu den obengenannten Verfahren Stellung und teilt Folgendes mit:

= Herr Hofmann — Abfallwirtschaft — Sachgebiet 23: Beiliegende Stellungnahme ist zu beachten.
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= Frau Neundérfer — Offentlicher Personennahverkehr — Sachgebiet 24: Beiliegende Stellungnahme
ist zu beachten.

® Frau Grombach — Technischer Immissionsschutz— Sachgebiet 44: Beiliegende Stellungnahme ist zu
beachten.

= Herr Kérber — Immissions- und Naturschutzrecht — Sachgebiet 42: Auf die Stellungnahme des Sach-
gebiets — 44 immissionsschutz wird verwiesen.

= Frau Klein — Untere Naturschutzbehorde — Sachgebiet 44: Beiliegende Stellungnahme ist zu beach-
ten.

Alle weiteren am Verfahren beteiligten Sachgebiete haben die tibersandten Unterlagen ohne Anmerkun-
gen zur Kenntnis genommen.

17.1 Abfallwirtschaft, Schreiben vom 25.07.2023
Das Sachgebiet Abfallwirtschaft méchte Bedenken beziiglich der StralRenbreite anmelden.

Wenn eine StraBenbreite von 5,50m eingehalten wird, gibt es keine Bedenken fiir die Durchfahrt von

Miillfahrzeugen bzgl. des entgegenkommenden Verkehrs. Sobald die Breite von 5,50 m unterschritten
wird, missen wir darauf hinweisen, dass bei Behinderungen z.B. parkenden Fahrzeugen auf der Fahr-
bahn, eine Durchfahrt und damit ordnungsgemaRe Anfahrt der Grundstiicke durch die Millfahrzeuge
und damit die Leerung der Behalter der Anwohner nicht mehr gewahrleistet werden kann.

Beschlussvorschlag zu 17.1:
Kenntnisnahme. Keine Abwagung erforderlich.
Eine Fahrbahnbreite von mind. 5,50 wird innerhalb des gesamten Bebauungsplanes eingehalten.

17.2 SG 24 Offentlicher Personennahverkehr, Schreiben vom 20.07.2023

Das Sachgebiet 24 - OPNV, Schiilerbeférderung méchte folgende Hinweise beziiglich des Bebauungspla-
nes ,Gaisfeld IV Bauabschnitt 11 vorbringen:

Im 2019 beschlossenen Nahverkehrsplan des Landkreises Ansbach ist der Haltestelleneinzugsbereich
von OPNV-Haltestellen auf 500 m (Luftlinie) fiir Bushaltestellen festgelegt worden. Demnach soll der
Fahrgast nicht weiter als 500 m (in Luftlinie gemessen) zur ndchsten Bushaltestelle laufen miissen, um
den OPNV nutzen zu kénnen. Lt. BayLzN gilt die HaltestellenerschlieBung als erfiillt, wenn mindestens 80
% der Bevolkerung innerhalb dieses Einzugsbereiches wohnen.

In Dinkelsbiihl ist im Neubaugebiet Gaisfeld bisher keine Haltestelle vorhanden, die durch den OPNV be-
dient wird. Die vom Neubaugebiet nachstgelegenen Haltestellen Dinkelsbiihl Am Anger und Dinkelsbihl
Abzw. Segringen liegen ca. 700 m Luftlinie entfernt. Entsprechend wird vonseiten des SG 24 darauf hin-
gewiesen, dass die Errichtung einer OPNV-Haltestelle im Neubaugebiet Gaisfeld gepriift werden sollte.

Beschlussvorschlag zu 17.2:

Der Anregung wird gefolgt. Die Errichtung einer OPNV Haltestelle im Baugebiet Gaisfeld IV ist durch die
Verwaltung zu prifen.
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17.3 SG 44 Technischer Umweltschutz / Immissionsschutz, Schreiben vom 04.08.2023
Sachstand

Die Stadt Dinkelsbihl plant die Aufstellung des Bebauungsplans Gaisfeld IV in zwei Bauabschnitten. Der
B-Plan flr Bauabschnitt | ist bereits rechtskraftig umgesetzt.

Im Zuge der Planung fiir den ersten Bauabschnitt wurde die Auswirkung der StaatsstralSe 2220 auf das
Plangebiet und die erforderlichen MalRnahmen zum Schutz der Wohngebaude ermittelt.

Abb. 3: UbersichtsplanBebauungsplan Gaisfeld|V mitNutzungsflachen (StandMéarz 2018)

Wohnbauflachen
[==] Mischgebretsfiachen

EZ Flachen fir den Gemeinbedarf
_— LS-Wand (he2,0 bis h=4,0m)

Auf Basis der schalltechnischen Berechnung sind aktive SchallschutzmaBnahmen auch fiir den Bauab-
schnitt Il in Form von Larmschutzwanden vorgeschlagen.

Nutzungskonflikt Nahe zur Staatsstrafle 2220

Im Vorentwurf zum Bebauungsplan - Begriindung mit Umweltbericht — Stand 21.06.2023 ist auf den Sei-
ten 17 und 26 der Einflussbereich der Staatsstrale 2220 genannt, eine detaillierte Untersuchung zum
Grad der Einwirkung und eine Ausarbeitung zu den erforderlichen Lirmminderungsmafnamen (Schall-
schutzgutachten einer nach § 29b BImSchG zugelassenen Messstelle) fehlt.

Nachdem sich der Planungsstand seit Marz 2018, insbesondere die vorgesehenen Gebaudehdhen im
Bauabschnitt Il gedndert haben, sind die schalltechnischen Auswirkungen der Nahe zur StaatsstralRe
2220 (ber ein Schallschutzgutachten neu zu eruieren. Da erfahrungsgemaR Immissionsorte in héheren
Lagen, hier insbesondere das geplante Obergeschoss des Seniorenwohnheimes, auch durch Larmschutz-
wande nicht ausreichend geschiitzt werden kénnen, sind zusatzlich passive SchallschutzmaRnahmen in
Form von Schallschutzfenstern, architektonische Selbsthilfe o.4. erforderlich. Als Vorarbeit fiir die spa-
tere Umsetzung hier z.B. die Schallschutzklasse der Fenster, ist das Baugebiet je nach Betroffenheit in
entsprechende Larmpegelbereiche zu gliedern.
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Erlduterungen vom Planungsbiiro zu 17.3:

Im Jahr 2023 wurden die Immissionsauswirkungen der St2220 durch das Ingenieurbiiro Wolfgang Sorge
auf das Baugebiet Gaisfeld IV BA Il gepriift. Die Priifung kam zu dem Ergebnis, dass die von der St2220
ausgehenden Larmimmissionen tagstiber zwischen 45-59 dB und nachts zwischen 45-60 dB liegen. Folg-
lich kommt es innerhalb des Plangebietes zu geringfiigigen Uberschreitungen der Orientierungswerte
nach DIN 18005 und dem Immissionsgrenzwert nach 16. BImSchV.

Die entsprechenden Flachen (kleine Teilflaiche im Nordwesten) wurden im Bebauungsplan mittels Plan-
zeichen eingezeichnet. Innerhalb dieser Bereiche sind passive SchallschutzmalRnahmen umzusetzen (Stel-
lung Gebaude, larmangepasste Grundrisse, Lairmschutzfenster, etc.) um die gesetzlichen Vorgaben einzu-
halten.

Beschlussvorschlag zu 17.3 Nutzungskonflikt ST2220:
Der Anregung wird gefolgt.
Die Festsetzungen sind entsprechend dem Schallschutzgutachten zu erganzen.

Potentieller Nutzungskonflikt durch Einbau von Luft-Warmepumpen

Durch die Installation von Warmepumpen zur Wohnraumbeheizung kann es in larmsensiblen Gebieten
hier dem geplanten WA zu Uberschreitungen der zuldssigen Immissionsrichtwerte durch Lirmemissio-
nen von zu lauten Aggregaten kommen.

Zur Vermeidung von Larmkonflikten, die durch den Betrieb von Luft-Warmepumpen entstehen kdnnten,
wird auf eine schwingungsisolierte Installation im Gebaude bzw. bei Aufstellung im Freien auf den Ein-
satz ,leiser” Aggregate verwiesen. Der durch die Stadt Dinkelsbihl auf S. 20 der Begriindung unter Nr. A
6.7 formulierte Hinweis hat bislang keinen Einzug in die textlichen Festlegungen zum Bebauungsplan ge-
funden.

Eine Ubernahme des bereits vorliegenden Textvorschlages in die Festlegungen zum Bebauungsplan wird
daher vorgeschlagen.

Beschlussvorschlag zu Luft-Warmepumpen:
Der Anregung wird gefolgt.

Die Festsetzungen werden wie folgt erganzt: , Die Installation und der Betrieb von Luft-Warmepumpen
hat schwingungsisoliert im Gebaude zu erfolgen. Alternativ dazu ist eine Aufstellung von Warmepumpen
im Freien nur zuldssig, wenn das Gerat nachweislich einen Schallleistungspegel kleiner 50 dB(A) aufweisen
kann. Die Einhaltung dieser Vorgabe ist im baurechtlichen Genehmigungsverfahren unaufgefordert zu er-
bringen.”
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17.4 SG 44 Technischer Umweltschutz, Schreiben vom 25.08.2023
Stellungnahme der Fachkraft flir Naturschutz (SG 44)

Die Stadt Dinkelsbihl plant die Aufstellung und Ausweisung des Bebauungsplans ,Gaisfeld IV Bauab-
schnitt 11” auf den Flurstiicken 1888, 1889 1890, 1891, 1892, 1893, 1894, 1895, 1879/53 sowie auf Teil-
flachen der Flurstiicke 1887, 1896/15, 1886/3 und 1879/27 Gmkg. Dinkelsbuhl.

Das geplante Baugebiet schlieRt an die tGiberwiegend realisierten Baugebiete Gaisfeld Il und Gaisfeld IV -
Bauabschnitt | an.

Der Geltungsbereich umfasst inkl. der externen naturschutz- und artenschutzrechtlichen Ausgleichsfla-
chen eine GrofRe von insgesamt 19,09 ha. Vorrangig sollen allgemeine Wohngebiete festgesetzt werden,
aber auch ein Sondergebiet mit Zweckbestimmung ,,Seniorenwohnheim“ ist geplant. Die Wohnbaufla-
che, das Sondergebiet und die Verkehrsflache nehmen insgesamt einen Flachenumfang von ca. 8,39 ha
ein. Die maximalen Grundflachenzahlen in den allgemeinen Wohngebieten betragen 0,4 oder 0,5, im
Sondergebiet hingegen 0,8.

Zur naturschutzfachlichen und -rechtlichen Priifung und Stellungnahme wurden in diesem Zusammen-
hang folgende Unterlagen im Rahmen der friihzeitigen Behordenbeteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB vor-
gelegt:

e 23. Anderung Flichennutzungsplan im Vorentwurf fiir den Bereich des Bebauungsplans ,Gaisfled 1V, 2.
Bauabschnitt” - Planungsstand 21.06.2023; TB Markert

e Begriindung mit Umweltbericht im Vorentwurf zur 23. Anderung des Flichennutzungsplans der Stadt
Dinkelsbihl im Parallelverfahren zum Bebauungsplan , Gaisfeld IV Bauabschnitt 11 - Planungsstand
21.06.2023; TB Markert Bebauungsplan Gaisfeld IV Bauabschnitt Il mit integriertem Griinordnungsplan
im Vorentwurf - Planungsstand 21.06.2023; TB Markert

¢ Begriindung mit Umweltbericht im Vorentwurf zur Aufstellung des Bebauungsplans ,Gaisfeld IV Bau-
abschnitt 11“ mit integriertem Griinordnungsplan - Planungsstand 21.06.2023; TB Markert

e Spezielle artenschutzrechtliche Priifung (saP) fir das geplante Wohnbaugebiet ,Gaisfeld IV.2“ in Din-
kelsblihl - Planungsstand 23.05.2022; shi - silvaea biome institut ¢ Artenschutzrechtliches MaRnahmen-
konzept fir das geplante Baugebiet Gaisfeld IV Bauabschnitt Il - Planungsstand 15.02.2023; sbi - silvaea
biome institut

In diesen Planungsunterlagen wird zudem auf folgende Unterlagen Bezug genommen:

¢ Natura 2000-Vertraglichkeitsprifung fur die Baugebiete Gaisfeld Ill & IV — Stand 2015; Sivaea Biome
Institut (sbi) & Biro fir Naturschutz und 6kologische Studien

Beschlussvorschlag zu 17.4.0:

Kenntnisnahme. Keine Abwagung erforderlich

1. Naturschutzfachliche und -rechtliche Stellungnahme zur 23. Flachennutzungsplandnderung

Im rechtsglltigen Flachennutzungsplan (FNP) der Stadt Dinkelsbihl ist der Geltungsbereich als Wohnge-
biet und als Griinflichen dargestellt. Die Notwendigkeit zur Anderung des Flichennutzungsplans ergibt
sich im vorliegenden Fall aus der geplanten Nutzung, die von den bestehenden Festsetzungen des Fla-
chennutzungsplans abweicht. Die Stadt Dinkelsbiihl beabsichtigt die VergréBerung der Wohnbauflachen
Uber das Mal} der im rechtskraftigen Flachennutzungsplan festgesetzten Abgrenzung der
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Wohnbauflachen hinaus und Gberplant damit festgesetzte Griinflachen mit Wasserriickhalteflachen. Un-
ter anderem soll eine Sonderbauflache (Seniorenwohnen) im Norden des Baugebiets auf einer festge-
setzten Griinflache entstehen.

Die geplante Anderung des Flachennutzungsplans beinhaltet damit unter anderem den Wegfall des im
Flachennutzungsplan festgesetzten Griinzuges mittig des Wohngebiets in nordsidlicher Richtung, sowie
den Verlust des festgesetzten Gringirtels mit Einzelbaum- und Baumgruppenpflanzung um die Wohn-
bauflachen.

Lediglich eine kleine Griinflache mittig im Wohnbaugebiet von rund 1.941 m? soll erhalten bleiben.

Der Verlust der Griinzasur in nordsidlicher Richtung durch das Baugebiet und des Griingirtels im Sliden
und Westen wird aus Sicht der Unteren Naturschutzbehdrde sehr kritisch gesehen.

In Zeiten des Klimawandels und Artenschwundes sind Griinflichen und Grinziige innerhalb von bebau-
ten Gebiete umso wichtiger, um das Stadtklima zu verbessern, die Luftqualitat aufzuwerten und die
Stadtentwicklung naturvertraglicher und nachhaltiger zu gestalten. Des Weiteren befindet sich ca. 125
m siidlich des Baugebiets das Naturschutzgebiet (NSG) ,Vogelfreistatte Walk- und Gaisweiher”, das au-
Rerdem Bestandteil des Natura 2000-Gebiets ,, Wornitztal” ist. Mit der Aufstellung des geplanten Bebau-
ungsplans ist mit einem erhdéhten Erholungsdruck auf diese Schutzgebiete durch Erholungssuchende aus
dem Wohngebiet zu erwarten. Die im aktuell giiltigen Flachennutzungsplan dargestellten Griinflaichen
wirden eine geeignete und attraktive Alternative fiir Spaziergdnger und andere Erholungssuchende dar-
stellen um den Erholungsdruck auf das NSG und Natura 2000-Gebiet zu reduzieren. Aus naturschutz-
fachlicher Sicht kann der beabsichtigten Uberplanung der Griinflichen daher nicht zugestimmt werden.
Diese sollten im Hinblick auf das nahegelegene NSG und Natura 2000-Gebiet vielmehr im bisherigen
Umfang erhalten bleiben.

Erlduterungen vom Planungsbiro zu 17.4.1:

Im urspriinglichen FNP waren durchgehende Griinziige im Baugebiet Gaisfeld vorgesehen. Durch den
Bauabschnitt 1 wurde dieser Planungsgedanke aufgegeben. Der Bauabschnitt 2 setzt diesen Planungsan-
satz fort.

Beschlussvorschlag zu 17.4.1:

Die Bedenken zur Griinflaichenversorgung werden auch angesichts des Klimawandels nicht geteilt. Die
festgesetzten EingriinungsmalRinahmen werden als ausreichend angesehen.
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2. Naturschutzfachliche und -rechtliche Stellungnahme zur Aufstellung des Bebauungsplans ,Gaisfeld IV
Bauabschnitt 11“:

2.1 Betrachtung der Natura 2000-Vertraglichkeit und der Schutzgebietskulisse Ca. 125 m sidlich befin-
det sich das Natura-2000 Gebiete ,,Wornitztal” sowie das NSG

»Vogelfreistatte Walk- und Gaisweiher”, sowie diverse amtlich kartierte Biotope.

Fiir die Natura-2000-Gebiete gilt das Verschlechterungsverbot, wonach alle Verdnderungen und Stérun-
gen, die zu einer erheblichen Beeintrachtigung des Gebiets in seinen Erhaltungszielen oder den Schutz-
zweck maRgeblichen Bestandteilen fiihren kdnnen, unzuladssig sind. Gemal § 36 S. 1 BNatschG i.V.m. §
34 Abs. 1 bis 5 BNatSchG sind Plane vor ihrer Zulassung oder Durchfiihrung auf ihre Vertraglichkeit mit
den Erhaltungszielen zu Gberprifen.

Der Planer beruft sich hierfiir in den Planungsunterlagen in Kapitel A.5.3 der Begriindung zum Bebau-
ungsplan auf eine FFH-Vertraglichkeitsprifung (FFH-VP) aus dem Jahr 2015 fiir die Baugebiete Gaisfeld
Il und IV. In den Planunterlagen heifSt es im Umweltbericht unter Kapitel B.1.2.2, dass aufgrund der dhn-
lichen Planvorgaben davon ausgegangen werden kann, dass die innerhalb dieser FFH-VP generierten Er-
kenntnisse ebenfalls fiir die Auswirkungen auf die Erhaltungsziele des FFH-Gebiets der Planung zu Gais-
feld IV Bauabschnitt Il herangezogen werden kdnnen.

Dem kann so aus Sicht der Unteren Naturschutzbehorde nicht zugestimmt werden. Die herangezogene
FFH-Vertraglichkeitspriifung basiert auf avifaunistischen Erfassungen fur Zug- und Rastvégel von Februar
bis April aus dem Jahr 2014 sowie auf den Geldndeerhebungen fir die FFH-Managementplanung, wel-
che im Jahr 2013 durchgefiihrt wurden. Die Datengrundlagen sind damit neun bzw. zehn Jahr alt. Gem.
dem Leitfaden zur FFH-Vertraglichkeitspriifung im Bundesfernstraenbau (Leitfaden FFH-VP) aus dem
Jahr 2004 sind in vorgelagerten Verfahrensschritten erhobene Daten zum Vorkommen von Lebensrau-
men und Arten insbesondere bei langen Planungszeitraumen ab ca. 5 Jahren als veraltet einzustufen.
Aus diesem Grund ist die FFH-Vertraglichkeitspriifung in kl. der zu Grunde liegenden Daten zu aktualisie-
ren.

Die FFH-Vertraglichkeitsprifung betrachtet aulRerdem hauptsachlich die Auswirkungen der Bebauung im
Plangebiet Gaisfeld Il und legt hierfiir erforderliche MaRnahmen fest, um die anthropogenen Auswir-
kungen auf das NSG und das Natura 2000-Gebiet zu minimieren z.B. durch Einschrankung der Begehbar-
keit des Geldndes und Offentlichkeitsarbeit. Ein derartiges MaRnahmenkonzept zur Reduktion des Erho-
lungsdrucks auf den Gaisweiher ist ebenfalls spezifisch fiir das Baugebiet IV - Gaisfeld Il im Rahmen der
FFH-VP zu erarbeiten. Auch das Gutachten zur artenschutzrechtlichen Priifung (saP), das dem aktuellen
Bauleitplanverfahren beiliegt und auf aktuellen Geldandeerhebungen vor Ort von April bis Juni 2021 ba-
siert, legt in der VermeidungsmalRnahme M5 fest, dass entsprechende MaBnahme zur Reduzierung der
anthropogenen Storreize entlang des Gaisweiher-Nordufers getroffen werden missen wie z.B. die Ein-
richtung eines alternativen, attraktiven FuR- und Radweges. Derartige MaRnahmen sind im jetzigen Vor-
entwurf zum Bebauungsplan nicht enthalten. Vielmehrwerden die im aktuellen Flachennutzungsplan
festgelegten Griinzilige Gberplant, die eine attraktive Alternative darstellen kdnnten. Hinzu kommt, dass
VermeidungsmalRRnahmen aus der FFH-VP von 2015 fiir das Baugebiet 111“, entgegen der Aussage in Kapi-
tel B.1.2.2, zum Teil bisher immer noch nicht umgesetzt sind (z.B. dornenreiche Hecke am Regenriickhal-
tebecken, abschlieRbare Schranke im Westen auf Flurnummer 1934).

Des Weiteren wurde im Rahmen der FFH-VP aus dem Jahr 2014 die MaBnahme CEF1 zur Schadensbe-
grenzung festgelegt (vgl. Kapitel 7.1.1 der FFH-VP aus dem Jahr 2015). Hierbei sollte ein Nahrungs- und
Bruthabitat fiir Rohrichtbewohner und Wasservogel entwickelt werden. Obwohl gem., der FFH-VP dies-
bezliglich ein Monitoring zum MaRnahmenerfolg in den Jahren 2017, 2022 und 2027 durchzufiihren war
/ist, liegen der Unteren Naturschutzbehorde bislang keinerlei Monitoring-Ergebnisse vor. Es wird darauf
hingewiesen, dass eine Beurteilung der Vertraglichkeitsprifung fir das Baugebiet IV Bauabschnitt 2
auch den Erfolg bzw. den Nichterfolg der bisherigen MalRnahmen zur Vermeidung, Minimierung und
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Schadensbegrenzung vorhergehender Bauabschnitte im Sinne der Summationswirkung bericksichtigen
muss.

Da im Bauleitplanverfahren keine aktuelle FFH-Vertraglichkeitspriifung vorliegt, kann die Vertraglichkeit
des Projekts mit den Erhaltungszielen des Natura 2000-Gebiets derzeit nicht beurteilt werden. Es muss
zum jetzigen Zeitpunkt daher davon ausgegangen werden, dass das Projekt unter Beriicksichtigung der
Summationswirkung zu einer erheblichen Beeintrachtigung des Gebiets in seinen fir die Erhaltungsziele
oder den Schutzzweck maligeblichen Bestandteilen flihren kann.

Eine Prifung und ggf. abweichende Beurteilung des Sachverhalts kann erst nach Vorlage der dazu not-
wendigen Unterlagen erfolgen.

Beschlussvorschlag zu 17.4.2.1:

Der Einwendung wird gefolgt. Die Unterlagen werden um eine aktuelle Natura2000-Vertraglichkeitpri-
fung erganzt.

Innerhalb dieses Gutachtens wurden VermeidungsmaRBnahmen und artenschutzrechtliche MalRnahmen
festgesetzt. Die angegebenen MalRnahmen werden in die Entwurfsplanung libernommen.

2.2 Betrachtung der griinordnerischen MalBnahmen zur Wohnumfeldgestaltung:

Im Zentrum des Wohngebiets ist eine Griinflache als Quartiersplatz geplant. Wahrend die Grinflache im
Planteil des Bebauungsplans als private Grinflachen dargestellt ist, ist in der Begriindung zum Bebau-
ungsplan von einer 6ffentlichen Griinflache die Rede.

Dieser Widerspruch ist in den Unterlagen zu korrigieren. Zur Anlage und Pflege dieser Griinflache fehlen
des Weiteren jegliche Angaben in Begriindung und Textteil des Bebauungsplans. Bei der Anlegung einer
Grinflache sollten deren Entwicklungs- und PflegemalRnahmen genauer festgesetzt werden. Diese wa-
ren beispielsweise folgende:

e Einsden der Flachen mit einer Saatgutmischung. Die Anlegung eines Blihstreifens ware naturschutz-
fachlich sehr zu begriRen. Falls dies umgesetzt werden sollte, ware hier die zu verwendende Saatgutmi-
schung genauer zu definieren. Hierbei ist darauf zu achten, dass gem. § 40 BNatSchG ausschlief3lich au-
tochthones Saatgut verwendet werden darf. Andernfalls ist eine Ausnahmegenehmigung bei der Hohe-
ren Naturschutzbehorde einzuholen.

* Die Saatgutmischung sollte mind. einen Krauteranteil von 30 % haben sowie ohne Kultursorten wie
z.B. Sonnenblume, Buchweizen, Ringelblume, etc. sein.

e 1- bis 2-schiirige Mahd, dabei sollte die erste Mahd erst nach dem 01.07. erfolgen

¢ Die BlUhflache darf weder gemulcht noch gediingt werden, noch diirfen Pflanzenschutzmittel zum Ein-
satz kommen.

e Zusatzlich sollte auf der 6ffentlichen Griinflache noch konkret die Anzahl der zu pflanzenden Hoch-
stamm-Laubbdume festgelegt werden.

Eine Ortsrandeingriinung ist am sldlichen und westlichen Rand des Wohnbaugebiets geplant (Kapitel
A.6.9.3 der Begriindung zum Bebauungsplan). Hierfiir ist eine Gehdlzpflanzung in einer Breite von 5 m
festgesetzt. Allerdings ist festgesetzt, dass diese nur auf mindestens 60 % der jeweiligen Grundstiicks-
lange anzulegen ist.

Dies kann aus naturschutzfachlicher Sicht nicht nachvollzogen werden, da so keine durchgangige und
vollstandige Ortsrandeingriinung gewahrleistet werden kann. Die Ortrandeingriinung ist vielmehr auf
der gesamten Lange umzusetzen. Des Weiteren wird die Ortsrandeingriinung als private Griinfliche im
Bebauungsplan dargestellt. Um sowohl die Umsetzung als auch die optische und 6kologische Entwick-
lung der Hecke einheitlich und besser (iber die Kommune sicherstellen zu kénnen, wiirden wir empfeh-
len die Ortsrandeingriinung als 6ffentliche Griinflache festzulegen. Mit der Artenliste B und den Min-
destqualitaten flr die Ortsrandeingriinung besteht aus naturschutzfachlichem Einverstandnis.

Gem. der Flachenbilanz in Kapitel A. 6. 13 der Begriindung zum Bebauungsplan nehmen die privaten
und &ffentlichen Griinflichen lediglich 4.705 m? und damit lediglich m ca. 2 % des Geltungsbereiches
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ein. Lasst man die Flachen fir MaRnahmen zum Schutz zur Pflege und Entwicklung von Natur und Land-
schaft auRen vor, die sich insgesamt auf 102.300 m? belaufen, nehmen die privaten und éffentlichen
Grinflachen weiterhin nur einen prozentualen Anteil von ca. 6 % ein.

Mit dem Hintergrund, dass auf Ebene des Flachennutzungsplanes ein deutlich hoherer Anteil an Grinfla-
chen dargestellt ist und ein niedriger Anteil an 6ffentlichen und privaten Griinflichen einen héheren Er-
holungsdruck auf die angrenzenden Schutzgebiete (NSG und Natura 2000-Gebiet) bedeutet, sind diese
MaRgaben und Festsetzungen zu den Griinflachen naturschutzfachlich erneut zu liberarbeiten und auch
flachenmaRig auszuweiten.

Des Weiteren wird eine privates Pflanzgebot zur inneren Durchgriinung festgelegt. Demnach sind je
volle 300 m3 ein Laubbaum oder Obstgehdlz auf dem Baugrundstiick gem. Artenliste A zu pflanzen (vgl.
Pkt. 7.6 der Festsetzungen, Kapitel A.6.9.2 der Begriindung zum Bebauungsplan). In der Artenliste A fiir
die zu pflanzenden Laubbdaume befinden sich nicht heimische und z.T. neophytische Arten wie Alnus
cordata, Catalpa bignioides “Nana”, Celtis occidentalis, Fraxinus ornus, Fraxinus angustifolia, Liquidam-
ber styraciflua, Saphorajaponica, Quercus cerris, Quercus rubra, Malus tschonoskii, Ostrya carpinifolia
und Robinia pseudoacacia.

Aus naturschutzfachlicher Sicht kann der Pflanzliste daher nicht zugestimmt werden. Die Arten sind viel-
mehr durch heimische Laubholzarten wie z.B. der Gemeinen Esche (Fraxinus exelsior) oder regionaltypi-
sche Obstsorten zu ersetzen.

Als weitere Durchgriinungsmalnahme werden StralRenbegleitpflanzungen in Form von 11 Laubbdumen
entlang der , ZunftreigenstraRe” gem. Artenliste C festgelegt (Pkt. 7.8 der Festsetzungen, Kapitel A.6.9.4
der Begrindung zum Bebauungsplan).

Auch in dieser Artenliste befinden sich nicht einheimische Baumarten wie Corylus colurna und Crataegus
lavallei, denen aus naturschutzfachlicher Sicht nicht zugestimmt werden kann und durch heimische
Laubbdumen Arten zu ersetzen sind.

Folgende weitere allgemeine griinordnerische MalRnahmen werden im Bebauungsplan festgelegt, die
bei der Planung als Vermeidungs- und MinimierungsmaRnahme von Beeintrachtigungen von Natur und
Landschaft Berlicksichtigung finden:

- Extensive Begriinung von Flachdachern (Pkt. 6.2, Begriindung A.6.7)

- Stellplatze und Zufahrten mit versickerungsfahigen Belag (Pkt. 7.1, Begriindung A.6.9.1)
- Zisternenpflicht (Pkt. 7.2, Begriindung A.6.9.1)

- Verbot von Schotter- oder Steingérten (Pkt. 7.3, Begriindung A.6.9.1)

- Verbot von Mauern, Erdwallen etc. und kleintierdurchlassige Einfriedungen (Pkt. 7.4, Begriindung
A.6.9.1)

Erlduterungen vom Planungsbiro zu 17.4.2.2:

Der § 40 BNatSchG regelt das Ausbringen von Pflanzen und Tieren in der freien Natur. Ein Baugebiet ist
keine ,freie Natur”, daher gilt dieser Paragraph hier nicht. Es werden daher auch keine Festlegungen zur
Zusammensetzung von Ansaatmischungen oder zur Gestaltung der Griinflachen festgesetzt.

Die Baumarten fiir die Durchgriinung orientieren sich an den unglinstigen Standortbedingungen im be-
siedelten Bereich. Es sind Arten aus der Empfehlungsliste der Gartenamtsleiter (sog. GALK-Liste) vorge-
sehen. Heimische Baumarten, wie die oben vorgeschlagene Esche sind weder fiir einen relativ kleinen
Hausgarten noch fiir eine StralRenbepflanzung geeignet.

Im Zuge der Entwurfserarbeitung wurden mehr Griinflachen (6ffentliche Griinflachen sowie Verpflichtung
auf privaten Flachen ,Pflanzgebot”) innerhalb des Geltungsbereichs der Planung eingeplant. Die Etablie-
rung offentlicher Griinflichen orientiert sich dabei am FNP. Jedoch wurde der Griinzug nicht bis zum
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stdlichen Rand des Geltungsbereichs erweitert, da Nutzerinnen nicht Richtung Siiden (NSG- und FFH-Ge-
biet) gelenkt werden sollen. Die Idee besteht darin die Biirgerinnen durch eine attraktive Stralengestal-
tung (Abriicken der Bebauung im Zuge der Baulinie von 5,5 m zur StraRe, Festsetzung von Pflanzgebote
entlang der StraRe) innerhalb des Baugebietes zu halten und attraktive Alternativen im Quartier anzubie-
ten.

Beschlussvorschlag zu 17.4.2.2:
Den Einwendungen wird nur zum Teil gefolgt.

Die Grunflachenplanung und die entsprechenden Flachenaufstellungen sind zu Gberarbeiten. Die Arten-
listen werden jedoch nicht verandert.

2.3 Betrachtung der Anwendung der Eingriffsregelung (Kapitel A.6.10 der Begriindung):

In der vorliegenden Bauleitplanung zum Bauabschnitt Il des Baugebiets Gaisfeld IV wird die auszuglei-
chende Eingriffsflache mit 8,39 ha beziffert. Dabei werden von den Planern die geplanten 6ffentlichen
und privaten Griinflichen (2.613 m? und 1.105 m?) sowie die Flachen fiir MaRBnahmen zum Schutz zur
Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft von der Gesamtflache des Geltungsbereichs abgezo-
gen.

Gleichzeitig berticksichtigt der Planer die naturnahe Gestaltung der Griinflichen als Vermeidungsmal3-
nahmen, die das Ansetzen eines Planungsfaktors von 8 % begriindet und reduziert damit den Aus-
gleichsbedarf.

Dieser Vorgehensweise kann jedoch von Seiten der Unteren Naturschutzbehorde nicht zugestimmt wer-
den. Da die 6ffentlichen und privaten Griinflachen nicht in die Eingriffsfliche einbezogen wurden, kon-
nen diese nicht gleichzeitig als Vermeidungsmalnahme fiir den Planungsfaktor anerkannt werden. Zu-
mal eine naturnahe Gestaltung ebenso wenig gegeben ist, da fir die 6ffentliche Griinflache, den Quar-
tiersplatz, jegliche Festsetzungen im Bebauungsplan fehlen (s.0.) und die Ortsrandeingriinung auf der
privaten Griinflache

Ortsrandeingriinung nur auf 60 % der Flache gem. des aktuellen Vorentwurfs umgesetzt werden muss
(s.0.). Auch die Extensivierung der Ackernutzung auf den Ausgleichsflachen ist keine VermeidungsmaR-
nahme, die fiir den Planungsfaktor angerechnet werden kann, da auch diese Flachen nicht in der Ein-
griffsflache bericksichtigt werden und MaRnahmen sind, die aus dem besonderen Artenschutz notwen-
dig werden. Die Anwendung eines Planungsfaktors von 8 % kann daher aus Sicht der Unteren Natur-
schutzbehdrde mit den aktuell festgesetzten Vermeidungsmalnahmen nicht begriindet werden.

Der Planungsfaktor und/oder die Eingriffsfliche sind dementsprechend an die oben genannten Kritik-
punkte anzupassen.

In den vorgelegten Planungsunterlagen wird die vom Vorhaben betroffene Flache in den Biotop- und
Nutzungstyp A1l ,Intensivacker” eingestuft. Mit der Einstufung des Ausgangszustandes besteht von Sei-
ten der Unteren Naturschutzbehorde Einverstandnis.

Der Ausgleichsbedarf soll gem. den Planunterlagen tber die Aufwertung der Flachen im Rahmen der ar-
tenschutzrechtlichen Ausgleichsflachen (CEF- und FCS-Flachen) erfolgen. Dem kann aus Sicht der Unte-
ren Naturschutzbehoérde zugestimmt werden. Der Ausgleichsumfang wird in den Unterlagen auf 669.669
Wertpunkte bilanziert.

Auf der Flurnummer 2392 der Gemarkung Waldhauslein sollen u.a. Brachflachen entstehen, die in der
Bilanzierung jedoch nicht differenziert werden. Dies ist in der Bilanzierung zu tGberarbeiten und der Aus-
gleichsumfang anzupassen. Des Weiteren erlautert der Planer in Kapitel B.8 des Umweltberichts zum
Bebauungsplan, dass der Uberschuss an Wertpunkten in das Stadtische Okokonto aufgenommen wer-
den soll.
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Wir weisen darauf hin, dass dies gem. § 1 Abs. 2 S. 1 BayKompV nicht moglich ist, da § 8 Abs. 6 Bay-
KompV nicht fiir Okokonto-MaRnahmen gilt. Dementsprechend kénnen Ausgleichserfordernisse nach
anderen Rechtsvorschriften nicht als OkokontomaRnahmen anerkannt werden.

Die Kompensationsflachen und MaRnahmen sind durch die satzungsgebende Stadt Dinkelsbihl zur Ein-
tragung in das Okofldchenkataster an das Bayerische Landesamt fiir Umwelt (LfU) zu melden.

Beschlussvorschlag zu 17.4.2.3:

Der Einwendung wird Folge geleistet. Die Eingriffsbilanzierung ist zu tiberarbeiten. Die zu bepflanzenden
Flachen innerhalb der Ortsrandeingriinung werden von 60 % auf 90 % der festgesetzten Flache angeho-
ben.

2.4 Betrachtung der Belange des besonderen Artenschutzes

Fiir die Betrachtung der artenschutzrechtlichen Belange wurde in der Begriindung zum Bebauungsplan
ein Gutachten zur speziellen artenschutzrechtlichen Priifung (saP) des Biiros sbi - silvaea biome Institut
mit Stand vom 23.05.2022 erganzt.

Das gutachterliche Fazit fihrt zu dem Ergebnis, dass vom Eingriff durch das geplante Wohngebiet 25 Ar-
ten betroffen sind. Insbesondere die Knoblauchkrote, eine nach Anhang IV der FFH-Richtline streng ge-
schiitzte Amphibienart ist durch die Uberbauung ihrer Ruhestitten betroffen.

In der saP werden insgesamt zwolf artenschutzrechtliche VermeidungsmalRnahmen beschrieben, um die
negativen Beeintrachtigungen auf die planungsrelevanten Arten zu reduzieren.

Mit diesen Vermeidungsmalinahmen bestehen von Seiten der Unteren Naturschutzbehérde grundsatz-
lich Einverstandnis. Die artenschutzrechtlichen Vermeidungsmalnahmen wurden jedoch nur bedingt in
die Festsetzungen zum Bebauungsplan Glbernommen. Die Festsetzungen zum Bebauungsplan sind da-
hingehend wie folgt zu erganzen bzw. zu liberarbeiten:

¢ Die Vermeidungsmalnahmen M1, M2, M4, M10 und M11 sind in die Festsetzungen des Bebauungs-
plans mit aufzunehmen.

¢ Die Vermeidungsmalinahme M5 beschreibt, dass geeignete MalRnahmen zur Minimierung anthropo-
gener Storreize entlang des Gaisweiher-Nordufers getroffen werden sollen u.a. die Einrichtung eines al-
ternativen, attraktiven FuB- und Radweges im Umfeld des Baugebietes sowie die Reduktion der Zu-
gangsmoglichkeiten zu dem sidlich gelegenen Griinweg am Gaisweiher-Ufer durch Bepflanzung mit
Dornenstrduchern. Ziel ist v.a. die storungsempfindlichen Vogelarten (z.B. Schnatterente, Tafelente, Rei-
herente, Graugans, Rohrweihe) im Gebiet des NSGs zu schiitzen. Entsprechende MalRnahmen sind im
aktuellen Vorentwurf zum Bebauungsplan und in den Festsetzungen jedoch nicht enthalten und dem-
entsprechend zu erganzen.

¢ In VermeidungsmaRnahme M6 wird beschrieben, dass die vom geplanten Wohngebiet ausgehenden
Stérungen wie Freizeitnutzung durch eine zweireihige und mind. 5 m breite, naturnahe Hecke aus heimi-
schen Straucharten und mit einem Anteil von mind. 60 % Dornenstrdauchern abzuschirmen ist. Auch
diese MaBnahme wurde nur zum Teil in den Festsetzungen libernommen. Es wird zwar eine Ortsrand-
eingriinung festgelegt jedoch nicht mit hohen Anteil an Dornenstrauchern. Auflerdem wird festgelegt,
dass die Ortsrandeingriinung nur auf 60 % der jeweiligen Grundstiickslange angelegt werden muss. Dies
unterbindet jedoch die abschirmende Funktion, die die Hecke einnehmen soll.

e M12 (Zisternenpflicht) wird zwar in der Begriindung zum Bebauungsplan beschrieben, sollte aber auch
noch in den Festsetzungen zum Bebauungsplan ibernommen werden.

Dass die VermeidungsmaBnahme M3 (Verzicht auf die slidlichste Hauserreihe) im aktuellen Bebauungs-
planvorentwurf umgesetzt wurde, um einen Mindestabstand zum NSG von 100 -150 m zu gewahrleis-
ten, wird von Seiten der Unteren Naturschutzbehérde begrift.
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Fiir die Wiesenschafstelze sowie fir die Feldlerche wird die die MaBnahme CEF1 zur Sicherung der kon-
tinuierlichen 6kologischen Funktionalitdt (CEF-MaRRnahme) in der saP beschrieben. Hierfir wird ein
Malnahmenkatalog unter Kapitel 3.2 aufgezahlt.

Fiir die Knoblauchkrote, wird gem. saP zur Wahrung des Erhaltungszustandes eine FCS-MalRnahme
(FCS1) notwendig. Hier sollen gem. saP mindestens 8,5 ha Ersatzhabitat fir die Knoblauchkréte geschaf-
fen werden (Kapitel 3.3).

Mit den MalBnahmenvorschldgen aus der saP fiir die CEF- und FCS-MaRRnahmen fiir die Arten Feldlerche,
Wiesenschafstelze und Knoblauchkréte bestehen von Seiten der Unteren Naturschutzbehorde grund-
satzlich Einverstandnis.

Sowohl die CEF-MaRRnahmen fiir Feldlerche und Wiesenschafstelze als auch die FCS-MaRRnahme fiir die
Knoblauchkréte werden in einem den Planungsunterlagen erganzten Mallnahmenkonzept flachenbezo-
gen und detailliert konkretisiert. Geplant ist die MaBnahmen auf den Flurstlicken 1888, 1890 bis 1895
der Gemarkung Dinkelsbihl (stidlich des Baugebietes), den Flurstiicken 2392 und 2392/2 der Gemar-
kung Dinkelsblihl sowie auf den Flurstlicken 313 bis 315 und 317 der Gemarkung Waldhauslein kombi-
niert durchzufiihren. Die konkretisierten Mallnahmen sind in den Festsetzungen des Bebauungsplans
unter Pkt. 8 aufgefihrt.

Da das Abfangen der Knoblauchkréten und das Umsiedeln sich Gber zwei Vegetationsperioden vor Bau-
feldfreimachung erstrecken soll, wurde das MaRnahmenkonzept bereits im Vorfeld mit der Unteren Na-
turschutzbehorde und mit der Héheren Naturschutzbehorde an der Regierung von Mittelfranken abge-
stimmt und im Jahr 2023 mit den UmsiedlungsmalRnahmen begonnen. Hierfir wurde im Vorfeld von der
Stadt Dinkelsbiihl eine artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigung beantragt und mit Bescheid vom
03.04.2023 von der Hoheren Naturschutzbehorde genehmigt. Ein Bericht zu den Umsiedlungsmalinah-
men im Jahr 2023 und dem begleitenden Monitoring liegen der Unteren Naturschutzbehorde bisher
nicht vor, sodass der Erfolg der MaRnahmen bisher nicht beurteilt werden kann.

Im Rahmen der erteilten artenschutzrechtlichen Ausnahmegenehmigung vom 03.04.2023 wurde ein be-
gleitendes Monitoring festgesetzt. Hierflir wurde der Unteren und Hoheren Naturschutzbehérde wah-
rend der Vorabstimmung ein Monitoringkonzept vorgelegt, das im MaRnahmenkonzept mit Stand vom
30.03.2023 enthalten war. Dieses Monitoringkonzept fehlt jedoch in den Bauleitplanunterlagen kom-
plett und ist in den Unterlagen dementsprechend zu erganzen.

Beschlussvorschlag zu 17.4.2.4:

Den Einwendungen wird weitgehend gefolgt. Die VermeidungsmaRnahmen M1, M2, M4, M10, M12 sind
in die Festsetzungen des Bebauungsplans aufzunehmen. Die MalRnahmen der FFH-Vertraglichkeitspri-
fung sind ebenfalls zu bericksichtigen.

Die MaRnahme M5 wird im Planentwurf ersetzt durch eine attraktivere Griinflachenplanung im Bauge-
biet, die eine Steuerung der Erholungsnutzung bewirken soll.

Die Planunterlagen werden um ein Monitoringkonzept bzw. um Aussagen zum Erfolg der bereits durch-
geflihrten UmsiedlungsmaBnahmen erganzt.

3. Fazit

Die Anderung des Flichennutzungsplans und die geplante Aufstellung des Bebauungsplans ,Gaisfeld IV
Bauabschnitt 11” ist aus naturschutzfachlichen und -rechtlichen Griinden, sowie aus Griinden des beson-
deren Artenschutzes und des Schutzes des europdischen Natura 2000-Gebiets v.a. in Bezug auf den
Wegfall der Griinflaichen und der fehlenden MaRnahmen zur Reduktion des Erholungsdrucks auf angren-
zende Schutzgebiete kritisch zu bewerten.

Zudem besteht hinsichtlich der griinordnerischen Festsetzungen Uberarbeitungsbedarf. Aufgrund der
noch fehlenden FFH-Vertraglichkeitsprifung sowie unvollstandiger Planungsunterlagen kann das ge-
plante Vorhaben zum aktuellen Zeitpunkt nicht abschlieBend beurteilt werden. Eine erneute Prifung
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und ggf. abweichende Beurteilung des Sachverhalts kann erst nach Vorlage der dazu notwendigen Un-
terlagen erfolgen.

Beschlussvorschlag zu 3.:
Kenntnisnahme. Keine Abwagung erforderlich

18. Regierung von Mittelfranken, Promenade 27, 91522 Ansbach, Schreiben vom 17.08.2023 zur 23.
Anderung des Flichennutzungsplans

Die 23. Anderung des Flichennutzungsplanes verfolgt das Ziel, bisher als Griinflichen dargestellte Fl&-
chen in Wohnbauflachen umzuwandeln und damit das értliche Wohnflachenangebot zu erhéhen. Ein
Teil der dargestellten Bauflachen ist im wirksamen Flachennutzungsplan bereits als Bauflache darge-
stellt. Der Anderungsbereich umfasst eine Fldche von ca. 12,75 ha, wovon ca. 7,41 ha als Wohnbaufla-
che und ca. 0,31 ha als Sondergebiet Seniorenwohnen vorgesehen sind.

Einschlagige Erfordernisse der Raumordnung

Die Ziele und Grundséatze aus dem Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) und dem Regionalplan
Region Westmittelfranken (RP8) werden bereits umfassend zitiert. Es wird darauf aufmerksam gemacht,
dass die Fortschreibung des LEP i. d. F. vom 01.06.2023 einige relevante Anderungen gebracht hat, ins-
besondere inhaltliche Konkretisierungen in LEP 1.3.2 Anpassung an den Klimawandel, erganzende
Grundsatze zur nachhaltigen und ressourcenschonenden Siedlungsentwicklung, Flachensparen (vgl. LEP
3.1.1- 3.1.3) sowie in Ziel LEP 3.2 die Anderung, wonach Potenziale der Innenentwicklung nicht vorrangig
zu nutzen sind, wenn sie ,begriindet" nicht zur Verfligung stehen. Es wird empfohlen, jeweils aus der
aktuellen Fassung zu zitieren.

Beschlussvorschlag zu 18.:
Der Anregung wird gefolgt. Die Angaben zum LEP werden entsprechend angepasst.

Bewertung aus landesplanerischer Sicht

Erganzend zu den in der Begriindung enthaltenen Erfordernissen der Raumordnung beriihrt der Ande-
rungsbereich den Regelungsinhalt der Grundsatze LEP 5.4.1 zum Erhalt landwirtschaftlicher Flachen, LEP
7.1.4. Abs. 2 zum Erhalt von Frei- und Griinflachen mit Verbindung zur freien Landschaft sowie LEP 7.1.6
zum Erhalt der Arten- und Lebensraumvielfalt und zum Biotopverbundsystem. Diese Grundsatze sollten
bericksichtigt und in die Abwagung einbezogen werden.

Bereits im Verfahren zur Darstellung der Wohnbauflichen fiir das Baugebiet Gaisfeld IV-BA 1 (16. Ande-
rung des Flachennutzungsplanes) hatten wir um eine Flachenbilanzierung gegenliber dem rechtswirksa-
men Flachennutzungsplan gebeten. Dies wird auch jetzt wieder als erforderlich angesehen (s. Hinweis
der héheren Naturschutzbehdorde).

Der Bedarf an zuséatzlichen Wohnbauflachen wird auf der Ebene des Flachennutzungsplanes bislang nur
durch eine pauschale Aussage tiber eine hohe Nachfrage und auf der Ebene des Bebauungsplanes er-
ganzend durch einen Blick auf die Bevolkerungsentwicklung in der Vergangenheit begriindet. Hierzu soll-
ten folgende Hinweise eingearbeitet werden:

Grundsatzlich sollte zwischen kurzfristiger Nachfrage und langfristigem Bedarf unterschieden werden,
wobei sich letzterer vorrangig aus Bevolkerungszuwachsen ergibt und anhand der zu erwartenden Be-
volkerungszuwaéchse laut den Bevolkerungsvorausberechnungen des Landesamtes fiir Statistik ermittelt
werden sollte. Diese stellen keine Prognose dar und sind daher bei der Beurteilung zusatzlichen Wohn-
bauflachenbedarfs im Kontext mit den weiteren Strukturdaten der Gemeinde zu sehen. Die Stadt
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Dinkelsbihl kann — und sollte, wenn es der besseren Nachvollziehbarkeit des Planungsumfanges dient -
stichhaltig gegen die amtliche Bevolkerungsprognose argumentieren (starke Abweichungen in der Be-
volkerungsentwicklung in der Vergangenheit, etwaige Unternehmensansiedlungen, sonstige nachvoll-
ziehbare Sondereffekte wie Fliichtlingskrise). Auch die zentral6rtliche Funktion kann eine gegeniber
dem Landkreisdurchschnitt positiver erwartete Entwicklung begriinden. Die Stadt Dinkelsbihl kann auf
der Basis solcher verbalen Argumente eine eigene Bevoélkerungsprognose fir den Planungshorizont auf-
stellen und daraus den Bedarf an Wohnbauland ableiten.

Bei Bericksichtigung vorgenannter Hinweise sind Einwendungen aus landesplanerischer Sicht nicht zu
erheben.

Beschlussvorschlag zu 18. Bewertung landesplanerische Sicht:

Der Einwendung wird gefolgt. Die Ermittlung des notwendigen Wohnbauflachen Bedarfs der Grofen
Kreisstadt Dinkelsbihl wird entsprechend der Einwendung vertiefend ausgearbeitet. Die Begriindung
wird um eine Gegenliberstellung der geplanten Flachenwidmungen zur Darstellung im bisherigen FNP
erganzt.

Hinweise der hoheren Naturschutzbehoérde

In der Begriindung fehlt eine fundierte Bedarfsermittlung, aus der nachvollzogen werden kann, auf wel-
cher Grundlage die vorhandene Darstellung des FNP fir die Aufstellung eines Bebauungsplans nicht aus-
reichend ist. Die allgemeine Aussage, dass ein Bedarf an Wohnraum besteht, stellt keine fundierte,
nachvollziehbare Begriindung dar. In Dinkelsbihl wurden in der jiingsten Vergangenheit auch in Ortstei-
len zusatzliche Wohnbauflachen ausgewiesen. Die Bedarfsanalyse und die zur Verfligung stehenden
Bauflachen miissen sich auf das gesamte Stadtgebiet und den Geltungsbereich des FNP beziehen.

Im Umweltbericht fehlt eine vergleichende Gegenliberstellung der geplanten Flachenwidmungen zur
Darstellung im bisherigen FNP (Flache in ha). Ohne diese Ubersicht, kénnen die Auswirkungen auf die
Schutzgiiter nicht korrekt bewertet und geprift werden.

Die 23. Anderung des FNP ist mit einer Reduzierung von bisher dargestellten Griinflichen verbunden.

In den FNP der GroRen Kreisstadt Dinkelsbiihl ist ein Landschaftsplan integriert. Alle Anderungen des
FNP sind auch mit Anderungen des Landschaftsplans verbunden. Die erforderlichen Anpassungen des
Landschaftsplans fehlen bisher und sind entsprechend nachzuarbeiten. Wie bereits dargelegt, fihrt die
Planung zu einer erheblichen Reduzierung der Griinflichen. Gerade im unmittelbaren Umfeld zum NSG
Walk- und Gaisweiher, sowie zu Natura 2000 Gebieten bedarf es einer gesonderten Begriindung. Die
Reduzierung von Grinflachen in Siedlungsnahe fiihren zu einer erheblichen Mehrbelastung der angren-
zenden Umgebung durch Erholungssuchende. Aus naturschutzfachlicher Sicht sind die Griinflachen des-
halb im bisherigen Umfang zu erhalten.

Im Umweltbericht wurde die Priifung von Standortalternativen nur unzureichend bzw. nicht durchge-
fUhrt. Auch fir die Prifung der Standortalternativen ist die FlachengroRRe (Differenz Darstellung Baufla-
chen bisher und kinftig) erforderlich. Mit diesen Angaben sind Standorte die eine entsprechende Bau-
flichengréRe hitten, alternativ zur geplanten Anderungsfliache, hinsichtlich ihrer Eignung und aller Um-
weltbelange zu prifen.

AbschlieBend wird aus Sicht der héheren Naturschutzbehdrde darauf hingewiesen, dass es im Zuge ei-
ner zeitgemaRen Anpassung erforderlich ist, den derzeitigen FNP einer Gesamtfortschreibung ein-
schlieBlich des Landschaftsplanes zu unterziehen.

Welche grundlegenden Aussagen auf den urspriinglichen FNP mit LP zuriickgehen, kann aus der Begriin-
dung nicht entnommen werden. Der rechtskraftige FNP ist auf der Homepage der Stadt Dinkelsbihl
nicht einsehbar. Nach unserem Kenntnisstand stammt der FNP/LP aus dem Jahr 1994. Der Flichennut-
zungsplan- mit integrierten Landschaftsplan einer Stadt wie Dinkelsbihl sollte in Abstdnden von 10 bis
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maximal 15 Jahren neu aufgestellt werden um die zukiinftigen Anforderungen (demographischer Wan-
del, Klimaschutz, etc.) vorausschauend bewaltigen zu kdnnen. Die Generaliberarbeitung bzw. Neuauf-
stellung ist erforderlich, weil sich durch die Vielzahl von Anderungen die Grundziige der bestehenden
Gesamtplanung bereits wesentlich verandert haben. AuBerdem hat die Vielzahl von Anderungen in der
Summe zu wesentlichen Verdanderungen von Natur und Landschaft gefiihrt, so dass eine Neubewertung
unumganglich ist. Da keine Bedarfsanalyse durchgefiihrt wurde, muss davon ausgegangen werden, dass
durch die zahlreichen Anderungsverfahren, der FNP/LP offensichtlich keine aktuelle Gesamtschau auf
das Gemeindegebiet erméglicht und der Uberblick bereits verloren gegangen ist.

Die Planung sollte aus naturschutzfachlicher Sicht in der vorgelegten Form nicht weiterverfolgt werden.

Beschlussvorschlag zu 18. Hinweis der Héheren Naturschutzbehoérde:
Der Einwendung wird teilweise gefolgt.

Die Ermittlung des Wohnbauflachen-Bedarfs wird entsprechend der Einwendung vertiefend ausgearbei-
tet. Die Begriindung wird um eine Gegenliiberstellung der geplanten Flachenwidmungen zur Darstellung
im bisherigen FNP ergdnzt.

Hinweise des Sachgebietes Stadtebau

Die Ausweisung zusatzlicher Flache fiir den Wohnbau wird an dieser Stelle kritisch hinterfragt, da die
Potenziale einer Innenentwicklung, im Sinne einer nachhaltigen und flachensparenden Siedlungsent-
wicklung, vorrangig zu nutzen sind (vgl. LEP 3.2). Der Bedarf an zusatzlichen Wohnbauflachen sollte
demnach nachrangig zur Ausschépfung der vorhandenen Entwicklungs- und Nachverdichtungsmaoglich-
keiten geprift werden. Da aber im Zuge der vorangestellten Bauabschnitte bereits Mallnahmen zur Si-
cherstellung einer funktionierenden Gemeinbedarfsinfrastruktur und Versorgung eingeleitet wurden,
kann aus stadtebaulicher Sicht auf die Prifung alternativer Standorte verzichtet werden.

Die Uberplanung des Baugebietes Gaisfeld IV-BA Il ist deutlich gréRer als im aktuell wirksamen FNP aus-
gewiesen, sodass vor allem die im Flachennutzungsplan bzw. Landschaftsplan ausgewiesenen Grin-
schneisen zwischen den Baugebieten vollstandig zugunsten weiterer Bebauung liberplant wurden. Dies
konterkariert die urspriinglichen Planungsabsichten, griinrdumliche Zasuren zwischen den Baugebieten
einzurichten, um die stadtebauliche Struktur mit Mitteln der Griinordnung zu gliedern und Griinverbin-
dungen zwischen Altstadt und freier Landschaft herzustellen (vgl. LEP 7.1.4). Dies galt allerdings auch
schon fiir die bisherigen Baugebiete Gaisfeld | bis IV-BA 1. Fir weitere Bemiihungen zum Erhalt der stad-
tebaulich und landschaftsplanerisch wichtigen, ortsbildbedeutsamen Abstandsflache zwischen dem siid-
westlichen Rand der Slidweststadt und dem Gaisweiher ist die Planung bzw. Bebauung der vorangestell-
ten Bauabschnitte unserer Einschatzung nach bereits zu weit fortgeschritten.

Die stadtebaulichen Kanten werden von der aktuellen Planung aufgegriffen und weitergefiihrt und bil-
den so eine einheitliche stadtebauliche Struktur, auch wenn diese von dem wirksamen FNP abweicht.

Da Griinzlge ebenso zur Verbesserung des Bioklimas und zur Erholungsvorsorge dienen (LEP 7.1.4),
empfiehlt es sich, im Zuge der weiteren verbindlichen Bauleitplanung auf das Thema der privaten und
offentlichen Grinflachen vertieft einzugehen und geniligend unversiegelte Flachen und andere klimare-
levante MalRnahmen durch Festsetzungen sicherzustellen. Der Bedarf an 6ffentlichen Freiflachen sei
hier ebenso zu prifen, wie auch der Versiegelungsgrad auf den privaten Grundstiicken.

Wir erachten es als notwendig, den Landschaftsplan und Flachennutzungsplan gesamtstadtisch fortzu-
schreiben, um eine rechtskraftige Grundlage fir die stadtebauliche und landschaftsplanerische Konzep-
tion kiinftiger EntwicklungsmaRnahmen sicherzustellen, die allen 6ffentlichen Belangen gerecht wird.

Beschlussvorschlag zu ,Hinweise des Sachgebietes Stadtebau”:

Der Anregung zur Gesamt-Fortschreibung des FNPs wird nicht gefolgt, da dies derzeit nicht flir notig er-
achtet wird. Es wird jedoch die Flachenaufstellung der geplanten Griinflichen erganzt.
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19. Regierung von Mittelfranken, Schreiben vom 17.08.2023 zum Bebauungsplan ,,Gaisfeld IV BA“*

Die Stadt Dinkelsbihl plant Baurecht zu schaffen fiir den zweiten Bauabschnitt des Baugebietes Gaisfeld
IV im Sidwesten der Kernstadt. Das Gebiet war im Verfahren zur Ausweisung des Baugebietes Gaisfeld
IV v.a. wegen ausstehender artenschutzrechtlicher Priifungen zuriickgestellt worden. Zwischenzeitlich
ist der erste Bauabschnitt vollstandig verkauft und teilweise in Bau; auRerdem liegen die genannten Pri-
fungen vor.

Das Plangebiet ist nur teilweise aus dem wirksamen Flachennutzungsplan entwickelt und da es auch auf
der Ebene des Flichennutzungsplanes bei der damaligen 16. Anderung zuriickgestellt wurde, wird der
Flachennutzungsplan jetzt im Parallelverfahren gedndert (23. Anderung).

Der Geltungsbereich umfasst einschlieflich externer AusgleichsmalRnahmen eine Flache von etwa 19,09
ha. Als Wohn/Sondergebietsflache werden 7,14 bzw. 0,31 ha Gberplant — mit VerkehrserschlieRung ca.
8,39 ha.

Das Baugebiet wird entsprechend seiner baulichen Nutzung in 10 Gebiete eingeteilt. Es werden Wohn-
gebiete sowie ein Sondergebiet ausgewiesen. Fir das Sondergebiet wird uneinheitlich die Zweckbestim-
mung ,Diakonie" oder ,,Seniorenwohnheim" angegeben. In den Wohngebieten WA 1 und WA 2, die am
nordlichen Rand zum Bauabschnitt | hin liegen, wird eine geschlossene Bauweise vorgegeben; im Wohn-
gebiet WA 8, ebenfalls am nordlichen Rand, eine abweichende Bauweise (Reihenhausbebauung). Fir die
weiteren Wohngebiete und das Sondergebiet gilt die offene Bauweise. Dort sind (iberwiegend Einzel-
und zum Teil Doppelhduser vorgesehen.

Beschlussvorschlag zu 19.:
Kenntnisnahme. Keine Abwagung erforderlich

Einschlagige Erfordernisse der Raumordnung

Die Ziele und Grundséatze aus dem Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) und dem Regionalplan
Region Westmittelfranken (RP8) werden bereits umfassend zitiert. Es wird darauf aufmerksam gemacht,
dass die Fortschreibung des LEP i. d. F. vom 01.06.2023 einige relevante Anderungen gebracht hat, ins-
besondere inhaltliche Konkretisierungen in LEP 1.3.2 Anpassung an den Klimawandel, ergdnzende
Grundsatze zur nachhaltigen und ressourcenschonenden Siedlungsentwicklung, Flachensparen (vgl. LEP
3.1.1- 3.1.3) sowie in Ziel LEP 3.2 die Anderung, wonach Potenziale der Innenentwicklung nicht vorrangig
zu nutzen sind, wenn sie ,begriindet" nicht zur Verfligung stehen. Es wird empfohlen, jeweils aus der
aktuellen Fassung zu zitieren.

Beschlussvorschlag zu 19. ,Erfordernisse der Raumordnung“:

Der Einwendung wird gefolgt. Die Angaben zum LEP werden angepasst.

Bewertung aus landesplanerischer Sicht

Ergdnzend zu den in der Begriindung enthaltenen Erfordernissen der Raumordnung beriihrt der Ande-
rungsbereich den Regelungsinhalt der Grundsatze LEP 5.4.1 zum Erhalt landwirtschaftlicher Flachen, LEP
7.1.4. Abs. 2 zum Erhalt von Frei- und Griinflachen mit Verbindung zur freien Landschaft sowie LEP 7.1.6
zum Erhalt der Arten- und Lebensraumvielfalt und zum Biotopverbundsystem. Diese Grundsatze sollten
berlicksichtigt und in die Abwagung einbezogen werden.

Der Bedarf an zusétzlichen Wohnbaufldchen wird nur durch eine pauschale Aussage (iber eine hohe
Nachfrage und einen Blick auf die Bevélkerungsentwicklung in der Vergangenheit begriindet. Zur Be-
grindung des Bedarfs sollten folgende Hinweise eingearbeitet werden: Grundsatzlich sollte zwischen
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kurzfristiger Nachfrage und langfristigem Bedarf unterschieden werden, wobei sich letzterer vorrangig
aus Bevolkerungszuwéachsen ergibt und anhand der zu erwartenden Bevolkerungszuwaéchse laut den Be-
volkerungsvorausberechnungen des Landesamtes fiir Statistik ermittelt werden sollte. Diese stellen
keine Prognose dar und sind daher bei der Beurteilung zusatzlichen Wohnbauflachenbedarfs im Kontext
mit den weiteren Strukturdaten der Gemeinde zu sehen. Die Stadt Dinkelsbiihl kann — und sollte, wenn
es der besseren Nachvollziehbarkeit des Planungsumfanges dient - stichhaltig gegen die amtliche Bevol-
kerungsprognose argumentieren (starke Abweichungen in der Bevélkerungsentwicklung in der Vergan-
genheit, etwaige Unternehmensansiedlungen, sonstige nachvollziehbare Sondereffekte wie Fliichtlings-
krise). Auch die zentralortliche Funktion kann eine gegeniiber dem Landkreisdurchschnitt positiver er-
wartete Entwicklung begriinden. Die Stadt Dinkelsbihl kann auf der Basis solcher verbalen Argumente
eine eigene Bevolkerungsprognose fiir den Planungshorizont aufstellen und daraus den Bedarf an
Wohnbauland ableiten.

Der Bebauungsplan greift teilweise Potenziale der Innenentwicklung auf soweit er aus dem wirksamen
Flachennutzungsplan entwickelt ist. Darliber hinaus werden aber auch bisherige Griinflachen in erhebli-
chem Umfang liberplant. Wegen des Vorrangs der Innenentwicklung (vgl. LEP 3.2) sind deshalb Aussa-
gen erforderlich, inwieweit andere Potenziale der Innenentwicklung vorhanden und verfiigbar sind.
Diese waren vorrangig zu nutzen bzw. auch vom ermittelten Bedarf abzuziehen. Um im nachsten Schritt
zu bewerten, inwieweit der Planungsumfang vom Bedarf gedeckt ist, braucht es Angaben zur voraus-
sichtlichen Anzahl an Wohneinheiten bzw. der voraussichtlich moglichen Anzahl Bewohner. Diese Anga-
ben sind auch fiur die Ableitung bendtigter Infrastrukturen relevant.

Wenn der Bedarf entsprechend vorgenannter Hinweise plausibel begriindet wird, werden Einwendun-
gen aus landesplanerischer Sicht nicht erhoben.

Beschlussvorschlag zu 19.,landesplanerische Sicht”:

Der Einwendung wird gefolgt. Die Ermittlung des notwendigen Wohnbauflachen Bedarfs der Grof3en
Kreisstadt Dinkelsbihl wird entsprechend der Einwendung vertiefend ausgearbeitet. Die Begriindung
wird um eine Gegenliberstellung der geplanten Flachenwidmungen zur Darstellung im bisherigen FNP
erganzt.

Hinweise des Sachgebietes Stadtebau

Da Griinzlige ebenso zur Verbesserung des Bioklimas und zur Erholungsvorsorge dienen (vgl. LEP 7.1.4),
empfiehlt es sich, im Zuge der weiteren verbindlichen Bauleitplanung auf das Thema der privaten und
offentlichen Grinflachen vertieft einzugehen und geniligend unversiegelte Flachen und andere klimare-
levante MalBnahmen durch Festsetzungen sicherzustellen. Der Bedarf an 6ffentlichen Freiflachen ist hier
ebenso zu prifen, wie auch der Versiegelungsgrad auf den privaten Grundstiicken.

Erganzender Hinweis

Im Hinblick auf die naturschutzfachlichen Belange wird auf die erfolgten Abstimmungen mit der héheren
Naturschutzbehérde, unsere Stellungnahme zur 23. Anderung des Flichennutzungsplanes sowie die
Stellungnahme der unteren Naturschutzbehorde verwiesen.

Beschlussvorschlag 19. ,Hinweis des Sachgebietes Stadtebau:
Der Anregung wird gefolgt. Es wird die Flachenaufstellung der geplanten Grinflachen erganzt.
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20. Staatliches Bauamt Ansbach, Bischof-Meiser-Str. 11, 91522 Ansbach; Schreiben vom 16.08.2023

Gegen die 17. Anderung des Flachennutzungsplanes und den Bebauungsplan , Sondergebiet Landesfi-
nanzschule Bayern" bestehen von Seiten des Staatlichen Bauamtes Ansbach keine Einwande.

Zum BBP "Gaisfeld IV BA2" wird wie folgt Stellung genommen:

Mit dem Bestehen eines Zugangs zum Geh- und Radweg besteht Einverstandnis. Eine durch Kraftfahr-
zeuge nutzbare Anbindung der StraRe ,,Mayrweg" vom B-Plan-Gebiet zur StaatsstralRe darf nicht erfol-
gen. Vorhandene Zufahrten sind zuriickzubauen bzw. baulich und verkehrsrechtlich einzuschranken.

Die Schaffung einer solchen Andienung des Plangebietes "Gaisfeld IV BA2" hatte die Notwendigkeit ei-
nes regelwerkskonformen Ausbaus der Kreuzung mit der StaatsstraRe 2220 zur Folge.

BayernAtlas-Link zur folgenden Skizze: https://v.bayern.de/nXc7m

Um Ubermittlung einer Kopie der Abwagung der o. g. Punkte sowie einer Kopie des rechtsgiiltigen Be-
bauungsplanes (Satzung mit Plan) wird gebeten. Die Unterlagen kénnen auch digital als .pdf-Datei an
poststelle@stbaan.bavern.de Gbermittelt werden.

Beschlussvorschlag zu 20.:

Der Einwendung wird gefolgt. Die GroRe Kreisstadt Dinkelsbiihl plant keinen Anschluss der Obrist-von-
Sperreuth-Stralle an die StaatsstraRe 2220.

21. Wasserwirtschaftsamt Ansbach, Diirrnerstrafle 2, 81522 Ansbach, Aschreiben vom 17.08.2023
Wasserversorgung

Bei der ErschlieBung des Gebiets ist darauf zu achten, dass jederzeit gentigend Trink-, Betriebs- und
Loschwasser in ausreichender Qualitat, Quantitdt und ausreichendem Druck zur Verfligung steht. Die
einschlagigen DVGW Arbeits- bzw. Merkblatter sind zu beachten.

Grundwasser / Grundwasser- und Bodenschutz:

Das im Nahbereich liegende, festgesetzte Wasserschutzgebiet (Reichertsmiihle) liegt nicht im Geltungs-
bereich der Bauleitplanung.

Abwasserbeseitigung IH 48 und 54 ff. WHG):

Wir weisen darauf hin, dass flr die Einleitung des gesammelten Niederschlagswassers in ein oberirdi-
sches Gewdsser oder in das Grundwasser (=Versickerung) ein wasserrechtliches Erlaubnisverfahren er-
forderlich ist, wenn nicht die Bagatellgrenzen der NWFreiV, TRENOG oder TRENGW unterschritten
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werden. Daflr ist eine Entwasserungsplanung unter Berlicksichtigung der einschlagigen Technischen Re-
gelwerke (DWA-M-153, DWA-A-117 bzw. DWA-A-138) zu erstellen und beim Landratsamt Ansbach als
Wasserrechtsbehoérde einzureichen.

Fiir die geplante Einleitung von Niederschlagswasser in den Gaisweiher bzw. in das bestehende Retenti-
onsbecken ist eine quantitative Beurteilung nach LfU Merkblatt 4.4/22 / DWA-A 102, Teil 2 erforderlich.

Oberirdische Gewasser

Westlich des Vorhabens verlauft der Walkenweiherbach, ein Gewasser dritter Ordnung. Ausgehend von
der vorliegenden Planung scheint aus fachlicher Sicht aufgrund des Abstandes zum Gewasser sowie der
vorliegenden Topographie eine hydraulische Berechnung fiir einen hundertjahrlichen Abfluss (HQ100)
nicht erforderlich.

Sollten die Abstdande unterschritten werden, ware ggf. eine Berechnung erforderlich und mit dem Was-
serwirtschaftsamt Ansbach abzustimmen.

Wasserabfluss

Der nattirliche Ablauf wild abflieRenden Wassers darf nicht zum Nachteil eines tiefer liegenden Grund-
stiicks verstarkt oder auf andere Weise verandert werden (§ 37 Abs. 1 WHG).

Gegen den Bebauungsplan und der Flachennutzungsplandnderung bestehen keine grundlegenden was-
serwirtschaftlichen Bedenken, wenn die obigen Ausfiihrungen berlicksichtigt werden.

Beschlussvorschlag zu 21.:

Der Anregung wird gefolgt. Die Begriindung zum Bebauungsplan wird um folgende Hinweise erganzt: ,, Fur
die geplante Einleitung von Niederschlagswasser in den Gaisweiher bzw. in das bestehende Retentions-
becken ist eine quantitative Beurteilung nach LfU Merkblatt 4.4/22 / DWA-A 102, Teil 2 erforderlich.”

22. Stadtwerke Dinkelsbiihl, Rudolf-Schmidt-StraBe 7, 91550 Dinkelsbiihl; Schreiben vom 28.07.2023

Grundsatzlich bestehen durch die Stadtwerke Dinkelsbiihl keine Einwendungen gegen den vorliegenden
Entwurf zur 23. Anderung des Flichennutzungsplanes und dem Parallelverfahren Gaisfeld IV BA2.

Zur Erschliefung der Stromversorgung und den weiteren Ausbau eines Warmenetzes benétigen die
Stadtwerke einen geeigneten Platz fiir die Stellung der Trafo- bzw. Warmestation(en). Dazu benétigen
die SWD eine Flache von ca. 10,50 x 8,50 m. In nachfolgendem Planausschnitt ist die bendtigte Flache
schematisch dargestellt.

Des Weiteren sind im Bereich WA 5 und WA 6 jeweils ein Standort fiir einen Stromverteilerschrank ge-
plant. Wir bitten um Aufnahme bzw. Anderung des Flichenbedarfs fiir Versorgungsstationen in den
Ubersichtslageplan.
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Schreiben vom 03.08.2023

Bezugnehmend auf unser Schreiben vom 27.07.2023 melden die Stadtwerke Dinkelsbiihl Bedenken in
Bezug auf die fachlich richtige Verlegung von Ver- und Entsorgungsleitungen an.

Die im vorliegenden Plan dargestellte StralRenbreite der RingstraBen von 5,00m inkl. Borde lasst baulich
fiir Ver- und Entsorgungsleitungen lediglich eine Breite von 4,75m zu. Durch die Verlegung des geplan-
ten Nahwéarmesystems und die geltenden Mindestabsténde ist eine normgerechte Leitungsverlegung
aus unserer Sicht nicht moglich.

Im Bauabschnitt 1 des Wohngebietes Gaisfeld IV ist die StraRenbreite der Nebenstrallen mit 5,50 m be-
reits knapp bemessen, an bestimmten Zwangspunkten konnten durch verschiedene DIN-Normen gere-
gelte Vorgaben nicht vollstandig eingehalten werden.

Wir bitten um Beriicksichtigung unseres Anliegens im weiteren Verfahrensablauf. Selbstverstandlich ste-
hen wir Ihnen fiir weitere Information und fiir die Erlauterung unserer Belange gerne zur Verfligung.

Beschlussvorschlag zu 22.:

Der Einwendung wird gefolgt. Innerhalb der 6ffentlichen Griinflache , Quartiersplatz” wird eine passende
Flache fir die Errichtung einer Trafostation eingeplant. Die Stralenbreite der 6ffentlichen Verkehrsstra-
Ren wird im gesamten Plangebiet auf eine Mindestbreite von 5,8 m angepasst.

aufgestellt:
TB|MARKERT
Nicolas Schmelter

B. Sc. Landschafsplanung und Landschaftsarchitektur
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Ausschnitt aus dem rechtwirksamen Fléchennutzungsplan der Stadt Dinkelsbiihl in der Fassung der 16.Anderung Darstellungen FNP-Anderung Verfahrensvermerke:

Wohnbauflache 1) Der Stadtrat der GroRen Kreisstadt Dinkelsbiihl hat in der Sitzung vom 21.06.2023 die 23. Anderung des
Flachennutzungsplanes (FNP) fiir den Bereich des Bebauungsplans , Gaisfeld IV 2. Bauabschnitt” beschlossen. Der
Aufstellungsbeschluss wurde in der Zeit vom 17.07.2023 bis 18.08.2023 ortsiblich bekanntgemacht.

Gemischte Bauflache
2) Die friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung gemaR § 3 Abs. 1 BauGB mit 6ffentlicher Darlegung und Anhérung fiir

i den Vorentwurf der 23. Anderung des FNP in der Fassung vom 21.06.2023 hat in der Zeit vom 17.07.2023 bis
Sonderbauflache
18.08.2023 stattgefunden.
Griinfliche 3) Die friihzeitige Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange gemal § 4 Abs. 1 BauGB zum

Vorentwurf der 23. Anderung des FNP in der Fassung vom 21.06.2023 hat in der Zeit vom 17.07.2023 bis
18.08.2023 stattgefunden.
Flache fir Gemeinbedarf

4) Zum Entwurf der 23. Anderung des FNP in der Fassung vom 20.02.2024 wurden die Behérden und sonstigen

Trager offentlicher Belange gemals § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom xx.xx.2024 bis xx.xx.2024 beteiligt.

Hauptverkehrsstralle -
5) Der Entwurf der 23. Anderung des FNP in der Fassung vom 20.02.2024 wurde mit der Begriindung gemaR § 3

N . Abs. 2 BauGB in der Zeit vom xx.xx.2024 bis xx.xx.2024 offentlich ausgelegt.
Umgrenzung von Flachen flur

Nutzungsbeschrankungen 6) Die Stadt Dinkelsbiihl hat mit Beschluss des Stadtrates vom xx.xx.2024 die 23. Anderung des FNP“ in der Fassung
VoM ....oenee. festgestellt.

F | [efole

Grenze des raumlichen Geltungsbereiches
Stadt Dinkelsbilhl, den ......coieiimamiiimmmimsassasins

(Oberbirgermeister)

7) Die Regierung von Mittelfranken hat die 23. Flachennutzungsplananderung mit Bescheid vom ......... 2024 AZ
..... /..../.../ gemaRk § 6 BauGB genehmigt.

Ausgefertigt

Stadt DinkelsbUhl, den .......cccveiviviiciene e

Ausschnitt der 23. Anderung des Flachennutzungsplans im Parallelverfahren zum Bebauungsplan
"Gaisfeld IV 2. Bauabschnitt"
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Datengrundlage:éa;}érnatlas, www.bayernatlas.dé. 2023

(Oberbirgermeister)

8) Die Erteilung der Genehmigung des Flachennutzungsplans wurde am gemaR § 6 Abs. 5 BauGB ortsiiblich bekannt
gemacht. Der Flachennutzungsplan mit Begriindung wird seit diesem Tag zu den (blichen Dienststunden in der
Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und (iber dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Der
Flachennutzungsplan ist damit rechtswirksam. Auf die Rechtsfolgen der §§ 214 und 215 BauGB sowie auf die
Einsehbarkeit des Flachennutzungsplans einschl. Begriindung und Umweltbericht wurde in der Bekanntmachung
hingewiesen.

GrolRe Kreisstadt Dinkelsbihl

Y Clollll?
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Stadt DinkelSbihl, en ...............eovccoccsccsrocesone 23. Anderung Flachennutzungsplan fir den Bereich des

Bebauungsplans "Gaisfeld 1V, 2. Bauabschnitt"

(Oberbirgermeister)
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Sitzuflsvﬁ-ge Stadtrat 6ffentlich
am

20.02.2024
Vorlagen-Nr.: 3/017/2024
Berichterstatter: Staufinger, Jonas
Betreff: Bebauungsplan ,Gaisfeld IV — BA 2, mit integriertem

Grunordnungsplan — Abwagung zur friihzeitigen Offentlichkeits-
/Behdrdenbeteiligung, Billigung und 6ffentl. Auslegung

Sachverhaltsdarstellung:
Der Stadtrat hat in seiner Sitzung vom 21.06.2023 den Vorentwurf zum Bebauungsplan ,Gaisfeld
IV — Bauabschnitt 2 und dazu parallel die 23. Anderung des Flachennutzungsplanes gebilligt.

Der raumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst die folgenden Flurstiicke der
Gmkg. Dinkelsbihl: 1888, 1889, 1890, 1891, 1892, 1893, 1894, 1895, 1879/53 sowie Teilflachen
der Flursticke 1887, 1896/15, 1886/3 und 1879/27. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes
betragt im 2. Bauabschnitt 12,75 ha. Dazu kommen noch die AusgleichsmalRnahmen, so dass
insgesamt 19,09 ha Bearbeitungsgebiet vorliegen.

Der Stadtrat der GrofRen Kreisstadt Dinkelsbiihl hat am 21.06.2023 in 6ffentlicher Sitzung nicht
nur den Vorentwurf zum Bebauungsplan i.d.F. vom 21.06.2023 gebilligt, sondern auch die Durch-
fuhrung der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB sowie die Beteili-
gung der Behorden und sonstigen Tréger offentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 und auch die Be-
teiligung der Nachbargemeinden (vgl. 8 2 Abs. 2 BauGB) beschlossen.

Die Unterrichtung der Offentlichkeit gemaf § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte am 13.07.2023 durch orts-
Ubliche Bekanntmachung in der Zeitung (FLZ). Sodann wurde die Unterrichtung der Behdrden
durch das Planungsbiro (Behérdenbeteiligung gemanR § 4 Abs. 1 BauGB) vorgenommen. Im
Ubrigen konnte die Offentlichkeit die Bekanntmachung auch auf der Homepage der Stadt Din-
kelsbuhl (www.dinkelsbuehl.de/deutsch/alle/stadt-dinkelsbuehl/bauleitplanverfahren/) einsehen
und den Vorentwurf des Bebauungsplanes Gaisfeld IV — BA 2 mit integriertem Grinordnungs-
plan, samt Begriindung mit Umweltbericht, die spezielle artenschutzrechtliche Prifung (saP),
sowie das artenschutzrechtliche MaBhahmenkonzept einsehen.

Die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit sowie die Behdrdenbeteiligung und die Beteiligung
der sonstigen Trager 6ffentlicher Belange haben in der Zeit vom 17. Juli 2023 bis einschliel3lich
18. August 2023 stattgefunden. Wahrend der Auslegungsfrist wurden Einwendungen aus der
Burgerschaft, aber auch Einwendungen und Hinweise von Seiten der beteiligten Behérden und
sonstigen Tréger offentlicher Belange vorgetragen.

Die Anlage 01 ist Bestandteil des Stadtratsbeschlusses. Hinweise, Anderungsvorschlage und
Einwendungen von der Offentlichkeit, den Behorden und Tragern offentlicher Belange wurden im
Ubrigen allesamt fristgerecht vorgetragen — (s. dazu die Anlage 01) - die Antwort des Stadtrates
zu jedem Einwand ist direkt darunter enthalten.

Die Beteiligung der Behdrden und damit auch des Landratsamtes — SG 44 Technischer Umwelt-
schutz/Immissionsschutz, Schreiben vom 04.08.2023, hat ergeben, dass zur Beurteilung und ggf.
fir notwendige Festsetzungen im Bebauungsplan ein Schallschutzgutachen als Grundlage hier-
fur in Auftrag zu geben ist. Die Untere Naturschutzbehérde beim Landratsamt Ansbach (SG 44)
forderte dariiber hinaus eine FFH — Vertraglichkeitsprifung und eine Erfolgskontrolle mit Monito-
ring zur Knoblauchskréte fir 2023 und 2024.

Der Bebauungsplanentwurf ,Gaisfeld IV BA 2 mit Planteil und seinen textlichen Festsetzungen
und die Begrindung mit Umweltbericht liegen jetzt in der Fassung vom 20.02.2024 vor. Damit
der Planentwurf, sowie die Begriindung mit Umweltbericht jew. in der Fassung vom 20.02.2024,

Seite 1 von 3


http://www.dinkelsbuehl.de/deutsch/alle/stadt-dinkelsbuehl/bauleitplanverfahren/

die spezielle artenschutzrechtliche Prifung (saP) vom 23.05.2022, das aktualisierte Artenschutz-
rechtliche MaRhahmen- und Monitoringkonzept jetzt in der Fassung vom 11.09.2023, das Schall-
schutzgutachten des Ingenieurbiiros Sorge vom 05.12.2023 und die FFH-Vertraglichkeitsprufung
sowie das Monitoring zum Erfolg hinsichtlich der Aussiedlung der Knoblauchkrote und im Ubrigen
auch alle umweltbezogenen Stellungnahmen der 6ffentlichen Auslegung zugefihrt werden kon-
nen, bedarf auBerdem der gegentiber dem Vorentwurf vom 21.06.2023 gednderte Bebauungs-
plan-Entwurf der Billigung durch den Stadtrat.

Auszug aus dem Bebauungsplan ,Gaisfeld IV — BA 2*

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes deckt sich mit dem Geltungsbereich der 23. Flachennutzungs-
plananderung.

Anlagen:

AL — 01 — Abwagung der Stellungnahmen
AL — 02 — Bebauungsplan_Gaisfeld IV — BA 2_Entwurf_20.02.2024

Folgende Dokumente kénnen auRerdem im Stadtbauamt eingesehen bzw. von dort angefordert
werden:

AL — 03 — Begrindung-mit-Umweltbericht-Entwurf_20.02.2024

AL — 04 — Spezielle artenschutzrechtliche Prifung (saP) vom 23.05.2022

AL — 05 — das aktualisierte Artenschutzrechtliche MaZnahmen- und
Monitoringkonzept jetzt in der Fassung vom 11.09.2023

AL — 06 — das Schallschutzgutachten des Ingenieurbiros Sorge vom 05.12.2023

AL — 07 — die FFH-Vertraglichkeitsprifung vom 06.11.2023

AL — 08 — Monitoring zum Erfolg hinsichtlich der Aussiedlung der Knoblauchkrote
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Vorschlag zum Beschluss:

Abwagung

Der Stadtrat stimmt den formulierten Beschlussvorschlagen It. der Abwéagung in der Anlage 01
als Erklarung der Stadt gegentber den Einwendungen aus der Offentlichkeit, den Behérden und
den sonstigen Tragern offentlicher Belange im Rahmen der Abwagung zu. Der Stadtrat kommt
unter Bericksichtigung aller planungsrelevanten Umsténde zu dem Ergebnis, dass die bei der
frihzeitigen offentlichen Auslegung gegentuber dem Plan-Vorentwurf zum Bebauungsplan ,Gais-
feld IV — BA 2“ vorgebrachten Einwendungen und Bedenken hinreichend gewdirdigt, sowie ge-
genseitig und untereinander abgewogen wurden. Die schutzwirdigen Interessen der Betroffenen
wurden in einen gerechten Ausgleich und in ein ausgewogenes Verhaltnis zu den Allgemeininte-
ressen gebracht. Die It. der Anlage 01 beschriebenen Stellungnahmen sind die Antwort des
Stadtrates auf die Hinweise, Bedenken, Anregungen und Einwendungen der Offentlichkeit und
der Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange im Rahmen der friihzeitigen Offentlich-
keits- und Behordenbeteiligung — und damit Bestandteil des vorliegenden Beschlusses.

Billigung
Der Stadtrat Dinkelsbihl billigt den Entwurf zum Bebauungsplan Gaisfeld 1V — Bauabschnitt 2*
mit integriertem Grunordnungsplan (Anlage 02) in der Fassung vom 20.02.2024

Offentliche Auslegung

Der Stadtrat beschlief3t, die o6ffentliche Auslegung (8 3 Abs. 2 BauGB) mit gleichzeitiger Beteili-
gung der Behoérden und der sonstigen Trager 6ffentlicher Belange (8 4 Abs. 2 BauGB) fir den
Bebauungsplan ,Gaisfeld IV — BA 2“ durchzuftihren.

Die offentliche Auslegung erfolgt durch ortsiibliche Bekanntmachung in der Zeitung und
durch die Veroffentlichung der Bekanntmachung auf der Homepage der Stadt Dinkels-
bihl. Die Planunterlagen kdnnen im Rathaus bzw. im Stadtbauamt eingesehen werden.
Aber auch auf der Internetseite der Stadt Dinkelsbihl konnen sowohl der Planentwurf mit
integriertem Griinordnungsplan als auch die Begriindung mit Umweltbericht, die Abwa-
gung des Stadtrates zu den Stellungnahmen aus der Offentlichkeit, die Abwagung des
Stadtrates zu den Stellungnahmen der Behérden und Trager offentlicher Belange, die Ar-
tenschutzrechtliche Priifung (saP), das aktualisierte Artenschutzrechtliche MaRnahmen-
und Monitoringkonzept, das Schallschutzgutachten des Ingenieurbiiros Sorge, die FFH-
Vertraglichkeitsprifung und das Monitoring zum Erfolg hinsichtlich der Aussiedlung der
Knoblauchkréte 2023 / 2024

jew. als pdf-Dokument wahrend der Auslegungszeit eingesehen werden (Internetadresse:
www.dinkelsbuehl.de/deutsch/alle/stadt-dinkelsbuehl/bauleitplanverfahren/). Die Bekanntma-
chung enthalt Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfiigbar sind.

Die Behorden und sonstigen Trager o6ffentlicher Belange sowie die Nachbargemeinden sind zeit-
gleich von den gefassten Beschllissen zu unterrichten und tber Ort und Dauer der 6ffentlichen
Auslegung zu informieren (Behordenbeteiligung).
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Stadt Dinkelsbiihl

Bebauungsplan "Gaisfeld IV Bauabschnitt 11“ mit Griinordnungsplan und 23. Anderung des Flachennut-
zungsplans

Ergebnis der Offentlichen Auslegung gemaR § 3 Abs. 1 BauGB (17.07.2023 bis 18.08.2023) und der Be-
hérdenbeteiligung gemaR § 4 Abs. 1 BauGB der Zeit vom 17.07.2023 bis 18.08.2023.

Aus der Offentlichkeit wurden folgende Stellungnahmen eingereicht.
1. Einwender 01

Bereits in unserem Schreiben vom 13.04.2018 hatten wir fristgerecht Einspruch gegen den Bebauungs-
plan vom 21.03.2018 eingelegt.

Mit diesem Schreiben legen wir erneut fristgerecht Einspruch gegen die Anderungen des Vorent-
wurfs/Bebauungsplanes ,Gaisfeld IV Bauabschnitt 2 “ vom 21.06.2023 ein.

Als direkt angrenzende Anwohner des Gaisfeld Ill, sind wir unmittelbar vom Bebauungsplan betroffen
und widersprechen diesem daher mit folgender Begriindung:

1.1 Anderung der WH max. auf 8,5 m (im ersten Bebauungsplan war dies 6,5 WH mit 2 Wohneinhei-
ten):

Wir fordern die Hohe der baulichen Anlage im WA9 (via Wandhéhe) auf 6,5 WH max. zu begrenzen. Nur
so ist ein einheitliches positives Erscheinungsbild gewahrleistet und es kommt zu keiner Beeintrachti-
gung (Stérung der Privatsphare, Beschattung Grundstlick, Beschattung fir Photovoltaik) fir die angren-
zenden Bewohner (betrifft Grundsttick 1896/13/11/10/5). Ebenso wird durch die Begrenzung auf 6,5
WH max. die Moglichkeit genommen, eine vollwertige Dachgeschosswohnung zu errichten. Dies wurde
bereits auch im Gaisfeld 111 so umgesetzt (mit 7 Wohneinheiten) was als Negativbeispiel zu nennen ist.

Erlduterungen vom Planungsbiiro zu 1.1:

Nach geltender Rechtsprechung wird durch die Regelungen zum Abstandsflachenrecht das Gebot der
nachbarlichen Riicksichtnahme konkretisiert. In Art. 6 der Bay. Bauordnung ist grundsatzlich abschlie-
Rend geregelt, was Nachbarn an raumlicher Nahe von baulichen Anlagen hinzunehmen haben. Der Ein-
wand des Nachbarn hinsichtlich einer nicht zumutbaren Beeintrachtigung seines Grundstlicks, liegt dem-
nach nicht vor.

Die Heraufsetzung der Traufhohe ermoglicht meist ein drittes VollgeschoR. Da die maximal zulassige An-
zahl der Wohneinheiten in der Entwurfsfassung nicht mehr enthalten ist, ist der Bau von Mehrfamilien-
hausern moglich.

Satteldach Pultdach Flachdach
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Beschlussvorschlag zu 1.1:
Die Bedenken werden nicht geteilt.

Die Einhaltung der Abstandsflachen gemaR BayBO wird als ausreichend angesehen, um Beeintrachtigun-
gen zu vermeiden bzw. angemessen zu verringern.

Die im Vorentwurf festgesetzte zuldssige pauschale Wandhohe von 8,5 m fiir die meisten Allgemeinen
Wohngebiete wird im Entwurf durch die alternative Festsetzung einer zuldassigen Traufhdhe von 7,25 m
reduziert.

Die Stadt Dinkelsbiihl méchte im Baugebiet eine moglichst flaichensparende, verdichtete Bebauung errei-
chen. Daher wird der Bau von dreigeschossigen Gebauden ohne Begrenzung der Anzahl der Wohneinhei-
ten, bei denen das Dachgeschoss als Vollgeschoss ausgebildet ist, ermoglicht.

1.2 Anderung der Baugrenze

Im Bebauungsplan von 2018 war ein Grinstreifen von ca. 12 m ausgewiesen, der von der Bebauung frei-
zuhalten war. Im aktuellen Vorentwurf wurde von dieser , Freifliche" Abstand genommen und fehlt
komplett. Eine Bebauung an die Grenze von 3m ist somit moglich.

Dies fuihrt zu einer erheblichen Beeintrachtigung an die angrenzenden Grundstiicke 1896/13/11/10/5.

Wir fordern daher, den Griinstreifen wieder zu bericksichtigen.

Erlduterungen vom Planungsbiiro zu 1.2:

Im Vorentwurf hatte die betreffende Baugrenze einen Abstand von 3,0 m zum Nachbargrundstiick. In
der Entwurfsfassung wurde die Grenze um 3,0 m zurlickgenommen und eine 3,0 m breite Eingriinung
festgesetzt.

Beschlussvorschlag zu 1.2:

Auf die Bedenken wird eingegangen. Der Abstand der Baugrenze wird auf 6,0 m vergroRert und zuséatzlich
eine 3,0 m breite Bepflanzung festgesetzt.

1.3 Anderung der Wohneinheiten

Im Bebauungsplan von 2018 waren max. 2 Wohneinheiten zugelassen. Im aktuellen Vorentwurf wird
hierzu keine Aussage mehr getroffen. Bei einer max. WH von 8,5 und einer offenen Bauweise, ist die
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Bebauung eines Mehrparteienhauses moglich. Auch dies wurde bereits im Gaisfeld Il so umgesetzt, mit
sehr vielen Beeintrachtigungen fir die angrenzenden Nachbarn.

Wir fordern, die Wohneinheiten auf max. 2 Wohneinheiten zu begrenzen bei einer max. WH von 6,5 m.

Erlduterungen vom Planungsbiiro zu 1.3:

Die Einwendung wiederholt im wesentlichen die Bedenken aus Punkt 1.1.

Beschlussvorschlag zu 1.3:
Die Bedenken werden nicht geteilt.

Die Stadt Dinkelsbiihl m6chte im Baugebiet eine moglichst flaichensparende, verdichtete Bebauung errei-
chen. Daher wird in einigen Baufeldern der Bau von dreigeschossigen Gebauden ohne Begrenzung der
Anzahl der Wohneinheiten ermdoglicht.

1.4. Fehlender FuRweg

Im aktuellen Plan fehlt komplett der FuRweg vom Gaisfeld Ill als Verbindung zum Gaisfeld IV. Dies be-
deutet, dass der aktuelle Fulweg im Sven-Helander-Weg dann dort endet. Ist das sinnvoll? Sackgasse !
Der Zugang Uber den FuBweg zum Geisfeld IV muss moglich sein.

Beschlussvorschlag zu 1.4:
Der Anregung wird gefolgt.

Im aktuellen Entwurf ist ein FuBweg zum Gaisfeld Ill am stidostlichen Rand des Geltungsbereichs festge-
setzt.

1.5. Parkplatzsituation

Laut aktuellem Vorentwurf sind Parkbuchten nicht vorgesehen. Auch hier kann man an der Erfahrung im
Gaisfeld lernen, da hier nicht ausreichend Parkmaoglichkeiten vorhanden sind.

Es wird hier willkirlich auf , Spielstralen" geparkt, was weder gepriift noch geahndet wird. Ein Parken
auf diesen StraRen ist jedoch nicht zulassig.

Es wird gebeten, die Einwande bei der Planung zu beriicksichtigen und entsprechende Anderungen am
Bebauungsplan durchzufiihren sowie um ein entsprechendes Feedback.

Beschlussvorschlag zu 1.5:
Der Anregung wird gefolgt.

Innerhalb des Plangebietes wurden 6ffentliche Parkmaoglichkeiten eingeplant. Darliber hinaus wurden in-
nerhalb des Bebauungsplan Baulinien (5,5) festgesetzt. Die Festsetzung der Baulinie dient ebenfalls der
Sicherung von Stauraum/Parkmaoglichkeiten auf dem jeweiligen privaten Grundstuck.

2. Einwender 02

Vielen Dank fiir die Bekanntmachung der Bebauungspldne von Gaisfeld IV Bauabschnitt Il. Leider sehen
wir uns gezwungen, folgende Bedenken beziiglich der vorgelegten Plane an Sie zu richten.

Vorab zur Information: Wir sind xxx, yyy und zzz H. Im Bauabschnitt | von Gaisfeld IV durften wir in der
Oberist-von-Sperreuth-Str. unser Zweifamilienhaus bauen.
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2.1 Wir bitten um Anderung der maximalen Wandhdhe von 8,50 Meter auf 6,50 Metern in WAS.
Dem Planblatt Bebauungsplan ist eine maximale Wandhéhe von 8,50 Metern zu entnehmen.

Besonders im WAS, in welchem ein Flachdach mit max. 2 Stockwerken gefordert wird, sehen wir dies als
nicht notwendig.

Es erscheint uns unnétig, bei Gebauden mit zwei Geschossen und einer tblichen Geschosshoéhe von 2,5
—3m eine Wandhdhe von 8,50 m zuzulassen. Auch uns, in Bauabschnitt | von Gaisfeld IV, war eine maxi-
male Wandhohe von 6,50 m vorgeschrieben. Eine unterschiedliche Hohe von Nachbargebaude, wiirde
sicherlich auch das Erscheinungsbild beeintrachtigen. Da Bauabschnitt Il im Stiden an Abschnitt | grenzt,
sollten die Gebaude dort eher niedriger gestaltet werden, um auch den im Norden gelegenen Gebauden
eine ausreichende Sonneneinstrahlung zu ermdoglichen.

Beschlussvorschlag zu 2.1:
Die Bedenken werden nicht geteilt.

Die Einhaltung der Abstandsflachen gemaR BayBO wird als ausreichend angesehen, um Beeintrachtigun-
gen zu vermeiden bzw. angemessen zu verringern.

Die Stadt Dinkelsbiihl méchte im Baugebiet eine moglichst flaichensparende, verdichtete Bebauung errei-
chen. Daher wird der Bau von dreigeschossigen Gebduden ohne Begrenzung der Anzahl der Wohneinhei-
ten ermoglicht.

2.2 Wir mochten Bedenken hinsichtlich der Parksituation in WAS8 dufRRern.

Dem Planblatt Bebauungsplan ist nur sehr sparlich zu entnehmen, dass auf den Grundstiicken von WAS8
Stellplatze zu errichten sind. Zudem sieht der Bebauungsplan keine Garagen vor, auch nicht aulRerhalb
der Reihenhausgrundstiicke. Die Strallen in Reihenhaussiedlungen ohne Garagen, werden meist als
Parkflache benutzt. Wir sehen es kritisch, dass die Reihenhauser ohne Garagen geplant werden, da
dadurch kein angemessener Platz fiir die sichere Aufbewahrung von Fahrradern vorhanden ist. Zudem
beflirchten wir, dass die StralRe vermehrt als Parkflache genutzt wird, was zu Verkehrsbehinderungen
flihren kann.

Die Integration von Garagen in die zukiinftigen Hauser wiirde den Bewohnern Schutz vor Witterung,
Diebstahl oder Vandalismus bieten. Insgesamt rechnen wir bei 28 Reihenhausern, die von Familien be-
wohnt werden, mit etwa 50 Fahrzeugen und 100 Fahrradern, die auf den dafiir vorgesehenen Stellfla-
chen Platz finden sollten.

Wir bitten daher eindringlich, die genannten Anliegen sorgfaltig zu Giberdenken und den Bebauungsplan
entsprechend anzupassen. Dies ware im Interesse der Lebensqualitat aller Bewohner und einer optima-
len Nutzung des Wohnraums.

Beschlussvorschlag zu 2.2:
Die Bedenken werden nicht geteilt.

Es ist bereits festgesetzt, dass je abgeschlossener Wohneinheit zwei Stellplatze auf dem Grundstiick her-
zustellen sind. Dariber hinaus werden im Entwurf zahlreiche 6ffentliche Parkmoglichkeiten festgesetzt.
Dies wird als ausreichend angesehen.

3. Einwender 03

3.1 Vielen Dank fiir die Bereitstellung der Unterlagen zum oben genannten Verfahren (Vollzug des
Baugesetzbuches (BauGB) Bebauungsplan ,Gaisfeld IV Bauabschnitt 11“ mit integriertem Griinordnungs-
plan Flichennutzungsplan, 23. Anderung im Parallelverfahren gemaR § 8 Abs. 3 BauGB)
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Aufstellungsbeschluss, Bekanntmachung geméaR § 2 Abs. 1 Satz BauGB - Beteiligung der Offentlichkeit
gemal §3 Abs. 1 BauGB, der im Rahmen des Bauleitplanverfahrens fiir die Stadt Dinkelsbihl erstellt
wurde und die damit verbundene Maoglichkeit hierzu Stellung zu nehmen.

Wir haben Bedenken und méchten auf die folgenden Punkte hinweisen, die aus unserer Sicht die nach-
stehend naher erlduternden Méangel aufweisen und regen eine entsprechende Berichtigung an. Sollte
eine Berichtigung lhrerseits als nicht notwendig erachtet werden, so bitten wir darum dies entsprechend
zu begriinden.

Beschlussvorschlag zu 3.1:
Kenntnisnahme. Keine Abwagung erforderlich.

3.2 Verkehrssituation

Durchgang Obrist-von-Sperreuth-Strafie zur StaatsstraRe 2220 Im bisherigen Planungs-Entwurf eines Be-
bauungsplanes , Gaisfeld IV“ vom 21.03.2018 war keine Durchfahrt von der Obrist-von-Sperreuth-Stral3e
auf die StaaststraRRe 2220 vorgesehen. Im aktuellen o.a. Entwurf ist eine entsprechende Durchfahrt of-
fensichtlich vorgesehen, da andernfalls der erforderliche Wendehammer am westlichen Ende der Ob-
rist-von-Sperreuth-StraRe fehlt, auf welchem irrtlimlich abgebogene Fahrzeuge oder Anlieferverkehr si-
cher wenden kdnnten. Eine fir jeglichen Verkehr zugelassene Zu- bzw. Abfahrt von der Obrist-von-Sper-
reuth-StraRe auf die StaatsstraBe 2220 sehen wir als hochst bedenklich an. Die Abfahrt von der Obrist-
von-Sperreuth-Stralle auf die vorgenannte StaatsstralSe ist aufgrund der in Richtung Ellwangen verlaufe-
nen Kurve absolut schlecht einsehbar und birgt daher ein erhebliches Unfallpotenzial. Darliber hinaus
verlauft parallel zur Staatsstralle 2220 ein Fahrradweg. Da hier von Segringen kommend ein steiles Ge-
falle in Richtung Dinkelsbihl besteht, fahren die von Segringen kommenden Fahrradfahrer hier naturge-
maRk sehr schnell Gber die kreuzende Obrist-von-Sperreuth-StraBe. Auch hier sehen wir ein sehr hohes
Unfallpotenzial, da auch hier sowohl von der StaatsstraBe 2220 als auch von der Obrist-von-Sperreuth-
Strale kommend der Radweg sehr schlecht einsehbar ist. Entsprechende Unfallverlaufe wiirden auf-
grund der Beteiligung von Fahrradfahrern hier sogar noch schwerwiegender ausfallen. In diesem Zusam-
menhang haben auch schon Familien aus Segringen insbesondere mit kleinen Kindern uns gegeniber
erhebliche Bedenken/Angste geduRert, da es aktuell schon so ist, dass die Zufahrt von der Obrist-von-
Sperreuth-Stralle auf die StaatsstralRe, obwohl nur fiir den landwirtschaftlichen Verkehr freigegeben,
von PKWs und Baustellenfahrzeuge benutzt wird. Sind somit kleine Kinder auf dem Fahrradweg mit ih-
ren Fahrradern unterwegs und wird die Zufahrt fiir den allgemeinen Verkehr freigegeben, so werden
entsprechende ZusammenstéRe nur schwer vermeidbar sein.

Daruber hinaus ist eine entsprechende Zu- bzw. Abfahrt Gber die Staatsstralle als absolut nicht erforder-
lich anzusehen, da liber den Sidring eine Zufahrt moglich ist.

Aus den zuvor genannten Grinden, appellieren wir an Sie, die Obrist-von-Sperreuth-StralRe -wie es im
vorherigen Entwurf des Bebauungsplans vorgesehen war- als eine RingstraBe vor-zusehen und die Zu-
fahrt zur StaatsstraRBe entweder zu entfernen oder zumindest nur fir den landwirtschaftlichen Verkehr
(falls erforderlich) freizugeben.

Beschlussvorschlag zu 3.2:

Der Anregung wird gefolgt. Es ist kein Anschluss der Obrist-von-Sperreuth-Strafle an die Staatsstrafle 2220
geplant. Die Hauptzufahrt in den Bauabschnitt Il erfolgt vom Slidring aus liber die Zunftreigenstralie.

33 Sonderbaugebiet (Seniorenwohnen)

Lage
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Das im aktuellen Bebauungsplan ausgewiesene Mehrfamilienhaus mit dem Sondergebiet (SO) Zweckbe-
stimmung ,Senioren” hat uns doch sehr tGberrascht, da uns gegeniliber von der Stadt Dinkelsbiihl mehr-
fach die Aussage gemacht wurde, dass auf der gegeniiberliegenden Strallenseite der Obrist-von-Sper-
reuth-StraBe eine Bebauung mit Einzel- oder Kettenhdusern angedacht ist, da mit dem Bauabschnitt 1
des Gaisfeld IV bereits der Bedarf an Mehrfamilienhdusern ausreichend und abschlieRend gedeckt sei.
Auch dass es sich hierbei um ein Sondergebiet handelt, dndert nichts an der Tatsache, dass hier ein
Mehrfamilienhaus errichtet werden soll.

Das Baugebiet Gaisfeld IV Bauabschnitt 2 wurde als reines Wohngebiet angepriesen und vor diesem Hin-
tergrund erfolgte auch die Entscheidung vieler Bauherren (einschlieRlich uns) bei der Auswahl eines
Grundstiickes an der Obrist-von-Sperreuth-Stralle im Bauabschnitt 1.

Beim Bauabschnitt 1 war klar, an welcher Stelle ein Sondergebiet (Kindergarten und Supermarkt) errich-
tet werden wiirde und so konnte jeder Bauherr im Vorfeld entscheiden, ob die Auswahl auf einen Bau-
platz in unmittelbarer Nahe dieser Sondergebiete mit den entsprechenden Konsequenzen (Lautstarke,
viel Verkehr etc.) fallt oder eben nicht.

Den Bauherren aus dem Bauabschnitt 1, die bei einem unverdnderten Inkrafttreten des aktuellen Be-
bauungsplans in unmittelbarer Nahe des Sondergebietes ,,Seniorenwohnen” wohnen wiirden, wiirde
diese Entscheidung jedoch verwehrt werden.

Wir appellieren daher an Sie, den vorherigen Bebauungsplan-Entwurf wieder aufzugreifen und am west-
lichen Ende der Obrist-von-Sperreuth-Stralle eine Ringstralle vorzusehen (s. 0.) und anstatt des Mehrfa-
milienhauses (= Sondergebiet Zweckbestimmung Seniorenwohnen) Einfamilien- bzw. Kettenhauser vor-
zusehen.

Da der Bedarf an einem entsprechenden Sondergebiet (Zweckbestimmung Seniorenwohnen) zweifels-
ohne besteht, schlagen wir stattdessen vor, das Mehrfamilienhaus stidlich der parallel zur Obrist-von-
Sperreuth-Stralle verlaufenen StraRe einzuplanen. Somit wiirde das Sondergebiet ausschlieRlich unmit-
telbar an Grundstiicke aus dem 2. Bauabschnitt angrenzen und jeder Interessent kann bereits vor der
Auswahl eines entsprechenden Grundstlickes entscheiden, ob die unmittelbare Ndhe zu einem entspre-
chenden Sondergebiet in Kauf genommen wird und dies entsprechend bei der Auswahl beriicksichtigen.

Zuldssige Hohe

Dariber hinaus verwundert die beim Sonderbaugebiet Zweckbestimmung Seniorenwohnen zuldssige
Bauhohe von 12 Meter fiir ein 3-geschossiges Haus doch sehr und wird auch nicht als erforderlich ange-
sehen, da auf der gegenliiberliegenden Seite im Bauabschnitt 1 fir ein 2-geschossiges Haus eine maxi-
male Bauhdhe von gerade 6,5m vorgesehen war.

Die 3-geschossigen Mehrfamilienhduser im Bauabschnitt 1 hatten als Vorgabe eine max. Hohe von 10,0
Meter. Diese Hohe wird als verhaltnismallig angesehen und sollte auch hier Gbernommen werden.

Die Dachform sollte ebenfalls als Vorgabe ein FD mit max. 5° erhalten. Dies wirde sich in das Bild der
bisher vorliegenden Bebauung besser einfligen.

Fiir den Anliefer- Betreuungs- und Besucherverkehr sind im derzeitigen Entwurf keine Anzahl an Stell-
platzen ausgewiesen. Vorschlag unsererseits sind min. 2 Stellplatze fir Anlieferungs- und Reinigungsver-
kehr, 5 Stellplatze fiir Betreuungs- und mit 10 Platze fiir Besucher auszuweisen.

Die Grundflachenzahl GRZ ist wie im Bauabschnitt 1 von 0,35 einzuhalten und nicht um fast 20% auf 0,4
oder im Sondergebiet um sogar 60% von 0,5 auf 0,8 unnotigerweise zu erhdhen.

Erlduterungen vom Planungsbiiro zu 3.3:

Das Sondergebiet SO1 wurde liberarbeitet. Entsprechend den Vorgaben des Schallschutz-Gutachters
wurde die Gebadudestellung verandert. Hieraus resultiert, dass entstehende Bebauungen eine Nord-Siid-
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Ausrichtung erhalten werden. Somit riickt die Bebauung von der Obrist-von-Sperreuth-StralRe ab. Dar-
Uber hinaus wurde die Geschossigkeit des entstehenden Baukérpers im SO1 auf zwei Vollgeschosse re-
duziert.
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Beschlussvorschlag zu 3.3:

Den Anregungen wird gefolgt. Das Baufenster des Sondergebietes wird verandert und die maximale An-
zahl der VollgeschoRe auf 2 reduziert.

3.4 My Cube-Elemente— westliche Obrist-von-Sperreuth-Stralle

Die zulassige Hohe von 7 Metern fiir die in der westlichen Obrist-von-Sperreuth-StralRe eingeplanten 2-
geschossigen Hauser wird ebenfalls als (unnétig) zu hoch angesehen. Auf der gegeniiberliegenden Stra-
Renseite wurde im Bauabschnitt 1 eine zuldssige Hohe von maximal 6,5 Metern zugelassen. Um ein ein-
heitliches StraBenbild zu erreichen und um eine Ungleichbehandlung vorzubeugen, wird daher eine zu-
lassige Hohe von 6,5 Metern angeregt.

Dariber hinaus ist unklar, welche Bauweise unter die hier im Bebauungsplan dargestellten ,My-Cube®-
Hauser zu fassen sind. Handelt es sich hier nur um die Bauart (in Modulbauweise) oder sind hierfiir noch
andere Kriterien zwingend? Daneben ist unklar, ob es sich zudem um Kettenhduser handeln muss.

Bei einer derart dichten Bebauung der Obrist-von-Sperreuth-StralRe ist zudem damit zu rechnen, dass
die privaten Stell- und Parkplatze nicht ausreichen werden und daher die Fahrzeuge zudem an der
StralRe geparkt werden. An der Obrist-von-Sperreuth-StraRe sind jedoch keine Parkbuchten vorgesehen,
sodass mit einem Zuparken der ohnehin schmalen Stralle zu rechnen ist.

Bereits im Bauabschnitt 1 stellt sich die Bauweise der Kettenhduser im TG 9 als nicht zielfihrend heraus,
da aufgrund der unterschiedlichen Zeitpunkte des Baubeginns die durchaus sinnvolle Errichtung eines
Kellers als nicht mehr moglich erwiesen hat, wenn das angrenzende Nachbargrundstiick bereits eine Ga-
rage erstellt hatte und diese in die Baugrube zu rutschen drohte bzw. ein Standsicherheitsnachweis auf-
grund des aufgefillten Geldndes nicht erbracht werden konnte. Daher sollte, auch im Sinne der zukiinf-
tigen Bauherren, eine Bebauung mit Ketten- bzw. Reihenhadusern im Plangebiet liberdacht werden.

Erlduterungen vom Planungsbiiro zu 3.4:

Die Wohnbebauung mit ,MyCube“-Elementen wurde von der Obrist-von-Sperreuth-StraRe abgerickt.
Dort sind nun nur lockere Bauformen, die mindestens 5,5 Meter von der StralBe abzurticken sind, zulas-

sig.
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Die maximale Traufhohe wurde nicht gedndert. Es sind zwei Stellplatze pro Wohneinheit festgesetzt.

\\ ;

Beschlussvorschlag zu 3.4:
Der Anregung wird teilweise gefolgt.

Das MyCube-Baugebiet wird verlagert und in der GroRRe reduziert. Die Bedenken hinsichtlich der Stell-
platze werden nicht geteilt.

3.5 Nachweis der Erforderlichkeit

Die Siedlungs- und Verkehrsflachen wachsen in Deutschland seit Jahren ungebremst: 129 Hektar Land
werden derzeit taglich bebaut. Als Familie sehen wir grundsatzlich die Erfordernis und die Aufgabe der
Stadte und Gemeinden, addaquaten Wohnraum durch die Bereitstellung und Entwicklung von Baugrund-
stiicken zu schaffen. Gleichzeitig sehen wir es mit grolRer Sorge, wenn dadurch wertvoller Raum fiir Na-
tur- und Artenschutz verloren geht. Entsprechende Baumalinahmen miissen gut begriindet sein, denn
sie sind immer mit Eingriffen in die Natur, Landschaft und Umwelt verbunden und es muss deshalb hier-
bei zwingend der Natur- und Artenschutz ausreichend berticksichtigt werden.

Zur Deckung des Wohnraumbedarfs sind daher vorrangig vorhandene Wohngebiete funktionsfahig zu
halten und weiterzuentwickeln sowie innerdrtliche Mdéglichkeiten der Wohnraumschaffung auszuschop-
fen. Die Siedlungsentwicklung ist vorrangig am Bestand auszurichten. Dazu sind Méglichkeiten der Ver-
dichtung und Arrondierung zu nutzen, Baullicken und Baulandreserven zu beriicksichtigen sowie Brach-,
Konversions- und Altlastenflachen neuen Nutzungen zuzufiihren.

Allein ein Blick auf das Luftbild von Dinkelsbiihl zeigt zahlreiche nicht bebaute Bauplatze.

Nicht nur im direkt an das geplante Baugebiet anschlieBenden Gebiet, sondern auch in dem Bereich am
Kreuzespan, Schelbuck und Grillenbuck fallen zahlreiche Bauliicken ins Auge.

Diese Nachverdichtung im Innenbereich missen erst abgeschlossen sein, bevor Bauplatze in der Peri-
pherie ausgewiesen werden dirfen.

Beschlussvorschlag zu 3.5:
Der Anregung wird nicht gefolgt.

Die GroRe Kreisstadt Dinkelsbihl erfragt frequentiert bei Eigentlimern von Bauliicken innerhalb des Stadt-
gebietes die Verkaufsbereitschaft. Jedoch mit geringem Erfolg. Nachdem bei der Bauverwaltung in den
letzten Jahren zahlreiche Anfragen eingingen, sieht die Stadt das Baugebiet Gaisfeld IV als sinnvolle Mog-
lichkeit zur Sicherung weiterer Wohnpotenziale.
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3.6 Baugebiete am Bestand ausgerichtet

Die Siedlungsentwicklung muss am Bestand ausgerichtet sein. Das geplante Baugebiet wird an zwei Sei-
ten komplett von landwirtschaftlich extensiv genutzten Flachen umschlossen, zu einem grofRen Teil von
grenzt es an das Naturschutzgebiet (NSG) bzw. Flora-Fauna-Habitat (FFH)-Gebiet ,Walk- und Gaiswei-
her” an. Nur am nordlichen Rand schliel3t es flachig an bebaute Grundstiicke des Bestandes an. Seit der
Ausweisung des Naturschutzgebietes ,,Walk- und Gaisweiher” im Jahre 1984 hat sich das Umfeld stark
verandert, Baugebiet Kreuzespan, Gaisfeld 1, 2 und 3 entstanden in nachster Nahe. Es erfolgte aber kein
aktiver Schutz des NSGs mit wirksamen MaRnahmen. Das NSG hat keinen Puffer, die Grenze verlauft
fast an der Wasserlinie. Dabei handelt es sich nicht um unsere exklusive Einschatzung. Der Manage-
mentplan flir das FFH-Gebiet 7029-371 und das Vogelschutzgebiet 7130-471 "Wornitztal" weist auf Seite
19 ebenfalls explizit auf diesen Sachverhalt hin: ,,In Dinkelsbiihl reicht jlingere Wohnbebauung bis nahe
an die Vogelfreistatte Walk- und Gaisweiher heran. Hierdurch kommt es zu direkten und indirekten Be-
eintrachtigungen durch Stérungen, auch durch mitgefiihrte freilaufende Hunde. Eine weitere Auswei-
tung der Bebauung ist fachlich nicht vertretbar”. Auch dazu duRert sich der Managementplan auf Seite
162: ,Fir die Zwergdommel geeignete Réhrichtbestdnde sind v. a. im NSG Walk-und Gaisweiher (auBer-
halb des SPA) vorhanden, dort dirfte jedoch der groRe Besucherdruck regelmaRige Bruten verhindern.”
Auf Seite 218 gibt es unter dem Punkt 7.8 auch einen Vorschlag zur Anpassung der Gebietsgrenzen, wel-
chen wir gerne aufgreifen wirden.

Mit dem Vorkommen der Knoblauchkrote hat auf der vorgesehenen Flache eine Art, die in der roten
Liste Bayern als stark gefahrdet verzeichnet ist, ihre Heimat. Untersuchungen zeigen, dass in den letzten
20 Jahren viele Vorkommen in Bayern erloschen sind! Umso mehr ist ein Erhalt der noch vorhandenen
Vorkommen erforderlich.

Bei einer Halbierung von Abschnitt 2 mit einer Verlegung des Weges nach oben und einer Renaturierung
der Flachen am Weiher kdnnten zumindest die verbleibenden Flachen weiterhin als Lebensraum erhal-
ten werden. Eine komplette Umsiedlung lehnen wir ab. Es gibt keine Untersuchungen, ob Umsiedlungen
langfristig erfolgreich sind. Ganz im Gegenteil: Ein negatives Beispiel ist der Versuch der Umsiedlung der
Knoblauchkrote vom Gewerbegebiet Ost in extra geschaffene Ausweichquartiere am Gaisweiher ab
2016. Bisher konnte ein Erfolg der MaBnahme fiir die Zielart Knoblauchkrote nicht nachgewiesen wer-
den. Die Spezialisierung der Knoblauchkrote auf bestimmte Lebensrdume macht eine Umsiedlung
grundsatzlich fragwirdig. Hinzu kommt, dass in anderen, potentiell geeigneten Lebensraumen durch die
eingesetzten Tiere ein Verdrangungsprozess der angestammten Population zu befiirchten ware.

Erlduterungen vom Planungsbiiro zu 3.6:

Innerhalb des Verfahrens wurden drei Gutachten durch ein biologisches Biiro erstellt (Natura2000-Ver-
traglichkeitsprifung 2023, spezielle artenschutzrechtliche Priifung 2022 und artenschutzrechtliches
MaRnahmenkonzept). Innerhalb dieser Gutachten wurden Vermeidungsmafnahmen und artenschutz-
rechtliche MaRBnahmen beschrieben. Durch diese MaRnahmen kénnen erhebliche Beeintrachtigungen
der Schutzziele der beiden Natura2000-Gebiete vermieden werden.

Dariiber hinaus hat der Gutachter artenschutzrechtliche MaRnahmen vorgesehen, um ein Eintreffen von
Verbotstatbestanden entsprechend § 44 BNatschG zu verhindern. Die angegebenen MaRnahmen wur-
den innerhalb der vorliegenden Planung festgesetzt.

Beschlussvorschlag zu 3.6:
Die Bedenken werden nicht geteilt.

Eine Beeintrachtigung der angesprochenen Schutzgenbiete wird durch die Festsetzung von entsprechen-
den MaRRnahmen verhindert.
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4. Einwender 04

Vielen Dank fiir die Bereitstellung der Unterlagen zum oben genannten Verfahren und die Mdoglichkeit
dazu Stellung nehmen zu kénnen.

Wir mochten dieses Angebot nutzen und zu einigen Punkten unsere Bedenken, als direkte Nachbarn aus
dem Gaisfeld IV, Bauabschnitt |, dul3ern.

1. Verkehrssituation

2. ,Sonstiges Sondergebiet Zweckbestimmung Senioren”
2.1 Bauhdhe
2.2 Wertminderung unseres Grundsticks
2.3 Standort

3. , My Cube Elemente”
3.1 Bauhohe
3.2 Dichte Bebauung-Parksituation
3.3 Grundflachenzahl

4. Nachverdichtung

Naturschutz

6. Schlussbemerkung

u

Als wir uns 2021 flr unser Grundstiick, Obrist-von-Sperreuth-Str. XX, Gemarkung 1880/ZZ, entschieden
haben, erfolgte dies aufgrund einiger Aspekte, die durch die neu angedachte Planung fiir den Bauab-
schnitt Il nun hinfallig waren.

Beschlussvorschlag:
Kenntnisnahme. Keine Abwagung erforderlich.

4.1. Verkehrssituation

Zum einen mochten wir auf die Verkehrssituation der Obrist-von-Sperreuth-Strafle hinweisen. Damals
wurde uns, auf Nachfrage zugesichert, dass diese Stralle keine DurchgangsstralRe bleiben wird. Es sollte
also keine Anbindung auf die Staatsstrafle 2220 mehr geben. Und dies aus gutem Grund, die Unfallge-
fahr durch den kreuzenden Fahrradweg ist durchaus gegeben. AuRerdem ist die Ausfahrt auf die Staats-
strafle 2220 schlecht einsehbar und somit auch eine unnétige Unfallgefahr. Wie aus den aktuellen Pla-
nen der 23.Anderung ersichtlich, soll diese Zusicherung nun hinfillig sein. Der vorherige Entwurf fiir den
Bauabschnitt Il sah eine Ringstral3e vor, die uns doch sehr viel sinnvoller erscheint.

Zudem wurde die Verlangerung der Obrist-von-Sperreuth-Strale als verkehrsberuhigter Bereich ausge-
wiesen. Erfolgt eine Anbindung an die StaatsstralRe wird sie zu einer DurchgangsstraRe mit hohem Fahr-
zeugaufkommen. Somit wird der Sinn und Zweck eines verkehrsberuhigten Bereichs komplett verfehlt.
An die vorgeschriebene Schrittgeschwindigkeit wird sich kaum jemand halten, eine stindige Uberwa-
chung durch die Polizei oder die Stadt wird unmaoglich sein. Eine Gleichberechtigung von FuBgangern
und Fahrzeugen wird hier deswegen nicht gegeben sein.

4.1 Beschlussvorschlag:

Der Anregung wird gefolgt. Es ist kein Anschluss der Obrist-von-Sperreuth-Strafle an die Staatsstrafle 2220
geplant. Die Hauptzufahrt in den Bauabschnitt Il erfolgt vom Sidring aus liber die ZunftreigenstralSe.
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4.2 »,Sonstiges Sondergebiet Zweckbestimmung Senioren”

Des Weiteren sind wir sehr Gberrumpelt Gber das ausgewiesene Mehrfamilienhaus ,,Sonstiges Sonder-
gebiet Zweckbestimmung Senioren” direkt gegeniiber unseres Grundstiicks.

1. Bauhohe

Zum einen sind wir Uber die Bauhohe von 12m fiir das dreigeschossige Gebaude gestolpert. Unsere Bau-
vorschrift von 6,5m Hohe wurde sehr streng von der Stadt vorgegeben. Wir haben persoénlich den lan-
gen Weg unseres Nachbarn verfolgen kdnnen, eine Sondergenehmigung fiir sein Bauvorhaben bezliglich
der Hohe zu erhalten. Dieses Vorgehen, jetzt, wo das Haus steht, zeichnet sich als blirokratisch unnétige
Hiirde aus. Und durch das neue Bauvorhaben direkt gegeniiber muss es noch mehr hinterfragt werden.
Die Mehrfamilienhduser im Bauabschnitt | diirfen bei 3 Geschossen eine maximale Hohe von 10m ha-
ben. Eine Anpassung im Bauabschnitt Il auf 12m ist nicht nachvollziehbar.

2. Wertminderung unseres Grundstlicks

Die Stadt Dinkelsbiihl gab damals beim Kauf unseres Baugrunds an, dass auf der gegeniiberliegenden
StraBenseite der Obrist-von-Sperreuth-Str. mit einer Bebauung durch Einzel- oder Kettenhduser zu rech-
nen sei. Mit der Annahme der Bauabschnitt Il werde ein reines Wohngebiet, entschieden wir uns fiir den
Kauf des Grundstiicks.

Ein Alternativ-Grundstick, das uns von Frau XXXXX angeboten wurde, in direkter Nachbarschaft zum
Kindergarten lehnten wir damals wegen der daraus resultierenden Konsequenzen (Larm, Verkehr) ab,
obwohl dieses uns von der GrundstiicksgrofRe her mehr zusagte. Durch das geplante Seniorenwohnen in
unmittelbarer Nahe stehen wir und unsere Nachbarn nun vor vollendeten Tatsachen, die zwei Jahre zu-
vor noch nicht absehbar waren.

Wir sehen hier eine deutliche Wertminderung unseres Grundstiicks was wir so nicht akzeptieren wer-
den. Niemand mochte plotzlich ein 12 Meter hohes Gebaude ,,vor der Nase haben”. (Es ware uns ja
nicht einmal moglich die Sicht auf dieses Gebaude mittels einer hohen Hecke zu kaschieren. Da flir uns
die maximale Hohe einer Hecke zur StraRe hin bei maximal 1 Meter liegt.) Erschwerend kommt noch
hinzu, dass ein solch hohes Gebaude uns jegliche Abendsonne verwehren wird.

3. Standort

Natdurlich ist uns bewusst, dass der Bedarf nach diesem Sondergebiet ,,Senioren” in einer Stadt wie Din-
kelsbihl groB ist. Wir mochten Sie jedoch bitten, den Standort dieses Gebdudes noch einmal zu Uber-
denken. Es ware moglich das Mehrfamilienhaus an einem anderen Standort, innerhalb des neuen Bau-
abschnitts zu planen, sodass ausschliefRlich Grundstiicke aus dem Gaisfeld IV Bauabschnitt Il daran gren-
zen. So kdonnen die Bewerber auf die neuen Grundstiicke sich dazu entscheiden, ob sie an ein Sonderge-
biet angrenzend bauen mochten, oder eben nicht.

Durch einen anderen Standort konnte auch die RingstralRe wieder verwirklicht werden.

Beschlussvorschlag zu 4.2:

Den Anregungen wird gefolgt. Das Baufenster des Sondergebietes wird verandert und die maximale An-
zahl der VollgescholRe auf zwei reduziert.
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4.3 My Cube Elemente
Bei den angestrebten MyCube Elementen bleiben einige Fragen offen.
1. Bauhohe

Zum einen verstehen wir auch hier die zuldssige Hohe von 7m nicht. Es ist nicht nachvollziehbar im Bau-
abschnitt | auf die strikte Einhaltung von 6,5m Hohe zu bestehen und somit so manches Bauvorhaben zu
erschweren, um dann, zwei Jahre spater, in der gleichen StraRe (auf der direkt gegeniberliegenden
Seite) eine Hohe von 7m vorzugeben. Ein einheitliches StraBenbild und eine Gleichberechtigung gegen-
Uber den Bauherren sind somit nicht zu erkennen. AuBerdem sind die Details um die Bauart ,,MyCube”
unklar.

2. Dichte Bebauung - Parksituation

Aus dem Planblatt heraus kann man jedoch erkennen, dass es sehr dicht bebaut werden soll. In der Ob-
rist-von-Sperreuth-StraRe sind allerdings keinen ausreichenden Parkmoglichkeiten vorhanden fiir die
vielen Bewohner, die die Stadt Dinkelsbiihl hier noch unterbringen mdchte. Die ohnehin bereits recht
schmale StraRRe wird somit, trotz verkehrsberuhigtem Bereich, hochstwahrscheinlich zugeparkt werden.
Geparkt werden darf im verkehrsberuhigten Bereich aber nur auf gekennzeichneten Parkflachen. Laut
unserem Bebauungsplan ist pro Grundstiick lediglich ein Parkplatz vorgesehen. Eine Erhéhung der An-
zahl wiirde den Sinn eines verkehrsberuhigten Bereichs aber komplett verfehlen.

3. Grundflachenzahl

Wo ist die Idee geblieben eine ,griine Siedlung” zu erschaffen? Ein solches Denken der Stadt Dinkelsbhl
haben wir damals sehr begriRt. Die Vorgabe einer Dachbegriinung auf Flachdachern ist nicht mehr zu
finden. AuBerdem wurde die Grundflachenzahl, entgegen jedem zukunftsorientierten und verniinftigen
Denkens unnoétigerweise erhoht. Gerade in Zeiten der Klimaerwarmung muss dringend der starken Ver-
siegelung entgegengewirkt werden. Man braucht zudem griine Dacher, welche fiir eine Abkihlung der
Umgebungstemperatur sorgen und um die vermehrt auftretenden Sturzregenfille aufzunehmen. Man
braucht groRe Flachen mit heimischen Pflanzen, Hecken, Blumen und Strauchern, welche Lebensraume
fiir eine groRe Vielzahl an Wirbeltieren und Insekten bieten.

All das scheint die Bauart ,,MyCube” nicht zu verwirklichen.

Erlduterungen vom Planungsbiiro zu 4.3:

Wie bereits beschrieben, wird das Baugebiet MyCube verlagert. An der Obrist-von-Sperreuth-Str. ist nun
eine Bebauung mit einer Traufhdhe von 7,25 m vorgesehen. Es sind auch Satteldacher mit einer First-
héhe von 12,0 m bzw. Pultdacher mit einer Hohe von 11,0 m moglich (siehe Abb. Unter Punkt Nr. 1.)

Beschlussvorschlag zu 4.3:

Die Bedenken werden nicht geteilt, es wird jedoch das sog. ,MyCube-Baugebiet” verlagert und in der
Grole reduziert. Das stattdessen vorgesehene Baugebiet sieht allerdings auch eine flaichensparende, ver-
dichtete Bebauung vor. Die Bedenken hinsichtlich der Stellplatze werden nicht geteilt, da hierzu Festset-
zungen enthalten sind.

4.4 Nachverdichtung

Auch muss man sich die Frage stellen, ob nicht schon genligend Wohnungen ohne Griinflache geplant
sind. Es gibt das Bauvorhaben an der alten Brauerei Hauf, die diversen Mehrfamilienhduser im Gaisfeld
IV Bauabschnitt Il sowie die Vielzahl an neuen Wohnungen iber dem neuen Einkaufsmarkt.

Auch die GroRRe des neugeplanten Baugebietes ist nicht nachvollziehbar - gibt es doch im Kreuzesspan
noch geniigend unbebaute Grundstiicke. Eine Nachverdichtung ware hier angebracht.
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Durch den neuen Bebauungsplan ist es fir uns noch mehr unverstandlich, dass uns im Jahr 2020 durch
die Stadt Dinkelsbiihl ein Anbau von ca. 20gm an unser Elternhaus verwehrt wurde, da sich der Anbau
auBerhalb des Baufensters des 40 Jahre alten Bebauungsplanes befunden hatte. Hier ist anzumerken,
dass sich der Anbau auf einem 900gm groRen Grundstiick befunden hatte und die im neuen Bebauungs-
plan vorgeschriebene Grundflachenzahl bei weitem nicht erreicht worden ware.

Beruft man sich auf einen 40 Jahre alten Bebauungsplan, dann sollten auch die Absprachen eines Bebau-
ungsplanes aus den letzten Jahren eingehalten werden!

Beschlussvorschlag zu 4.4:
Die Bedenken werden nicht geteilt

Die Ausweisung des gesamten Baugebietes Gaisfeld IV (BA | und Il) ist bereits seit mehreren Jahren ge-
plant. Innerhalb des aktuell glltigen Flachennutzungsplans sind die Flachen bereits als Erweiterungsfla-
chen festgesetzt.

Die Stadt verfiigt Gber ein Baullickenkataster. Eigentiimer unbebauter Grundstiicke in der Stadt und in
den Ortsteilen werden in unregelmaRigen Zeitabstanden schriftlich kontaktiert und hinsichtlich ihrer Ver-
kaufsbereitschaft befragt. Das Ergebnis war bei allen bisherigen Abfragen mehr als zuriickhaltend. Daher
ergibt sich die Notwendigkeit zur Ausweisung eines neuen Baugebietes.

4.5 Naturschutz

Sadlich des geplanten Baugebiets befindet sich der Gaisweiher, welcher zusammen mit dem Walkweiher
als Naturschutzgebiet und Vogelfreistatte ausgewiesen ist. Am westlichen Ende des Gaisweihers befin-
det sich ein riesiger Schilf- und Rohrrichtbestand, welcher als Brut- und Nahrungshabitat fiir seltene und
streng geschiitzte Arten dient. Bei einer zu nahen Bebauung an diese Schutzzone ist mit dem Verlust die-
ser Arten zu rechnen. Dass diese

Arten dort (noch) vorkommen, konnten wir selbst beobachten. So sind Eisvogel, Blaukehlchen, Wasser-
rallen, Waldwasserlaufer, Flussuferlaufer, Kiebitze, Griinspechte, Zwergtaucher, Beutelmeisen, Rohrwei-
hen und diverse Rohrsdngerarten mit einiger Geduld zu beobachten. Selbst zur Sichtung von Bekassinen,
einem Seeadler und einem Fischadler kam es innerhalb des letzten Jahres. Die hier aufgezahlten Arten
sind nur ein Auszug der Artenvielfalt an Végeln welche dort vorkommen. Die kompletten Bestandslisten
sind im Internet unter www.ornitho.de oder www.ebird.org abzurufen. Hieraus ist ersichtlich, dass bis-
her 167 verschiedene Vogelarten in diesem Naturschutzgebiet nachgewiesen wurden.

Diese Vielfalt gilt es zu erhalten - vor allem in der heutigen Zeit, ist doch das Artensterben neben dem
Klimawandel unsere grofRte Herausforderung fiir die Zukunft.

Auffallig ist aber schon jetzt, dass am Walkweiher aktuell eine gréRere Artenvielfalt herrscht, was ver-
mutlich an der weniger nahen Bebauung und einer besseren Besucherlenkung liegt.

Auch der Verlauf einer StralRe, welche direkt am Gaisweiher verlauft ist ungilinstig.

Auf den Vorschlag des Bund Naturschutzes und dessen beigefligte Skizze wird hiermit noch einmal hin-
gewiesen. So kann auch ein Teil des Lebensraumes der Knoblauchkréte erhalten bleiben und es besteht
eine Pufferzone zwischen dem Naturschutzgebiet und dem Baugebiet.

Der Stadt Dinkelsbiihl ist der Schutzstatus des Gebietes eigentlich auch bewusst, da ein Betreten des
Weges nordlich des Gaisweihers durch ein Hinweisschild verboten ist.

Namentlich genannt werden Gansesager und Purpurreiher. Purpurreiher konnten dort leider schon seit
langem nicht mehr gesichtet werden, Gansesager kommen allerdings in groRer Zahl jedes Jahr im Spath-
erbst/ Winter und nutzen den Gaisweiher und den Walkweiher als Uberwinterungsgebiet.
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Wird dieses neue Baugebiet wie geplant errichtet, muss das Feld weichen. Und damit verschwindet auch
ein groBes Nahrungshabitat fir Greifvogel. Taglich sind Rotmilane, Mausebussarde, Rohrweihen und
Turmfalken zu beobachten, welche dort auf Nahrungssuche sind und dort auch erfolgreich sind. Fehlt
das Nahrungshabitat wird auch auf die Brut verzichtet, obwohl das Naturschutzgebiet dafiir gut geeignet
ist und auch erfolgreich bebritet wird.

Ob geschaffene Ausgleichsflachen von der Vogelwelt angenommen werden ist fraglich. Die gefdhrdeten
Bodenbriiter gelten als standorttreu. Nachweislich briiten in diesem Bereich Feldlerchen.

Weiterhin ist zu beobachten, dass das noch bestehende Feld vor allem in den Abendstunden als Einflug-
schneise fiir Enten- und Gansevogel verwendet wird, welche am Weiher bei der Reichertsmuihle nachti-
gen. Ein hohes Gebaude wie das geplante Seniorenzentrum wird dieses Verhalten enorm stéren bzw.
verhindern, sodass dieser Weiher moglicherweise nicht mehr durch Wasservogel genutzt wird. Auch
hinsichtlich dieses Punktes wird gebeten den Standort des Seniorenheims noch einmal zu Giberdenken.

Erlduterungen vom Planungsbiiro zu 4.5:

Innerhalb des Verfahrens wurden drei Gutachten durch ein biologisches Biiro erstellt (Natura2000-Ver-
traglichkeitspriifung 2023, spezielle artenschutzrechtliche Priifung 2022 und artenschutzrechtliches
MaRnahmenkonzept). Innerhalb dieser Gutachten wurden Vermeidungsmafnahmen und artenschutz-
rechtliche MalRnahmen beschrieben. Durch diese MaBnahmen kdnnen erhebliche Beeintrachtigungen
der Schutzziele der beiden Natura2000-Gebiete vermieden werden.

Dariber hinaus hat der Gutachter artenschutzrechtliche MaBnahmen vorgesehen, um ein Eintreffen von
Verbotstatbestanden entsprechend § 44 BNatschG zu verhindern. Die angegebenen MalRnahmen wur-
den innerhalb der vorliegenden Planung festgesetzt.

Beschlussvorschlag zu 4.5:
Die Bedenken werden nicht geteilt.

Eine Beeintrachtigung der angesprochenen Schutzgenbiete wird durch die Festsetzung von entsprechen-
den MaRnahmen verhindert.

4.6 Schlussbemerkung

Aufgrund der angefiihrten Punkte bitten wir um eine Verkleinerung des geplanten Bauabschnittes I,
eine Ausweisung der Grundsticke ausschlieBlich als Einfamilienhauser, sowie eine andere Positionie-
rung des Seniorenheims.

Beschlussvorschlag zu 4.6:
Kenntnisnahme. Keine Abwagung erforderlich.

5. Einwender 05

Als direkte Anwohner widersprechen wir hiermit fristgerecht der Anderung des vorlaufigen Bebauungs-
plans vom 21.06.2023. Wir haben besonders folgendes Bedenken zu den neuen Beschlissen, welche
sich vom Plan von 2018 teilweise grundlegend unterscheiden: Im Plan von 2018 sollte die Obrist-von-
Sperreuth-Str eine Sackgasse oder Ringstralle werden. Im aktuellen Plan soll nun der BA 2 (iber die
StaatsstraBe St2220 erschlossen werden.

Somit wiirde die StralRe zur Hauptverkehrsstrale flir das gesamte Gaisfeld IV werden. Da wir zwei Klein-
kinder und einen Hund haben, wollten wir auf keinen Fall an einer Durchgangsstralle wohnen. Das Un-
fallrisiko ist hier einfach zu grof8. Laut Bebauungsplan ist eine Abgrenzung des privaten Grundsticks zur
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offentlichen Verkehrsflache nur in einer Hohe von max. 1,0 m zulassig. Eine Hohe die sowohl Kinder als
auch Hunde leicht Gberwinden kdnnen. Im Falle eines erhohten Verkehrsaufkommens aufgrund der
Durchgangsstralie, birgt dies ein massives Gefahrenpotential.

AulRerdem bedeutet das Wohnen an einer HauptverkehrsstraRe auch eine erhéhte Larm- und vor allem
Abgasbelastung zulasten der Gesundheit unserer Kinder. Die Wohnqualitat wird so deutlich abnehmen.

Wir hatten uns flir unseren Bauplatz entschieden, da wir vertraut hatten, dass der Bauabschnitt 2 wie
urspriinglich geplant, gestaltet wird. Es war uns flr unsere Familie besonders wichtig, an einer verkehrs-
beruhigten Stralle zu bauen und zukiinftig unser Leben zu verbringen. Entsprechend sind wir nun ent-
tauscht Gber die Neugestaltung der Bauplane.

Wir fordern Sie daher auf, die Anderung im Bebauungsplan nicht vorzunehmen und am urspriinglichen
Plan festzuhalten.

Beschlussvorschlag zu 5.:

Der Anregung wird gefolgt. Es ist kein Anschluss der Obrist-von-Sperreuth-Strafle an die Staatsstrafle 2220
geplant. Die Hauptzufahrt in den Bauabschnitt Il erfolgt vom Sidring aus (iber die ZunftreigenstralSe.

6. Einwender 06

Zunachst mochten wir uns fiir die Bereitstellung der Unterlagen fiir das obengenannte Verfahren bedan-
ken. Infolge der Bekanntmachung gemaR § 2 Abs. 1 Satz BauGB Beteiligung der Offentlichkeit gemaR §3
Abs. 1 BauGB der im Rahmen des Bauleitplanverfahrens fiir die Stadt Dinkelsbiihl erstellt wurde und die
damit verbundene Modglichkeit, hierzu Stellung zu nehmen mochten wir unsere Bedenken als direkte
betroffene Grundstiickseigentimer (im Bauabschnitt I) duRern und auf nachfolgende Punkte hinweisen
mit der Bitte um Berichtigung bzw. Anpassung.

6.1 Sonderbaugebiet (Seniorenwohnen)

Im aktuellen Bebauungsplan fiir das Gaisfeld IV, Bauabschnitt Il wurde ein 3-stockiges Mehrfamilienhaus
mit Sondergebiet (SO) Zweckbestimmung Seniorenwohnen ausgewiesen was uns sehr liberrascht hat da
von der Stadt Dinkelsbihl mehrfach die Aussage gemacht wurde das auf der Gegenliberliegenden Stra-
Renseite der Obrist-von-Sperreuth-StralRe eine Bebauung mit Einfamilienhdusern geplant sei und der
Bedarf an Mehrfamilienhdusern durch den Bauabschnitt | bereits gedeckt sei. Auch wenn es sich um ein
Sondergebiet (SO) handelt dndert sich nichts an der Tatsache das es sich hierbei um ein Mehrfamilien-
haus handelt.

Der Bauabschnitt Il wurde mehrfach als reines Wohngebiet vorgestellt und angepriesen daher erfolgte
unsere personliche Entscheidung auf das ,,Wort” der Stadt Dinkelsbihl ein Grundstiick am Westlichen
Rande des Bauabschnitts | zu kaufen und uns dort niederzulassen. Es war klar an welcher Stelle im Bau-
abschnitt | ein Sondergebiet ausgewiesen war: ob Supermarkt, Kindergarten oder Mehrfamilienhauser.
So konnte jeder Bauherr selbst entscheiden, ob er in der Nahe von einem Sondergebiet bauen mochte
und sich somit auf die Konsequenzen wie z.B. Lautstdrke oder mehr Verkehr einldsst und diese ertragt
oder nicht.

Uns, als auch unseren Nachbarn wiirde bei unverdandertem Bebauungsplan des Bauabschnitt Il diese
Entscheidung verwehrt bleiben, auch empfinden wir ein bis zu 12 Meter Hohes Gebaude auf der Direkt
gegeniberliegenden StralRenseite als Wertminderung flir unser Haus. Auch bestehet die Tatsache aus
dem fiir uns giiltigen Bebauungsplan das wir keinen Zaun héher als 1 Meter als Sichtschutz anbringen
diirfen, um uns und unsere Privatsphare etwas zu schiitzen auch hatten wir keinen Lichteinfall mehr in
den Abendstunden, was uns in unserer Lebensqualitat deutlich einschrankt.
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Die Dachform sollte ebenfalls als Vorgabe ein FD mit max. 5° erhalten. Mit einer Vorgabe von einer max.
Hohe von 10,0 Meter angelehnt an den Bauabschnitt I. Fiir den Anliefer- Betreuungs- und Besucherver-
kehr sind im derzeitigen Entwurf keine Anzahl an Stellplatzen ausgewiesen.

Vorschlag unsererseits sind min. 2 Stellplatze fiir Anlieferungs- und Reinigungsverkehr, 5 Stellplatze fir
Betreuungs- und mit 10 Platze fiir Besucher auszuweisen.

Wir bitten daher den Bebauungsplan erneut aufzugreifen und am westlichen Ende der Obrist-von-Sper-
reuth-StraRe kein Sondergebiet auszuweisen und anstatt des geplanten Mehrfamilienhauses wie frither
angedacht Einfamilienhduser vorzusehen. Da der Bedarf eines entsprechenden Sondergebiets fiir zweck-
bestimmtes Seniorenwohnen besteht, bitten wir Sie dieses in Stidliche Richtung zu verschieben.

Somit kann jeder neuer Grundstiickseigentiimer selbst entscheiden bzw. auswahlen, ob er die Konse-
guenzen somit in Kauf nimmt oder nicht.

Beschlussvorschlag zu 6.1:

Der Einwendung wird teilweise gefolgt.

Das Baufenster des genannten Sondergebietes wurde verandert. Hieraus resultiert, dass entstehende Be-
bauungen eine Nord-Sid-Ausrichtung erhalten werden. Somit riickt die Bebauung von der Obrist-von-
Sperreuth-StraBe ab. Dariiber hinaus wurde die Geschossigkeit des entstehenden Baukorpers im SO1 auf
zwei Vollgeschosse reduziert.

Stellplatze sind innerhalb des SO1 auszuweisen; dabei ist die Garagen- und Stellplatzverordnung zu be-
ricksichtigen.

6.2 Durchfahrt Obrist-von-Sperreuth-Strale zur Staatsstrale 2220

Im Gegenwartigen Planungsstand des Bauabschnitts Il wurde die Obrist-von- Sperreuth-StraRe (westlich)
als StraRe mit direkter Durchfahrt zur StaatsstraBe 2220 geplant. Wir mochten Sie eindringlichst bitten
diese als Sackgasse mit Wendehammer oder dhnliches auszuweisen, da wir bereits heute einen enormes
Unfallrisiko erkennen.

Wer die Obrist-von-Sperreuth-Stralle in westlicher Richtung verlassen will, Gberquert den parallel zur
StaatsstraRe fiihrenden Fahrradweg, dieser ist durch die Steigung in beide Richtungen schlecht einseh-
bar und bereitet fiir schnell fahrende Fahrradfahrer eine enorme Kollisionsgefahr.

Ebenso ist die Ausfahrt auf die Staatsstrafle 2220 aus unserer Sicht durch die Kuppe von der Reicherts-
miihle herkommend ,Lebensgefahrlich”. Wir beobachten bereits heute viele gefahrliche Ausfahrten be-
sonders von langsameren Verkehrsteilnehmern wie LKWs oder Lieferwagen. Dariiber hinaus ist eine ent-
sprechende Zu- bzw. Abfahrt tiber die StaatsstraRe als absolut nicht erforderlich anzusehen, da tber den
Sidring eine Gefahrlose Zu- bzw. Abfahrt moglich ist.

Aus den zuvor genannten Griinden moéchten wir Sie eindringlichst bitten die Obrist- von-Sperreuth-
Strale in westlicher Richtung als Sackgasse mit Wendehammer oder dhnliches auszuweisen bzw. zu pla-
nen.

Zukinftige Parksituation Obrist-von-Sperreuth-Stralle

Da in der Obrist-von-Sperreuth-Stralle im Bauabschnitt Il eine Vielzahl an ,,My-Cube- Hausern“ entste-
hen sollen méchten wir hierzu anregen 6ffentliche Parkflachen zu schaffen, aufgrund der Vielzahl an
Hausern ist auch mit einem Hohen Aufkommen an Fahrzeugen zu rechnen, zwar muss jedes My-Cube-
Haus bis 50m? 1 Stellplatz nachweisen dennoch halten wir dies aber fir nicht ausreichend. Da gerade
Familien ohne Kinder oder einen ,,2 Personen” Haushalt mit nur einem Fahrzeug im Landlichem Raum
meist nicht auskommt, hinzukommt noch ein PKW-Aufkommen von Besuchern. Das Resultat ware, das
eine Vielzahl von Fahrzeugen auf der StraRe abgestellt werden wiirden und nur eine eingeschrankte Zu-
fahrt (gegeben durch die StraRenbreite) z.B. fiir die Feuerwehr moglich ware.

Bebauungsplan “Gaisfeld IV Bauabschnitt [1“ und 23 And. FNP, Abwagungsvorschlag Stadtratssitzung 20.02.2024 16/49




TBMARKERT

Stadtplaner - Landschaftsarchitekten

Durch die Vorgebrachten Punkte méchten wir Sie bitten Offentlichen Parkraum besonders fiir die ge-
planten My-Cube-Ha&user in der Obrist-von-Sperreuth-Strae zu schaffen.

Beschlussvorschlag zu 6.2:

Der Anregung wird teilweise gefolgt. Es ist kein Anschluss der Obrist-von-Sperreuth-StraRe an die Staats-
strafe 2220 geplant.

Die sog ,,Mycube-Bebauung” wird verlegt. Angrenzend zur Obrist-von-Sperreuth-Strale ist nur eine auf-
gelockerte Bebauung mit Einfamilienhdusern und Doppelhdusern vorzusehen.

6.3 Zulassige Hohe Bebauungsplan, GRZ und Dachformen

Verwundert mussten wir auch die Abweichungen der Gebaude Hohe, GRZ und Dachform des Bebau-
ungsplans von Bauabschnitt | zu Bauabschnitt Il feststellen.

Die 3-geschossigen Mehrfamilienhduser im Bauabschnitt | hatten als Vorgabe eine max. Héhe von 10,0
Meter im Bauabschnitt Il wurde dies auf 12,0 Meter erhoht.

Auch wurde die max. Hohe fiir Einfamilienhduser aufgeweicht von Bauabschnitt | max. 6,5 Meter auf 8,0
Meter im Bauabschnitt II. Auch wurde die maximale Hohe fiir die sogenannten ,My-Cube-Hauser” auf
7,0 Meter gesetzt.

Die Grundflachenzahl GRZ ist wie im Bauabschnitt 1 von 0,35 einzuhalten und nicht um fast 20% auf 0,4
oder im Sondergebiet um sogar 60% von 0,5 auf 0,8 unnotigerweise zu erhéhen.

Das Einheitliche Bild und der Umweltbewusste ,,Griine Gedanke sollte in der Auswahl der Dachformen
und der Begriinung der Dacher weitergefiihrt werden.

Wir bitten wie in den aufgefiihrten Punkten das Einheitliche Bild als auch das Merkmal des Umweltbe-
wussten ,Griinen Gedanken” im Gesamten Gaisfeld 4 fortzuflihren. Wir wiinschen daher auch den Ab-
gleich und um Anpassung der Maximalen Zulassigen Hohe, der Griinflachenzahl (GRZ) als auch die Ein-
heitlichkeit und begonnene Struktur der der Dachformen fortzufiihren und dem Bauabschnitt | anzuglei-
chen.

Insbesondere erbitten wir das Mehrfamilienhaus ,Seniorenwohnen” in der Hohe als auch in der Dach-
form auf Bauabschnitt | (max 10,0 Meter mit FD 0,5) anzupassen.

Beschlussvorschlag zu 6.3:

Den Anregungen wird teilweise gefolgt.

Die maximale Anzahl der VollgescholRe im SO wird auf zwei reduziert.

Die im Vorentwurf festgesetzte zuldssige pauschale Wandhohe von 8,5 m fiir die meisten Allgemeinen
Wohngebiete wird im Entwurf durch die alternative Festsetzung einer zuldssigen Traufhdhe von 7,25 m
reduziert.

Die GroRe Kreisstadt Dinkelsbihl halt im Sinne einer flichensparenden Nutzung an den genannten Grund-
flachenzahlen fest. Dariiber hinaus ist darauf hinzuweisen, dass innerhalb des Bebauungsplans diverse

Vorgaben zur Erhaltung des lokalen Ortsbildes getroffen wurden (z.B. Eingriinung, 6ffentliche Griinfla-
chen, Festsetzungen fiir einheitliche Bebauungen innerhalb der jeweiligen Gebiete).

7. Einwender 07

Stellungnahme: Wie der BUND sind wir der gleichen Meinung, dass die vorgesehene Bebauung eine
starke Beeintrachtigung des gesamten umliegenden Naturschutzgebietes mit all seinen negativen Folgen
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ist. Diese sind bereits vom BN aufgefiihrt. AuRerdem beflirchten wir eine weitere Absenkung des Grund-
wassers, wie es bekannterweise bei jeder baulichen Versiegelung ist.

Die Folge der Grundwasserabsenkung bedeutet eine deutliche Schadigung der Landwirtschaft, der Natur
und damit der Menschen.

Beschlussvorschlag zu 7.:
Die Bedenken werden nicht geteilt.

Im Jahr 2023 wurde durch das biologische Biiro ,silvaea biome institut” eine Natura200-Vertraglichkeits-
prifung durchgefiihrt, die zu dem Ergebnis kam, dass bei Durchflihrung von verschiedenen MaRnahmen
eine Beeintrachtigung der Schutzziele der beiden Natura2000-Gebiete vermieden wird.

8. Einwender 08

Danke fur lhr Bemihen mir bei meinem Besuch im Rathaus den Bebauungsplan Gaisfeld 4 /2 naher zu
bringen. Ich glaube und hoffe, dass die vorliegende Planung in dieser Form nicht ernst gemeint ist.

Da haben Bauherren lhre Wohnzimmer und Terrassen in Richtung Segringen ausgerichtet um griin und
etwas weiter zu sehen. Nun kommt eine Planung die gleich (iber der StraRe eine Reihenhausmauer vor-
sieht. Mit der Bitte diese ganz schlechte Planung zu Gberdenken.

Beschlussvorschlag zu 8.:
Der Einwendung wird teilweise gefolgt.

Die im Vorentwurf festgesetzte zuldssige pauschale Wandhohe von 8,5 m fiir die meisten Allgemeinen
Wohngebiete wird im Entwurf durch die alternative Festsetzung einer zuldassigen Traufhdhe von 7,25 m
reduziert.

Die Wohnbebauung mit ,,MyCube“-Elementen wurde Richtung Siiden ins WA2 verschoben. Angrenzend
zur Obrist-von-Sperreuth-StraRe sind aktuell nur lockere Bauformen die mindestens 5,5 Meter von der
StralBe abzuriicken sind, zuldssig. Die Zulassigkeit von dichteren und flachensparenden Bauformen inner-
halb des Baugebiets Gaisfeld IV wird jedoch vom Stadtrat gewiinscht.

9. Einwender 09

Wir widersprechen fristgerecht der Anderung am in der Betreffzeile genannten vorlaufigen Bebauungs-
plan vom 21.06.2023. Als direkte Anwohner (Obrist-von-Sperreuth-Str. XX; Einzug Frithjahr 2024) sind
wir unmittelbar von der geplanten Anderung betroffen und widersprechen dieser mit folgender Begriin-
dung:

Uns war zwar bekannt, dass das Wohnbaugebiet ,,Gaisfeld IV - Bauabschnitt 2“ Dinkelsbiihl kommen
wird, aber in dieser Form entspricht es nicht dem Plan von 2018. Im Bauamt konnten uns die Plane nicht
naher erldutert werden; Ilhr Mitarbeiter sagte, er wisse selbst zu wenig dartiber. Im Folgenden nun un-
sere Griinde flir den Widerspruch in Form von Bedenken, die bei der Beschlussfassung berticksichtigt
werden missen:

9.1 Hauptbedenken:

Im Plan von 2018 sollte die Obrist-von-Sperreuth-Str. eine Sackgasse oder Ringstralle werden. In der Fas-
sung vom 21.06.2023 ist jetzt geplant, den BA 2 {iber die StaatsstraRe St2220 zu erschlieRen. Hier sehen
wir folgende Probleme:

Das Verkehrsaufkommen auf der Obrist-von-Sperreuth-Str. wiirde sich entsprechend steigern. Dadurch
Unfallschwerpunkt durch den kreuzenden Radweg und generell an der Einmiindung. Die Obrist-von-
Sperreuth-Str. wiirde hierdurch zur Hauptverkehrsstral3e fiir das gesamte Gaisfeld IV, da Autofahrer, die
aus den sudlichen Ortsteilen und aus Fichtenau kommen, die StralRe nehmen um zum Kindergarten und
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zum Einkaufsmarkt zu gelangen. Hohes Unfallrisiko fiir die Kinder der Anwohner. Hohes Larm- und Ab-
gasaufkommen

Dass wir nicht an einer DurchgangsstraBe wohnen, war ein sehr wichtiges Kriterium, warum wir uns ge-
rade fiir diesen Bauplatz entschieden haben.

Dieser jetzige vorlaufige Bebauungsplan von vom 21.06.2023 wiirde durch die gednderte StraRenwid-
mung die Wohnqualitat stark beeintrachtigen und eine deutliche Wertminderung fir unser Haus bedeu-
ten.

Beschlussvorschlag zu 9.1:
Der Anregung wird gefolgt.

Die GroRe Kreisstadt Dinkelsblhl plant keinen Anschluss der Obrist-von-Sperreuth-StraRe an die Staats-
stralle 2220. Die Hauptzufahrt in den Bauabschnitt Il erfolgt vom Siidring aus Gber die Zunftreigenstrale.

9.2 Weitere Bedenken:

Es war nicht bekannt, dass uns gegeniiber eine durchgehende Hauserzeile entsteht, die nach vorlaufi-
gem Bebauungsplan eine Gebdaudehdhe von bis zu 8,5 Meter hat. Unser Haus durfte nur eine Gebaude-
hohe von 6,5 Meter haben. Wir haben keine klare Vorstellung, wie ,,Cube Hauser” aussehen, ob die Hau-
serreihe z.B. von Garagen mit niedrigerer Hohe unterbrochen ist. Hier méchten wir mit der Stadt Din-
kelsblihl zusammen eine gemeinsame L&sung finden.

Topografisch fallt das Geldnde Richtung Segringen ab und darum regen wir an, die Cubehauszeile unten
im Tal zu bauen. Uns gegenliber kénnten dhnliche Einzelgebdude mit Flachdach und einer maximalen
Gebdudehohe von 6,50 Meter gebaut werden, statt unten im Tal. Dann wirden wir nicht auf eine durch-
gehende Wand blicken und fir die Bauplatzverdichtung andert sich wenig.

Der geplante dreistockige Block SO1 war in der vorherigen Planung nicht enthalten und tragt zur weite-
ren Wertminderung der Hauser am westlichen Teil der Obrist-von-Sperreuth-Str. im Bauabschnitt 1 bei.

Beschlussvorschlag zu 9.2:
Die Einwendung wird teilweise gefolgt.

Die Wohnbebauung mit ,,MyCube“-Elementen wurde Richtung Siiden ins WA2 verschoben. Angrenzend
zur Obrist-von-Sperreuth-StraRe sind aktuell nur lockere Bauformen die mindestens 5,5 Meter von der
StralRe abzurlicken sind, zuldssig. Die Zulassigkeit von dichteren und flachensparenden Bauformen inner-
halb des Gaisfeld IV ist durch den Stadtrat gewiinscht.

Die im Vorentwurf festgesetzte zuldssige pauschale Wandhohe von 8,5 m fiir die meisten Allgemeinen
Wohngebiete wird im Entwurf durch die alternative Festsetzung einer zuldssigen Traufhdhe von 7,25 m
reduziert.

In den sonstigen Sondergebieten wurde die Anzahl der Vollgeschosse auf zwei reduziert. Dariiber hinaus
wurde das Baufenster des SO1 verandert, so dass die entstehende Bebauung von der Obrist-von-Sper-
reuth-StraRe abriickt.

9.3 Wir sehen Probleme voraus mit der Parkplatzsituation durch die geplanten Tiny Hauser. Wo
werden z.B. Besucher der Bewohner parken?

Der sudliche Rand des BA 2 liegt zu nah an der Vogelfreistétte.
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AbschlieBend: Wir hatten uns fir unseren Bauplatz entschieden, da wir auf die Stadt Dinkelsbihl ver-
traut hatten, den Bauabschnitt 2 wie 2018 geplant zu gestalten. Das war insgesamt ein sehr wichtiges
Kriterium flr unsere Entscheidung, unter hoher finanzieller Belastung in Bauabschnitt 1 zu bauen.

Entsprechend sehen wir uns nun enttduscht. Wir fordern Sie daher auf, die Entscheidung unter Ber{ick-
sichtigung aller Bedenken noch einmal zu tiberpriifen und die Anderung im Bebauungsplan nicht vorzu-
nehmen.

Beschlussvorschlag zu 9.3:
Der Einwendung wird teilweise gefolgt.

Innerhalb des geplanten Bauabschnittes Gaisfeld IV BA Il wurden 6ffentliche Parkmoglichkeiten erganzt.
Dariber hinaus sind entsprechend der Festsetzungen des Bebauungsplans, Stellpldtze auf den geplanten
Grundstiicken vorzuhalten.

Im Jahr 2023 wurde durch das biologische Biiro ,silvaea biome institut” eine Natura200-Vertraglichkeits-
prifung durchgefiihrt, die zu dem Ergebnis kam, dass unter Berilcksichtigung von MaRnahmen zur Ver-
meidung und Minimierung erhebliche Beeintrachtigungen der Schutzziele der beiden Natura2000-Ge-
biete vermieden werden kdnnen. Darliber hinaus wurde im Jahr 2022 eine spezielle Artenschutzrechtliche
Prafung durchgefihrt. Entsprechend dieser wurden MalRnahmen festgesetzt um negative Effekte auf die
Tier- und Pflanzenwelt zu verhindern und zu verringern. Die beschriebenen MaRnahmen werden in der
vorliegenden Planung umgesetzt (z.B. CEF-Flachen — Verbesserung der ,Vogelfreistatte”).

10. Einwender 10

Es ist zwar schon, wenn sich eine Stadt, wie Dinkelsbihl entwickelt und wachst, bei dem neuen Bebau-
ungsplan, mochte ich aber auf folgendes hinweisen:

1. Die Zufahrt zu den restlichen landwirtschaftlichen Flachen, zwischen Baugebiet Gaisfeld | bis IV und
Gaisweiher, muss auch weiterhin zur Bewirtschaftung mit landwirtschaftlichen GroRgeraten moglich
sein.

2. Die kiinftigen Bewohner des Baugebietes sollten darauf hingewiesen werden, dass landwirtschaftliche
Emissionen zu dulden sind. (z.B. Staubentwicklung bei Bodenbearbeitung, Geruch bei Giilleausbringung,
Lautstarkeentwicklung durch Mahdrescher oder Maishachsler bei der Ernte

3. Uber Baustellenbedingte Sperrungen sind die betroffenen Landwirte rechtzeitig zu informieren.

4. AuBerdem finde ich es schade, dass der Anbau von regionalen landwirtschaftlichen Lebensmitteln, als
geringwertiger Pflanzenbestand gilt. Es ist klar, dass vielfiltige Pflanzen- und Tierwelt, sowie Insekten
wichtig sind, aber regionale Lebensmittelerzeugung, sollte ebenso wichtig sein.

5. Als die Flache vorher noch komplett landwirtschaftlich ,intensiv” genutzt wurde, gab es hier jedenfalls
auch Kiebitze und Feldlerchen. Warum sollen diese Flachen jetzt auf , extensiv’ umgestellt werden?

6. Der Landwirtschaft wird durch das Baugebiet selbst, Flache entzogen und zusatzlich noch durch grof3e
Ausgleichsflachen, die gut mit produktiven Maschinen bearbeitet werden konnten. Fiir Ausgleichsfla-
chen sollten besser mehrere kleinere Flachen und Randbereiche genutzt werden.

Erlduterungen vom Planungsbiiro zu 10.:

Die Zufahrt zu den jeweiligen landwirtschaftlichen Flachen ist in der vorliegenden Planung gesichert. In-
nerhalb der Begriindung sowie auf dem Planblatt wird darauf hingewiesen, dass die Emissionen aus der
Ublichen landwirtschaftlichen Nutzung im Umfeld des Baugebietes zu dulden sind.
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Die Extensivierung der Flachen im Zuge der CEF-Malinahme stellt eine Aufwertung des Lebensraums fiir
betroffene Arten dar und dient somit der Abwendung von Verbotstatbestdnden nach § 44 BNatschG.

Die Erweiterung durch Gaisfeld IV stellt einen Eingriff in die Schutzgiiter entsprechend Abs. 8 Satz 7 §1
BauGB da. Daher gilt es den Eingriff durch geeignete naturschutzfachliche AusgleichsmaRnahmen zu ver-
meiden und auszugleichen. Die hierfiir herangezogenen Flachen missen im Sinne einer naturschutzfach-
lichen Aufwertung ,,aufwertbar” sein und sich im selben Naturraum wie das Plangebiet befinden. Beides
liegt in der vorliegenden Planung vor. Es wird bezweifelt, dass im Gemeindegebiet dem Umfang entspre-
chende ,kleine Flachen und Randbereiche” vorliegen, die entsprechend der gesetzlichen Forderung
auch aufwertbar sind.

Beschlussvorschlag zu 10.:

Den Anregungen zur ErschlieBung der landwirtschaftlichen Flachen und zu Hinweisen auf die landwirt-
schaftlichen Emissionen wird bereits gefolgt.

Die Bedenken hinsichtlich des Entzugs von landwirtschaftlichen Flachen werden geteilt. Dies flihrt jedoch
nicht zu einer Aufgabe der Planung, da die anhaltende Nachfrage von Bauwilligen nicht auf andere Weise
gedeckt werden kann.
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Beteiligung der Nachbargemeinden und der sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
gemal § 4 Abs. 1 BauGB

Folgende Behérden haben sich wahrend der Frist zur Stellungnahme nicht geduBert, sodass von Ein-
verstidndnis mit der Planung ausgegangen werden kann.

. Amt fir Digitalisierung, Breitband und Vermessung
. Bundesanstalt fiir Immobilienaufgaben

. Telekom Deutschland GmbH

. Heimatpfleger DKB

. Landratsamt Ansbach, Fristverlangerung bis 25.08.2023
. Landratsamt Ansbach — Gesundheitsamt —

= Verkehrsverbund

. Stadtwerke Dinkelsbhl

. Verwaltungsgemeinschaft Willburgstetten

. Markt Schopfloch

. Markt Dlrrwangen

. Gemeinde Wittelshofen

. Gemeinde Langfurth

. Stadt Feuchtwangen

. Gemeinde Wort

Folgende Behérden haben der Planung ohne weitere Hinweise und Einwendungen zugestimmt:

=  Amt fir Landliche Entwicklung Mittelfranken, Phillipp-Zorn-StraBe 37, 91822 Ansbach; Schreiben
vom 14.07.2023
Aus der Sicht der Landlichen Entwicklung bestehen gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes
,Gaisfeld IV Bauabschnitt II" mit integriertem Griin-ordnungsplan sowie der 23. Anderung des Fla-
chennutzungsplanes im Parallelverfahren gemaR § 8 Abs. 3 BauGB der GrolRen Kreisstadt Dinkels-
bihl keine Bedenken.
Im Planungsraum ist derzeit ein Verfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz weder geplant noch
anhangig.
Eine weitere Beteiligung des Amtes fiir Landliche Entwicklung Mittelfranken am o.a. Verfahren ist,
soweit sich keine Anderungen im flichenmiRigen Umfang des Planungsgebietes ergeben, nicht
erforderlich. Auf die Mitteilung des Ergebnisses der Wiirdigung dieser Stellungnahme wird ver-
Zichtet.

=  Bundesamt fir Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Referat Infra
13 TOB, Fontainengraben 200, 53123 Bonn; Schreiben vom 24.07.2023
Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage werden Verteidigungsbelange nicht
beeintrachtigt. Es bestehen daher zum angegebenen Vorhaben seitens der Bundeswehr als Trager
offentlicher Belange keine Einwande.

=  Evang.-Luth. Pfarramt Dinkelsbihl, Dr.-Martin-Luther-Str. 4, 91550 Dinkelsbiihl: Schreiben vom
24.07.2023
Von Seiten der Kirchengemeinde Dinkelsbiihl bestehen keine Einwande gegen den Bebauungsplan
»Gaisfeld IV“ mit integriertem Griinordnungsplan

=  Handwerkskammer fir Mittelfranken, Sulzbacher Str. 11-15, 90489 Niirnberg; Schreiben vom
27.07.2023
Wir danken ,lhnen fiir die Beteiligung am Verfahren, Zu den Planungen haben wir keine Ein-
wande.
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=  Immobilien Freistaat Bayern, Kobergerstr. 62, 90408 Niirnberg; Schreiben vom 14.07.2023
Die Immobilien Freistaat Bayern macht zu den oben genannten Verfahren weder Anregungen
noch Einwendungen geltend.

Hinweis: Das Staatliche Bauamt Ansbach ist am oben genannten Verfahren zu beteiligen.

= |HK Ndrnberg fir Mittelfranken, Hauptmarkt 25/27, 90403 Niirnberg; Schreiben vom 07.08.2023
Nach Priifung der Unterlagen und Riicksprache mit unserem zustandigen IHK-Gremium diirfen wir
Ihnen mitteilen, dass seitens der IHK Nirnberg fir Mittelfranken in ihrer Rolle als Vertreterin der
gesamtwirtschaftlichen Interessen grundsatzlich keine Einwande gegen die o0.g. Planung bestehen.

=  Regionaler Planungsverband Westmittelfranken; Schreiben vom 11.08.2023
Der Regionale Planungsverband Westmittelfranken gibt zur hier gegenstandlichen Bauleitplanung
keine eigenstandige Stellungnahme ab und verweist hinsichtlich der raumordnerischen Belange
auf die Stellungnahme der Hoheren Landesplanungsbehorde.

=  Vodafone GmbH, Stidwestpark 15, 90449 Nirnberg, Schreiben vom 04.08.2023
Wir teilen lhnen mit, dass die Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH gegen die von
Ihnen geplante BaumalRnahme keine Einwdnde geltend macht. Im Planbereich befinden sich
keine Telekommunikationsanlagen unseres Unternehmens. Eine Neuverlegung von Telekom-
munikationsanlagen ist unsererseits derzeit nicht geplant.
Eine Ausbauentscheidung trifft Vodafone nach internen Wirtschaftlichkeitskriterien. Dazu erfolgt
eine Bewertung entsprechend lhrer Anfrage zu einem Neubaugebiet. Bei Interesse setzen Sie sich
bitte mit dem Team Neubaugebiete in Verbindung: Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland
GmbH Neubaugebiete KMU, Stidwestpark 15, 90449 Nirnberg, Neubaugebiete.de@voda-
fone.com.
Bitte legen Sie einen ErschlieBungsplan des Gebietes lhrer Kostenanfrage bei.

=  Gemeinde Fichtenau, Hauptstralle 2, 74579 Fichtenau-Wildenstein
Seitens des Gemeinde Fichtenau werden keine Einwendungen gegen die Planung vorgebracht.
Eine weitere Beteiligung der Gemeinde Fichtenau am Verfahren ist nicht erforderlich.

Es folgen Stellungnahmen, fiir die eine Abwagung durch die Gemeinde zu erfolgen hat:

11. Amt fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten Ansbach, Mariusstrafle 26, 81522 Ansbach;
Schreiben vom 28.07.2023

Hiermit geben wir die Stellungnahme auf Grundlage des Formblattes ab.

Punkt: 2.5 ,Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zustandigkeit zu dem
o.g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begriindung und ggf. Rechtsgrundlage."

Aktuell findet eine sehr starke Uberkompensation in Héhe von 570.290 Wertpunkten statt. Durch den
hohen Flachenbedarf aufgrund von CEF und FCS-Flachen geht sehr viel landwirtschaftliche Flache zur
Nahrungsmittelproduktion verloren. Uberschiissige Wertpunkte aus den Verfahren sind in ein Okokonto
zu geben, damit die Wertpunkte flr zukiinftige Mallnahmen zur Verfiigung stehen und nicht erneut
landwirtschaftliche Nutzflache fiir AusgleichsmaBnahmen verbraucht wird.

Die nach dem Nachbarschaftsrecht erforderlichen Grenzabstdnde nach Art 47 und 48 des Bayer. Ausfiih-
rungsgesetzes zum Blrgerlichen Gesetzbuch sind einzuhalten.

Ansonsten bestehen von Seiten des Amtes fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten Ansbach keine
Einwdnde gegen den oben genannten Bebauungsplan mit paralleler Anderung des Flichennutzungspla-
nes.
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Erlduterungen vom Planungsbiiro zu 11.:

Durch die Aufstellung des Bebauungsplans kommt es zu einer Betroffenheit diverser geschiitzter Arten.
Der Umfang der festgesetzten artenschutzrechtlichen MaRnahmen (CEF und FCS) orientiert sich dabei an
den Aussagen der durchgefiihrten saP 2022 sowie des festgesetzten artenschutzrechtlichen MalRnahmen-
katalogs 2023.

Ein Hinweis auf ohnehin geltende gesetzliche Grenzabstadnde ich nicht erforderlich.

Beschlussvorschlag zu 11.:

Der Anregung wird gefolgt. Die GroRe Stadt Dinkelsbihl strebt an, die naturschutzfachlichen Aufwertun-
gen im Zuge der erforderlichen artenschutzrechtlichen MaRnahmen im stadtischen Okokonto anrechnen
zu lassen.

12. Bayerischer Bauernverband, Maximilianstrafle 36, 91522 Ansbach; Schreiben vom 11.08.2023

Mit obigem Schreiben haben Sie uns die gednderten Planungsunterlagen zu o. g. Planungen der Stadt
Dinkelsbihl im Rahmen der Beteiligung Trager 6ffentlicher Belange zur Stellungnahme (bersandt.

Gegen die Planungen werden unsererseits keine grundsatzlichen Bedenken erhoben. Wir bitten aber
folgendes zu beachten:

1. Mit der Erweiterung des Bebauungsplans Gaisfeld IV - 2. Bauabschnitt werden nicht nur 7,4 ha
Landw. Flachen in Bauland umgewandelt, sondern insgesamt 12,75 ha einschlieBlich nur noch be-
grenzt nutzbarer Ausgleichsflachen den wirtschaftenden Betrieben entzogen.

2. Mit den Bewirtschaftern und Pachtern sind entsprechende Vereinbarungen beziiglich einer mogli-
chen Restlaufzeit von Pachtvertragen zu treffen. Gleiches gilt fir die Bewirtschaftung der Aus-
gleichsflachen.

Beschlussvorschlag zu 12.1 und 12.2.:

Den Anregungen wird gefolgt. Die Begriindung wird um entsprechende Angaben erganzt.

3. Unter Punkt B.5.3 Ausgleichsflachen und AusgleichsmalRnahmen ist zu beflirchten und zu kritisie-
ren, dass die studlichen Teile von FL.-Nr 1888 bis 1895 (3,9 ha) und FL.W. 2392 (3,5 ha, Ndhe Kessel-
hof, bisheriger Pachter M. S.) als groRBe landw. Flachen, nur noch extensiv bewirtschaftet werden
sollen und neben dem reinen Baugebiet, zusatzlich der produktiven Landwirtschaft entzogen wer-
den. Fur Ausgleichsflachen sollten zumindest kleinere und unpraktischere Flachen herangezogen
werden.

Beschlussvorschlag zu 12.3.:

Der Anregungen wird nicht gefolgt. Die erforderlichen artenschutzrechtlichen Malnahmen kénnen nicht
auf ,kleineren und unpraktischen” Flachen durchgefiihrt werden.

4. Zusétzliche Reduktion der vom Wohnbaugebiet ausgehenden Zugangsmaoglichkeiten zum Grinweg
Fl.-Nr. 1934 entlang des Gaisweiher-Nordufers, durch Bepflanzung mit dichten Dornenstrauchern.
Dieser Weg ist zumindest so zu erhalten, dass die Anlieger zur Bewirtschaftung der Restflachen zwi-
schen Baugebiet Gaisfeld | bis IV und Gaisweiher, mit landwirtschaftlichen GrofRgerdten zu den je-
weiligen Flachen kommen!

Beschlussvorschlag zu 12.4.:

Die Bedenken werden nicht geteilt. Die Zugdnglichkeit des Weges fiir Bewirtschafter bleibt in jedem Fall
erhalten.
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5. Emissionen, vor allem Staub, Geruch und Larm, die durch eine ordnungsgemaRe landwirtschaftliche
Nutzung der angrenzenden Flachen entstehen und sich nachteilig auf das Baugebiet auswirken
konnten, sind unbedingt zu dulden. Die gilt auch flr unaufschiebbare Erntearbeiten bei Nacht oder
an Wochenenden.

6. Wir weisen darauf hin, dass sicherzustellen ist, dass wahrend der erforderlichen ErschlieBungsmal-
nahmen und auch hinterher die Zufahrten zu den angrenzenden landwirtschaftlichen Grundstiicken
und den verbleibenden Restgrundstiicken uneingeschriankt moglich sein muss. Uber baustellenbe-
dingte Zufahrtssperrungen sind die Anlieger vorher zu informieren.

7. Drainagen und Vorfluter im Planungsbereich, miissen weiterhin in ihrer Funktionsfahigkeit erhalten
bleiben. Das Oberflachenwasser muss im Randstreifen wirksam abgefangen werden.

8. Den Unterlagen ist zu entnehmen, dass eine Randbegriinung sowie im Rahmen der Ausgleichsmal-
nahmen Baume und Hecken eingeplant sind. Um kiinftige Nachbarschaftsstreitigkeiten zu vermei-
den, empfehlen wir als Abstand zwischen Bepflanzungen und angrenzenden landwirtschaftlichen
Grundstiicken 4 Meter einzuhalten.

Beschlussvorschlag zu 12.5. bis 12.8.:
Den Anregungen wird bereits gefolgt.

Innerhalb von Begriindung und Planblatt wird bereits darauf hingewiesen, dass die Emissionen aus der
ordnungsgemalien landwirtschaftlichen Nutzung zu dulden sind. Innerhalb der Begriindung wird auf die
Einhaltung der Grenzabstande nach Art. 47 und 48 des Ausflihrungsgesetzes zum Biirgerlichen Gesetz-
buch hingewiesen. Die Zufahrt zu landwirtschaftlich genutzten Flachen wird durch die vorliegende Pla-
nung nicht beeintrachtigt.

13. Bayerisches Landesamt fiir Denkmalpflege, Hofgraben 4, 80439 Miinchen; Schreiben vom
10.08.2023

Bodendenkmalpflegerische Belange:

Das Plangebiet liegt in unmittelbarer Nahe zur spatmittelalterlichen Landhege der Reichsstadt Dinkels-
bihl (Bodendenkmal D-5-6928-0162). Eine Orientierungshilfe zum derzeit bekannten Denkmalbestand
bietet der 6ffentlich unter http://www.denkmal.bayern.de zugéngliche Bayerische Denkmal-Atlas.

Daher und auch unter Beriicksichtigung der siedlungsgiinstigen Lage des Plangebietes auf einem Siid-
westhang nahe eines flieRenden Gewassers sind hier sowohl vor- und friihgeschichtliche Bodendenkma-
ler als auch Wiistungen des Mittelalters zu vermuten. Letztere sind zahlreich etwa innerhalb der analo-
gen Landhege der Reichstadt Rothenburg 0.d.T. bekannt.

Bodendenkmadler sind gem. Art. 1 BayDSchG in ihrem derzeitigen Zustand vor Ort zu erhalten. Der unge-
storte Erhalt dieser Denkmaler vor Ort besitzt Prioritat. Weitere Planungsschritte sollen diesen Aspekt
bericksichtigen und Bodeneingriffe auf das unabweisbar notwendige Mindestmal’ beschranken. Mit
dem Hinweis auf die Meldepflicht gem. Art. 8 BayDSchG sind daher die Belange der Bodendenkmal-
pflege nicht ausreichend beriicksichtigt. Im Bereich von Bodendenkmalern sowie in Bereichen, wo Bo-
dendenkmaler zu vermuten sind, bediirfen gemaR Art. 7 Abs. 1 BayDSchG Bodeneingriffe aller Art einer
denkmalrechtlichen Erlaubnis.

Nach § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpldne insbesondere die Belange des
Denkmalschutzes und der Denkmalpflege sowie die erhaltenswerten Ortsteile, Stralen und Platze von
geschichtlicher, kiinstlerischer oder stadtebaulicher Bedeutung zu bericksichtigen. Gem. Art. 3
BayDSchG nehmen Gemeinden, .., vor allem im Rahmen der Bauleitplanung auf die Belange des Denk-
malschutzes und der Denkmalpflege, .., angemessen Riicksicht. Art. 83, Abs. 1 BV gilt entsprechend. Die
genannten Bodendenkmaler sind nachrichtlich in der markierten Ausdehnung in den Bebauungsplan zu
Ubernehmen, in der Begriindung aufzufiihren sowie auf die besonderen Schutzbestimmungen
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hinzuweisen (gem. § 5 Abs. 4, § 9 Abs. 6 BauGB) und im zugehdrigen Kartenmaterial ihre Lage und Aus-
dehnung zu kennzeichnen (PlanzV 14.2-3).

Fachliche Hinweise zur Abstimmung kommunaler Planungen mit Belangen der Bodendenkmalpflege ent-
nehmen Sie auch bitte der Broschiire ,,Bodendenkmaler in Bayern. Hinweise fiir die kommunale Bauleit-
planung." (https://www.blfd.bayern.de/mam/abteilungen und aufgaben/bodendenkmalpflege/kommu-
nale bauleitplanung/2018 broschuere kommunale-bauleitplanung.pdf)

Im Falle einer Erlaubniserteilung Gberprift das BLfD nach vorheriger Abstimmung die Denkmalvermu-
tung durch eine archdologisch qualifizierte Voruntersuchung bzw. eine qualifizierte Begleitung des
Oberbodenabtrags fiir private Vorhabentrager, die die Voraussetzungen des § 13 BGB (Verbraucherei-
genschaft) erfillen, sowie fiir Kommunen. Auch eine fachlich besetzte Untere Denkmalschutzbehérde
(Kreis- und Stadtarchaologie) kann die Prifung Gibernehmen. Informationen hierzu finden Sie unter:

200526 blfd denkmalvermutung flyer.pdf (bayern.de)

Sollte nach Abwagung aller Belange im Fall der oben genannten Planung keine Mdglichkeit bestehen,
Bodeneingriffe durch Umplanung vollstdandig oder in groRen Teilen zu vermeiden, miissen im Anschluss
an die Denkmalfeststellung durch das BLfD wissenschaftlich qualifizierte Untersuchungen (u.a. Ausgra-
bungen), Dokumentationen und Bergungen im Auftrag der Vorhabentrager durchgefiihrt werden. Zur
Kostentragung verweisen wir auf Art. 7 Abs. 1 Satz 2 BayDSchG in der Fassung vom 23.06.2023.

Wir bitten Sie folgenden Text in den Festsetzungen, auf dem Lageplan und ggf. in den Umweltbericht zu
Ubernehmen:

Fiir Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes inkl. der Ausgleichsflachen ist
eine denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig, die in einem eigenstandigen
Erlaubnisverfahren bei der zustandigen Unteren Denkmalschutzbehorde zu beantragen ist.

Im Rahmen der Genehmigungsverfahren wird das BLfD die fachlichen Belange der Bodendenkmalpflege
formulieren.

Bitte beachten Sie die folgenden Hinweise:

Ist eine archdologische Ausgrabung nicht zu vermeiden, soll bei der Verwirklichung von Bebauungspla-
nen grundsatzlich vor der Parzellierung die gesamte Planungsflache archaologisch qualifiziert untersucht
werden, um die Kosten fiir den einzelnen Bauwerber zu reduzieren.

Archdologische Ausgrabungen kdnnen abhédngig von Art und Umfang der Bodendenkmaler einen erheb-
lichen Umfang annehmen und missen friihzeitig geplant werden. Hierbei sind Vor- und Nachbereitung
aller erforderlichen wissenschaftlichen Untersuchungen zu beriicksichtigen. Die aktuellen fachlichen
Grundlagen fir Durchfiihrung und Dokumentation archaologischer Ausgrabungen finden Sie unter
/https://www.blfd.bayern.de/mam/information und service/fachanwender/dokuvorgaben april
2020.pdf.

Beschlussvorschlag zu 13.:

Der Anregung wird gefolgt. Das Planblatt wird um eine grafische Darstellung der betroffenen Bodendenk-
maler erganzt.

Das Planblatt sowie die Begriindung werden um den folgenden Hinweis erganzt:

,Fur Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes inkl. der Ausgleichsflachen ist
eine denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig, die in einem eigenstandigen
Erlaubnisverfahren bei der zustandigen Unteren Denkmalschutzbehdrde zu beantragen ist.”
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14. Bund Naturschutz; Kreisgeschiaftsstelle Ansbach; PfarrstraBe 33, 91522 Ansbach; Schreiben vom
03.08.2023

Die aktuelle Planung des Baugebietes , Gaisfeld 4" in Dinkelsbiihl hat erhebliche Auswirkungen auf das
NSG bzw. FFH-Gebiet ,,Walk- und Gaisweiher". Wir als Ortsgruppe des Bund Naturschutz konnen der Pla-
nung deshalb nicht zustimmen.

Seit der Ausweisung des Naturschutzgebietes ,,Walk- und Gaisweiher" im Jahre 1984 hat sich das Umfeld
stark verandert, Baugebiet Kreuzespan, Gaisfeld 1, 2 und 3 entstanden in nachster Nahe. Es erfolgte
aber kein aktiver Schutz des NSGs mit wirksamen Malnahmen. Deshalb teilen wir die nachfolgende Ein-
schatzung des Bebauungsplanes im Abschnitt 10.2 Seite 25 in keiner Weise!

»Sowohl das Naturschutzgebiet als auch die angrenzenden bzw. tlw. Giberlagernden kartierten Biotope
liegen aulRerhalb des Geltungsbereiches und sind von der Planung nicht betroffen."

Das NSG hat keinen Puffer, die Grenze verlauft fast an der Wasserlinie. Dabei handelt es sich nicht um
unsere exklusive Einschatzung. Der Managementplan der Regierung von Mittelfranken fiir das FFH-Ge-
biet 7029-371 und das Vogelschutzgebiet 7130-471 "Wornitztal" weist auf Seite 19 ebenfalls explizit auf
diesen Sachverhalt hin:

»In Dinkelsbihl reicht jiingere Wohnbebauung bis nahe an die Vogelfreistatte Walk- und Gaisweiher
heran. Hierdurch kommt es zu direkten und indirekten Beeintrachtigungen durch Stérungen, auch durch
mitgefiihrte freilaufende Hunde. Eine weitere Ausweitung der Bebauung ist fachlich nicht vertretbar."

Gerade die empfindlichen und seltenen Vogelarten leiden darunter bzw. sind verschwunden. Auch dazu
duBert sich der Managementplan auf Seite 162:

»Fur die Zwergdommel geeignete Rohrichtbestande sind v.a. im NSG Walk-und Gaisweiher (auflerhalb
des SPA) vorhanden, dort diirfte jedoch der groRRe Besucherdruck regelmaRige Bruten verhindern."

Auf Seite 218 gibt es unter dem Punkt 7.8 auch einen Vorschlag zur Anpassung der Gebietsgrenzen:

»Abb. 21: Das Umfeld des Gaisweihers im NSG Walk-und Gaisweiher ist zu eng abgegrenzt. Aufgrund des
storungsempfindlichen Vogelbestandes auch in den benachbarten Teichen sind Pufferflachen erforder-
lich, die auch wirksame Ruhezonen und Besucherlenkung erméglichen."

Dieser Sachverhalt wird durch die jetzt geplante Ausweitung von Gaisfeld IV noch drastisch verstarkt.
Wir fordern deshalb eine Verlegung des Weges am nordlichen Ufer zur Bebauung hin und die Anlage ei-
nes breiten Puffers.

Mit dem Vorkommen der Knoblauchkrote hat auf der vorgesehenen Flache eine Art, die in der roten
Liste Bayern als stark gefahrdet verzeichnet ist, ihre Heimat. Untersuchungen zeigen, dass in den letzten
20 Jahren viele Vorkommen in Bayern erloschen sind! Umso mehr ist ein Erhalt der noch vorhandenen
Vorkommen erforderlich. Bei einer Halbierung von Abschnitt 2 mit einer Verlegung des Weges nach
oben und einer Renaturierung der Flachen am Weiher kdnnten zumindest die verbleibenden Flachen
weiterhin als Lebensraum erhalten werden.

Eine komplette Umsiedlung lehnen wir ab. Es gibt keine Untersuchungen, ob Umsiedlungen langfristig
erfolgreich sind. Ganz im Gegenteil: Ein negatives Beispiel ist der Versuch der Umsiedlung der Knob-
lauchkrote vom Gewerbegebiet Ost in extra geschaffene Ausweichquartiere am Gaisweiher ab 2016. Bis-
her konnte ein Erfolg der MaRnahme fir die Zielart Knoblauchkréte nicht nachgewiesen werden. Die
Spezialisierung der Knoblauchkrote auf bestimmte Lebensraume macht eine Umsiedlung grundsatzlich
fragwiirdig. Hinzu kommt, dass in anderen, potentiell geeigneten Lebensrdumen durch die eingesetzten
Tiere ein Verdrdangungsprozess der angestammten Population zu beflirchten ware.

Der erforderliche 6kologische Ausgleich muss deshalb direkt auf der Flache zwischen Baugebiet und Na-
turschutzgebiet erfolgen. Das NSG sollte weitgehend frei gehalten werden von Stérungen durch Hunde,
Spazierganger, Radfahrer, motorisierten Fahrzeugfiihrern und Stérungen jeglicher Art. Dadurch kénnen
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die genannten AusgleichsmalBnahmen direkt vor Ort umgesetzt und tatsachlich wirksam werden. Nur so
wird das NSG seine Funktion wiedererlangen und langfristig erhalten, wie es auch der Managementplan
der Regierung von Mittelfranken als Ziel formuliert.

Eine weitere Problemstellung die uns wichtig erscheint, ist die Frage der Einleitung von Oberflachenwas-
ser. Es stellt sich die Frage, ob unabhangig von der endgiiltigen Ausdehnung der Baugebiete Gaisfeld |
bis IV wirklich alles getan wird, um die Wasserqualitdt des Gaisweihers bestmoglich zu erhalten. Reifen-
abrieb, Olriickstinde und auch Streusalz (die Verwendung ist zwar im Baugebiet untersagt, eine Kon-
trolle erscheint uns aber als unmoglich und praxisfremd) miissen optimal abgefangen werden. Ob die
technische Gestaltung der Riickhaltebecken ausreicht, bezweifeln wir.

AbschlieBend werfen wir die Frage auf, wie sich eine Planung von ca. 500 weiteren Wohneinheiten mit
dem Ziel der Staatsregierung, den Flachenverbrauch auf 5 Hektar taglich zu begrenzen, vertragt. Auch
die vorrangige Aufgabe einer Intensivierung der Innenentwicklung wird nach unserer Auffassung nicht
intensiv genug vorangetrieben. Der Hinweis auf eine generell starke Nachfrage allein reicht nicht. Wir
sehen die Aufgabe einer Kommune der GroRenordnung Dinkelsbihls primar in der Versorgung der loka-
len Nachfrage und nicht darin, Bauwillige und Investoren aus einem weiten Umkreis anzulocken.

Die Ausweisung des Naturschutzgebietes ,Walk- und Gaisweiher" im Jahr 1984 war ein wegweisender
Schritt flr Dinkelsbihl. Wir bitten eindringlich darum, der seit Jahren fortschreitenden Verschlechterung
des NSGs entgegenzuwirken. Die Ziele des Managementplanes, die wir vollinhaltlich unterstiitzen, mis-
sen in den Vordergrund riicken und umgehend umgesetzt werden. Dazu gehort die deutliche Reduzie-
rung des Bauabschnittes 2 zur Eingriffsminderung und Flachenverbrauchsdampfung. Der lebensraum-
nahe Ausgleich muss direkt zwischen Baugrenze und NSG erfolgen, die jetzt verbleibende Flache reicht
dazu bei weitem nicht aus.

Beschlussvorschlag zu 14.:
Die Bedenken werden nicht geteilt.

Innerhalb des Verfahrens wurden drei Gutachten durch ein biologisches Biiro erstellt (Natura2000-Ver-
traglichkeitsprifung 2023, spezielle artenschutzrechtliche Priifung 2022 und artenschutzrechtliches Mal3-
nahmenkonzept 2023). Innerhalb dieser Gutachten wurden VermeidungsmaBnahmen und artenschutz-
rechtliche MalRnahmen festgesetzt. Diese MaBnahmen konnen nach Auffassung des Gutachters eine Be-
eintrachtigung der Schutzziele der beiden Natura2000-Gebiete verhindern. Dariiber hinaus wurden arten-
schutzrechtliche MaRnahmen festgesetzt, um ein Eintreffen von Verbotstatbestanden entsprechend § 44
BNatschG zu vermeiden. Die angegebenen MaRnahmen wurden innerhalb der vorliegenden Planung fest-
gesetzt.

15. LBV, Pfarrstrale 11, 91522 Ansbach; Schreiben vom 18.08.2023

Vielen Dank fiir die Beteiligung. Bei der Giberplanten Flache handelt es sich um eine Teilfldche des groR-
ten Komplexes an Laichgewdssern und Landlebensraumen fiir die Knoblauchkérte in der Umgebung.
Dieser geht durch fortschreitende Isolierung im Zuge von BaumalRnahmen zunehmend verloren. Insbe-
sondere die Pradation durch Katzen und der wachsende Erholungsdruck durch die ndher riickende Be-
bauung wird kritisch gesehen. Folgende Anmerkungen zum geplanten Baugebiet:

1. Artenschutz

e Essollten alle VermeidungsmalRnahmen aus der artenschutzrechtlichen Priifung mit festgesetzt wer-
den, manche fehlen génzlich oder sind nur als Hinweis zu finden. Zum Beispiel ist auch eine Voraus-
setzung der artenschutzrechtlichen Prifung, dass insektenschonende Beleuchtung im AuRenbereich
verwendet wird (M1). Wir schlagen folgende Formulierung vor:

Flr die AulRen- und StraRenbeleuchtung dirfen keine nachtaktive Fauna stark anlockenden Licht-
guellen verwendet werden. AulRenbeleuchtung darf nur dort erfolgen, wo diese unbedingt notwen-
dig ist. Dort wo Beleuchtung unvermeidbar ist, sind LED-Lampen auf niedriger Hohe mit
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asymmetrischen Reflektoren und nach unten gerichtetem Lichtkegel mit geschlossenem Leuchtkor-
per (kein Eindringen von Insekten moglich) zu verwenden. Eine dauerhafte Beleuchtung der Wege
und Grundstiicke sowie Gebdude ist in der Zeit von April bis Oktober unzulassig. Vegetationsstruktu-
ren wie Hecken oder Baume diirfen nicht beleuchtet werden.

Die VermeidungsmalRnahme M5 der saP sieht die Umsetzung geeigneter Mallnahmen zur Minimie-
rung anthropogener Storreize entlang des Gaisweiher-Nordufers vor. Hierzu zahlt die Einrichtung
eines alternativen, attraktiven FuR- und Radweges im Umfeld des Baugebietes um den Freizeitdruck
auf den nordlich an das NSG angrenzenden Griinweg zu senken. Zusatzlich Reduktion der vom
Wohnbaugebiet ausgehenden Zugangsmoglichkeiten zu diesem Griinweg durch deren Bepflanzung
mit Dornenstraucher. Ein entsprechendes Mallnahmenkonzept fehlt. MaRnahmen wie in BPlan Gais-
feld 11l (z.B. Hinweis fir Grundstiickskdufer auf Betretungsverbot, ..) wurden nicht festgesetzt.

M6 fordert zur Abschirmung von Stérungen die Eingriinung mittels einer zweireihigen, mindestens 5
m breiten, naturnahen Hecke aus heimischen Straucharten und mit einem Anteil von mind. 60%
Dornenstrduchern (z.B. Schlehe, Hundsrose, WeiRdorn). In den vorliegenden Planungen wurde eine
Eingriinung auf 60 % der Grundstiickslange festgesetzt.

M9: Nicht nur bis zum Baubeginn, sondern auch wahrend der Bauphase ist eine Wiedereinwande-
rung von Knoblauchkréten durch allseitige (mobile) Schutzzdune, zu verhindern.

Auch die MaRRnahme M10 sollte mit festgesetzt werden.

M11: Das Verbot des Salzstreuens im Baugebiet, um die Einleitung von Oberflachenabwassern mit
hohem Salzgehalt in den Gaisweiher zu vermeiden, fehlt.

Beschlussvorschlag zu 15.1:

Der Einwendung wird weitgehend gefolgt.

Alle innerhalb des saP formulierten VermeidungsmalRnahmen werden innerhalb des Planblattes festge-
setzt. Die Begriindung zum Bebauungsplan wird entsprechend angepasst.

Die VermeidungsmalRnahme M6 wird geringfligig angepasst. Eine Verpflichtung zum Anpflanzen von
60% Dornenstrauchern wird als nicht notwendig angesehen, da es zu keiner Durchquerung Richtung Su-
den Uber private Grundstiicke kommt. Jedoch wurde die zu bepflanzende Flache der Ortsrandeingri-
nung auf 90 % angehoben.

2. Grinordnung

Der Flachennutzungsplan sah eigentlich einen Griinzug vom sidlich angrenzenden AulRenbereich
bis zum Stidring und tber den Sportplatz bis zum Gringtrtel der Stadtmauer Dinkelsbiihl vor. Die-
ser ware sowohl klimatisch als auch fiir die Erholungsnutzung sinnvoll gewesen. Leider wurden
Teile des Griinzuges bereits in vorherigen Bauleitplanverfahren lberplant. Die Flachen wéaren auch
gut fir MaRnahmen (M5 in der saP) geeignet gewesen.

Es sollten vor allem heimische Baumarten (Feld-Ahorn, verschiedene Arten aus der Gattung der Vo-
gelbeeren (z.B. Echte Mehlbeere, Elsbeere), Trauben-Eiche, Hainbuche), zumindest sollten nur eu-
ropdische Baumarten zur Pflanzung vorgeschlagen werden. Unter den vorgeschlagenen Baumarten
sind viele auRRereuropaische Arten. Diese kdnnen auch negative Auswirkungen auf das Artgeflige
unserer Okosysteme haben, z.B. durch die Einfuhr neuer Schidlinge oder gar Krankheiten, zudem
beherbergen sie viel weniger Tierarten. Insbesondere auf Grund der Nahe zu einem Schutzgebiet
sollten invasive Arten wie die Robinie nicht verwendet werden.

Zur Forderung der Artenvielfalt, insbesondere von Insekten, sollte festgelegt werden, dass mind. 30
% der nicht Gberbauten Grundstlicksflache naturnah anzulegen ist. Die Flache sollte mit heimischen
Strauchern bepflanzt oder mit einer heimischen Blumenwiesensaatgutmischung eingesat werden.
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Beschlussvorschlag zu 15.2:
Der Einwendung wird teilweise gefolgt.

Die Planung wird angepasst. Im Ostlichen Teil des Planungsgebietes ist die Anlage einer grofReren Grinfla-
che vorgesehen, die vorhandene Griinstrukturen in das Baugebiet Gaisfeld BA Il erweitern soll.

Die festgesetzten Gehodlzarten wurden entsprechend lhrer moglichen Standorte gewahlt. Fiir die Durch-
griinung sowie die Ortsrandeingriinung wurden einheimische Arten bevorzugt. Nur entlang von Verkehrs-
wegen (StraRenbdume) wurden standortangepasste und strapazierfahige Geholze (,,GALK-Liste) gewahlt.
An der Wahl der StraRenbdaume wird festgehalten.

16. N-ERGIE Netz GmbH, SandreuthstraRe 21, 90441 Niirnberg, Schreiben vom 18.08.2023

In der Anlage erhalten Sie Bestandspldane der N-ERGIE Netz GmbH im oben genannten Bereich. Diese
Bestandsplane besitzen nur informellen Charakter. Die Bestandsplane enthalten Anlagen der N-ERGIE
Netz GmbH.

Zusatzlich zu den auf den Uberlassenen Planen bekannt gegebenen Anlagen kénnen sich vor Ort weitere
im Eigentum Dritter stehende Anlagen - insbesondere Kabel, Rohre oder Leitungen zum Anschluss von
Erneuerbaren Energieanlagen - befinden, fiir die wir nicht zusténdig sind. Uber diese kénnen wir keine
Auskunft geben und diese sind deshalb auch nicht im Planwerk dokumentiert. Hierfiir ist der jeweilige
Anlagenbetreiber zustandig. Die ErschlieBung und Versorgung des Baugebietes erfolgt durch die Stadt-
werke Dinkelsbiihl.

Der Bereich der Ausgleichsflache Fl. Nr. 314, Gmkg. Waldhauslein wird von unserer 20 kV-Freileitung
Uberquert. Fir die Leitungstrasse besteht ein Bewuchsbeschrankungsbereich von beidseitig 20,00 m ab
Leitungsachse. Innerhalb dieses Bereiches diirfen nur Gehdlze mit einer max. Wuchshéhe von 4,50 m
gepflanzt werden. Zu einer Bepflanzung auBerhalb dieses Bereiches erheben wir keine Einwande.

Wir bitten Sie die vorher genannten Punkte in die Begriindung mit aufzunehmen und zu veranlassen,
dass wir bei allen 6ffentlichen und privaten Planungen und Bauvorhaben wie z.B. StralRen- und Kanal-
bauarbeiten, Baumpflanzungen etc. rechtzeitig in den Verfahrensablauf eingebunden werden.

Gegen die 23. Anderung des Flachennutzungsplanes bestehen keine Einwénde seitens unseres Unter-
nehmens.

Anlage: Bestandsplanunterlagen

Beschlussvorschlag zu 16.:
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Keine Abwagung erforderlich.
Es kommt nicht zur Pflanzung von Gehélzen im Schutzbereich, die eine Hohe von 4,5 m erreichen werden.

17. Landratsamt Ansbach, Crailsheimstrafle 1, 91522 Ansbach, Schreiben vom 25.08.2023
Anlagen:

1 Stellungnahme — Abfallwirtschaft —

1 Stellungnahme — Offentlicher Personennahverkehr —

1 Stellungnahme — Technischer Immissionsschutz

1 Stellungnahme — Untere Naturschutzbehérde

Das Landratsamt Ansbach nimmt zu den obengenannten Verfahren Stellung und teilt Folgendes mit:

= Herr Hofmann — Abfallwirtschaft — Sachgebiet 23: Beiliegende Stellungnahme ist zu beachten.
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= Frau Neundérfer — Offentlicher Personennahverkehr — Sachgebiet 24: Beiliegende Stellungnahme
ist zu beachten.

® Frau Grombach — Technischer Immissionsschutz— Sachgebiet 44: Beiliegende Stellungnahme ist zu
beachten.

= Herr Kérber — Immissions- und Naturschutzrecht — Sachgebiet 42: Auf die Stellungnahme des Sach-
gebiets — 44 immissionsschutz wird verwiesen.

= Frau Klein — Untere Naturschutzbehorde — Sachgebiet 44: Beiliegende Stellungnahme ist zu beach-
ten.

Alle weiteren am Verfahren beteiligten Sachgebiete haben die tibersandten Unterlagen ohne Anmerkun-
gen zur Kenntnis genommen.

17.1 Abfallwirtschaft, Schreiben vom 25.07.2023
Das Sachgebiet Abfallwirtschaft méchte Bedenken beziiglich der StralRenbreite anmelden.

Wenn eine StraBenbreite von 5,50m eingehalten wird, gibt es keine Bedenken fiir die Durchfahrt von

Miillfahrzeugen bzgl. des entgegenkommenden Verkehrs. Sobald die Breite von 5,50 m unterschritten
wird, missen wir darauf hinweisen, dass bei Behinderungen z.B. parkenden Fahrzeugen auf der Fahr-
bahn, eine Durchfahrt und damit ordnungsgemaRe Anfahrt der Grundstiicke durch die Millfahrzeuge
und damit die Leerung der Behalter der Anwohner nicht mehr gewahrleistet werden kann.

Beschlussvorschlag zu 17.1:
Kenntnisnahme. Keine Abwagung erforderlich.
Eine Fahrbahnbreite von mind. 5,50 wird innerhalb des gesamten Bebauungsplanes eingehalten.

17.2 SG 24 Offentlicher Personennahverkehr, Schreiben vom 20.07.2023

Das Sachgebiet 24 - OPNV, Schiilerbeférderung méchte folgende Hinweise beziiglich des Bebauungspla-
nes ,Gaisfeld IV Bauabschnitt 11 vorbringen:

Im 2019 beschlossenen Nahverkehrsplan des Landkreises Ansbach ist der Haltestelleneinzugsbereich
von OPNV-Haltestellen auf 500 m (Luftlinie) fiir Bushaltestellen festgelegt worden. Demnach soll der
Fahrgast nicht weiter als 500 m (in Luftlinie gemessen) zur ndchsten Bushaltestelle laufen miissen, um
den OPNV nutzen zu kénnen. Lt. BayLzN gilt die HaltestellenerschlieBung als erfiillt, wenn mindestens 80
% der Bevolkerung innerhalb dieses Einzugsbereiches wohnen.

In Dinkelsbiihl ist im Neubaugebiet Gaisfeld bisher keine Haltestelle vorhanden, die durch den OPNV be-
dient wird. Die vom Neubaugebiet nachstgelegenen Haltestellen Dinkelsbiihl Am Anger und Dinkelsbihl
Abzw. Segringen liegen ca. 700 m Luftlinie entfernt. Entsprechend wird vonseiten des SG 24 darauf hin-
gewiesen, dass die Errichtung einer OPNV-Haltestelle im Neubaugebiet Gaisfeld gepriift werden sollte.

Beschlussvorschlag zu 17.2:

Der Anregung wird gefolgt. Die Errichtung einer OPNV Haltestelle im Baugebiet Gaisfeld IV ist durch die
Verwaltung zu prifen.

Bebauungsplan “Gaisfeld IV Bauabschnitt [1“ und 23 And. FNP, Abwagungsvorschlag Stadtratssitzung 20.02.2024 31/49



TBMARKERT

Stadtplaner - Landschaftsarchitekten

17.3 SG 44 Technischer Umweltschutz / Immissionsschutz, Schreiben vom 04.08.2023
Sachstand

Die Stadt Dinkelsbihl plant die Aufstellung des Bebauungsplans Gaisfeld IV in zwei Bauabschnitten. Der
B-Plan flr Bauabschnitt | ist bereits rechtskraftig umgesetzt.

Im Zuge der Planung fiir den ersten Bauabschnitt wurde die Auswirkung der StaatsstralSe 2220 auf das
Plangebiet und die erforderlichen MalRnahmen zum Schutz der Wohngebaude ermittelt.

Abb. 3: UbersichtsplanBebauungsplan Gaisfeld|V mitNutzungsflachen (StandMéarz 2018)

Wohnbauflachen
[==] Mischgebretsfiachen

EZ Flachen fir den Gemeinbedarf
_— LS-Wand (he2,0 bis h=4,0m)

Auf Basis der schalltechnischen Berechnung sind aktive SchallschutzmaBnahmen auch fiir den Bauab-
schnitt Il in Form von Larmschutzwanden vorgeschlagen.

Nutzungskonflikt Nahe zur Staatsstrafle 2220

Im Vorentwurf zum Bebauungsplan - Begriindung mit Umweltbericht — Stand 21.06.2023 ist auf den Sei-
ten 17 und 26 der Einflussbereich der Staatsstrale 2220 genannt, eine detaillierte Untersuchung zum
Grad der Einwirkung und eine Ausarbeitung zu den erforderlichen Lirmminderungsmafnamen (Schall-
schutzgutachten einer nach § 29b BImSchG zugelassenen Messstelle) fehlt.

Nachdem sich der Planungsstand seit Marz 2018, insbesondere die vorgesehenen Gebaudehdhen im
Bauabschnitt Il gedndert haben, sind die schalltechnischen Auswirkungen der Nahe zur StaatsstralRe
2220 (ber ein Schallschutzgutachten neu zu eruieren. Da erfahrungsgemaR Immissionsorte in héheren
Lagen, hier insbesondere das geplante Obergeschoss des Seniorenwohnheimes, auch durch Larmschutz-
wande nicht ausreichend geschiitzt werden kénnen, sind zusatzlich passive SchallschutzmaRnahmen in
Form von Schallschutzfenstern, architektonische Selbsthilfe o.4. erforderlich. Als Vorarbeit fiir die spa-
tere Umsetzung hier z.B. die Schallschutzklasse der Fenster, ist das Baugebiet je nach Betroffenheit in
entsprechende Larmpegelbereiche zu gliedern.
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Erlduterungen vom Planungsbiiro zu 17.3:

Im Jahr 2023 wurden die Immissionsauswirkungen der St2220 durch das Ingenieurbiiro Wolfgang Sorge
auf das Baugebiet Gaisfeld IV BA Il gepriift. Die Priifung kam zu dem Ergebnis, dass die von der St2220
ausgehenden Larmimmissionen tagstiber zwischen 45-59 dB und nachts zwischen 45-60 dB liegen. Folg-
lich kommt es innerhalb des Plangebietes zu geringfiigigen Uberschreitungen der Orientierungswerte
nach DIN 18005 und dem Immissionsgrenzwert nach 16. BImSchV.

Die entsprechenden Flachen (kleine Teilflaiche im Nordwesten) wurden im Bebauungsplan mittels Plan-
zeichen eingezeichnet. Innerhalb dieser Bereiche sind passive SchallschutzmalRnahmen umzusetzen (Stel-
lung Gebaude, larmangepasste Grundrisse, Lairmschutzfenster, etc.) um die gesetzlichen Vorgaben einzu-
halten.

Beschlussvorschlag zu 17.3 Nutzungskonflikt ST2220:
Der Anregung wird gefolgt.
Die Festsetzungen sind entsprechend dem Schallschutzgutachten zu erganzen.

Potentieller Nutzungskonflikt durch Einbau von Luft-Warmepumpen

Durch die Installation von Warmepumpen zur Wohnraumbeheizung kann es in larmsensiblen Gebieten
hier dem geplanten WA zu Uberschreitungen der zuldssigen Immissionsrichtwerte durch Lirmemissio-
nen von zu lauten Aggregaten kommen.

Zur Vermeidung von Larmkonflikten, die durch den Betrieb von Luft-Warmepumpen entstehen kdnnten,
wird auf eine schwingungsisolierte Installation im Gebaude bzw. bei Aufstellung im Freien auf den Ein-
satz ,leiser” Aggregate verwiesen. Der durch die Stadt Dinkelsbihl auf S. 20 der Begriindung unter Nr. A
6.7 formulierte Hinweis hat bislang keinen Einzug in die textlichen Festlegungen zum Bebauungsplan ge-
funden.

Eine Ubernahme des bereits vorliegenden Textvorschlages in die Festlegungen zum Bebauungsplan wird
daher vorgeschlagen.

Beschlussvorschlag zu Luft-Warmepumpen:
Der Anregung wird gefolgt.

Die Festsetzungen werden wie folgt erganzt: , Die Installation und der Betrieb von Luft-Warmepumpen
hat schwingungsisoliert im Gebaude zu erfolgen. Alternativ dazu ist eine Aufstellung von Warmepumpen
im Freien nur zuldssig, wenn das Gerat nachweislich einen Schallleistungspegel kleiner 50 dB(A) aufweisen
kann. Die Einhaltung dieser Vorgabe ist im baurechtlichen Genehmigungsverfahren unaufgefordert zu er-
bringen.”
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17.4 SG 44 Technischer Umweltschutz, Schreiben vom 25.08.2023
Stellungnahme der Fachkraft flir Naturschutz (SG 44)

Die Stadt Dinkelsbihl plant die Aufstellung und Ausweisung des Bebauungsplans ,Gaisfeld IV Bauab-
schnitt 11” auf den Flurstiicken 1888, 1889 1890, 1891, 1892, 1893, 1894, 1895, 1879/53 sowie auf Teil-
flachen der Flurstiicke 1887, 1896/15, 1886/3 und 1879/27 Gmkg. Dinkelsbuhl.

Das geplante Baugebiet schlieRt an die tGiberwiegend realisierten Baugebiete Gaisfeld Il und Gaisfeld IV -
Bauabschnitt | an.

Der Geltungsbereich umfasst inkl. der externen naturschutz- und artenschutzrechtlichen Ausgleichsfla-
chen eine GrofRe von insgesamt 19,09 ha. Vorrangig sollen allgemeine Wohngebiete festgesetzt werden,
aber auch ein Sondergebiet mit Zweckbestimmung ,,Seniorenwohnheim“ ist geplant. Die Wohnbaufla-
che, das Sondergebiet und die Verkehrsflache nehmen insgesamt einen Flachenumfang von ca. 8,39 ha
ein. Die maximalen Grundflachenzahlen in den allgemeinen Wohngebieten betragen 0,4 oder 0,5, im
Sondergebiet hingegen 0,8.

Zur naturschutzfachlichen und -rechtlichen Priifung und Stellungnahme wurden in diesem Zusammen-
hang folgende Unterlagen im Rahmen der friihzeitigen Behordenbeteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB vor-
gelegt:

e 23. Anderung Flichennutzungsplan im Vorentwurf fiir den Bereich des Bebauungsplans ,Gaisfled 1V, 2.
Bauabschnitt” - Planungsstand 21.06.2023; TB Markert

e Begriindung mit Umweltbericht im Vorentwurf zur 23. Anderung des Flichennutzungsplans der Stadt
Dinkelsbihl im Parallelverfahren zum Bebauungsplan , Gaisfeld IV Bauabschnitt 11 - Planungsstand
21.06.2023; TB Markert Bebauungsplan Gaisfeld IV Bauabschnitt Il mit integriertem Griinordnungsplan
im Vorentwurf - Planungsstand 21.06.2023; TB Markert

¢ Begriindung mit Umweltbericht im Vorentwurf zur Aufstellung des Bebauungsplans ,Gaisfeld IV Bau-
abschnitt 11“ mit integriertem Griinordnungsplan - Planungsstand 21.06.2023; TB Markert

e Spezielle artenschutzrechtliche Priifung (saP) fir das geplante Wohnbaugebiet ,Gaisfeld IV.2“ in Din-
kelsblihl - Planungsstand 23.05.2022; shi - silvaea biome institut ¢ Artenschutzrechtliches MaRnahmen-
konzept fir das geplante Baugebiet Gaisfeld IV Bauabschnitt Il - Planungsstand 15.02.2023; sbi - silvaea
biome institut

In diesen Planungsunterlagen wird zudem auf folgende Unterlagen Bezug genommen:

¢ Natura 2000-Vertraglichkeitsprifung fur die Baugebiete Gaisfeld Ill & IV — Stand 2015; Sivaea Biome
Institut (sbi) & Biro fir Naturschutz und 6kologische Studien

Beschlussvorschlag zu 17.4.0:

Kenntnisnahme. Keine Abwagung erforderlich

1. Naturschutzfachliche und -rechtliche Stellungnahme zur 23. Flachennutzungsplandnderung

Im rechtsglltigen Flachennutzungsplan (FNP) der Stadt Dinkelsbihl ist der Geltungsbereich als Wohnge-
biet und als Griinflichen dargestellt. Die Notwendigkeit zur Anderung des Flichennutzungsplans ergibt
sich im vorliegenden Fall aus der geplanten Nutzung, die von den bestehenden Festsetzungen des Fla-
chennutzungsplans abweicht. Die Stadt Dinkelsbiihl beabsichtigt die VergréBerung der Wohnbauflachen
Uber das Mal} der im rechtskraftigen Flachennutzungsplan festgesetzten Abgrenzung der
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Wohnbauflachen hinaus und Gberplant damit festgesetzte Griinflachen mit Wasserriickhalteflachen. Un-
ter anderem soll eine Sonderbauflache (Seniorenwohnen) im Norden des Baugebiets auf einer festge-
setzten Griinflache entstehen.

Die geplante Anderung des Flachennutzungsplans beinhaltet damit unter anderem den Wegfall des im
Flachennutzungsplan festgesetzten Griinzuges mittig des Wohngebiets in nordsidlicher Richtung, sowie
den Verlust des festgesetzten Gringirtels mit Einzelbaum- und Baumgruppenpflanzung um die Wohn-
bauflachen.

Lediglich eine kleine Griinflache mittig im Wohnbaugebiet von rund 1.941 m? soll erhalten bleiben.

Der Verlust der Griinzasur in nordsidlicher Richtung durch das Baugebiet und des Griingirtels im Sliden
und Westen wird aus Sicht der Unteren Naturschutzbehdrde sehr kritisch gesehen.

In Zeiten des Klimawandels und Artenschwundes sind Griinflichen und Grinziige innerhalb von bebau-
ten Gebiete umso wichtiger, um das Stadtklima zu verbessern, die Luftqualitat aufzuwerten und die
Stadtentwicklung naturvertraglicher und nachhaltiger zu gestalten. Des Weiteren befindet sich ca. 125
m siidlich des Baugebiets das Naturschutzgebiet (NSG) ,Vogelfreistatte Walk- und Gaisweiher”, das au-
Rerdem Bestandteil des Natura 2000-Gebiets ,, Wornitztal” ist. Mit der Aufstellung des geplanten Bebau-
ungsplans ist mit einem erhdéhten Erholungsdruck auf diese Schutzgebiete durch Erholungssuchende aus
dem Wohngebiet zu erwarten. Die im aktuell giiltigen Flachennutzungsplan dargestellten Griinflaichen
wirden eine geeignete und attraktive Alternative fiir Spaziergdnger und andere Erholungssuchende dar-
stellen um den Erholungsdruck auf das NSG und Natura 2000-Gebiet zu reduzieren. Aus naturschutz-
fachlicher Sicht kann der beabsichtigten Uberplanung der Griinflichen daher nicht zugestimmt werden.
Diese sollten im Hinblick auf das nahegelegene NSG und Natura 2000-Gebiet vielmehr im bisherigen
Umfang erhalten bleiben.

Erlduterungen vom Planungsbiro zu 17.4.1:

Im urspriinglichen FNP waren durchgehende Griinziige im Baugebiet Gaisfeld vorgesehen. Durch den
Bauabschnitt 1 wurde dieser Planungsgedanke aufgegeben. Der Bauabschnitt 2 setzt diesen Planungsan-
satz fort.

Beschlussvorschlag zu 17.4.1:

Die Bedenken zur Griinflaichenversorgung werden auch angesichts des Klimawandels nicht geteilt. Die
festgesetzten EingriinungsmalRinahmen werden als ausreichend angesehen.

Bebauungsplan “Gaisfeld IV Bauabschnitt [1“ und 23 And. FNP, Abwagungsvorschlag Stadtratssitzung 20.02.2024 35/49




TBMARKERT

Stadtplaner - Landschaftsarchitekten

2. Naturschutzfachliche und -rechtliche Stellungnahme zur Aufstellung des Bebauungsplans ,Gaisfeld IV
Bauabschnitt 11“:

2.1 Betrachtung der Natura 2000-Vertraglichkeit und der Schutzgebietskulisse Ca. 125 m sidlich befin-
det sich das Natura-2000 Gebiete ,,Wornitztal” sowie das NSG

»Vogelfreistatte Walk- und Gaisweiher”, sowie diverse amtlich kartierte Biotope.

Fiir die Natura-2000-Gebiete gilt das Verschlechterungsverbot, wonach alle Verdnderungen und Stérun-
gen, die zu einer erheblichen Beeintrachtigung des Gebiets in seinen Erhaltungszielen oder den Schutz-
zweck maRgeblichen Bestandteilen fiihren kdnnen, unzuladssig sind. Gemal § 36 S. 1 BNatschG i.V.m. §
34 Abs. 1 bis 5 BNatSchG sind Plane vor ihrer Zulassung oder Durchfiihrung auf ihre Vertraglichkeit mit
den Erhaltungszielen zu Gberprifen.

Der Planer beruft sich hierfiir in den Planungsunterlagen in Kapitel A.5.3 der Begriindung zum Bebau-
ungsplan auf eine FFH-Vertraglichkeitsprifung (FFH-VP) aus dem Jahr 2015 fiir die Baugebiete Gaisfeld
Il und IV. In den Planunterlagen heifSt es im Umweltbericht unter Kapitel B.1.2.2, dass aufgrund der dhn-
lichen Planvorgaben davon ausgegangen werden kann, dass die innerhalb dieser FFH-VP generierten Er-
kenntnisse ebenfalls fiir die Auswirkungen auf die Erhaltungsziele des FFH-Gebiets der Planung zu Gais-
feld IV Bauabschnitt Il herangezogen werden kdnnen.

Dem kann so aus Sicht der Unteren Naturschutzbehorde nicht zugestimmt werden. Die herangezogene
FFH-Vertraglichkeitspriifung basiert auf avifaunistischen Erfassungen fur Zug- und Rastvégel von Februar
bis April aus dem Jahr 2014 sowie auf den Geldndeerhebungen fir die FFH-Managementplanung, wel-
che im Jahr 2013 durchgefiihrt wurden. Die Datengrundlagen sind damit neun bzw. zehn Jahr alt. Gem.
dem Leitfaden zur FFH-Vertraglichkeitspriifung im Bundesfernstraenbau (Leitfaden FFH-VP) aus dem
Jahr 2004 sind in vorgelagerten Verfahrensschritten erhobene Daten zum Vorkommen von Lebensrau-
men und Arten insbesondere bei langen Planungszeitraumen ab ca. 5 Jahren als veraltet einzustufen.
Aus diesem Grund ist die FFH-Vertraglichkeitspriifung in kl. der zu Grunde liegenden Daten zu aktualisie-
ren.

Die FFH-Vertraglichkeitsprifung betrachtet aulRerdem hauptsachlich die Auswirkungen der Bebauung im
Plangebiet Gaisfeld Il und legt hierfiir erforderliche MaRnahmen fest, um die anthropogenen Auswir-
kungen auf das NSG und das Natura 2000-Gebiet zu minimieren z.B. durch Einschrankung der Begehbar-
keit des Geldndes und Offentlichkeitsarbeit. Ein derartiges MaRnahmenkonzept zur Reduktion des Erho-
lungsdrucks auf den Gaisweiher ist ebenfalls spezifisch fiir das Baugebiet IV - Gaisfeld Il im Rahmen der
FFH-VP zu erarbeiten. Auch das Gutachten zur artenschutzrechtlichen Priifung (saP), das dem aktuellen
Bauleitplanverfahren beiliegt und auf aktuellen Geldandeerhebungen vor Ort von April bis Juni 2021 ba-
siert, legt in der VermeidungsmalRnahme M5 fest, dass entsprechende MaBnahme zur Reduzierung der
anthropogenen Storreize entlang des Gaisweiher-Nordufers getroffen werden missen wie z.B. die Ein-
richtung eines alternativen, attraktiven FuR- und Radweges. Derartige MaRnahmen sind im jetzigen Vor-
entwurf zum Bebauungsplan nicht enthalten. Vielmehrwerden die im aktuellen Flachennutzungsplan
festgelegten Griinzilige Gberplant, die eine attraktive Alternative darstellen kdnnten. Hinzu kommt, dass
VermeidungsmalRRnahmen aus der FFH-VP von 2015 fiir das Baugebiet 111“, entgegen der Aussage in Kapi-
tel B.1.2.2, zum Teil bisher immer noch nicht umgesetzt sind (z.B. dornenreiche Hecke am Regenriickhal-
tebecken, abschlieRbare Schranke im Westen auf Flurnummer 1934).

Des Weiteren wurde im Rahmen der FFH-VP aus dem Jahr 2014 die MaBnahme CEF1 zur Schadensbe-
grenzung festgelegt (vgl. Kapitel 7.1.1 der FFH-VP aus dem Jahr 2015). Hierbei sollte ein Nahrungs- und
Bruthabitat fiir Rohrichtbewohner und Wasservogel entwickelt werden. Obwohl gem., der FFH-VP dies-
bezliglich ein Monitoring zum MaRnahmenerfolg in den Jahren 2017, 2022 und 2027 durchzufiihren war
/ist, liegen der Unteren Naturschutzbehorde bislang keinerlei Monitoring-Ergebnisse vor. Es wird darauf
hingewiesen, dass eine Beurteilung der Vertraglichkeitsprifung fir das Baugebiet IV Bauabschnitt 2
auch den Erfolg bzw. den Nichterfolg der bisherigen MalRnahmen zur Vermeidung, Minimierung und
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Schadensbegrenzung vorhergehender Bauabschnitte im Sinne der Summationswirkung bericksichtigen
muss.

Da im Bauleitplanverfahren keine aktuelle FFH-Vertraglichkeitspriifung vorliegt, kann die Vertraglichkeit
des Projekts mit den Erhaltungszielen des Natura 2000-Gebiets derzeit nicht beurteilt werden. Es muss
zum jetzigen Zeitpunkt daher davon ausgegangen werden, dass das Projekt unter Beriicksichtigung der
Summationswirkung zu einer erheblichen Beeintrachtigung des Gebiets in seinen fir die Erhaltungsziele
oder den Schutzzweck maligeblichen Bestandteilen flihren kann.

Eine Prifung und ggf. abweichende Beurteilung des Sachverhalts kann erst nach Vorlage der dazu not-
wendigen Unterlagen erfolgen.

Beschlussvorschlag zu 17.4.2.1:

Der Einwendung wird gefolgt. Die Unterlagen werden um eine aktuelle Natura2000-Vertraglichkeitpri-
fung erganzt.

Innerhalb dieses Gutachtens wurden VermeidungsmaRBnahmen und artenschutzrechtliche MalRnahmen
festgesetzt. Die angegebenen MalRnahmen werden in die Entwurfsplanung libernommen.

2.2 Betrachtung der griinordnerischen MalBnahmen zur Wohnumfeldgestaltung:

Im Zentrum des Wohngebiets ist eine Griinflache als Quartiersplatz geplant. Wahrend die Grinflache im
Planteil des Bebauungsplans als private Grinflachen dargestellt ist, ist in der Begriindung zum Bebau-
ungsplan von einer 6ffentlichen Griinflache die Rede.

Dieser Widerspruch ist in den Unterlagen zu korrigieren. Zur Anlage und Pflege dieser Griinflache fehlen
des Weiteren jegliche Angaben in Begriindung und Textteil des Bebauungsplans. Bei der Anlegung einer
Grinflache sollten deren Entwicklungs- und PflegemalRnahmen genauer festgesetzt werden. Diese wa-
ren beispielsweise folgende:

e Einsden der Flachen mit einer Saatgutmischung. Die Anlegung eines Blihstreifens ware naturschutz-
fachlich sehr zu begriRen. Falls dies umgesetzt werden sollte, ware hier die zu verwendende Saatgutmi-
schung genauer zu definieren. Hierbei ist darauf zu achten, dass gem. § 40 BNatSchG ausschlief3lich au-
tochthones Saatgut verwendet werden darf. Andernfalls ist eine Ausnahmegenehmigung bei der Hohe-
ren Naturschutzbehorde einzuholen.

* Die Saatgutmischung sollte mind. einen Krauteranteil von 30 % haben sowie ohne Kultursorten wie
z.B. Sonnenblume, Buchweizen, Ringelblume, etc. sein.

e 1- bis 2-schiirige Mahd, dabei sollte die erste Mahd erst nach dem 01.07. erfolgen

¢ Die BlUhflache darf weder gemulcht noch gediingt werden, noch diirfen Pflanzenschutzmittel zum Ein-
satz kommen.

e Zusatzlich sollte auf der 6ffentlichen Griinflache noch konkret die Anzahl der zu pflanzenden Hoch-
stamm-Laubbdume festgelegt werden.

Eine Ortsrandeingriinung ist am sldlichen und westlichen Rand des Wohnbaugebiets geplant (Kapitel
A.6.9.3 der Begriindung zum Bebauungsplan). Hierfiir ist eine Gehdlzpflanzung in einer Breite von 5 m
festgesetzt. Allerdings ist festgesetzt, dass diese nur auf mindestens 60 % der jeweiligen Grundstiicks-
lange anzulegen ist.

Dies kann aus naturschutzfachlicher Sicht nicht nachvollzogen werden, da so keine durchgangige und
vollstandige Ortsrandeingriinung gewahrleistet werden kann. Die Ortrandeingriinung ist vielmehr auf
der gesamten Lange umzusetzen. Des Weiteren wird die Ortsrandeingriinung als private Griinfliche im
Bebauungsplan dargestellt. Um sowohl die Umsetzung als auch die optische und 6kologische Entwick-
lung der Hecke einheitlich und besser (iber die Kommune sicherstellen zu kénnen, wiirden wir empfeh-
len die Ortsrandeingriinung als 6ffentliche Griinflache festzulegen. Mit der Artenliste B und den Min-
destqualitaten flr die Ortsrandeingriinung besteht aus naturschutzfachlichem Einverstandnis.

Gem. der Flachenbilanz in Kapitel A. 6. 13 der Begriindung zum Bebauungsplan nehmen die privaten
und &ffentlichen Griinflichen lediglich 4.705 m? und damit lediglich m ca. 2 % des Geltungsbereiches
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ein. Lasst man die Flachen fir MaRnahmen zum Schutz zur Pflege und Entwicklung von Natur und Land-
schaft auRen vor, die sich insgesamt auf 102.300 m? belaufen, nehmen die privaten und éffentlichen
Grinflachen weiterhin nur einen prozentualen Anteil von ca. 6 % ein.

Mit dem Hintergrund, dass auf Ebene des Flachennutzungsplanes ein deutlich hoherer Anteil an Grinfla-
chen dargestellt ist und ein niedriger Anteil an 6ffentlichen und privaten Griinflichen einen héheren Er-
holungsdruck auf die angrenzenden Schutzgebiete (NSG und Natura 2000-Gebiet) bedeutet, sind diese
MaRgaben und Festsetzungen zu den Griinflachen naturschutzfachlich erneut zu liberarbeiten und auch
flachenmaRig auszuweiten.

Des Weiteren wird eine privates Pflanzgebot zur inneren Durchgriinung festgelegt. Demnach sind je
volle 300 m3 ein Laubbaum oder Obstgehdlz auf dem Baugrundstiick gem. Artenliste A zu pflanzen (vgl.
Pkt. 7.6 der Festsetzungen, Kapitel A.6.9.2 der Begriindung zum Bebauungsplan). In der Artenliste A fiir
die zu pflanzenden Laubbdaume befinden sich nicht heimische und z.T. neophytische Arten wie Alnus
cordata, Catalpa bignioides “Nana”, Celtis occidentalis, Fraxinus ornus, Fraxinus angustifolia, Liquidam-
ber styraciflua, Saphorajaponica, Quercus cerris, Quercus rubra, Malus tschonoskii, Ostrya carpinifolia
und Robinia pseudoacacia.

Aus naturschutzfachlicher Sicht kann der Pflanzliste daher nicht zugestimmt werden. Die Arten sind viel-
mehr durch heimische Laubholzarten wie z.B. der Gemeinen Esche (Fraxinus exelsior) oder regionaltypi-
sche Obstsorten zu ersetzen.

Als weitere Durchgriinungsmalnahme werden StralRenbegleitpflanzungen in Form von 11 Laubbdumen
entlang der , ZunftreigenstraRe” gem. Artenliste C festgelegt (Pkt. 7.8 der Festsetzungen, Kapitel A.6.9.4
der Begrindung zum Bebauungsplan).

Auch in dieser Artenliste befinden sich nicht einheimische Baumarten wie Corylus colurna und Crataegus
lavallei, denen aus naturschutzfachlicher Sicht nicht zugestimmt werden kann und durch heimische
Laubbdumen Arten zu ersetzen sind.

Folgende weitere allgemeine griinordnerische MalRnahmen werden im Bebauungsplan festgelegt, die
bei der Planung als Vermeidungs- und MinimierungsmaRnahme von Beeintrachtigungen von Natur und
Landschaft Berlicksichtigung finden:

- Extensive Begriinung von Flachdachern (Pkt. 6.2, Begriindung A.6.7)

- Stellplatze und Zufahrten mit versickerungsfahigen Belag (Pkt. 7.1, Begriindung A.6.9.1)
- Zisternenpflicht (Pkt. 7.2, Begriindung A.6.9.1)

- Verbot von Schotter- oder Steingérten (Pkt. 7.3, Begriindung A.6.9.1)

- Verbot von Mauern, Erdwallen etc. und kleintierdurchlassige Einfriedungen (Pkt. 7.4, Begriindung
A.6.9.1)

Erlduterungen vom Planungsbiro zu 17.4.2.2:

Der § 40 BNatSchG regelt das Ausbringen von Pflanzen und Tieren in der freien Natur. Ein Baugebiet ist
keine ,freie Natur”, daher gilt dieser Paragraph hier nicht. Es werden daher auch keine Festlegungen zur
Zusammensetzung von Ansaatmischungen oder zur Gestaltung der Griinflachen festgesetzt.

Die Baumarten fiir die Durchgriinung orientieren sich an den unglinstigen Standortbedingungen im be-
siedelten Bereich. Es sind Arten aus der Empfehlungsliste der Gartenamtsleiter (sog. GALK-Liste) vorge-
sehen. Heimische Baumarten, wie die oben vorgeschlagene Esche sind weder fiir einen relativ kleinen
Hausgarten noch fiir eine StralRenbepflanzung geeignet.

Im Zuge der Entwurfserarbeitung wurden mehr Griinflachen (6ffentliche Griinflachen sowie Verpflichtung
auf privaten Flachen ,Pflanzgebot”) innerhalb des Geltungsbereichs der Planung eingeplant. Die Etablie-
rung offentlicher Griinflichen orientiert sich dabei am FNP. Jedoch wurde der Griinzug nicht bis zum
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stdlichen Rand des Geltungsbereichs erweitert, da Nutzerinnen nicht Richtung Siiden (NSG- und FFH-Ge-
biet) gelenkt werden sollen. Die Idee besteht darin die Biirgerinnen durch eine attraktive Stralengestal-
tung (Abriicken der Bebauung im Zuge der Baulinie von 5,5 m zur StraRe, Festsetzung von Pflanzgebote
entlang der StraRe) innerhalb des Baugebietes zu halten und attraktive Alternativen im Quartier anzubie-
ten.

Beschlussvorschlag zu 17.4.2.2:
Den Einwendungen wird nur zum Teil gefolgt.

Die Grunflachenplanung und die entsprechenden Flachenaufstellungen sind zu Gberarbeiten. Die Arten-
listen werden jedoch nicht verandert.

2.3 Betrachtung der Anwendung der Eingriffsregelung (Kapitel A.6.10 der Begriindung):

In der vorliegenden Bauleitplanung zum Bauabschnitt Il des Baugebiets Gaisfeld IV wird die auszuglei-
chende Eingriffsflache mit 8,39 ha beziffert. Dabei werden von den Planern die geplanten 6ffentlichen
und privaten Griinflichen (2.613 m? und 1.105 m?) sowie die Flachen fiir MaRBnahmen zum Schutz zur
Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft von der Gesamtflache des Geltungsbereichs abgezo-
gen.

Gleichzeitig berticksichtigt der Planer die naturnahe Gestaltung der Griinflichen als Vermeidungsmal3-
nahmen, die das Ansetzen eines Planungsfaktors von 8 % begriindet und reduziert damit den Aus-
gleichsbedarf.

Dieser Vorgehensweise kann jedoch von Seiten der Unteren Naturschutzbehorde nicht zugestimmt wer-
den. Da die 6ffentlichen und privaten Griinflachen nicht in die Eingriffsfliche einbezogen wurden, kon-
nen diese nicht gleichzeitig als Vermeidungsmalnahme fiir den Planungsfaktor anerkannt werden. Zu-
mal eine naturnahe Gestaltung ebenso wenig gegeben ist, da fir die 6ffentliche Griinflache, den Quar-
tiersplatz, jegliche Festsetzungen im Bebauungsplan fehlen (s.0.) und die Ortsrandeingriinung auf der
privaten Griinflache

Ortsrandeingriinung nur auf 60 % der Flache gem. des aktuellen Vorentwurfs umgesetzt werden muss
(s.0.). Auch die Extensivierung der Ackernutzung auf den Ausgleichsflachen ist keine VermeidungsmaR-
nahme, die fiir den Planungsfaktor angerechnet werden kann, da auch diese Flachen nicht in der Ein-
griffsflache bericksichtigt werden und MaRnahmen sind, die aus dem besonderen Artenschutz notwen-
dig werden. Die Anwendung eines Planungsfaktors von 8 % kann daher aus Sicht der Unteren Natur-
schutzbehdrde mit den aktuell festgesetzten Vermeidungsmalnahmen nicht begriindet werden.

Der Planungsfaktor und/oder die Eingriffsfliche sind dementsprechend an die oben genannten Kritik-
punkte anzupassen.

In den vorgelegten Planungsunterlagen wird die vom Vorhaben betroffene Flache in den Biotop- und
Nutzungstyp A1l ,Intensivacker” eingestuft. Mit der Einstufung des Ausgangszustandes besteht von Sei-
ten der Unteren Naturschutzbehorde Einverstandnis.

Der Ausgleichsbedarf soll gem. den Planunterlagen tber die Aufwertung der Flachen im Rahmen der ar-
tenschutzrechtlichen Ausgleichsflachen (CEF- und FCS-Flachen) erfolgen. Dem kann aus Sicht der Unte-
ren Naturschutzbehoérde zugestimmt werden. Der Ausgleichsumfang wird in den Unterlagen auf 669.669
Wertpunkte bilanziert.

Auf der Flurnummer 2392 der Gemarkung Waldhauslein sollen u.a. Brachflachen entstehen, die in der
Bilanzierung jedoch nicht differenziert werden. Dies ist in der Bilanzierung zu tGberarbeiten und der Aus-
gleichsumfang anzupassen. Des Weiteren erlautert der Planer in Kapitel B.8 des Umweltberichts zum
Bebauungsplan, dass der Uberschuss an Wertpunkten in das Stadtische Okokonto aufgenommen wer-
den soll.
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Wir weisen darauf hin, dass dies gem. § 1 Abs. 2 S. 1 BayKompV nicht moglich ist, da § 8 Abs. 6 Bay-
KompV nicht fiir Okokonto-MaRnahmen gilt. Dementsprechend kénnen Ausgleichserfordernisse nach
anderen Rechtsvorschriften nicht als OkokontomaRnahmen anerkannt werden.

Die Kompensationsflachen und MaRnahmen sind durch die satzungsgebende Stadt Dinkelsbihl zur Ein-
tragung in das Okofldchenkataster an das Bayerische Landesamt fiir Umwelt (LfU) zu melden.

Beschlussvorschlag zu 17.4.2.3:

Der Einwendung wird Folge geleistet. Die Eingriffsbilanzierung ist zu tiberarbeiten. Die zu bepflanzenden
Flachen innerhalb der Ortsrandeingriinung werden von 60 % auf 90 % der festgesetzten Flache angeho-
ben.

2.4 Betrachtung der Belange des besonderen Artenschutzes

Fiir die Betrachtung der artenschutzrechtlichen Belange wurde in der Begriindung zum Bebauungsplan
ein Gutachten zur speziellen artenschutzrechtlichen Priifung (saP) des Biiros sbi - silvaea biome Institut
mit Stand vom 23.05.2022 erganzt.

Das gutachterliche Fazit fihrt zu dem Ergebnis, dass vom Eingriff durch das geplante Wohngebiet 25 Ar-
ten betroffen sind. Insbesondere die Knoblauchkrote, eine nach Anhang IV der FFH-Richtline streng ge-
schiitzte Amphibienart ist durch die Uberbauung ihrer Ruhestitten betroffen.

In der saP werden insgesamt zwolf artenschutzrechtliche VermeidungsmalRnahmen beschrieben, um die
negativen Beeintrachtigungen auf die planungsrelevanten Arten zu reduzieren.

Mit diesen Vermeidungsmalinahmen bestehen von Seiten der Unteren Naturschutzbehérde grundsatz-
lich Einverstandnis. Die artenschutzrechtlichen Vermeidungsmalnahmen wurden jedoch nur bedingt in
die Festsetzungen zum Bebauungsplan Glbernommen. Die Festsetzungen zum Bebauungsplan sind da-
hingehend wie folgt zu erganzen bzw. zu liberarbeiten:

¢ Die Vermeidungsmalnahmen M1, M2, M4, M10 und M11 sind in die Festsetzungen des Bebauungs-
plans mit aufzunehmen.

¢ Die Vermeidungsmalinahme M5 beschreibt, dass geeignete MalRnahmen zur Minimierung anthropo-
gener Storreize entlang des Gaisweiher-Nordufers getroffen werden sollen u.a. die Einrichtung eines al-
ternativen, attraktiven FuB- und Radweges im Umfeld des Baugebietes sowie die Reduktion der Zu-
gangsmoglichkeiten zu dem sidlich gelegenen Griinweg am Gaisweiher-Ufer durch Bepflanzung mit
Dornenstrduchern. Ziel ist v.a. die storungsempfindlichen Vogelarten (z.B. Schnatterente, Tafelente, Rei-
herente, Graugans, Rohrweihe) im Gebiet des NSGs zu schiitzen. Entsprechende MalRnahmen sind im
aktuellen Vorentwurf zum Bebauungsplan und in den Festsetzungen jedoch nicht enthalten und dem-
entsprechend zu erganzen.

¢ In VermeidungsmaRnahme M6 wird beschrieben, dass die vom geplanten Wohngebiet ausgehenden
Stérungen wie Freizeitnutzung durch eine zweireihige und mind. 5 m breite, naturnahe Hecke aus heimi-
schen Straucharten und mit einem Anteil von mind. 60 % Dornenstrdauchern abzuschirmen ist. Auch
diese MaBnahme wurde nur zum Teil in den Festsetzungen libernommen. Es wird zwar eine Ortsrand-
eingriinung festgelegt jedoch nicht mit hohen Anteil an Dornenstrauchern. Auflerdem wird festgelegt,
dass die Ortsrandeingriinung nur auf 60 % der jeweiligen Grundstiickslange angelegt werden muss. Dies
unterbindet jedoch die abschirmende Funktion, die die Hecke einnehmen soll.

e M12 (Zisternenpflicht) wird zwar in der Begriindung zum Bebauungsplan beschrieben, sollte aber auch
noch in den Festsetzungen zum Bebauungsplan ibernommen werden.

Dass die VermeidungsmaBnahme M3 (Verzicht auf die slidlichste Hauserreihe) im aktuellen Bebauungs-
planvorentwurf umgesetzt wurde, um einen Mindestabstand zum NSG von 100 -150 m zu gewahrleis-
ten, wird von Seiten der Unteren Naturschutzbehérde begrift.
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Fiir die Wiesenschafstelze sowie fir die Feldlerche wird die die MaBnahme CEF1 zur Sicherung der kon-
tinuierlichen 6kologischen Funktionalitdt (CEF-MaRRnahme) in der saP beschrieben. Hierfir wird ein
Malnahmenkatalog unter Kapitel 3.2 aufgezahlt.

Fiir die Knoblauchkrote, wird gem. saP zur Wahrung des Erhaltungszustandes eine FCS-MalRnahme
(FCS1) notwendig. Hier sollen gem. saP mindestens 8,5 ha Ersatzhabitat fir die Knoblauchkréte geschaf-
fen werden (Kapitel 3.3).

Mit den MalBnahmenvorschldgen aus der saP fiir die CEF- und FCS-MaRRnahmen fiir die Arten Feldlerche,
Wiesenschafstelze und Knoblauchkréte bestehen von Seiten der Unteren Naturschutzbehorde grund-
satzlich Einverstandnis.

Sowohl die CEF-MaRRnahmen fiir Feldlerche und Wiesenschafstelze als auch die FCS-MaRRnahme fiir die
Knoblauchkréte werden in einem den Planungsunterlagen erganzten Mallnahmenkonzept flachenbezo-
gen und detailliert konkretisiert. Geplant ist die MaBnahmen auf den Flurstlicken 1888, 1890 bis 1895
der Gemarkung Dinkelsbihl (stidlich des Baugebietes), den Flurstiicken 2392 und 2392/2 der Gemar-
kung Dinkelsblihl sowie auf den Flurstlicken 313 bis 315 und 317 der Gemarkung Waldhauslein kombi-
niert durchzufiihren. Die konkretisierten Mallnahmen sind in den Festsetzungen des Bebauungsplans
unter Pkt. 8 aufgefihrt.

Da das Abfangen der Knoblauchkréten und das Umsiedeln sich Gber zwei Vegetationsperioden vor Bau-
feldfreimachung erstrecken soll, wurde das MaRnahmenkonzept bereits im Vorfeld mit der Unteren Na-
turschutzbehorde und mit der Héheren Naturschutzbehorde an der Regierung von Mittelfranken abge-
stimmt und im Jahr 2023 mit den UmsiedlungsmalRnahmen begonnen. Hierfir wurde im Vorfeld von der
Stadt Dinkelsbiihl eine artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigung beantragt und mit Bescheid vom
03.04.2023 von der Hoheren Naturschutzbehorde genehmigt. Ein Bericht zu den Umsiedlungsmalinah-
men im Jahr 2023 und dem begleitenden Monitoring liegen der Unteren Naturschutzbehorde bisher
nicht vor, sodass der Erfolg der MaRnahmen bisher nicht beurteilt werden kann.

Im Rahmen der erteilten artenschutzrechtlichen Ausnahmegenehmigung vom 03.04.2023 wurde ein be-
gleitendes Monitoring festgesetzt. Hierflir wurde der Unteren und Hoheren Naturschutzbehérde wah-
rend der Vorabstimmung ein Monitoringkonzept vorgelegt, das im MaRnahmenkonzept mit Stand vom
30.03.2023 enthalten war. Dieses Monitoringkonzept fehlt jedoch in den Bauleitplanunterlagen kom-
plett und ist in den Unterlagen dementsprechend zu erganzen.

Beschlussvorschlag zu 17.4.2.4:

Den Einwendungen wird weitgehend gefolgt. Die VermeidungsmaRnahmen M1, M2, M4, M10, M12 sind
in die Festsetzungen des Bebauungsplans aufzunehmen. Die MalRnahmen der FFH-Vertraglichkeitspri-
fung sind ebenfalls zu bericksichtigen.

Die MaRnahme M5 wird im Planentwurf ersetzt durch eine attraktivere Griinflachenplanung im Bauge-
biet, die eine Steuerung der Erholungsnutzung bewirken soll.

Die Planunterlagen werden um ein Monitoringkonzept bzw. um Aussagen zum Erfolg der bereits durch-
geflihrten UmsiedlungsmaBnahmen erganzt.

3. Fazit

Die Anderung des Flichennutzungsplans und die geplante Aufstellung des Bebauungsplans ,Gaisfeld IV
Bauabschnitt 11” ist aus naturschutzfachlichen und -rechtlichen Griinden, sowie aus Griinden des beson-
deren Artenschutzes und des Schutzes des europdischen Natura 2000-Gebiets v.a. in Bezug auf den
Wegfall der Griinflaichen und der fehlenden MaRnahmen zur Reduktion des Erholungsdrucks auf angren-
zende Schutzgebiete kritisch zu bewerten.

Zudem besteht hinsichtlich der griinordnerischen Festsetzungen Uberarbeitungsbedarf. Aufgrund der
noch fehlenden FFH-Vertraglichkeitsprifung sowie unvollstandiger Planungsunterlagen kann das ge-
plante Vorhaben zum aktuellen Zeitpunkt nicht abschlieBend beurteilt werden. Eine erneute Prifung
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und ggf. abweichende Beurteilung des Sachverhalts kann erst nach Vorlage der dazu notwendigen Un-
terlagen erfolgen.

Beschlussvorschlag zu 3.:
Kenntnisnahme. Keine Abwagung erforderlich

18. Regierung von Mittelfranken, Promenade 27, 91522 Ansbach, Schreiben vom 17.08.2023 zur 23.
Anderung des Flichennutzungsplans

Die 23. Anderung des Flichennutzungsplanes verfolgt das Ziel, bisher als Griinflichen dargestellte Fl&-
chen in Wohnbauflachen umzuwandeln und damit das értliche Wohnflachenangebot zu erhéhen. Ein
Teil der dargestellten Bauflachen ist im wirksamen Flachennutzungsplan bereits als Bauflache darge-
stellt. Der Anderungsbereich umfasst eine Fldche von ca. 12,75 ha, wovon ca. 7,41 ha als Wohnbaufla-
che und ca. 0,31 ha als Sondergebiet Seniorenwohnen vorgesehen sind.

Einschlagige Erfordernisse der Raumordnung

Die Ziele und Grundséatze aus dem Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) und dem Regionalplan
Region Westmittelfranken (RP8) werden bereits umfassend zitiert. Es wird darauf aufmerksam gemacht,
dass die Fortschreibung des LEP i. d. F. vom 01.06.2023 einige relevante Anderungen gebracht hat, ins-
besondere inhaltliche Konkretisierungen in LEP 1.3.2 Anpassung an den Klimawandel, erganzende
Grundsatze zur nachhaltigen und ressourcenschonenden Siedlungsentwicklung, Flachensparen (vgl. LEP
3.1.1- 3.1.3) sowie in Ziel LEP 3.2 die Anderung, wonach Potenziale der Innenentwicklung nicht vorrangig
zu nutzen sind, wenn sie ,begriindet" nicht zur Verfligung stehen. Es wird empfohlen, jeweils aus der
aktuellen Fassung zu zitieren.

Beschlussvorschlag zu 18.:
Der Anregung wird gefolgt. Die Angaben zum LEP werden entsprechend angepasst.

Bewertung aus landesplanerischer Sicht

Erganzend zu den in der Begriindung enthaltenen Erfordernissen der Raumordnung beriihrt der Ande-
rungsbereich den Regelungsinhalt der Grundsatze LEP 5.4.1 zum Erhalt landwirtschaftlicher Flachen, LEP
7.1.4. Abs. 2 zum Erhalt von Frei- und Griinflachen mit Verbindung zur freien Landschaft sowie LEP 7.1.6
zum Erhalt der Arten- und Lebensraumvielfalt und zum Biotopverbundsystem. Diese Grundsatze sollten
bericksichtigt und in die Abwagung einbezogen werden.

Bereits im Verfahren zur Darstellung der Wohnbauflichen fiir das Baugebiet Gaisfeld IV-BA 1 (16. Ande-
rung des Flachennutzungsplanes) hatten wir um eine Flachenbilanzierung gegenliber dem rechtswirksa-
men Flachennutzungsplan gebeten. Dies wird auch jetzt wieder als erforderlich angesehen (s. Hinweis
der héheren Naturschutzbehdorde).

Der Bedarf an zuséatzlichen Wohnbauflachen wird auf der Ebene des Flachennutzungsplanes bislang nur
durch eine pauschale Aussage tiber eine hohe Nachfrage und auf der Ebene des Bebauungsplanes er-
ganzend durch einen Blick auf die Bevolkerungsentwicklung in der Vergangenheit begriindet. Hierzu soll-
ten folgende Hinweise eingearbeitet werden:

Grundsatzlich sollte zwischen kurzfristiger Nachfrage und langfristigem Bedarf unterschieden werden,
wobei sich letzterer vorrangig aus Bevolkerungszuwachsen ergibt und anhand der zu erwartenden Be-
volkerungszuwaéchse laut den Bevolkerungsvorausberechnungen des Landesamtes fiir Statistik ermittelt
werden sollte. Diese stellen keine Prognose dar und sind daher bei der Beurteilung zusatzlichen Wohn-
bauflachenbedarfs im Kontext mit den weiteren Strukturdaten der Gemeinde zu sehen. Die Stadt
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Dinkelsbihl kann — und sollte, wenn es der besseren Nachvollziehbarkeit des Planungsumfanges dient -
stichhaltig gegen die amtliche Bevolkerungsprognose argumentieren (starke Abweichungen in der Be-
volkerungsentwicklung in der Vergangenheit, etwaige Unternehmensansiedlungen, sonstige nachvoll-
ziehbare Sondereffekte wie Fliichtlingskrise). Auch die zentral6rtliche Funktion kann eine gegeniber
dem Landkreisdurchschnitt positiver erwartete Entwicklung begriinden. Die Stadt Dinkelsbihl kann auf
der Basis solcher verbalen Argumente eine eigene Bevoélkerungsprognose fir den Planungshorizont auf-
stellen und daraus den Bedarf an Wohnbauland ableiten.

Bei Bericksichtigung vorgenannter Hinweise sind Einwendungen aus landesplanerischer Sicht nicht zu
erheben.

Beschlussvorschlag zu 18. Bewertung landesplanerische Sicht:

Der Einwendung wird gefolgt. Die Ermittlung des notwendigen Wohnbauflachen Bedarfs der Grofen
Kreisstadt Dinkelsbihl wird entsprechend der Einwendung vertiefend ausgearbeitet. Die Begriindung
wird um eine Gegenliberstellung der geplanten Flachenwidmungen zur Darstellung im bisherigen FNP
erganzt.

Hinweise der hoheren Naturschutzbehoérde

In der Begriindung fehlt eine fundierte Bedarfsermittlung, aus der nachvollzogen werden kann, auf wel-
cher Grundlage die vorhandene Darstellung des FNP fir die Aufstellung eines Bebauungsplans nicht aus-
reichend ist. Die allgemeine Aussage, dass ein Bedarf an Wohnraum besteht, stellt keine fundierte,
nachvollziehbare Begriindung dar. In Dinkelsbihl wurden in der jiingsten Vergangenheit auch in Ortstei-
len zusatzliche Wohnbauflachen ausgewiesen. Die Bedarfsanalyse und die zur Verfligung stehenden
Bauflachen miissen sich auf das gesamte Stadtgebiet und den Geltungsbereich des FNP beziehen.

Im Umweltbericht fehlt eine vergleichende Gegenliberstellung der geplanten Flachenwidmungen zur
Darstellung im bisherigen FNP (Flache in ha). Ohne diese Ubersicht, kénnen die Auswirkungen auf die
Schutzgiiter nicht korrekt bewertet und geprift werden.

Die 23. Anderung des FNP ist mit einer Reduzierung von bisher dargestellten Griinflichen verbunden.

In den FNP der GroRen Kreisstadt Dinkelsbiihl ist ein Landschaftsplan integriert. Alle Anderungen des
FNP sind auch mit Anderungen des Landschaftsplans verbunden. Die erforderlichen Anpassungen des
Landschaftsplans fehlen bisher und sind entsprechend nachzuarbeiten. Wie bereits dargelegt, fihrt die
Planung zu einer erheblichen Reduzierung der Griinflichen. Gerade im unmittelbaren Umfeld zum NSG
Walk- und Gaisweiher, sowie zu Natura 2000 Gebieten bedarf es einer gesonderten Begriindung. Die
Reduzierung von Grinflachen in Siedlungsnahe fiihren zu einer erheblichen Mehrbelastung der angren-
zenden Umgebung durch Erholungssuchende. Aus naturschutzfachlicher Sicht sind die Griinflachen des-
halb im bisherigen Umfang zu erhalten.

Im Umweltbericht wurde die Priifung von Standortalternativen nur unzureichend bzw. nicht durchge-
fUhrt. Auch fir die Prifung der Standortalternativen ist die FlachengroRRe (Differenz Darstellung Baufla-
chen bisher und kinftig) erforderlich. Mit diesen Angaben sind Standorte die eine entsprechende Bau-
flichengréRe hitten, alternativ zur geplanten Anderungsfliache, hinsichtlich ihrer Eignung und aller Um-
weltbelange zu prifen.

AbschlieBend wird aus Sicht der héheren Naturschutzbehdrde darauf hingewiesen, dass es im Zuge ei-
ner zeitgemaRen Anpassung erforderlich ist, den derzeitigen FNP einer Gesamtfortschreibung ein-
schlieBlich des Landschaftsplanes zu unterziehen.

Welche grundlegenden Aussagen auf den urspriinglichen FNP mit LP zuriickgehen, kann aus der Begriin-
dung nicht entnommen werden. Der rechtskraftige FNP ist auf der Homepage der Stadt Dinkelsbihl
nicht einsehbar. Nach unserem Kenntnisstand stammt der FNP/LP aus dem Jahr 1994. Der Flichennut-
zungsplan- mit integrierten Landschaftsplan einer Stadt wie Dinkelsbihl sollte in Abstdnden von 10 bis
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maximal 15 Jahren neu aufgestellt werden um die zukiinftigen Anforderungen (demographischer Wan-
del, Klimaschutz, etc.) vorausschauend bewaltigen zu kdnnen. Die Generaliberarbeitung bzw. Neuauf-
stellung ist erforderlich, weil sich durch die Vielzahl von Anderungen die Grundziige der bestehenden
Gesamtplanung bereits wesentlich verandert haben. AuBerdem hat die Vielzahl von Anderungen in der
Summe zu wesentlichen Verdanderungen von Natur und Landschaft gefiihrt, so dass eine Neubewertung
unumganglich ist. Da keine Bedarfsanalyse durchgefiihrt wurde, muss davon ausgegangen werden, dass
durch die zahlreichen Anderungsverfahren, der FNP/LP offensichtlich keine aktuelle Gesamtschau auf
das Gemeindegebiet erméglicht und der Uberblick bereits verloren gegangen ist.

Die Planung sollte aus naturschutzfachlicher Sicht in der vorgelegten Form nicht weiterverfolgt werden.

Beschlussvorschlag zu 18. Hinweis der Héheren Naturschutzbehoérde:
Der Einwendung wird teilweise gefolgt.

Die Ermittlung des Wohnbauflachen-Bedarfs wird entsprechend der Einwendung vertiefend ausgearbei-
tet. Die Begriindung wird um eine Gegenliiberstellung der geplanten Flachenwidmungen zur Darstellung
im bisherigen FNP ergdnzt.

Hinweise des Sachgebietes Stadtebau

Die Ausweisung zusatzlicher Flache fiir den Wohnbau wird an dieser Stelle kritisch hinterfragt, da die
Potenziale einer Innenentwicklung, im Sinne einer nachhaltigen und flachensparenden Siedlungsent-
wicklung, vorrangig zu nutzen sind (vgl. LEP 3.2). Der Bedarf an zusatzlichen Wohnbauflachen sollte
demnach nachrangig zur Ausschépfung der vorhandenen Entwicklungs- und Nachverdichtungsmaoglich-
keiten geprift werden. Da aber im Zuge der vorangestellten Bauabschnitte bereits Mallnahmen zur Si-
cherstellung einer funktionierenden Gemeinbedarfsinfrastruktur und Versorgung eingeleitet wurden,
kann aus stadtebaulicher Sicht auf die Prifung alternativer Standorte verzichtet werden.

Die Uberplanung des Baugebietes Gaisfeld IV-BA Il ist deutlich gréRer als im aktuell wirksamen FNP aus-
gewiesen, sodass vor allem die im Flachennutzungsplan bzw. Landschaftsplan ausgewiesenen Grin-
schneisen zwischen den Baugebieten vollstandig zugunsten weiterer Bebauung liberplant wurden. Dies
konterkariert die urspriinglichen Planungsabsichten, griinrdumliche Zasuren zwischen den Baugebieten
einzurichten, um die stadtebauliche Struktur mit Mitteln der Griinordnung zu gliedern und Griinverbin-
dungen zwischen Altstadt und freier Landschaft herzustellen (vgl. LEP 7.1.4). Dies galt allerdings auch
schon fiir die bisherigen Baugebiete Gaisfeld | bis IV-BA 1. Fir weitere Bemiihungen zum Erhalt der stad-
tebaulich und landschaftsplanerisch wichtigen, ortsbildbedeutsamen Abstandsflache zwischen dem siid-
westlichen Rand der Slidweststadt und dem Gaisweiher ist die Planung bzw. Bebauung der vorangestell-
ten Bauabschnitte unserer Einschatzung nach bereits zu weit fortgeschritten.

Die stadtebaulichen Kanten werden von der aktuellen Planung aufgegriffen und weitergefiihrt und bil-
den so eine einheitliche stadtebauliche Struktur, auch wenn diese von dem wirksamen FNP abweicht.

Da Griinzlge ebenso zur Verbesserung des Bioklimas und zur Erholungsvorsorge dienen (LEP 7.1.4),
empfiehlt es sich, im Zuge der weiteren verbindlichen Bauleitplanung auf das Thema der privaten und
offentlichen Grinflachen vertieft einzugehen und geniligend unversiegelte Flachen und andere klimare-
levante MalRnahmen durch Festsetzungen sicherzustellen. Der Bedarf an 6ffentlichen Freiflachen sei
hier ebenso zu prifen, wie auch der Versiegelungsgrad auf den privaten Grundstiicken.

Wir erachten es als notwendig, den Landschaftsplan und Flachennutzungsplan gesamtstadtisch fortzu-
schreiben, um eine rechtskraftige Grundlage fir die stadtebauliche und landschaftsplanerische Konzep-
tion kiinftiger EntwicklungsmaRnahmen sicherzustellen, die allen 6ffentlichen Belangen gerecht wird.

Beschlussvorschlag zu ,Hinweise des Sachgebietes Stadtebau”:

Der Anregung zur Gesamt-Fortschreibung des FNPs wird nicht gefolgt, da dies derzeit nicht flir notig er-
achtet wird. Es wird jedoch die Flachenaufstellung der geplanten Griinflichen erganzt.
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19. Regierung von Mittelfranken, Schreiben vom 17.08.2023 zum Bebauungsplan ,,Gaisfeld IV BA“*

Die Stadt Dinkelsbihl plant Baurecht zu schaffen fiir den zweiten Bauabschnitt des Baugebietes Gaisfeld
IV im Sidwesten der Kernstadt. Das Gebiet war im Verfahren zur Ausweisung des Baugebietes Gaisfeld
IV v.a. wegen ausstehender artenschutzrechtlicher Priifungen zuriickgestellt worden. Zwischenzeitlich
ist der erste Bauabschnitt vollstandig verkauft und teilweise in Bau; auRerdem liegen die genannten Pri-
fungen vor.

Das Plangebiet ist nur teilweise aus dem wirksamen Flachennutzungsplan entwickelt und da es auch auf
der Ebene des Flichennutzungsplanes bei der damaligen 16. Anderung zuriickgestellt wurde, wird der
Flachennutzungsplan jetzt im Parallelverfahren gedndert (23. Anderung).

Der Geltungsbereich umfasst einschlieflich externer AusgleichsmalRnahmen eine Flache von etwa 19,09
ha. Als Wohn/Sondergebietsflache werden 7,14 bzw. 0,31 ha Gberplant — mit VerkehrserschlieRung ca.
8,39 ha.

Das Baugebiet wird entsprechend seiner baulichen Nutzung in 10 Gebiete eingeteilt. Es werden Wohn-
gebiete sowie ein Sondergebiet ausgewiesen. Fir das Sondergebiet wird uneinheitlich die Zweckbestim-
mung ,Diakonie" oder ,,Seniorenwohnheim" angegeben. In den Wohngebieten WA 1 und WA 2, die am
nordlichen Rand zum Bauabschnitt | hin liegen, wird eine geschlossene Bauweise vorgegeben; im Wohn-
gebiet WA 8, ebenfalls am nordlichen Rand, eine abweichende Bauweise (Reihenhausbebauung). Fir die
weiteren Wohngebiete und das Sondergebiet gilt die offene Bauweise. Dort sind (iberwiegend Einzel-
und zum Teil Doppelhduser vorgesehen.

Beschlussvorschlag zu 19.:
Kenntnisnahme. Keine Abwagung erforderlich

Einschlagige Erfordernisse der Raumordnung

Die Ziele und Grundséatze aus dem Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) und dem Regionalplan
Region Westmittelfranken (RP8) werden bereits umfassend zitiert. Es wird darauf aufmerksam gemacht,
dass die Fortschreibung des LEP i. d. F. vom 01.06.2023 einige relevante Anderungen gebracht hat, ins-
besondere inhaltliche Konkretisierungen in LEP 1.3.2 Anpassung an den Klimawandel, ergdnzende
Grundsatze zur nachhaltigen und ressourcenschonenden Siedlungsentwicklung, Flachensparen (vgl. LEP
3.1.1- 3.1.3) sowie in Ziel LEP 3.2 die Anderung, wonach Potenziale der Innenentwicklung nicht vorrangig
zu nutzen sind, wenn sie ,begriindet" nicht zur Verfligung stehen. Es wird empfohlen, jeweils aus der
aktuellen Fassung zu zitieren.

Beschlussvorschlag zu 19. ,Erfordernisse der Raumordnung“:

Der Einwendung wird gefolgt. Die Angaben zum LEP werden angepasst.

Bewertung aus landesplanerischer Sicht

Ergdnzend zu den in der Begriindung enthaltenen Erfordernissen der Raumordnung beriihrt der Ande-
rungsbereich den Regelungsinhalt der Grundsatze LEP 5.4.1 zum Erhalt landwirtschaftlicher Flachen, LEP
7.1.4. Abs. 2 zum Erhalt von Frei- und Griinflachen mit Verbindung zur freien Landschaft sowie LEP 7.1.6
zum Erhalt der Arten- und Lebensraumvielfalt und zum Biotopverbundsystem. Diese Grundsatze sollten
berlicksichtigt und in die Abwagung einbezogen werden.

Der Bedarf an zusétzlichen Wohnbaufldchen wird nur durch eine pauschale Aussage (iber eine hohe
Nachfrage und einen Blick auf die Bevélkerungsentwicklung in der Vergangenheit begriindet. Zur Be-
grindung des Bedarfs sollten folgende Hinweise eingearbeitet werden: Grundsatzlich sollte zwischen
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kurzfristiger Nachfrage und langfristigem Bedarf unterschieden werden, wobei sich letzterer vorrangig
aus Bevolkerungszuwéachsen ergibt und anhand der zu erwartenden Bevolkerungszuwaéchse laut den Be-
volkerungsvorausberechnungen des Landesamtes fiir Statistik ermittelt werden sollte. Diese stellen
keine Prognose dar und sind daher bei der Beurteilung zusatzlichen Wohnbauflachenbedarfs im Kontext
mit den weiteren Strukturdaten der Gemeinde zu sehen. Die Stadt Dinkelsbiihl kann — und sollte, wenn
es der besseren Nachvollziehbarkeit des Planungsumfanges dient - stichhaltig gegen die amtliche Bevol-
kerungsprognose argumentieren (starke Abweichungen in der Bevélkerungsentwicklung in der Vergan-
genheit, etwaige Unternehmensansiedlungen, sonstige nachvollziehbare Sondereffekte wie Fliichtlings-
krise). Auch die zentralortliche Funktion kann eine gegeniiber dem Landkreisdurchschnitt positiver er-
wartete Entwicklung begriinden. Die Stadt Dinkelsbihl kann auf der Basis solcher verbalen Argumente
eine eigene Bevolkerungsprognose fiir den Planungshorizont aufstellen und daraus den Bedarf an
Wohnbauland ableiten.

Der Bebauungsplan greift teilweise Potenziale der Innenentwicklung auf soweit er aus dem wirksamen
Flachennutzungsplan entwickelt ist. Darliber hinaus werden aber auch bisherige Griinflachen in erhebli-
chem Umfang liberplant. Wegen des Vorrangs der Innenentwicklung (vgl. LEP 3.2) sind deshalb Aussa-
gen erforderlich, inwieweit andere Potenziale der Innenentwicklung vorhanden und verfiigbar sind.
Diese waren vorrangig zu nutzen bzw. auch vom ermittelten Bedarf abzuziehen. Um im nachsten Schritt
zu bewerten, inwieweit der Planungsumfang vom Bedarf gedeckt ist, braucht es Angaben zur voraus-
sichtlichen Anzahl an Wohneinheiten bzw. der voraussichtlich moglichen Anzahl Bewohner. Diese Anga-
ben sind auch fiur die Ableitung bendtigter Infrastrukturen relevant.

Wenn der Bedarf entsprechend vorgenannter Hinweise plausibel begriindet wird, werden Einwendun-
gen aus landesplanerischer Sicht nicht erhoben.

Beschlussvorschlag zu 19.,landesplanerische Sicht”:

Der Einwendung wird gefolgt. Die Ermittlung des notwendigen Wohnbauflachen Bedarfs der Grof3en
Kreisstadt Dinkelsbihl wird entsprechend der Einwendung vertiefend ausgearbeitet. Die Begriindung
wird um eine Gegenliberstellung der geplanten Flachenwidmungen zur Darstellung im bisherigen FNP
erganzt.

Hinweise des Sachgebietes Stadtebau

Da Griinzlige ebenso zur Verbesserung des Bioklimas und zur Erholungsvorsorge dienen (vgl. LEP 7.1.4),
empfiehlt es sich, im Zuge der weiteren verbindlichen Bauleitplanung auf das Thema der privaten und
offentlichen Grinflachen vertieft einzugehen und geniligend unversiegelte Flachen und andere klimare-
levante MalBnahmen durch Festsetzungen sicherzustellen. Der Bedarf an 6ffentlichen Freiflachen ist hier
ebenso zu prifen, wie auch der Versiegelungsgrad auf den privaten Grundstiicken.

Erganzender Hinweis

Im Hinblick auf die naturschutzfachlichen Belange wird auf die erfolgten Abstimmungen mit der héheren
Naturschutzbehérde, unsere Stellungnahme zur 23. Anderung des Flichennutzungsplanes sowie die
Stellungnahme der unteren Naturschutzbehorde verwiesen.

Beschlussvorschlag 19. ,Hinweis des Sachgebietes Stadtebau:
Der Anregung wird gefolgt. Es wird die Flachenaufstellung der geplanten Grinflachen erganzt.
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20. Staatliches Bauamt Ansbach, Bischof-Meiser-Str. 11, 91522 Ansbach; Schreiben vom 16.08.2023

Gegen die 17. Anderung des Flachennutzungsplanes und den Bebauungsplan , Sondergebiet Landesfi-
nanzschule Bayern" bestehen von Seiten des Staatlichen Bauamtes Ansbach keine Einwande.

Zum BBP "Gaisfeld IV BA2" wird wie folgt Stellung genommen:

Mit dem Bestehen eines Zugangs zum Geh- und Radweg besteht Einverstandnis. Eine durch Kraftfahr-
zeuge nutzbare Anbindung der StraRe ,,Mayrweg" vom B-Plan-Gebiet zur StaatsstralRe darf nicht erfol-
gen. Vorhandene Zufahrten sind zuriickzubauen bzw. baulich und verkehrsrechtlich einzuschranken.

Die Schaffung einer solchen Andienung des Plangebietes "Gaisfeld IV BA2" hatte die Notwendigkeit ei-
nes regelwerkskonformen Ausbaus der Kreuzung mit der StaatsstraRe 2220 zur Folge.

BayernAtlas-Link zur folgenden Skizze: https://v.bayern.de/nXc7m

Um Ubermittlung einer Kopie der Abwagung der o. g. Punkte sowie einer Kopie des rechtsgiiltigen Be-
bauungsplanes (Satzung mit Plan) wird gebeten. Die Unterlagen kénnen auch digital als .pdf-Datei an
poststelle@stbaan.bavern.de Gbermittelt werden.

Beschlussvorschlag zu 20.:

Der Einwendung wird gefolgt. Die GroRe Kreisstadt Dinkelsbiihl plant keinen Anschluss der Obrist-von-
Sperreuth-Stralle an die StaatsstraRe 2220.

21. Wasserwirtschaftsamt Ansbach, Diirrnerstrafle 2, 81522 Ansbach, Aschreiben vom 17.08.2023
Wasserversorgung

Bei der ErschlieBung des Gebiets ist darauf zu achten, dass jederzeit gentigend Trink-, Betriebs- und
Loschwasser in ausreichender Qualitat, Quantitdt und ausreichendem Druck zur Verfligung steht. Die
einschlagigen DVGW Arbeits- bzw. Merkblatter sind zu beachten.

Grundwasser / Grundwasser- und Bodenschutz:

Das im Nahbereich liegende, festgesetzte Wasserschutzgebiet (Reichertsmiihle) liegt nicht im Geltungs-
bereich der Bauleitplanung.

Abwasserbeseitigung IH 48 und 54 ff. WHG):

Wir weisen darauf hin, dass flr die Einleitung des gesammelten Niederschlagswassers in ein oberirdi-
sches Gewdsser oder in das Grundwasser (=Versickerung) ein wasserrechtliches Erlaubnisverfahren er-
forderlich ist, wenn nicht die Bagatellgrenzen der NWFreiV, TRENOG oder TRENGW unterschritten
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werden. Daflr ist eine Entwasserungsplanung unter Berlicksichtigung der einschlagigen Technischen Re-
gelwerke (DWA-M-153, DWA-A-117 bzw. DWA-A-138) zu erstellen und beim Landratsamt Ansbach als
Wasserrechtsbehoérde einzureichen.

Fiir die geplante Einleitung von Niederschlagswasser in den Gaisweiher bzw. in das bestehende Retenti-
onsbecken ist eine quantitative Beurteilung nach LfU Merkblatt 4.4/22 / DWA-A 102, Teil 2 erforderlich.

Oberirdische Gewasser

Westlich des Vorhabens verlauft der Walkenweiherbach, ein Gewasser dritter Ordnung. Ausgehend von
der vorliegenden Planung scheint aus fachlicher Sicht aufgrund des Abstandes zum Gewasser sowie der
vorliegenden Topographie eine hydraulische Berechnung fiir einen hundertjahrlichen Abfluss (HQ100)
nicht erforderlich.

Sollten die Abstdande unterschritten werden, ware ggf. eine Berechnung erforderlich und mit dem Was-
serwirtschaftsamt Ansbach abzustimmen.

Wasserabfluss

Der nattirliche Ablauf wild abflieRenden Wassers darf nicht zum Nachteil eines tiefer liegenden Grund-
stiicks verstarkt oder auf andere Weise verandert werden (§ 37 Abs. 1 WHG).

Gegen den Bebauungsplan und der Flachennutzungsplandnderung bestehen keine grundlegenden was-
serwirtschaftlichen Bedenken, wenn die obigen Ausfiihrungen berlicksichtigt werden.

Beschlussvorschlag zu 21.:

Der Anregung wird gefolgt. Die Begriindung zum Bebauungsplan wird um folgende Hinweise erganzt: ,, Fur
die geplante Einleitung von Niederschlagswasser in den Gaisweiher bzw. in das bestehende Retentions-
becken ist eine quantitative Beurteilung nach LfU Merkblatt 4.4/22 / DWA-A 102, Teil 2 erforderlich.”

22. Stadtwerke Dinkelsbiihl, Rudolf-Schmidt-StraBe 7, 91550 Dinkelsbiihl; Schreiben vom 28.07.2023

Grundsatzlich bestehen durch die Stadtwerke Dinkelsbiihl keine Einwendungen gegen den vorliegenden
Entwurf zur 23. Anderung des Flichennutzungsplanes und dem Parallelverfahren Gaisfeld IV BA2.

Zur Erschliefung der Stromversorgung und den weiteren Ausbau eines Warmenetzes benétigen die
Stadtwerke einen geeigneten Platz fiir die Stellung der Trafo- bzw. Warmestation(en). Dazu benétigen
die SWD eine Flache von ca. 10,50 x 8,50 m. In nachfolgendem Planausschnitt ist die bendtigte Flache
schematisch dargestellt.

Des Weiteren sind im Bereich WA 5 und WA 6 jeweils ein Standort fiir einen Stromverteilerschrank ge-
plant. Wir bitten um Aufnahme bzw. Anderung des Flichenbedarfs fiir Versorgungsstationen in den
Ubersichtslageplan.
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Schreiben vom 03.08.2023

Bezugnehmend auf unser Schreiben vom 27.07.2023 melden die Stadtwerke Dinkelsbiihl Bedenken in
Bezug auf die fachlich richtige Verlegung von Ver- und Entsorgungsleitungen an.

Die im vorliegenden Plan dargestellte StralRenbreite der RingstraBen von 5,00m inkl. Borde lasst baulich
fiir Ver- und Entsorgungsleitungen lediglich eine Breite von 4,75m zu. Durch die Verlegung des geplan-
ten Nahwéarmesystems und die geltenden Mindestabsténde ist eine normgerechte Leitungsverlegung
aus unserer Sicht nicht moglich.

Im Bauabschnitt 1 des Wohngebietes Gaisfeld IV ist die StraRenbreite der Nebenstrallen mit 5,50 m be-
reits knapp bemessen, an bestimmten Zwangspunkten konnten durch verschiedene DIN-Normen gere-
gelte Vorgaben nicht vollstandig eingehalten werden.

Wir bitten um Beriicksichtigung unseres Anliegens im weiteren Verfahrensablauf. Selbstverstandlich ste-
hen wir Ihnen fiir weitere Information und fiir die Erlauterung unserer Belange gerne zur Verfligung.

Beschlussvorschlag zu 22.:

Der Einwendung wird gefolgt. Innerhalb der 6ffentlichen Griinflache , Quartiersplatz” wird eine passende
Flache fir die Errichtung einer Trafostation eingeplant. Die Stralenbreite der 6ffentlichen Verkehrsstra-
Ren wird im gesamten Plangebiet auf eine Mindestbreite von 5,8 m angepasst.

aufgestellt:
TB|MARKERT
Nicolas Schmelter

B. Sc. Landschafsplanung und Landschaftsarchitektur
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PRAAMBEL

Die Grof3e Kreisstadt Dinkelsbuhl erlésst aufgrund § 2 Abs. 1, §§ 9 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. | S. 3634), zuletzt gedndert durch Art. 2 des
Gesetzes vom 04.01.2023 (BGBI. | Nr. 6), der Verordnung tUber die bauliche Nutzung der Grundstiicke
(Baunutzungsverordnung - BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBI. | S. 3786),
zuletzt geéndert durch Art. 3 des Gesetzes vom 04.01.2023 (BGBI. | Nr. 6), des Art. 81 der Bayerischen
Bauordnung (BayBO) in der geltenden Fassung und des Art. 23 der Gemeindeordnung fur den Freistaat
Bayern (GO) in der geltenden Fassung den Bebauungsplan ,Gaisfeld IV Bauabschnitt I fir den Bereich
sudlich der Obrist-von-Sperreuth-Strafl3e als Satzung.

§1

Raumlicher Geltungsbereich

Far den rdumlichen Geltungsbereich des Baugebietes gilt die ausgearbeitete Bebauungsplanzeichnung in
der Fassung vom 20.02.2024 und die auf dieser vermerkten Festsetzungen.

§2
Bestandteile dieser Satzung

Bebauungsplan mit
1. zeichnerischem Teil im MaRstab 1:1000 und
2. Textlichen Festsetzungen

§3

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt gemaR § 10 Abs. 3 BauGB mit ihrer Bekanntmachung in Kraft.
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MaRstab 1:2000

Artenschutzrechtliche Mallnahmen und naturschutzfachliche

MaRnahmen auf Fl.-Nr. 2392 Gmkg. Dinkelsbuhl:

FCS1: Extensiver Ackerbau und Brachestreifen zweijahrig (2,0ha)

CEF1/FCS1: Ackerbuntbrache fiir bodenbritende Vogelarten und
Knoblauchskrote (1,5ha)

CEF1/FCS1: Entwicklung einer Griinlandbrache; einmalige Mahd alle
zwei Jahre (0,1ha)

FI.-Nr. 2392/2 Gmkg. Dinkelsbiihl: FCS1 Extensive Grinlandnutzung
(0,6ha) und FCS1 Anlage Stillgewasser (500m?)

FI.-Nr 313 Gmkg. Waldhauslein: FCS1 Extensive Griinlandnutzung
(0,3ha)

FI.-Nr. 314 Gmkg. Waldhauslein: FCS1 Extensive Griinlandnutzung
(0,4ha)

FI.-Nr. 315 Gmkg. Waldhauslein: FCS1 Extensive Griinlandnutzung
(0,9ha) und FCS1 Anlage Stillgewdasser (500m?)

FI.-Nr. 317 Gmkg. Waldhauslein: FCS1 Extensiver Ackerbau (0,2ha)
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Festsetzungen durch Planzeichen

Art der baulichen Nutzung
(§ 5 Abs. 2 Nr. 1, § 9 Abs. 1 Nr. 1 des Baugesetzbuches -BauGB-, §§ 1 bis 11 der

Baunutzungsverordnung -BauNVO-)

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO)

Allgemeine Wohngebiete
(§ 4 BauNVvO)

Mischgebiete
(§ 6 BauNVvO)

(§ 11 BauNVvO)

Sonstiges Sondergebiet Zweckbestimmung "Personen mit Beeintrachtigung" und "Pflegeheim

Anforderungen an die Gestaltung

Einfamilienhauser

Doppelhauser

Reihenhauser

Grundflachenzahl

Baugrenze Baulinie < > Firstrichtung
o] offene Bauweise nach § 22 (2) BauNVO E
a abweichende Bauweise nach § 22 (4) BauNVO D
g geschlossene Bauweise nach § 22 (3) BauNVO RH
z.B. Il Zahl der Vollgeschosse, als Hochstmal zB.04
zB.TH80m Traufhéhe, als Hochstmal
Verkehrsflachen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

StralRenverkehrsflachen

StraRenbegrenzungslinie

Verkehrsflachen besonderer Zweckbestimmung

Offentliche Parkflache

8-0 Landwirtschaftlicher Verkehr

Rad- und FuBweg

Flachen fir Versorgungsanlagen

(§ 5 Abs. 2Nr. 2b, 4 und Abs. 4, § 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 und Abs. 6 BauGB)

Flachen fir Versorgungsanlagen
(§5 Abs. 2 Nr. 4 und Abs. 4, § 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 und Abs. 6 BauGB)

©

Planungen, Nutzungsregelungen, Mafinahmen und Flachen fur
Maflinahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von

Natur und Landschaft

(§ 5Abs. 2 Nr. 10 und Abs. 4, § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

Elektrizitat

8 8| Umgrenzung von Fléachen zum Anpflanzen von Baumen, Stréuchern
8 8 und sonstigen Bepflanzungen
o ol (§9 Abs. 1 Nr. 25a und Abs. 6 BauGB)
000000000
Umgrenzung von Flachen fir Malnahmen zum Schutz zur Pflege
und Entwicklung von Natur und Landschaft
(§ 5 Abs. 2 Nr. 10 und Abs. 4, § 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 6 BauGB)
Grunflachen
(§5Abs. 2Nr. 5und Abs. 4,§9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6
BauGB)

offentliche Grinflache Private Griinflache

Umgrenzung von Flachen, die von der Bebauung freizuhalten sind
(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 und Abs. 6 BauGB)
Umgrenzung der von der Bebauung freizuhaltenden Schutzflachen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 und Abs. 6 BauGB)

Regelungen fiur die Stadterhaltung und fir den Denkmalschutz
(§5Abs. 4,§9 Abs. 6,§ 172 Abs. 1 BauGB)

unterliegen

|

Sonstige Planzeichen

Grenze des raumlichen Geltungsbereiches
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

|

Umgrenzung von Gesamtanlagen (Ensembles), die dem Denkmalschutz

Umgrenzung der Flachen fir Nutzungsbeschrankungen
oder fir Vorkehrungen zum Schutz gegen schéadliche
Umwelteinwirkungen im Sinne des

Bundes-Immissionsschutzgesetzes

Nutzungsschablone

Art der baulichen Nutzung
_ Zahl der Vollgeschosse
Bauweise
Grundflachenzahl
Dachform
Bebauungsax .
Hinweise

Vorschlage fiir mogliche Pflanzstandorte
(Baume)

Flurstiicke und Flurstiicksnummern

Abwasserleitungen
unterirdisch (Bestand)

O—9

Beispielhafte Bebauung: MyCube-Elemente
(2 Bautypen - ca. 135m?)

Beispielhafte Bebauung: Doppelhaus
12,6 x 12,3 m (ca. 155 m?)

Bespielhafte Bebauung: Einfamilienhaus
11,2 x 9 m (ca. 100 m?)

Geplante Erweiterung der
offentliche Griinflache auRRerhalb des
Geltungsbereichs (geplant)

il -le)e] |

4
3
]

(§ 5 Abs. 2 Nr. 6 und Abs. 4 BauGB)

Umgrenzungen der Flachen flir besondere Anlagen
und Vorkehrungen zum Schutz vor schéadlichen
Umwelteinwirkungen im Sinne des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes

(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 und Abs. 4 BauGB)

Private Griinflachen innerhalb
von festgesetzten baulichen Nutzungen

Mogliche Parzellengrenzen

Umgrenzung von Schutzgebieten und Schutzobjekten im Sinne
des Naturschutzrechtes
(§ 5Abs. 4, § 9 Abs. 6 BauGB)

Naturschutzgebiet

Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-Gebiet)

BemaRung in Meter

Geplante Wegefiihrung innerhalb
offentlicher Grinflachen

Erlduterungszeichnung zur Darstellung moglicher Bauweisen
entsprechend der Festsetzungen in den Allgemeinen Wohngebieten

Satteldach Pultdach Flachdach
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B. Textliche Festsetzungen
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8.8

8.8.1
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8.8.3

8.9

8.10

8.11

8.12

8.13

Art der baulichen Nutzung

Festgesetzt werden Allgemeine Wohngebiete (WA1-WA10) nach § 4 BauNVO. Die gemaR § 4 Abs.
3 BauNVO ausnahmsweise zuldssigen Nutzungen werden als unzulassig festgesetzt.

Im allgemeinen Wohngebiet (WA1-WA10) sind entgegen § 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO die der
Versorgung dienende Laden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht stérende
Handwerksbetriebe nicht zuléssig.

Festgesetz wird ein sonstiges Sondergebiet (SO1) nach § 11 BauNVO mit der Zweckbestimmung
~Personen mit Beeintrachtigung®.

Festgesetz wird ein sonstiges Sondergebiet (SO2) nach § 11 BauNVO mit der Zweckbestimmung
,Pflegeheim®.

Festgesetz wird ein Mischgebiet (MI1) nach § 6 BauNVO.

Im Mischgebiet (MI1) sind entgegen § 6 Abs. 2 Nr. 4, 7 und 8 BauNVO sonstige Gewerbebetriebe,
Tankstellen und Vergnugungsstatten nicht zulassig. Die gemanr § 6 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise
zulassige Nutzung wird als unzul&ssig festgesetzt

GrundstiicksgroBe, MaR der baulichen Nutzung

Die zulassige Grundflachenzahl wird baugebietsbezogen festgesetzt und ist in Nutzungsschablonen
zugeordnet. Sie betragt 40 von 100 (GRZ 0,4) bzw. 50 von Hundert (GRZ 0,5) in den Aligemeinen
Wohngebieten.

Im Mischgebiet (MI1) betragt die Grundflachenzahl 0,4 (GRZ 0,4)

Im ausgewiesenen sonstigen Sondergebiet 1 (SO1) mit der Zweckbestimmung ,Personen mit
Beeintrachtigung” betragt die Grundflachenzahl 80 von 100 (GRZ 0,8).

Im ausgewiesenen sonstigen Sondergebiet 2 (SO2) mit der Zweckbestimmung ,Pflegeheim® betragt
die Grundflachenzahl 80 von 100 (GRZ 0,8).

In den sonstigen Sondergebieten 1 und 2 (SO1 und SO2), sowie in den allgemeinen Wohngebieten 2
und 5 (WA2 und WAD5) ist die Zahl der Vollgeschosse auf zwei begrenzt.

Die Hbheneinstellung der Gebaude wird wie folgt festgesetzt:

Unterer Bezugspunkt fur die Hoheneinstellung der Gebaude mit einer festgesetzten Traufhéhe ist die
Oberkante der StralRenflache der jeweiligen Erschlieungsstralle, in der Halfte (Mitte) der
stralRenseitigen Grundsticksgrenze.

Die Oberkante Erdgeschoss — FertigfuRboden darf maximal 35 cm tUber dem Fahrbahnrand der an
das Grundstick angrenzenden 6ffentlichen Fahrbahnflache liegen. Der Bezugspunkt liegt in der
Halfte (Mitte) der straRenseitigen Grundstiicksgrenze.

Die Traufhdhe ist in den allgemeinen Wohngebieten 1, 3,4,6, 7,8, 9und 10 (WA1,3,4,6,7,8,9
und 10) bei den Dachformen SD, PD, FD auf generell 7,25 Meter festgesetzt:

Im allgemeinen Wohngebiet 2 (WA 2) betragt die Trauthéhe 7,0 Meter.
Im allgemeinen Wohngebiet 5 (WA 5) betragt die Trauthdhe 8,5 Meter.

Definition Traufhdhe: Als Traufhéhe gilt der Schnittpunkt der AuRenkante der senkrecht aufgehenden
Wand mit der Oberkante der Dachhaut bzw. mit der Oberkante der Attika bei einem Gebaude mit
Flachdach.

Die Firsthdéhe definiert sich durch die obere DachhautauRenkante.

Die Firsthéhe betragt in den allgemeinen Wohngebieten 1, 3,4, 6,7, 8, 9und 10 (WA1, 3,4,6,7, 8,
9 und 10) beim Satteldach 12 Meter und beim Pultdach 11 Meter.

Die Firstrichtung ist innerhalb des WA1, WA2, WA3, WAG, WA7, MI1 und des SO2 zwingend Ost-
West und kann der Pfeilrichtung der Planzeichnung entnommen werden.

Die durch die festgesetzte First- bzw. Traufhdhe zulassige Gebaudehdhe darf durch Schornsteine
Uberschritten werden.

Bauweise, iiberbaubare Grundstiicksflache
Als zulassige Bauweise gilt der jeweilige Eintrag in den Nutzungsschablonen.

Die Uberbaubaren Flachen werden mittels Baugrenzen und Baulinien nach § 23 Abs.1 BauNVO
festgesetzt. Ein Ubertreten der Baugrenzen und Baulinie ist generell nicht zul&ssig. AuRerhalb des
Baufensters sind auch keine untergeordneten Nebenanlagen geman § 17 BauNVO zulassig.

Hinsichtlich der Abstandsflachen gilt Art. 6 BayBO in der aktuellen Fassung.

Abweichend von § 22 Abs. 2 Satz 2 BauNVO, darf die Lange von Gebauden im SO1 eine maximale
Lange von 50 m Uberschreiten.

Nutzung der solaren Strahlungsenergie Festsetzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 23 b BauGB

Im gesamten Geltungsbereich dieses Bebauungsplans sind die nutzbaren Dachflachen der Geb&ude
und baulichen Anlagen innerhalb der Uberbaubaren Grundsticksflachen zu mindestens 25 % mit
Photovoltaikmodulen zur Nutzung der einfallenden solaren Strahlungsenergie auszustatten
(Solarmindestflache).

Werden auf einem Dach Solarwarmekollektoren installiert, so kann die hiervon beanspruchte Flache
auf die zu realisierende Solarmindestflache angerechnet werden.

Garagen und Stellplatze

Garagen und Carports mussen von ihren Einfahrtsseiten einen Stauraum von mind. 5.5 m bis zur
StralRenbegrenzungslinie haben. Dieser Stauraum darf zur StraRenseite hin nicht eingezdunt werden
und wird nicht als Stellplatz angerechnet.

Die Errichtung von Garagen und Carports ist nur innerhalb der ausgewiesenen Baufenster zuldssig.

Je abgeschlossene Wohnung im Wohngebaude sind mind. zwei Stellplatze auf dem Grundstick
herzustellen und vorzuhalten. Fur kleinere Wohneinheiten bis max. 50 m? ist mind. ein Stellplatz auf
dem Grundstuick herzustellen und vorzuhalten. Der Stauraum vor Garagen wird nicht angerechnet.

Immissionsschutzrechtliche Festsetzungen

Innerhalb der Umgrenzung von Fl&chen fur besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor

schadlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sind notwendige
passive Schallschutzmalinahmen umzusetzen um die Immissionsgrenzwerte entsprechend des § 2
BImSchV einzuhalten.

Ortliche Bauvorschriften nach § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. Art. 81 BayBO

Dachformen: Als Dachformen sind die, in der Nutzungsschablone aufgefuhrten Angaben zulassig.

Flachdachgaragen sind zur Verbesserung der Wasserriickhaltung und des Kleinklimas extensiv zu
begriinen, sofern diese nicht als Dachterrassen genutzt werden.

Solarenergieanlagen und Sonnenkollektoren auf Dachern sind ohne Aufstdnderung zu errichten.

Als Dacheindeckung sind ausschlieRlich Dachsteine in Rotfarbténen zulassig. Die Verwendung von
glanzenden oder mattglanzenden Dachziegeln (engobiert, glasiert oder edelengobiert) ist nicht
zulassig.

Griinordnung

Stellplatze sind mit versickerungsfahigen Beldgen zu befestigen (z.B. mit Rasenfugen oder
Drainpflaster).

Zum Schutz vor Schaden durch Starkregenereignisse darf Niederschlagswasser von den
Grundstucken nicht direkt in die Kanalisation eingeleitet werden, sondern ist auf dem jeweiligen
Grundstuck in Zisternen zu sammeln. Die Zisterne muss ein Fassungsvermégen von mindestens
30l/m? Dachflache aufweisen. Das Mindestvolumen der Zisterne betragt 4,2 m*. Die endgultige
GroRe der Zisterne ist mit dem Stadtbauamt Dinkelsbuhl im Rahmen der Entwasserungsplanung
abzustimmen. Das gesammelte Wasser kann zur Gartenbewé&sserung genutzt werden.
Ausgenommen von dieser Festsetzung sind die allgemeinen Wohngebiete WA 2 und WA 5, sowie
die Sondergebiete SO 1 und SO 2.

Die Anlage von Schotter- oder Kiesflachen zur Gartengestaltung ist unzul&ssig. Prariegéarten sind
hiervon ausgenommen. Freiflachen die nicht als Zufahrten, Wege oder Terrassen befestigt sind,
mussen gartnerisch mit Rasen und Pflanzungen angelegt werden.

Fir die AuBenbeleuchtung an den 6ffentlichen Stralen sind Lampen mit geringem niederwelligen
Strahlungsanteil, mit UV-absorbierenden Abdeckungen und mit vollstdndig gekapselten
Beleuchtungskoérpern zu verwenden (insektenfreundliche AuRenbeleuchtung).

Einfriedungen zum StralRenraum sowie zu den Nachbargrundsticken durfen zur Straenseite hin
eine Hoéhe von 1,25 m nicht Gberschreiten. Mauern, Dammschittungen, Erdwélle, Steinkérbe oder
sonstige Auffullungen zur Einfriedung sowie Sockel sind nicht zul&ssig. Stabmattenzdune und
Maschendrahtzaune als Einfriedungen an der Strallenbegrenzung sind ebenfalls nicht zulassig. Alle
Einfriedungen sind mit einem 10 cm hohen Abstand vom Boden zu gestalten, um ein Wandern von
Kleintieren zu ermdglichen.

Einfriedungen entlang von StraRenverkehrsflachen und éffentlichen Flachen sowie zu
landwirtschaftlichen Fl&chen sind mindestens 0,5 m hinter die Grundsticksgrenze zu setzen
(Schrammbord).

Der 0,5 m breite Streifen (Schrammbord) ist vom Grundstuicksbesitzer mit einer
Wiesensaatgutmischung anzusaen und zu pflegen.

Auffullungen, Abgrabungen: Stitzmauern zur Geldndeanpassung sind unzul&ssig. Béschungen sind
mit einem Neigungsverhaltnis von maximal 1:1,5 herzustellen.

Bei der Herstellung der Verkehrsflachen sind erforderliche Aufschittungen, Béschungen
und Abgrabungen vom Angrenzer auf den Bauflachen zu dulden.

Auf den Privatgrundstticken sind Modellierungen des Gelandes tber 30 cm Differenz, ausgehend
vom naturlichen Gelande als Bezugspunkt, mit der Genehmigungsbehdrde abzustimmen.

Auf den Privatgrundstticken sind im Bereich der Grundstiicksgrenzen Auffiullungen und
Abgrabungen unzulassig.

Pflanzgebote nach § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB: In den Wohngebieten und Sondergebieten ist je
angefangene 300 m? Grundstucksflache ein Laubbaum oder ein Obstgehélz der Pflanzliste A
,ourchgrinung“ zu pflanzen, zu erhalten und fachgerecht zu pflegen und bei Ausfall gleichwertig zu
ersetzen. Die Pflanzliste ist der Begriindung zum Bebauungsplan zu entnehmen.

Mit dem Bauantrag ist ein Freiflachengestaltungsplan einzureichen. Der Freiflachengestaltungsplan
hat die AuRenanlagen und die Freiflachengestaltung zeichnerisch darzustellen. Hierbei sind auch die
Gelandehdéhen des Urgelandes sowie die geplanten Hohen an den Grundstiicksgrenzen anzugeben.

Innerhalb der als ,Flache fur das Anpflanzen von Bdumen und Strduchern” festgesetzten Flache im
direkten Umfeld des SO1, WA4, WA9 und WA10 ist eine Gehdlpflanzung in einer Breite von 5 m auf
mindestens 60% der jeweiligen Grundstiicksl&nge anzulegen. Die anzupflanzenden Gehdlze sind
dauerhaft zu erhalten, zu pflegen und bei Ausfall gleichwertig zu ersetzen. Die zu verwendenden
Geholze sind der Pflanzliste B ,Ortsrandeingrinung” zu entnehmen. Die innerhalb der ,Flache fir
das Anpflanzen von B&dumen und Strauchern” gepflanzten Gehdlze kénnen der Pflanzverpflichtung
entsprechend Festsetzung 8.9 angerechnet werden. Dabei entsprechen 3 gepflanzte Straucher der
Artenliste B einem Laubbaum oder Obstgehdlz entsprechend der Festsetzung 8.9. Die Pflanzliste ist
der Begriindung zum Bebauungsplan zu entnehmen.

In den Vorgéarten der WA 1, WA 3, WA 4, WA 6, WA 7, WA8, WA9, WA10 und MI1 sind mind. 1/3 der
Vorgartenflachen zu bepflanzen und gartnerische zu pflegen. Hierzu zahlt auch der 3 Meter breite
Grundstucksbereich auRerhalb des Baufensters, welcher vollstandig und zwingend zu begrinen ist.

In den Sondergebieten SO 1 und SO 2, sowie in den allgemeinen Wohngebieten WA 2 und WA 5
sind die im Plan eingezeichneten privaten Grinflachen einzugrinen und dauerhaft zu erhalten. Die
hier gepflanzten Gehélze kénnen der Pflanzverpflichtung nach Festsetzung 8.9 angerechnet werden.

9. Naturschutzrechtliche Eingriffs -und Ausgleichsregelung

Um den Eingriff durch die vorliegende Planung auszugleichen, ist eine Gesamtausgleich von 99.379
Wertpunkten erforderlich.

Der naturschutzfachliche Ausgleichsbedarf in Héhe von 99.379 Wertpunkten wird Gber die Aufwer-
tung von Flachen im Zuge der umzusetzenden artenschutzrechtlichen MaRnahmen (CEF- und FCS-
Flachen) erbracht. Der artenschutzrechtliche und naturschutzfachliche Ausgleich wird kombiniert.

10. Artenschutzrechtliche MaBRnahmen

Basierend auf der im Jahr 2022 erstellten saP (silvaea biome institut) ergeben sich folgende zwin-
gend umzusetzende MaRnahmen (FCS und CEF).

10.1 FCS 1: MaRnahmen innerhalb des festgesetzten Geltungsbereichs:

10.1.1 Abfangen der im Gebiet vorhandenen Knoblauchkréten Uber mindestens zwei Fangperioden vor
Beginn der BaumafRnahmen und Umsiedlung auf geeignete, zeitlich vorgezogen hinsichtlich der
Habitatanspriche der Art optimierte Ausgleichsflachen.

10.1.2 Verhindern einer Wiedereinwanderung von Knoblauchkréten durch allseitige (mobile) Schutzzau-

ne bis Baubeginn und wahrend der Bauphase.

10.2 FCS 1: MaRnahmen auf den Teilflachen der Flurstiicke FI.-Nr. 1888 (0,9ha) sowie auf Teilflachen der
FI.-Nrn. 1890-1895 (3,2 ha) Gmkg. Dinkelsbihl:

10.2.1 Extensiver Ackerbau. Im jahrlichen Wechsel Anbau von Sommer- und Wintergetreide ohne
Biozideinsatz, Gulle- und Mineraldiingung. Diingung mit Festmist und Humus méglich. Nach der
Ernte Grubbern, ohne weitere Bodenbearbeitung.

10.2.2 Anlage einjahrig umgebrochener, selbstbegriinender Brachestreifen (bis ca. 10 m Breite):
Grubbern jeweils im einjahrigen Abstand nach der Ernte der angrenzenden Anbaustreifen.

10.2.3 Anlage zweijahrig umgebrochener, selbstbegrinender Brachestreifen (bis ca. 10 m Breite):

Grubbern jeweils im zweijahrigen Abstand nach der Ernte der angrenzenden Anbaustreifen.

10.3 FCS 1 und CEF 1: MaRnahmen Teilbereich nordlich Kesselwald im rdumlich-funktionalen Umfeld der
Planung:

10.3.1 FIL.Nr. 2392 (Gmkg. Dinkelsbuhl)

Nordostteil (0,1 ha): Entwicklung einer Grunlandbrache. Einschirige Mahd alle zwei Jahre zwischen
15.08. und 15.11. Keine Dungung, kein Einsatz von Pflanzenschutzmitteln, kein Striegeln, Walzen
oder Schleppen.

Nordteil (1,5 ha): Anlage eines Bluhstreifens (Ackerbuntbrache) mit einer Gré3e von 1,5 ha (hier drei
Feldlerchenpaare betroffen oder Anlage eines ebenso groRen Brachestreifens, der alle 3-5 Jahre
gegrubbert, ansonsten aber nicht bewirtschaftet wird. Folgende Punkte sind bei der Anlage der
Feldlerchenflache zu beachten:

Ansaat einer blutenreichen Saatgutmischung, z. B. Mischung 23 - ,Blihende Landschaft —
Frihjahrsansaat, mehrjéhrig“ von Rieger-Hofmann (https://www.rieger-hofmann.de/rieger-hofmann-
shop/mischungen/mischungen-fuer-die-land-und-forstwirtschaft/23-bluehende-landschaft-
fruehjahrsansaat-mehrjaehrig.html, 27.05.21).

Die Flache muss auch langfristig eine niedrige und lickenhafte Vegetationsstruktur aufweisen, um
fur die Feldlerche als Bruthabitat dienen zu kénnen - um dies zu gewahrleisten, ist die Mischung in
halber Saatgutstérke (max. 50 %) anzuséen. Rohbodenstellen sollen erhalten bleiben. Die Mischung
darf keine Graser enthalten. - Keine weitere Bodenbearbeitung oder Mahd. - Verzicht auf Dunger,
Pflanzenschutzmittel (PSM) und keine mechanische Unkrautbekdmpfung.

Sudteil (2,0 ha): Extensiver Ackerbau. Im jahrlichen Wechsel Anbau von Sommer- und
Wintergetreide ohne Biozideinsatz, Gulle- und Mineraldiingung. Dingung mit Festmist und Humus
mdglich. Nach der Ernte Grubbern, ohne weitere Bodenbearbeitung. Zusatzlich Anlage eines
zweijahrig umgebrochenen Brachestreifens (bis ca. 10 m Breite): Grubbern jeweils im zweijahrigen
Abstand nach der Ernte der angrenzenden Anbauflache.

10.3.2 FL.Nr. 2392/2 (Gmkg. Dinkelsbuhl)

Anlage eines ca. 500 m? groRen, méglichst ganzjahrig wasserfuhrenden, ca. 80 cm tiefen
Laichgewéassers aulerhalb der Vogelbrutzeit (Oktober - Februar). Verdichtung des Gewéasserbodens
(z.B. durch Andriicken mit Baggerschaufel). Einbringen von Asten als ersteinrichtende MaRnahme
zur Erhéhung des Strukturreichtums im Gewasser. Gleichzeitig Entwicklung einer Réhrichtzone
/Verlandungszone mit Rohrkolben- oder Schilfbestand. In dieses Gewasser sollen die im
Vorhabenbereich gefangenen Knoblauchkréten umgesiedelt werden.

Restliche Flache (0,6 ha): Extensive Grunlandnutzung. Mahd bis einschlieRlich 14.06., anschlieRend
Bewirtschaftungsruhe bis einschlieRlich 31.08. Auf der gesamten Flache gilt: Keine Dlngung, kein
Einsatz von Pflanzenschutzmitteln, kein Striegeln, Walzen oder Schleppen. Annueller streifenweiser,
flacher Aufriss der Grasnarbe gegen Mitte September (Offenboden fur die Knoblauchkréte, zugleich
Grunlandverjingung) auf 200 m? (zwei Streifen a 5m x 20 m) an jéhrlich wechselnden Stellen.

10.3.6 FL.Nr. 313 (Gmkg. Waldhduslein)

Extensive Grunlandnutzung (0,3 ha). Mahd bis einschlielich 14.06., anschlieffend
Bewirtschaftungsruhe bis einschliellich 31.08. Auf der gesamten Flache gilt: Keine Dlngung, kein
Einsatz von Pflanzenschutzmitteln, kein Striegeln, Walzen oder Schleppen. Annueller streifenweiser,
flacher Aufriss der Grasnarbe gegen Mitte September (Offenboden fir die Knoblauchkréte, zugleich
Grunlandverjingung) auf 200 m? (zwei Streifen a 5m x 20 m) an jéhrlich wechselnden Stellen.

10.3.7 FL.Nr. 314 (Gmkg. Waldhduslein)

Extensive Grunlandnutzung (0,4 ha). 1. Schnitt: Mitte Juni; 2. Schnitt Ende August. Auf der gesamten
Flache gilt: Keine Dingung, kein Einsatz von Pflanzenschutzmitteln, kein Striegeln, Walzen oder
Schleppen. Annueller streifenweiser, flacher Aufriss der Grasnarbe gegen Mitte September
(Offenboden fur die Knoblauchkréte, zugleich Grunlandverjingung) auf 200 m? (zwei Streifen a 5m x
20 m) an jahrlich wechselnden Stellen.

10.3.8 FL.Nr. 315 (Gmkg. Waldhduslein)

Anlage eines ca. 500 m? groRen, méglichst ganzjahrig wasserfihrenden, ca. 80 cm tiefen
Laichgewassers auerhalb der Vogelbrutzeit (Oktober - Februar). Verdichtung des
Gewasserbodens (z.B. durch Andriicken mit Baggerschaufel). Einbringen von Asten als
ersteinrichtende MaRnahme zur Erhéhung des Strukturreichtums im Gewasser. Gleichzeitig
Entwicklung einer Réhrichtzone /Verlandungszone mit Rohrkolben- oder Schilfbestand. In
dieses Gewasser sollen die im Vorhabensbereich gefangenen Knoblauchkréten umgesiedelt
werden.

Restliche Flache (0,9 ha): Extensive Grunlandnutzung. Mahd bis einschlie3lich 14.06.,
anschlieRend Bewirtschaftungsruhe bis einschlielich 31.08. Auf der gesamten Fl&che qilt:
Keine Dingung, kein Einsatz von Pflanzenschutzmitteln, kein Striegeln, Walzen oder
Schleppen. Annueller streifenweiser, flacher Aufriss der Grasnarbe gegen Mitte September
(Offenboden fir die Knoblauchkréte, zugleich Grunlandverjingung) auf 200 m? (zwei Streifen
a 5m x 20 m) an jahrlich wechselnden Stellen.

10.3.9 FIL.Nr. 317 (Gmkg. Waldhduslein)

Extensiver Ackerbau (0,2 ha): Im jahrlichen Wechsel Anbau von Sommer- und
Wintergetreide ohne Biozideinsatz, Gulle- und Mineraldiingung. Dingung mit Festmist und
Humus mdglich. Nach der Ernte Grubbern, ohne weitere Bodenbearbeitung.

11. Artenschutzrechtliche VermeidungsmafRnahmen

Basierend auf der im Jahr 2022 erstellten saP sowie der 2023 erstellten Natura2000-
Vertraglichkeitsprufung (silvaea biome institut) ergeben sich folgende zwingend umzusetzende Ver-
meidungsmafnahmen:

M1: Keine Installation von AuRenbeleuchtungsanlagen mit umweltschadlichen, d.h. die nachtaktive
Fauna stark anlockenden Lichtquellen. Einsatz der umweltvertraglichsten neusten Techniken. Fur
AuRenbeleuchtungsanlagen sind dies LED kalt und LED neutral-warm Lampen.

M2: Beginn der Baufeldvorbereitung (wie Entfernen der Vegetationsdecke) und Bauarbeiten
auflerhalb der Aktivitatszeiten der Bodenbriter und Knoblauchkréten ab Oktober und vor Beginn
der Brutsaison bis Ende Februar.

M3: Einhaltung eines dauerhaften Mindestabstandes (Pufferflache) zwischen 100 und 150 Metern
(je nach Stérungssensibilitat der betroffenen Bereiche) zum sudlich liegenden FFH-Gebiet/NSG.
Herausnahme der stdlichsten Hauserreihe aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes.
Hinweis: Diese bereits in der saP zum Vorhaben beschriebene Vermeidungsmalnahme (sbi 2022)
wurde bereits berucksichtigt.

M4: Keine Inanspruchnahme der Pufferflachen zwischen FFH-Gebiet/NSG und Baugebiet fur die
Baustelleneinrichtung und —durchflhrung.

M5: Umsetzung geeigneter MaRnahmen zur Minimierung anthropogener Storreize entlang des
Gaisweiher-Nordufers. Hierzu Einrichtung eines alternativen, attraktiven FuR- und Radweges im
Umfeld des Baugebietes um den Freizeitdruck auf den nérdlich an das NSG angrenzenden Grinweg
zu senken. Zusatzlich Reduktion der vom Wohnbaugebiet ausgehenden Zugangsmdglichkeiten zu
diesem Grunweg durch deren Bepflanzung mit Dornenstraucher.

M6: Verbesserung der Abschirmung von Stérungen, die direkt vom geplanten Wohngebiet
herrihren bzw. die durch ausgehend vom Wohngebiet erfolgende Freizeitnutzung entstehen.
Hierzu Eingriinung des geplanten Baugebietes auf dessen Sudseite mittels einer zweireihigen,
mindestens 5 m breiten, naturnahen Hecke aus heimischen Straucharten.

M7: Abfangen Uber mindestens zwei Fangperioden der im Gebiet vorhandenen Knoblauchkréten
vor Beginn der BaumaRnahmen und Umsiedlung auf geeignete, zeitlich vorgezogen hinsichtlich der
Habitatanspriche der Art optimierte Ausgleichsflachen. Erstellung eines flachenspezifischen
MaRnahmenkataloges.

M8: Aufwertung des verbleibenden Lebensraumes der Knoblauchkréte zwischen Baugebiet und
Gaisweiher. Erstellung eines flachenspezifischen Malnahmenkataloges (vgl. FCS1).

M9: Verhindern einer Wiedereinwanderung von Knoblauchkréten durch allseitige (mobile)
Schutzzaune bis Baubeginn und wéhrend der Bauphase.

M10: Grundséatzlich sind fur Amphibien nicht Gberwindbaren Barrieren bzw. potenzielle Fallen
(offene Lichtschéchte und Fallrohre, oberflachengleiche Kellertreppenzugange) im neuen
Baugebiet zu vermeiden. Absicherung der Kellerschéachte.

M11: Verbot des Salzstreuens im Baugebiet um die Einleitung von Oberflachenabwéassermn mit
hohem Salzgehalt in den Gaisweiher zu vermeiden.

M12: Festsetzung einer Zisternenpflicht im Baugebiet zur Vermeidung der spontanen Einleitung
groRer Mengen an Oberflachenwasser in den Gaisweiher (z.B. infolge von Starkregenereignissen).

C. Hinweise:

1. Auf die Meldepflicht an das Bayerische Landesamt fur Denkmalpflege oder die Untere Denkmal-
schutzbehdrde gemaf Art. 8 Abs. 1-2 DSchG beim Auffinden von Bodendenkmaélern wird ver-
wiesen.

2. Fur Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes inkl. der Ausgleichs-
flachen ist eine denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig, die in ei-
nem eigenstandigen Erlaubnisverfahren bei der zustandigen Unteren Denkmalschutzbehérde zu
beantragen ist.

3. Bei der Versickerung von Niederschlagswasser sind die Vorschriften der Niederschlagwasser-
freistellungsverordnung (NWFreiV) und der technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von
gesammelten Niederschlagswasser ins Grundwasser (TRENGW) zu beachten.

C. Hinweise:

4.  Zwischen Baumstandorten und Versorgungsleitungen ist gemaf DVGW Regelwerk Arbeitsblatt
GW125 ,Baumpflanzungen im Bereich unterirdischer Versorgungsleitungen® ein Abstand von
2,5 m einzuhalten.

5.  Bei Baumpflanzungen im N&aherungsbereich von Telekommunikationslinien ist das ,Merkblatt
Uber Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen® der Forschungsgesell-
schaft fur Stralenbau und Verkehrswesen, Ausgabe 1989 zu beachten.

6. Landwirtschaftliche Immissionen: Von den umliegenden landwirtschaftlich genutzten Flachen
kdénnen, selbst bei ordnungsgemafer Bewirtschaftung, Larm, Geruchs- und Staubemissionen
ausgehen, die von den Bewohnern zu dulden sind.

7. Die Grenzabstande nach Art. 47 und 48 AGBGB sind einzuhalten.

8. Wahrend der Aktivitatszeit von Fledermausen, also von April bis Oktober sollten keine Bauarbei-
ten in der Dammerung oder in der Nacht erfolgen. Um die Anlockwirkung auf die Insekten als
Nahrungsquelle so weit wie mdglich einzuschranken, sind Beleuchtungsanlagen mit LED-
Lampen mit warmem Farbspektrum zu verwenden. Die Ausrichtung der Lichtkegel ist nur auf
den Boden oder auf Aufenfassaden und nicht in den freien Himmel oder auf Grunflachen zu
richten.

9. GroRere, spiegelnde Glas- und Fensterfassaden sind zu vermeiden, um die Gefahr des Vogel-
schlages zu reduzieren. Andernfalls sind geeignete MaRnahmen wie Mattierung, Streifenmuster
oder Auenjalousien anzubringen.

10. Beider Erschlieung des Baugebietes ist darauf zu achten, dass keine Bauwerke oder Situatio-
nen geschaffen werden, die eine Fallenwirkung auf Kleintriere wie Amphibien, Eidechsen, etc.
haben (z.B. durch senkrechte Baugruben, bodengleiche Lichtschachte, offene Fallrohre, etc.).

11. Die DIN-Normen, auf die in den Festsetzungen und in der Begrindung zu diesem Bebauungs-
plan verwiesen werden, sowie anderweitige im Bebauungsplan erwahnte Richtlinien, Regelwer-
ke etc. sind bei der Stadt Dinkelsbhl, Segringer Strae 30, 91550 Dinkelsbuhl, wahrend der all-
gemeinen Dienststunden einzusehen.

12. Beiden festgesetzten Pflanzen ,StraRenbdaume* handelt es sich um klimanagepasste Arten, die
im Zuge des Klimawandels als resilient im Stadtgebiet angesehen werden. Als Quelle wurde die
StralRenbaumliste, deutsche Gartenamtsleiterkonferenz 2020 sowie die Studie ,Stadtbdume un-
ter Stress, Projekt Stadtgriin 2021“, der Landesanstalt fur Weinbau und Gartenbau herangezo-
gen.

13. Schottergarten: GroRflachige Kies- oder Schottergarten — auch in versickerungsfahiger Gestal-
tung- werden entsprechend des Urteils des VG Hannover (Az.: 4 A 12592/17) als bauliche Anla-
gen gewertet. Sie werden somit auf die zulassige uberbaubare Flache angerechnet. Bei einer
Uberschreitung der zulassigen bebauten Flache kann die Bauaufsichtsbehérde den Riickbau
verlangen.

VERFAHRENSVERMERKE

1) Der Stadtrat der GroRen Kreisstadt Dinkelsbuhl hat in der Sitzung vom 21.06.2023 die Aufstellung des
Bebauungsplans ,Gaisfeld IV Bauabschnitt |[I“ beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde in der Zeit
vom 17.07.2023 bis 18.08.2023 ortsuiblich bekanntgemacht.

2) Die friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung gemaR § 3 Abs. 1 BauGB mit 6ffentlicher Darlegung und Anho-
rung fur den Vorentwurf des Bebauungsplans ,Gaisfeld IV Bauabschnitt II“ in der Fassung vom
21.06.2023 hat in der Zeit vom 17.07.2023 bis 18.08.2023 stattgefunden.

3) Die frihzeitige Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange geman § 4
Abs. 1 BauGB zum Vorentwurf des Bebauungsplans ,Gaisfeld IV Bauabschnitt II“ in der Fassung vom
21.06.2023 hat in der Zeit vom 17.07.2023 bis 18.08.2023 stattgefunden.

4) Zum Entwurf des Bebauungsplans ,Gaisfeld IV Bauabschnitt II“ in der Fassung vom 20.02.2024 wurden
die Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gemaR § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom

............... bis ............... beteiligt.

5) Der Entwurf des Bebauungsplans ,Gaisfeld IV Bauabschnitt I1“ in der Fassung vom 20.02.2024 wurde
mit der Begrindung geman § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeitvom ............... o] = offentlich aus-
gelegt.

6) Die GrofRe Kreisstadt Dinkelsbuhl hat mit Beschluss des Stadtrats vom ............... den Bebauungsplan
,2Gaisfeld IV Bauabschnitt [I“ gemaR § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom ............... als Satzung

beschlossen.

GrolRe Kreisstadt Dinkelsbunhl, den .............

(Oberburgermeister)

7) Ausgefertigt

GrolRe Kreisstadt Dinkelsbunhl, den .............

(Oberburgermeister)

8) Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan ,Gaisfeld IV Bauabschnitt [I“ wurde am ............... ge-
man § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsublich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan mit Begrindung
wird seit diesem Tag zu den Ublichen Dienststunden in der Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitge-
halten und Gber dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan ist damit in Kraft
getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die §§ 214 und
215 BauGB wurde in der Bekanntmachung hingewiesen.

GrolRe Kreisstadt Dinkelsbunhl, den .............

(Siegel)
(Oberburgermeister)
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Sitzuflsvgge Stadtrat 6ffentlich
am

20.02.2024
Vorlagen-Nr.: 3/014/2024
Berichterstatter: Ehrmann, Lars
Betreff: Umbau und Sanierung des Gebaudes Schreinersgasse 5 (Flur-Nr.

376) Gemarkung Dinkelsbuhl

Sachverhaltsdarstellung:

Der Bau-, Grundstticks- und Umweltausschuss hat in seiner Sitzung am 06.12.2023 den Be-
schluss gefasst, dass mit der 0.g. Baumalinahme grundséatzlich Einverstandnis besteht, sofern
hinsichtlich der Gestaltung der Dachgauben, der Altane und der Fenster im Erdgeschoss eine
Tektur nachgereicht wird und die Verglasung im Giebel entfernt wird (Vorlagen-Nr.: 3/098/2023).
Die Plane wurden dementsprechend angepasst und vom Planer nochmals in der nicht &ffentli-
chen Sitzung des Bauausschusses am 10.01.2024 vorgestellt.

Mit Schreiben vom 11.12.2023 wurde gemal3 § 32 Abs. 3 GO die Nachprifung der Entscheidung
des 0.g. Beschlusses vom 06.12.2023 beantragt. Die Begruindung stutzt sich auf die Annahme,
es lage eine gravierende Nutzungsanderung vor, die einen Bezugsfall fir weitere Projekte in der
Altstadt schafft.

Der Planer wird das Bauvorhaben in der Stadtratssitzung vorstellen.

Anlagen: Ansichten, Grundriss, Beschluss vom 06.12.2023

Vorschlag zum Beschluss:

Mit der BaumafRnahme besteht Einverstandnis.
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Vorlage zur Sitzung des Bau-, Grundstiicks- und Umweltausschusses

am 06.12.2023

Vorlagennummer: 3/098/2023

Berichterstatter: Pfau, Melanie

Betreff: Umbau und Sanierung des Geb&udes Schreinersgas-

se 5 (Flur-Nr. 376) Gemarkung Dinkelsbiihl
Sachverhaltsdarstellung:

Der Antragsteller plant den Umbau und die Sanierung des Einzelbaudenkmals Schreinersgasse
5. Das Gebéude soll vorwiegend als Wohnraum (Ferienwohnungen + Eigentiimerwohnung)
dienen und beinhaltet im Erdgeschoss einen Friihstiicksraum mit Kiiche und HWR fiir die Feri-
enwohnungen. Das Geb&ude besteht aus vier oberirdischen Geschossen, einem Dachspitz
sowie einer Unterkellerung, die auRerhalb des Geb&udes liegt. Insgesamt entstehen elf Ferien-
wohnungen, eine Eigentimerwohnung und ein Abstellraum im Dachspitz. Der bestehende Alta-
ne im Osten wird saniert und vergréRert.

Das 1. Dachgeschoss wird durch drei Einzelgauben im Suiden belichtet. Das 2. Dachgeschoss
wiederum durch drei Einzelgauben im Norden und drei Einzelgauben im Siiden. Die Positionie-
rung der Dachaufbauten entspricht nicht der Dinkelsbtihler Baugestaltungssatzung. Die Gauben
haben einen Abstand von 2,50 m vom seitlichen Dachrand bzw. vom Ortgang einzuhalten. Die
Gauben sind tibereinander anzuordnen, sodass sie in ihrer Gesamtbreite (3 x 1,55m = 4,65 m)
ein Viertel der Firstldnge (4,25 m) nur minimal tiberschreiten. Hinsichtlich der Uberschreitung
der geforderten Breite der Gauben von 1,40m wird eine Abweichung auf 1,55m zugelassen.

Die bestehenden Sprossenfenster im Erdgeschoss sind zu halten. Neue Fenster im Erdge-
schoss sind satzungskonform auszufiithren.

Die Umbaumafnahmen wurden mit dem Bayerischen Landesamt fiir Denkmalpflege abge-
stimmt.

Ein Brandschutzkonzept zum Bauvorhaben liegt bereits vor. Steliplitze sind gegebenenfalls
abzulésen.

Anlagen: Lageplan, Grundrisse, Ansichten

Vorschlag zum Beschluss:

Mit der BaumaRnahme besteht grundsétzlich Einverstandnis. Hinsichtlich der Gestaltung der
Dachgauben und der Fenster im Erdgeschoss ist eine Tektur nachzureichen. Beziiglich der
Breite der Gauben wird eine Abweichung von der Baugestaltungssatzung zugelassen.

11. Sitzung des Bau-, Grundstiicks- Beschlussnummer: BGUA/20231206/03
und Umweltausschusses Ja s Neltd Afwesend 7
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Beschluss:

Mit der BaumaRnahme besteht grundsétzlich Einversténdnis. Hinsichtlich der Gestaltung der
Dachgauben, der Altane und der Fenster im Erdgeschoss ist eine Tektur nachzureichen. Die
Verglasung im Giebel ist zu entfernen. Die Tektur ist nochmals im Bauausschuss vorzustellen.
Bezlglich der Breite der Gauben wird eine Abweichung von der Baugestaltungssatzung zuge-
lassen. Das gemeindliche Einvernehmen wird zuriickgestellt und erst erteilt, wenn die Uberar-
beitung vorgenommen wurde.

Dinkelsbuihl, den 06/12.2023
Bau-, Grundstticksflund Umweltausschuss

N

11. Sitzung des Bau-, Grundstlicks- und Umweltausschusses vom 06.12.2023, éffentlich Seite 6 von 9



O &5

G - s

OO0a0
o000

PLANUNG

gty ine 2 8 Son By o Qe oy oy o oy o 8 ey o : 0@ €y iy 5 G o oo Sy B oy oy 2
e 23 et bt 2l e o o b o s b e S o e e 58 et St i e
s S o e S S o G o g i e o S e s e s ot o e s o S e an s o o i St
G e e Esrverdrs éo £ ey G o L o oty e o
iy o € S T s o s WS > o AT : Ty B 1 1 € O o W L e €3
o o e s G Gz s €03 3 6ty i 2o ey onei 6.3 Gn s 5 o g G4 it s 6 £ 223 0 9 51 Bt B o 21 o 3 v g ot Eo s oy 1 3 Do Do o 63 2 G G 0 Gt o n m B o £, 3 3 e
T i o o o o i o o o o o i o oo e oy e o o e o v o

o B2
e P o o 8. iy ey B
v s e R S L ]
e e e e e T e e b ]
= ] G O i 227 S

B T o g Wy iy o s, ol SRy . W oo < @ i o s
o e o e g i o o i, s o G G
Sswat %1 G xR W

QDo €G-
e - - @ G B @ Ors D5 i Eon B0 @0 Gig.
S e T e T e e Lo T s
9 Qo s i O B2 &9 Eron 129 OF 65 Ge 9 G5 O iy G e 5 T 09 G B

ko e
oy 2 Oty s o Uy it S e i €7 € By 02 e 37 € L7 Gt
.-,&—w‘n . o 5. o e
i o i e s < e et 7 207 B S e
o ix ot Gor i B £ a3 i 2 w6 03 o
e G- o &5 G iy Gy B 1 O A e By o B

&
o s i e s Ao
s oy ol S ey drGraney

. -

o et

s u--:“ L ﬁc.-ﬁ.- ﬁ.?

ey da b ek o i . S o e o o b S e o s bt e o
A R

o
e o . o Ty e s
ey o e o
e o i £oma s e 08 1 V2 o s 213t Vo o G4 et o s -

R

BESTAND PLANUNG




	Sitzungsdokumente
	Öffentliche Bekanntmachung

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  2 Erschließung Tiny-Haus-Siedlung Campingplatz
	Vorlage  3/011/2024

	TOP Ö  3 Neubau Brücke "Am Stauferwall"
	Vorlage  3/016/2024

	TOP Ö  4 Freiwillige Feuerwehr Hellenbach - Bestätigung des Kommandanten und Stellvertretenden Kommandanten
	Vorlage  1/004/2024

	TOP Ö  5 Resolution zum Erhalt des Dinkelsbühler Krankenhauses
	Vorlage  RA/004/2024
	Resolution StR 080224  RA/004/2024

	TOP Ö  6 Entwicklung Jugendherberge
	Vorlage  2/007/2024

	TOP Ö  7 Änderung der Richtlinie zur Vergabe von Finanzmitteln aus dem öffentlich-privaten Projektfonds im Bund-Länder-Städtebauförderprogramm "Lebendige Zentren"
	Vorlage  2/009/2024
	2024_Projektfonds_Richtlinie_Lebendige Zentren  2/009/2024

	TOP Ö  8 Bebauungsplan "Segringen - Schellenheckfeld West" Verfahrensumstellung nach § 13 b BauGB
	Vorlage  3/010/2024

	TOP Ö  9 28. Änderung des Flächennutzungsplanes im Parallelverfahren mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan „PV-Freiflächenanlage Rauhe Alp“ - Billigung des Vorentwurfes und frühzeigite Beteiligung der Öffentlichkeit
	Vorlage  3/013/2024
	FNP Änderung  3/013/2024

	TOP Ö  10 vorhabenbezogener Bebauungsplan „PV-Freiflächenanlage Rauhe Alp“ – Billigung des Vorentwurfes und frühzeigite Beteiligung der Öffentlichkeit
	Vorlage  3/012/2024
	AL-01-Plan  3/012/2024
	AL-02-Textl. Festsetzungen  3/012/2024

	TOP Ö  11 Bebauungsplan Tiny-Haus Wohngebiet „An der Krottenklinge“ – Abwägung zur frühzeitigen Öffentlichkeits- /Behördebeteiligung, Billigung und öffentl. Auslegung
	Vorlage  3/019/2024
	AL-01_Abwägungsvorlage  3/019/2024
	AL-02_Plaene Entwurf  3/019/2024
	AL-03_textl. Festsetzungen Entwurf  3/019/2024

	TOP Ö  12 Erschließung Tiny-Haus-Siedlung Krottenklinge
	Vorlage  3/015/2024

	TOP Ö  13 23. Flächennutzungsplanänderung für den Bereich „Gaisfeld IV – BA 2“ –Abwägung – Billigung – öffentliche Auslegung
	Vorlage  3/018/2024
	AL-01_Abwägungstabelle_20_02_2024  3/018/2024
	AL-02_23. FNP-Änd.-Planentwurf 20.02.2024  3/018/2024

	TOP Ö  14 Bebauungsplan „Gaisfeld IV – BA 2“ mit integriertem Grünordnungsplan – Abwägung zur frühzeitigen Öffentlichkeits-/Behördenbeteiligung, Billigung und öffentl. Auslegung
	Vorlage  3/017/2024
	AL-01_Abwägungstabelle_20_02_2024  3/017/2024
	AL-02_Entwurf_Bplan-Planblatt_20_02_2024  3/017/2024

	TOP Ö  15 Umbau und Sanierung des Gebäudes Schreinersgasse 5 (Flur-Nr. 376) Gemarkung Dinkelsbühl
	Vorlage  3/014/2024
	2024-01-08 - Stadtrat - Ans.+Schn.  3/014/2024
	2024-01-08 - Stadtrat - Grundrisse.  3/014/2024
	Beschluss Schreinersgasse 06.12.2023  3/014/2024
	Schreinersgasse - Präsentation mit Foto 1922  3/014/2024





